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Dicke Luft und dünne Luft

"Laß mal die Luft raus" steht etwa für die Aussage, die Spannung einer
Situation oder die intensive Aktivität irgendeines Tuns zu entschärfen
oder zurückzunehmen. Die Beschreibung einer anwachsenden Spannung
hingegen, etwa mit den Worten, es herrsche dicke Luft, in den Fokus
der Aufmerksamkeit zu lancieren, bedient sich ihrer ebenso als
symbolische Füllmasse wie der Hinweis, es sei noch Luft drin, wenn es
sich um die Einführung zusätzlicher Kapazitäten handelt. Sicher muß
die Luft nicht selten im Sprachgebrauch als Medium oder Trägerschaft
herhalten, unter anderem gewiß deshalb, weil ihre Unverzichtbarkeit
außer jeder Diskussion und Frage steht, zur selben Zeit jedoch auch,
weil ihre unterschiedlichen Funktionen es nahelegen.

Luft reimt sich auf Duft wie auf Gruft und Schuft und Kluft und ist
mischbar mit ungeheuer vielen, grundlegenden Aggregaten und Zuständen
in der Natur, genauso wie sie auch die wohl engsten und
verbindlichsten Nachbarschaften mit Gegenständen, Konglomeraten,
Verkettungen und Vereinzelungen pflegt. Es sind die oberen Räume in
Allem und Jedem, die sich stets von ihr beherrscht und besetzt finden,
wollte man sie genauer verorten. Sie trotzt dem Vakuum und dem
Zerfall, verdingt sich als Mantel und Schutz des Planeten Erde und ist
sich nie zu klein oder zu groß, den Rest dieser Welt aufs
entschiedenste zu verknüpfen. Auch ist sie Träger des Wandels und dem
Stoffwechsel geradeso verpflichtet wie dem Stillstand.

Klaglos trägt und transportiert sie die Frische aus der Wald- und
Pflanzenwelt wie auch die Wuchten aus dem Nachlaß menschlichen
Schaffens. Die Luft würde bestimmt eher unbemerkt zur Entlastung jener
Verunreinigungen und Schäden, welche diese Welt fortschreitend
anhäuft, fürsorglich beitragen, wären ihre Kapazitäten nicht, wie jene
der ganzen Erde, äußerst beschränkt, zumindest an dem wachsenden Maß
und der Wut menschlich-industrieller Zerstörungsgewalt gemessen.

Schlußendlich bleibt mir Gott sei Dank gerade noch genug Luft für
einen Stoßseufzer in Anbetracht dessen, spätestens jetzt mit diesem
leidigen Thema durch zu sein.

Ihre Schattenblick-Redaktion


2. August 2019
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KOHLEALARM/628: Klimakampf und Kohlefront - viele Themen ... (Klimacamp im Rheinland)


Klimacamp im Rheinland - 17. August 2019

Klimacamp eröffnet Workshopprogramm +++ Verschiedenste Aktionen
und Programmpunkte geplant



Erkelenz. Am Samstag hat das inhaltliche Programm des Klimacamp im
Rheinland begonnen. In über 30 Workshop- und Informationszelten finden hier
in den nächsten zehn Tagen eine Vielzahl an Austauschangeboten statt.
Tägliche Impulsvorträge zu den diesjährigen Schwerpunkten des Camps
eröffnen den Tag thematisch. Auftakt dazu ist heute der Impulsvortrag der
Gruppe Am Boden Bleiben, in dem die Bedeutung des Flugverkehrs in der
Klimakrise beleuchtet wird. Dieser Impulsvortrag ist Teil der
Mobilitätstage, die diese Gruppe vom 17.-19. August organisiert.

"Die Kohleverstromung ist einer der Hauptursachen für den Klimawandel, das
ist klar. Aber darüber hinaus gibt es noch viele weitere Ursachen - zum
Beispiel die Mobilität, der Flug- und Autoverkehr insbesondere.", sagt
Margarete Baum über das Klimacamp im Rheinland. Immer mehr Gruppen
schließen sich der Bewegung an und finden ihren Platz, um das Klimacamp
thematisch zu bereichern. "Klimaschutz ist nicht mehr nur was für Ökos,
Klimaschutz kann jede*r. Deshalb möchten wir das Programm dieses Jahr so
vielfältig wie möglich gestalten.", so Baum. Der Großteil des Programms
wird dabei durch "Open Spaces" gefüllt. Das bedeutet, dass alle
Interessierten vor Ort auch spontan Programmpunkte anbieten können. "Denn
jede*r hat eigene Interessen und Fähigkeiten, die er oder sie teilen kann",
so Baum.

Darüber hinaus werden aber auch Konferenzen organisiert. Vom 17.-20. August
organisiert beispielsweise die Vernetzungsplattform By2020WeRiseUp eine
Konferenz, um durch strategische Vernetzung und Koordination dem
gemeinsamen Ziel der Klimagerechtigkeit und des Systemwandels näher zu
kommen. Dazu haben sich bereits Teilnehmende aus über einem dutzend Ländern
angemeldet.

Im Mittelpunkt des diesjährigen Klimacamps steht die Vielfältigkeit der
Klimaberechtigkeitsbewegung, und damit auch die Vielfalt der verschiedenen
Protestformen. So organisiert die Regionalgruppe Hochneukirch von Fridays
For Future am Dienstag, den 20.08., eine Fahrraddemo um den Tagebau
Garzweiler. Treffpunkt hierfür ist um 11 Uhr die Kreuzung vor Keyenberg. Am
Mittwoch gibt es eine Rallye gegen Kohleabbau und Klimawandel, geplant von
der Gruppe Zucker im Tank. Ab Donnerstag dann bereitet "Kohle erSetzen!"
ihre Aktion des zivilen Ungehorsams weiter vor. Am Samstag organisieren die
kritischen Mediziner*innen als Abschluss ihrer Konferenz "Gesundheit und
Klimagerechtigkeit" einen Dorfspaziergang über die lokalen
Gesundheitsauswirkungen des Kohleabbaus.

Einer der Höhepunkte der Woche wird am Donnerstag, dem 22. August, die
10-Jahres Jubiläumsfeier sein. Ab 21 Uhr zeigen eine Fotoschau und eine
Ausstellung die letzten zehn Jahre des rheinländischen Klimacamps.
Interessierte, Anwohnende sowie die Presse sind dazu herzlich eingeladen.
Für Essen, Getränke und Musik wird natürlich gesorgt sein. "Es ist
unglaublich, wie die Klimagerechtigkeitsbewegung in den letzten Jahren
gewachsen ist. Nach zehn Jahren darf man das auch mal so richtig feiern -
mit unserem Aktionsblumenstrauß. Da ist sicherlich für jede*n etwas
passendes dabei" so Hannah Pauls vom Klimacamp.

Eine detaillierte Beschreibung des Rahmenprogramms sowie eine
Programmübersicht ist auf unserer Website zu finden: 

http://www.klimacamp-im-rheinland.de/programm/programmplan/ .

Die Teilnahme an allen Veranstaltungen ist kostenlos.




Kontakt und weitere Informationen:

http://www.klimacamp-im-rheinland.de/

Twitter: https://twitter.com/klimacamp

 * 

Quelle:

Klimacamp im Rheinland

E-Mail: presse-klimacamp@riseup.net

Internet: http://www.klimacamp-im-rheinland.de/
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KOHLEALARM/627: Klimakampf und Kohlefront - Schritt für Schritt Erfolge ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Gemeinsame Pressemitteilung vom 14. August 2019

Deutsche Umwelthilfe und Grüne Liga: 

Sicherheitsbetrieb im Tagebau Jänschwalde aufgrund jahrelanger Versäumnisse
notwendig



Landesbergamt ordnet die Vorbereitung eines "Sicherheitsbetriebs" an -
Betreibergesellschaft LEAG muss sich damit auf einen Stopp der
Braunkohleförderung vorbereiten - Jahrelange Versäumnisse der
Tagebaubetreiber machen die kurzfristige Maßnahme notwendig -
Beschwerdeverfahren von Deutscher Umwelthilfe und Grüner Liga gegen
Grundwasserabsenkung weiter vor dem Oberverwaltungsgericht
Berlin-Brandenburg anhängig

Berlin/Cottbus, 14.8.2019: Die Klagegemeinschaft aus Deutscher Umwelthilfe
(DUH) und der Grünen Liga sieht die am gestrigen Dienstag bekannt gewordene
Anordnung des brandenburgischen Landesamts für Bergbau, Geologie und
Rohstoffe (LBGR), Vorbereitungen für einen "Sicherheitsbetrieb" des
Tagebaus Jänschwalde zu treffen, als vorläufigen Höhepunkt jahrelanger
Versäumnisse des Tagebaubetreibers an. Die LEAG, Betreibergesellschaft des
Tagebaus, bereitet sich damit darauf vor, dass die Braunkohleförderung
nicht fortgeführt werden kann. Hintergrund sind die Grundwasserabsenkung
durch den Tagebau und die drohende Zerstörung von umliegenden Moorgebieten,
gegen die DUH und Grüne Liga geklagt hatten.

René Schuster, Braunkohle-Experte der Grünen Liga: "Dass die Anordnung des
Sicherheitsbetriebs notwendig geworden ist, muss die LEAG auf ihre Kappe
nehmen. Seit 2010 haben wir intensiv darauf hingewiesen, welche
Schutzmaßnahmen für die Feuchtgebiete notwendig und möglich sind.
Unternehmen und Bergbehörde haben diese Hinweise ignoriert und so den
Konflikt zwischen Tagebau und Feuchtgebieten immer weiter verschärft. Mit
der Anordnung musste das Bergamt jetzt kurzfristig die Notbremse ziehen,
wir hätten uns stattdessen mehr Weitsicht gewünscht."
Zur Sicherung und Erweiterung des Tagesbaus müssen im Umfeld
Entwässerungsbrunnen gebohrt werden. Dies trägt zur Austrocknung
geschützter Moor- und Feuchtgebiete im Umfeld des Tagebaus bei. Obwohl die
LEAG diese Auswirkungen im Vorfeld nicht überprüft hatte, genehmigte das
LBGR den Hauptbetriebsplan.

Dagegen haben DUH und Grüne Liga Anfang des Jahres Rechtsmittel eingelegt.
Das Verwaltungsgericht Cottbus ist im Rahmen des Eilverfahrens bereits im
Juni 2019 zu dem Ergebnis gekommen, dass der Hauptbetriebsplan des Tagebaus
voraussichtlich rechtswidrig ist. Das Gericht hatte der LEAG jedoch eine
Frist bis zum 1. September 2019 eingeräumt, um notwendige Prüfungen
nachzureichen. Weil das Gericht den Betrieb des Tagebaus dennoch weiter
zugelassen hat, haben DUH und Grüne Liga Beschwerde beim
Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg eingelegt. Diese Beschwerde ist
noch anhängig.

Cornelia Nicklas, Leiterin Recht der DUH, kommentiert: "Zum Erhalt der Moor-
 und Feuchtgebiete ist es essentiell, dass keine weiteren Fakten geschaffen
werden. Deshalb hoffen wir so bald wie möglich auf eine Entscheidung des
Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg im Sinne des Naturschutzes."

Hintergrund:

Der etwa 100 Meter tiefe und vier Kilometer breite Tagebau Jänschwalde
senkt das Grundwasser im Umkreis von mehreren Kilometern ab. In diesem
Bereich liegen mehrere als Natura-2000 bzw. FFH 
(Fauna-Flora-Habitat)-Gebiet geschützte Moore, in denen seit Jahren Austrocknungserscheinungen
beobachtet werden. Bei der Prüfung des Weiterbetriebes ab 2019 äußerten die
Fachbehörden für Wasser und Naturschutz erhebliche Bedenken gegen die
Zulassungsfähigkeit des vorgelegten Hauptbetriebsplans. Trotzdem kam es im
Dezember 2018 zu einer Genehmigung.

Das Lausitzer Energieunternehmen LEAG plant, den Tagebau noch bis 2023 zu
führen. Aus dem Zulassungsbescheid geht hervor, dass der Tagebau gar nicht
mehr genug Geld erwirtschaften kann, um die zur Abbaggerung freigegebene
Landschaft wieder nutzbar zu machen. Dafür sei er auf den langfristigen
Betrieb anderer Tagebaue und deren Erlöse angewiesen.

Die Kohle aus dem Tagebau Jänschwalde wird in das benachbarte Kraftwerk
Jänschwalde geliefert, das als eines der klimaschädlichsten Kraftwerke
Europas bekannt ist.


Links:

Zur Klageschrift:

http://l.duh.de/p190629

Veröffentlichung der GRÜNEN LIGA zur Machbarkeit einer Dichtwand, März
2010:

https://www.kein-tagebau.de/images/_dokumente/_archiv/dichtwand_fak.pdf

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 14.08.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KURSUS/5048: Bielefeld - Ungarisch für Anfänger, 15 Termine ab 11.9.2019


Stadt Bielefeld

Ungarisch lernen mit der VHS



Bielefeld (bi). Einen Ungarisch-Sprachkurs hat die Volkshochschule in
der Ravensberger Spinnerei ab Mittwoch, 11. September, im Programm. An
15 Terminen jeweils mittwochs von 18.30 bis 20 Uhr wird der Kurs für
Teilnehmer mit geringen Vorkenntnissen angeboten. 

Informationen und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 / 51-3084.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. August 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TREFF/1416: Vreden - 2. Halbjahresprogramm zur "Duckomenta"-Ausstellung ab 29.8.2019


Kreis Borken

Workshops, Lesungen und Filmabende im kult Westmünsterland

Programm für zweite Jahreshälfte erschienen / Sonderausstellung
"Duckomenta" noch bis November in Vreden



Kreis Borken / Vreden. Ein spannendes und abwechslungsreiches Programm
für Groß und Klein präsentiert das kult Westmünsterland auch für die
zweite Jahreshälfte wieder. Ausstellungen, Workshops, Lesungen,
Filmabende und vieles mehr bieten für Spätsommer, Herbst und
Vorweihnachtszeit lohnende Anlässe für einen Besuch des Kulturzentrums
in Vreden. Das gedruckte Halbjahresprogramm liegt jetzt im kult, in
der Kreisverwaltung in Borken sowie in zahlreichen Museen, auf
Campingplätzen und bei Tourismusagenturen aus.

Zunächst dreht sich weiterhin alles um Enten: Mit der
Sonderausstellung DUCKOMENTA, die große Kunstwerke der Weltgeschichte
mit Schnabel zeigt, mit Malworkshops für Kinder und unterhaltsamen und
aufschlussreichen Abendvorträgen zu Themen wie der Ente als Werbefigur
(29. August), dem großen Helden Donald Duck (19. September) oder dem
Idol Marylin Monroe (22. Oktober).

Ab Freitag, dem 13. (September), bietet die mobile Kunstinstallation
SALIGIA eine Begegnung mit künstlerischen Verarbeitungen der "Sieben
Todsünden". Im Begleitprogramm liest die gefeierte Jugendbuchautorin
Swantje Oppermann am Freitag, 27. September, aus ihrem 2019
erschienenen Bestseller "Saligia - Spiel der Todsünden".

Zum Jahresende (ab 21. November) lädt die eigens konzipierte
Sonderausstellung "Im Westen was Neues. Fußball - Charleston -
Bubikopf" zu einer Zeitreise in das Westmünsterland der 1920er-Jahre
ein. Mit dieser Ausstellung läutet das kult zugleich die 2020er ein,
denn die Ausstellung wird noch bis Februar des Folgejahres zu sehen
sein. Ein Begleitprogramm mit Filmabenden, Vorträgen und Workshops
rundet die Schau ab.

Ein besonderes Highlight der zweiten Jahreshälfte ist die
Veranstaltung mit der gefeierten Bestsellerautorin Tanja Kinkel am
Sonntag, 15. September, im Fürstensaal des Schlosses Ahaus. In einer
szenischen Lesung mit Begleitung der Mittelalter-Musikgruppe Capella
Antiqua Bambergensis und dem Solisten David Mayoral trägt sie aus
ihrem Roman "Das Spiel der Nachtigal" vor.

Weitere Informationen zu diesen und vielen weiteren Veranstaltungen
sind der Halbjahresbroschüre zu entnehmen. Für Reservierungen und
Infos steht das Team des kult unter kult@kreis-borken.de oder
02564/9899100 zur Verfügung.

Führungen durch die Ausstellungen, aber auch durch das Schaudepot oder
beispielsweise mit architektonischem Schwerpunkt werden für Gruppen zu
den Öffnungszeiten (dienstags bis sonntags von 10 bis 17 Uhr)
angeboten. Zudem gibt es verschiedene Bildungsprogramme für
Kindergartenkinder und Schulklassen, im Museum oder im Archiv.
Informationen und Terminvereinbarungen unter Tel. 02564/9899100.

Viele weitere Infos gibt es unter www.kult-westmuensterland.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 15. Juli 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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BIBLIOTHEK/662: Bibliothek des Agrarwissenschaftlers Theodor von der Goltz geht online (idw)


ZB MED - Informationszentrum Lebenswissenschaften - 14.08.2019

Bibliothek des Agrarwissenschaftlers Theodor von der Goltz geht
online

"...es erfordert endlich die Berufsehre der Landwirthe, daß sie den übrigen
Gliedern der menschlichen Gesellschaft an geistiger und sittlicher Bildung
ebenbürtig werden..."



ZB MED - Informationszentrum Lebenswissenschaften stellt eine neue
Digitale Sammlung online und digitalisiert die Bibliothek des
Agrarwissenschaftlers Theodor von der Goltz (1836-1905). Sie umfasst unter
anderem Werke zur Wirtschaftslehre, Geschichte und Soziologie der
Landwirtschaft. Darunter befindet sich auch eine Sammlung aller Klassiker
der Landwirtschaft, ein größerer Bestand an Hausväterliteratur und die
vollständigen Schriften des "Vereins für Socialpolitik".

1896 wurde der aus Koblenz stammende Theodor Freiherr von der Goltz aus
der ostpreußischen Linie der bekannten märkischen Adelsfamilie Direktor
der Königlich Preußischen Landwirtschaftlichen Akademie in
Bonn-Poppelsdorf. Die Akademie ist die Vorgängereinrichtung der heutigen
Landwirtschaftlichen Fakultät der Universität Bonn, die Akademiebibliothek
die Vorgängerin des Bonner Standortes von ZB MED.

Theodor von der Goltz, geboren am 10. Juli 1836, studierte zunächst
Rechts- und Staatswissenschaften. Er wechselte dann aber zu einer
landwirtschaftlichen Lehre. Dabei versprach er sich zunächst von der
körperlichen Arbeit eine Verbesserung seiner angegriffenen Gesundheit.
Bald fand er in den Agrarwissenschaften jedoch seine eigentliche
Profession und besuchte von 1858 an die Akademie in Poppelsdorf, bestand
dort zwei Jahre später das Examen und wurde Landwirtschaftslehrer an der
Ackerbauschule Riesenrodt in Westfalen. 1862 promovierte er in Leipzig zum
Dr phil. und ging an die Landwirtschaftliche Akademie Waldau in Preußen.
Seit 1869 bekleidete er in Königsberg die dort neubegründete Professur für
Landwirtschaft, von 1885 dann für zehn Jahre eine Professur in Jena. Als
er von dort nach Poppelsdorf kam, galt er bereits - weit über Deutschland
hinaus - als der führende Vertreter seines Fachs.

An der Poppelsdorfer Akademie las er regelmäßig zur Betriebs- und
Taxationslehre, zur landwirtschaftlichen Buchführung und zur
Kulturtechnik. An der Bonner Universität behandelte er agrarpolitische und
agrargeschichtliche Fragen. Schon früh war von der Goltz davon überzeugt,
dass die Landwirtschaftslehre nicht nur Naturwissenschaft, sondern eher
Wirtschaftslehre ist. Dazu gehörte für ihn eine (christlich geprägte)
Sozialpolitik: Er wollte auch den in der Landwirtschaft Arbeitenden bei
steigendem Nationalreichtum einen mitsteigenden Lohn sichern.

Als Lehrer hatte von der Goltz großen Einfluss auf seine Schüler. Dazu
gehörten unter anderem die beiden bedeutendsten Vertreter der modernen
landwirtschaftlichen Betriebslehre, Friederich Aereboe und Theodor
Brinkmann.

Nach Theodor von der Goltz' Tod am 6. November 1905 und seinem unter
größter öffentlicher Anteilnahme begangenen Begräbnis konnte die
Akademiebibliothek seine private Bibliothek erwerben. Sie umfasst mehr als
700 ihm oftmals von Schülern und Kollegen dedizierte Titel. ZB MED
digitalisiert diese Werke nun vollständig und stellt sie sukzessive
online.


Weitere Informationen unter:

http://digital.zbmed.de/zbmedgoltz

- Zur digitalen Sammlung von der Goltz

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution746

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

ZB MED - Informationszentrum Lebenswissenschaften, 14.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LATEINAMERIKA/106: Indigener Frauenmarsch in Brasilien


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 14. August 2019

Indigener Frauenmarsch in Brasilien

Indigene Frauen leisten Widerstand



Seit dem 9. August findet in Brasiliens Hauptstadt das "Nationale
Forum indigener Frauen" statt. Unter dem Titel "Territorium: unser
Körper, unser Geist" diskutieren 2.000 indigene Frauen über
Möglichkeiten, ihre Rechte durchzusetzen. Sie vernetzen sich, um
Widerstand gegen die Regierung des rechtsextremen Präsidenten Jair
Bolsonaro zu leisten. Dieser hat immer wieder erklärt, indigene
Rechte massiv einschränken und indigenes Land den großen
Agrarkonzernen zuschlagen zu wollen. Zum Abschluss des Treffens am
heutigen 14. August ist ein indigener Frauenmarsch in Brasília
geplant.

"Brasiliens Indigene leisten beeindruckenden Widerstand gegen die
repressive Politik Bolsonaros, die ihre fundamentalen Rechte und ihre
Lebensweise bedroht", erklärt Regina Sonk, Referentin für indigene
Völker bei der Gesellschaft für bedrohte Völker. "Frauen spielen in
dieser Bewegung eine wichtige Rolle. Ihre Bedeutung für die
Verteidigung ihrer Rechte sichtbar zu machen und ihren Einsatz
anzuerkennen ist unser aller Verantwortung - und wird auch anderen
sozialen Bewegungen als Vorbild dienen."

Das "Nationale Forum indigener Frauen" wurde im April auf dem
indigenen Protestcamp "Acampamento Terra Livre" (ATL) geplant und
beschlossen. "Beim ATL standen indigene Landrechte im Vordergrund,
die unter Bolsonaro besonders bedroht sind", erinnert Sonk, die im
April am Protestcamp teilgenommen hat. "Die Indigenenbehörde für
Landverteilung FUNAI wurde faktisch entmachtet. Seitdem hat die
Abholzung des Regenwaldes beispiellose Ausmaße erreicht. Angriffe auf
indigene Führer nehmen zu, Handlungsspielräume für NGOs schwinden."
Darum sei es besonders wichtig, dass das Frauenforum an die
Forderungen des ATL anknüpft und mit Märschen und anderen Aktionen
auch international auf die bedrohliche Lage aufmerksam macht.

Hunderte indigene Frauen besetzten am Montag das Gebäude des
Spezialsekretariats für indigene Gesundheit (SESAI) in Brasília. Sie
fordern eine bessere Finanzierung der Behörde. Die Regierung
Bolsonaro hatte die Zahlungen für mehrere Monate komplett
eingestellt. Dadurch war die Gesundheitsversorgung von tausenden
indigenen Menschen in abgelegenen Gebieten massiv eingeschränkt.
Frauen, Kinder und ältere Menschen sind für ihre medizinische
Versorgung besonders auf die SESAI angewiesen. Auf einer Kundgebung
vor der Behörde sagte die indigenen Anführerin Sônia Guajajara am
Montag: "Wir widersetzen uns, um zu existieren. Hier in Brasília sind
wir Frauen aus insgesamt 115 indigenen Nationen, die gemeinsam die
Praktiken dieser Regierung nicht akzeptieren werden. Für unsere
Vorfahren und zukünftige Generationen werden wir unsere Rechte auch
weiterhin verteidigen."

Im Rahmen des Forums vernetzen sich die indigenen Frauen nicht nur
untereinander. Es sind auch gemeinsame Aktionen mit der
(nicht-indigenen) Arbeiterinnenbewegung "Margaridas" geplant, unter
anderem ein gemeinsamer Abschlussmarsch.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. August 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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AKTION/546: Konzert vor den Toren des Erstaufnahmelagers Nostorf-Horst (Lebenslaute)


LEBENSLAUTE : klassische Musik - politische Aktion

Presseinformation vom 18. August 2019

"Wir öffnen das Tor mit Orchester und Chor"



Am Sonntag spielten die MusikerInnen von Lebenslaute ihr diesjähriges
Abschlusskonzert vor den Toren des Erstaufnahmelagers Nostorf-Horst.
Eindringlich wiederholten sie ihre Forderung, Menschenrechte von
Geflüchteten zu achten und Horst wegen seiner menschenunwürdigen
Lebensbedingungen zu schließen.




[image: Foto: © Lebenslaute]

Konzert vor den Toren des Erstaufnahmelagers Nostorf-Horst am
18. August 2019

Foto: © Lebenslaute



"Es tönen die Lieder, da sind wir schon wieder", sang der Chor beim Aufbau:
Tags zuvor hatte Lebenslaute sich in einem Akt Zivilen Ungehorsams Zugang
zum zentralen Versammlungsplatz des Camps verschafft. Die ankommenden
MusikerInnen wurden von den InsassInnen freudig begrüßt. Sofort erklang
Musik. Die aus den Häusern strömenden Menschen wurden ins Konzert schnell
einbezogen, denn viele der internationalen Lieder waren zum Mitsingen und
Tanzen gedacht. Die wenigen anwesenden Polizisten sowie der
Sicherheitsdienst störten das Aktionskonzert nicht. Mit dieser
unangekündigten Aktion hat Lebenslaute eines ihrer zentralen Anliegen
umgesetzt, die Isolation der Geflüchteten zu durchbrechen. Ein Konzert auf
dem Lagergelände hatte die zuständige Behörde nicht gestattet. Nach dem
Verlassen des Lagers wurde die Gruppe Eingekesselt und die Personalien
sämtlicher MusikerInnen festgestellt. Hierfür wurde ein Großaufgebot der
Polizei herbeigerufen.

Auch am Sonntag überwachte die Polizei das Geschehen und stand im
Eingangsbereich in voller Montur. Einige Geflüchtete wagten daher zuächst
nicht, sich zu den Zuhörenden aus der Umgebung zu gesellen. "Wir wissen
nicht, was passiert, wenn ihr wieder weg seid", sagte ein Bewohner, der den
Konzertbesuch trotzdem gewagt hatte - in der Hoffnung, "den Menschen
draußen" von den katastrophalen Zuständen im Camp berichten zu können: viel
zu kleine Zimmer, überwiegend aus Käse und Brot bestehendes einseitiges
Essen. Kaputte Duschen, völlig unzureichende medizinische Versorgung,
selbst nach gravierenden Operationen. Kaum Nachtschlaf wegen ständiger
nächtlicher Polizeikontrollen - manche BewohnerInnen übernachteten im Wald,
um überhaupt einmal Ruhe zu finden. Nach und nach kamen viele Geflüchtete
hinzu, erzählten vehement von ihren Nöten, baten um Hilfe.

Bereits am Freitag überbrachte das Netzwerk Lebenslaute ihre
kompromisslosen Forderungen "Lager Horst schließen, Menschenrechte
verteidigen" den MitarbeiterInnen der Staatskanzlei in Schwerin.
Die rund 100 Menschen in Schwerin, die den klassischen Werken und
internationalen Liedern aufmerksam lauschten, unterstützten die
Forderungen.

"Es tönen die Lieder, wir kommen bald wieder". Lebenslaute sollte dies zum
Versprechen machen. Die Aktion hat einmal mehr gezeigt, dass es notwendig
ist, Missstände immer wieder zu benennen und an unser aller Verantwortung
zu appellieren.

 * 

Quelle:

Lebenslaute

E-Mail: presse@lebenslaute.net

Internet: www.lebenslaute.net
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LESUNG/6460: Stuttgart - Herta Müller, Im Heimweh ist ein blauer Saal, 25.09.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für September 2019

Mittwoch, 25.09.19, 19.30 Uhr

Im Heimweh ist ein blauer Saal

Herta Müller

Lesung und Gespräch,

Moderation: Ernest Wichner



Zuletzt war sie 2016 zu Gast im Literaturhaus, nun kommt die
Nobelpreisträgerin mit ihren neuen Collagen zu uns: Gedichte mit
Schere und Papier - "Im Heimweh ist ein blauer Saal" lautet der Titel
ihres neuen Bandes. Herta Müllers Collagen sind beides zugleich:
Kunstwerk und Gedicht, Spiel und poetischer Ernst. Und unversehens
taucht im geklebten Gedicht das auf, worum es eigentlich geht: die
Wirklichkeit - denn "vielleicht haben auch Wörter ein schimmerndes
Gemüt und betreiben Amtsmissbrauch ..." Ihre Collagentechnik reicht
weit zurück: "Ich wollte mich bei Freunden melden", schreibt Herta
Müller, kurz nachdem sie aus Rumänien kam. "Aber die Ansichtskarten
hatten so grässlich missratene Farben. Eines Tages kaufte ich weiße
Karteikarten, einen Klebestift und fing an, im Zug mit der
Nagelschere aus der Zeitung ein Schwarzweiß-Bild und Wörter
auszuschneiden." Fortan dichtet sie mit Schere und Papier.

Herta Müller, 1953 in Nitzkydorf/Rumänien geboren, lebt seit 1987 als
Schriftstellerin in Berlin.

Eintritt: Euro 18,-/14,-/9,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für September 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1226: Stuttgart - Klassiker der Literaturgeschichte, Theodor Storm, "Der Schimmelreiter", 16.09.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für September 2019

Montag, 16.09.19, 19.30 Uhr

Theodor Storm: "Der Schimmelreiter"

Ulrike Draesner, John von Düffel

Veranstaltungsreihe: Klassiker der Literaturgeschichte

Lesung und Gespräch,

Moderation: Anja Brockert

Poetische Intervention: Timo Brunke

Sprecher: Stefan Wancura



Das Leben an der Küste und die Auseinandersetzung der Menschen mit
dem Meer bilden das zentrale Thema in Storms Novelle "Der
Schimmelreiter", die er kurz vor seinem Tod 1888 fertiggestellt hat.
Der Protagonist, Hauke Haien, hat es geschafft, sich vom Bauersjungen
zum Knecht hochzuarbeiten und schließlich durch eine günstige Heirat
zum Deichgrafen aufzusteigen. Durch seine Fähigkeiten und sein
Interesse für den Deichbau, sowie der neu erlangten Machtposition
setzt er seinen lang gefassten Plan schließlich gegen sämtliche
Widerstände durch: Er errichtet einen neuen Damm, der sowohl
Küstenschutz als auch Landgewinnung für den Ackerbau verbindet. Doch
das Projekt scheitert als eine Jahrhundertsturmflut einbricht und
seine Familie mit sich reißt, woraufhin er selbst mit seinem Schimmel
in die Fluten springt - ein Sinnbild für den
fortschrittlich-rationalen Menschen, der dennoch an der Natur
scheitern muss?

Im Gespräch werden sich die Schriftstellerin Ulrike Draesner und der
Autor und Dramaturg John von Düffel mit verschiedenen Aspekten des
Schimmelreiters sowie seinem Autor auseinandersetzen. Timo Brunke,
Performance-Poet aus Stuttgart, untermalt den Abend mit poetischen
Interventionen.

Eine Veranstaltungsreihe von: LpZ Stuttgart und SWR2 Wissen

Gefördert vom Ministerium für Kultus, Jugend und Sport

Baden-Württemberg

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für September 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1225: Stuttgart - Stuttgarter Lyriknacht 2019, 06.09.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für September 2019

Freitag, 06.09.19, 19.00 Uhr 

Stuttgarter Lyriknacht 2019

Thilo Krause, Kathrin Schmidt, Christine Langer, Maren
Kames

Veranstaltungsreihe: Stuttgarter Lyriknacht

Lesung und Gespräch

Moderation: Beate Tröger, Moritz Heger, Carolin Callies



19-20.15 Uhr Das Literaturhaus fragt Thilo Krause "Was wir
reden, wenn es gewittert" Ob Straßenlaterne oder Butterbrotpapier:
Thilo Krauses genauer Blick auf das Alltägliche lässt das
Befremdliche darin erst sichtbar werden, schreibt die
Literaturkritikerin Beate Tröger. Sie kommt mit dem Lyriker ins
Gespräch über seinen Lyrikband "Was wir reden, wenn es gewittert",
für den er mit dem Peter-Huchel-Preis 2019 ausgezeichnet wurde. Die
Stadtbibliothek präsentiert Christine Langer mit ihrem
"Körperalphabet" Christine Langer spannt in ihren Gedichten einen
Bogen von der uns umgebenden Natur zur eigenen Identität. Zwischen
distanziertem Betrachten und unmittelbarer Nähe rückt sie
Alltägliches ins Zentrum. Beate Tröger spricht mit ihr über ihren
Gedichtband "Körperalphabet".

Kurze Pause 20.45-22.15 Uhr

Das Schriftstellerhaus sucht mit Kathrin Schmidt den "waschplatz der
kühlen dinge" auf In meisterhaften, formbewussten Texten lotet die
Autorin in dem bei Kiepenheuer & Witsch erschienenen Gedichtband
unsere oft uneingestandenen Ambivalenzen aus. Über
politisch-poetische Zwischenräume spricht die Trägerin des
Stuttgarter Lyrikstipendiums 2019 mit Moritz Heger. Das Literaturhaus
bringt Maren Kames' "Luna Luna" zum Leuchten 2017 hat sie auf der
Basis ihres Lyrikbands "Halb Taube halb Pfau" eine Ausstellung für
das Literaturhaus entwickelt, nun ist druckfrisch ihr Buch Luna Luna
erschienen, über das sie mit Carolin Callies spricht: "Und über allem
hängt die Luna, die in einem Sturz aus ihrer Umlaufbahn aufs Wasser
fällt, wie ein glühender Ofen."

In Zusammenarbeit mit der Stadtbibliothek und dem Stuttgarter
Schriftstellerhaus, gefördert von der Stadt Stuttgart

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für September 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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AUSSICHTEN/8716: Und morgen, den 21. August 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 21.08.2019 bis zum 22.08.2019 +++






[image: Jean-Luc 8716 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Jean-Luc sinnt:


Herbstlich fast,

mit Quellgewölk,

Sonnenrast

und Viehgebölk.
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KULTUR/103: New Age in Russland - Kooperationsprojekt untersucht esoterische Strömungen seit den 1960er Jahren (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 14.08.2019

New Age in Russland - Deutsch-russisches Kooperationsprojekt untersucht
esoterische Strömungen seit den 1960er Jahren

Historische Entwicklung und soziale Dimension der New-Age-Kultur in der
späten UdSSR und im postsowjetischen Russland im Fokus



Die New-Age-Bewegung ist vor allem als eine gegenkulturelle Strömung aus
westeuropäischen Ländern und den USA bekannt. Der Begriff "New Age" selbst
bezieht sich auf das Wassermannzeitalter, das nach verschiedenen
Auffassungen durch eine besondere astrologische Konstellation im 20.
Jahrhundert eingeläutet wurde. Damit verbunden ist die Erwartung einer
neuen historischen Ära, in der sich die psychologischen und
physiologischen Möglichkeiten des Menschen radikal verändern. Aber was hat
es mit New Age in Russland auf sich? Tatsächlich blickt Russland auf eine
sehr lange Geschichte esoterischer Bewegungen zurück, deren Vitalität auch
während der Sowjetzeit trotz Verbot und massiver Repressionen nicht
erstickt werden konnte.

"New Age umfasst als Begriff vielfältige Glaubensvorstellungen und
Praktiken, die das Potenzial des Menschen erweitern wollen. Diese
Bewegungen gibt es in Russland ebenso wie im Westen", erklärt Prof. Dr.
Birgit Menzel. "Historisch gesehen war das russisch-orthodoxe Christentum
sogar viel offener für mystische Strömungen. Allerdings hat die Esoterik
unter den Bedingungen der atheistischen Sowjetepoche spezifische Formen
und Gestalt angenommen, die es in einer global perspektivierten Forschung
herauszuarbeiten gilt." Birgit Menzel ist Kulturwissenschaftlerin am
Fachbereich für Translations-, Sprach- und Kulturwissenschaft der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz (JGU) in Germersheim. Sie leitet zusammen mit
dem Religionsanthropologen Prof. Dr. Alexander Panchenko von der
renommierten Europäischen Universität in Sankt Petersburg ein
Forschungsprojekt zu neuen religiösen Kulturen im spät- und
postsowjetischen Russland.

New Age als eine einzige esoterische Kultur

Obwohl sich die Ideen, Glaubensvorstellungen und Praktiken des New Age
stark unterscheiden können, weisen sie eine innere Logik auf und sind
durch eine Vielzahl globalisierter sozialer Prozesse miteinander
verknüpft. Daher können sie, so die Prämisse des Forschungsprojekts, als
Komponenten einer einzigen esoterischen Kultur untersucht werden. So ist
ein wesentliches, gemeinsames Ziel von New Age die Entwicklung eines
Bewusstseins davon, dass alles, Mensch, Natur und Kosmos, mit allem
verbunden ist. Aus dieser Idee folgt die Zielsetzung einer grundlegenden
moralischen Erneuerung des Menschen durch Selbstvervollkommnung wie auch
durch neue harmonische soziale Bindungen.

Vor diesem Hintergrund befassen sich die Teilprojekte der Forschungsarbeit
auf deutscher Seite etwa mit astrologischen Schulen und dem kultischen
Milieu der späten Sowjetunion und der postsowjetischen Zeit (Dr. Anna
Tessmann) oder mit der Bewegung des mystischen Anarchismus im Russland des
frühen 20. Jahrhunderts (Romina Heim, M.A.). Auf russischer Seite wird
unter anderem über Ufologie, Praktiken des Channeling und Paranormalität
geforscht (Prof. Dr. Alexander Panchenko). Eine weitere Arbeit trägt den
Titel "Die Weisheit der Ahnen und die Herausforderung der Gegenwart:
Konzepte des New Age in der Rhetorik des ethnischen Traditionalismus in
Ossetien" (Assoc. Prof. Dr. Sergei Shtyrkov). Außerdem wird über
Dienstleistungen auf dem russischen Esoterikmarkt (Dr. Julia Andreeva),
New-Age-Pilgerfahrten (Andrey Tiukhtiaev, M.A.) und Amateurlinguistik im
Esoterikfeld (Svetlana Tambovtseva, M.A.) geforscht.

Entstehung, Entwicklung, Kontinuität und soziale Funktionen
von New Age

"Im Fokus des Projekts stehen die historische Entwicklung und sozialen
Dimensionen der New-Age-Kultur in der UdSSR zwischen 1960 und 1990 sowie
im postsowjetischen Russland", fasst Birgit Menzel das 2018 gestartete
Projekt zusammen. Eine zentrale Frage betrifft die Faktoren, die die
Entstehung und Entwicklung von New Age in der sowjetischen Kultur
begünstigt haben. Außerdem wird ein besonderes Augenmerk auf die
Kontinuität zwischen der späten Sowjetzeit und der postsowjetischen Epoche
gelegt. Und schließlich wollen die beteiligten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler die sozialen Funktionen und Ideen der New-Age-Praktiken im
heutigen Russland ermitteln.

In einer vergleichenden Arbeit wird Birgit Menzel die New-Age-Kulturen,
das sogenannte Human Potential Movement, im sowjetischen und
postsowjetischen Russland, in Zentraleuropa und den USA analysieren. "Wir
betreten hier Neuland, können aber auch auf Vorarbeiten zurückgreifen. Die
akademische Esoterikforschung ist eindeutig den Kinderschuhen entwachsen",
so Menzel. Die Wissenschaftlerin war bis vor kurzem Vorstandsmitglied der
European Society for the Study of Western Esotericism (ESSWE), einer
wissenschaftlichen Gesellschaft, die zur Erforschung der verschiedenen
Strömungen westlicher Esoterik von der späten Antike bis zur Gegenwart
beitragen will.

Das deutsch-russische Forschungsprojekt "Neue religiöse Kulturen im spät-
und postsowjetischen Russland: Ideologien, soziale Netzwerke, Diskurse"
läuft drei Jahre bis 2021 und wird von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) und dem Russischen Fonds für
Grundlagenforschung (RFBR) finanziell unterstützt. Nach dem Auftakt der
Kooperation mit einem gemeinsamen Workshop 2018 in Germersheim treffen
sich die Partner im Oktober 2019 zum Austausch in Sankt Petersburg.
"Längerfristig wollen wir ein Netzwerk gründen, das Wissenschaftler
verschiedener Disziplinen aus dem Westen und aus Russland zusammenbringt",
umreißt Menzel die Zukunftspläne. Hierfür ist ein Blog erstellt worden, um
internationale russlandbezogene Esoterikforschung einem größeren Publikum
zugänglich zu machen: https://newageru.hypotheses.org.


Weiterführende Links:

https://russisch.fb06.uni-mainz.de/

- Arbeitsbereich Russisch

https://russisch.fb06.uni-mainz.de/aktivitaeten-und-projekte/

- Forschungsprojekt in Germersheim

https://eu.spb.ru/car/projects

- Forschungsprojekt in Sankt Petersburg (in Russisch)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 14.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. August 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





FERIEN/962: Leverkusen - "Biparcours für Leseratten" am 24. August 2019


Stadt Leverkusen

Ein "Biparcours" für Leseratten am 24.08.2019

"Sachen zum Machen" - Sommerferienprogramm in der Stadtbibliothek



Unter dem Titel "Sachen zum Machen" findet in den Schulferien in der
Hauptstelle der Stadtbibliothek Leverkusen ein attraktives
Workshop-Programm statt. Alle Veranstaltungen sind kostenlos, für
manche ist eine Voranmeldung erforderlich. Teilnehmer und
Teilnehmerinnen des Sommerleseclubs bekommen für jeden Workshop, bei
dem sie mitgemacht haben, einen Stempel in ihr Leselogbuch.

Wer Lust hat, selbst einen Biparcours zu erstellen, kommt in die
Bibliothek und bringt die Lieblingsbücher mit! Dann wird eine
Schnitzeljagd durch die tollsten Geschichten gebaut. Das Ergebnis wird
bei der Abschlussparty am 14. September allen vorgestellt.

Beginn: 11:30 Uhr - ab 10 Jahren

Anmeldung und weitere Infos zu den Workshops telefonisch unter
0214/406-4220 während der Öffnungszeiten

Di - Fr: 11 - 19 Uhr

Sa: 11 - 14 Uhr

Ort: Hauptstelle der Stadtbibliothek in Wiesdorf, Fr.-Ebert-Platz 3d.
Der Zugang zur Bibliothek befindet sich in der Rathausgalerie.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 17. Juli 2019

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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KURSE/499: Unna - Rockband für Kids, Instrumentalkurse und Worldmusic-Band ab 2. September 2019


Stadt Unna

Rockband für Kids, Instrumentalkurse und Worldmusic-Band



Kreisstadt Unna. Nach den Sommerferien starten im Musikbereich der
Jugendkunstschule Unna ab Montag, 2. September für Musikinteressierte
jeden Alters eine Reihe neuer Kurse im Instrumentalspiel, aber auch
spannende neue Ensembles und Projekte.

Instrumentalkurse ab Montag, 2. September

Wer ein Instrument erlernen möchte, dem bietet die JKS Unterricht in
Gitarre, Klavier, Geige, Cello, Bass, Klarinette, Querflöte, Trompete,
Posaune, Saxophon, Akkordeon, Gesang oder Schlagzeug an. Neben
Einzelunterricht und Zweiergruppenangebote für das ganze Semester kann
auch ein Instrumenten-Schnupperticket für vier Probestunden auf einem
oder mehreren Instrumenten gebucht werden. Blas- und
Streichinstrumente sind ausleihbar. Anmeldung und Beratung finden auch
in den Sommerferien statt. Der erste Kurstag ist der Montag nach Ende
der Sommerferien.

Kinderrockband ab Montag, 2. September, 18 - 19.30 Uhr

Junge Talente im Rockbereich will die JKS fördern und bietet für 10
bis 12jährige ein wöchentliches Bandcoaching an.

Marius Tilly, selbst Gitarrist und Blues-Musiker, wird die Kids
wöchentlich anleiten und ein Repertoire mit ihnen erarbeiten, das sie
auch bei Veranstaltungen der JKS wie "Rock den Nikolaus" präsentieren
können. Das Bandcoaching ist auf zwei Jahre angelegt, so dass die
jungen Rockmusiker idealerweise hinterher selbstständig als Band
weitermusizieren können.

Worldmusic-Band, ab Mittwoch, 4. September, 18.15 - 19.15 Uhr

An Jugendliche zwischen 12 und 17 Jahren, die akustische Instrumente
wie Geige, Gitarre, Querflöte oder Cello, Cajon oder Akkordeon
spielen, richtet sich die Worldmusic-Band. Mittwochs ab 18.15 Uhr
lernen sie beim Musikpädagogen Raimund Gitsels gemeinsam Stücke aus
verschiedensten Ländern und Kulturen spielen.

Filmmusik-Projekte

Neben den wöchentlichen Kursen lädt der Musikbereich zu zwei
spannenden Workshops in den Herbstferien ein. Im Rahmen des
Kulturrucksacks können 10- bis 14jährige von Montag, 14 bis
Donnerstag, 17. Oktober "Filmmusik selber machen" und dabei Szenen
ihrer Lieblingsfilme nachdrehen und klanglich vertonen. Wie man eigene
Musikvideos produziert, können Jugendliche von Freitag, 25. bis
Sonntag, 27. Oktober beim Projekt "Der Clip zur Musik" ausprobieren.
Diese beiden Kurse werden vom Fachleiter Musik Daniel Schinzig selbst
durchgeführt.

Das komplette Kursprogramm inklusive Gebühren können unter
www.jksunna.de abgerufen werden. Auch Anmeldeformulare sind dort
erhältlich. Nähere Informationen und individuelle Beratung erteilt
Musikbereichsleiter Daniel Schinzig unter der Telefonnummer 02303/96
122 55 oder per mail unter Daniel.Schinzig@stadt-unnade.

Eine vorherige Anmeldung zu allen Kursen ist zur Planung notwendig.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 19. Juli 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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LESUNG/1891: Hanau - Märchenerzählerin kommt am 24. August 2019


Stadt Hanau

Eintauchen in die faszinierende Welt der Märchen

Sommerlicher Vorlesespaß am 24. August in der Stadtbibliothek



Die beliebte Vorlesereihe "Samstagsgeschichten" für Kinder ab vier
Jahren lädt, nach einer kurzen Sommerpause, wieder jeden Samstag ab
11.15 Uhr ein. An den Treffpunkten im Familiennest, im Märchennest
oder im Kinderatelier eröffnen ehrenamtliche Vorleserinnen und
Vorleser sowie Märchenerzähler eine spannende Welt der Geschichten.

Damit Märchen ihren Zauber nicht verlieren, präsentiert Irmgard Ketzel
vom Hanauer Märchenerzählkreis am 24. August eine faszinierende
Erzählung, um ihre jungen Zuhörerinnen und Zuhörer mit in eine andere
Welt zu nehmen.

Die Stadtbibliothek ist barrierefrei und kann mit dem Aufzug aus dem
Parkhaus erreicht werden. Fragen zu den Veranstaltungen können
jederzeit via E-Mail an stadtbibliothek@hanau.de gestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 18. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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AUSSTELLUNG/9733: Kassel - POESIS. Sprachkunst / Language Art, 29.8.-6.10.2019


POESIS - Sprachkunst / Language Art

Kunsttempel, Kassel

30. August bis 6. Oktober 2019

Eröffnung: Do., 29.8.2019, 19 Uhr

Geöffnet: Fr. bis So., 15 bis 18 Uhr und nach Vereinbarung

Der Eintritt ist frei.

Kunsttempel, Friedrich-Ebert-Straße 177, 34119 Kassel



Die Ausstellung im Kunsttempel, der vor 20 Jahren gegründet wurde,
zeigt eine Momentaufnahme internationaler Sprachkunst. Mit einer
postdigitalen Perspektive werden Arbeiten von gut 60 Künstlerinnen und
Künstlern aus 17 Ländern präsentiert, die Kunst mit Sprache entwickeln
und alle in den letzten zwei Jahrzehnten schon einmal im Kunsttempel
ausgestellt haben. Zur Ausstellung erscheint ein Katalog im Kasseler
Verlag Jenior.

Kunst mit Sprache ist im Zeitalter von Digitalisierung, Big Data und
Social Media besonders gefordert. Individueller Sprachgebrauch kann
nicht mehr hinter die Spannung zwischen maschinellem und menschlichem
Handeln zurück, das betrifft selbst den Einsatz von Stimme oder
Handschrift. Denken und Handeln sind für jeden einzelnen und in allen
Gesellschaftsbereichen von Sprache geprägt. Sprachkunst macht diese
Entwicklung und Umstände hervorragend anschaulich und reflektiert sie.
Sie ist daher zugleich ein sensibles, ästhetisches wie auch
hochpolitisches Medium für poetische Erkenntnis und Bildung - sowie
für Genuss und Freude. Mit dabei sind Pioniere der Konkreten Poesie
wie Augusto de Campos, Gerhard Rühm und Franz Mon oder auch Vertreter
der jüngeren Generation wie Dagmara Kraus, Mara Genschel und Gregor
Weichbrodt. Auch aus Kassel gibt es Beiträge, u.a. von Steffi
Jüngling, Rana Matloub, Jürgen O. Olbrich und Carola Ruf.

Seit 20 Jahren ist der Kunsttempel in Kassel europaweit einer der ganz
wenigen Orte, an denen internationale Sprachkunst kontinuierlich
insbesondere in Form von Ausstellungen sowie auch mit Veranstaltungen
gezeigt wird. Bereits im Jahr 2000, ein Jahr nach seiner Gründung,
fand hier eine internationale Ausstellung zur digitalen Poesie statt.
Sprachspiele, Komik, post-digitales Publizieren oder Appropriation
bzw. das Anthropophagische waren weitere Aspekte nachfolgender
Sprachkunst-Ausstellungen. Die Sprachkunst-Reihe "3durch3" führte
zwischen 2003 und 2016 über 100 Künstler aus aller Welt zu
performativen Darbietungen und Lesungen in den Kunsttempel. Das
Jubiläum im Jahr 2019, in dem der Kunsttempel seit 20 Jahren besteht,
ist daher ein guter Anlass, die Künstlerinnen und Künstler, die dort
im Bereich Sprachkunst bislang ausgestellt haben, zu einer rück- und
ausblickenden Momentaufnahme einzuladen.

Diese "Retroperspektive" wird zum einen in Form einer auf die relativ
intimen räumlichen Verhältnisse im Kunsttempel zugeschnittenen
Ausstellung (kleinere Formate in allen möglichen Darbietungs- und
Medienformen) präsentiert. Zum anderen erscheint ein Katalog, in dem
jede Künstlerin und jeder Künstler auf einer Doppelseite mit einer
Abbildung und einem eigenen poetologischem Kommentar vertreten ist.
Der Katalog (136 Seiten) kommt im Kasseler Jenior-Verlag heraus.
Begleitend zur Ausstellung wird ein Programm mit Lesungen und
Performances unter Beteiligung von Künstler*innen der Ausstellung
veranstaltet (siehe unten).

Der Kunsttempel arbeitet wie in der Vergangenheit eng mit der Stiftung
Brückner-Kühner zusammen. Schnittstelle ist hier der Kurator Dr.
Friedrich W. Block.

Das Projekt wird von der Hessischen Kulturstiftung, der Stadt Kassel
und der Stiftung Brückner-Kühner gefördert.

Kassels Kulturdezernentin Susanne Völker: "Kassel ist schon seit
Langem ein Zentrum für Sprache ebenso wie für zeitgenössische Kunst.
Dass auch die zeitgenössische Sprachkunst hier seit einigen Jahren ein
wirkungsvolles Forum bekommen hat, trägt zur Stärkung des
Kulturstandorts Kassel bei. Die jetzt gezeigte internationale
Ausstellung würdigt diese Bedeutung und ist zugleich eine besondere
Gelegenheit, die Werke weltweit angesehener Sprachkünstlerinnen und
Sprachkünstler zu entdecken."

Eva Claudia Scholtz, Geschäftsführerin der Hessischen Kulturstiftung:
"Die Selbstverständlichkeit, mit der wir im Alltag Schrift und Sprache
begegnen, wird durch Werbung, Framing und Fake News hintergangen,
visuelle Benutzeroberflächen von Smartphone und Computer verdecken
zeichenbasierte Prozesse, die wir als Nutzer wenig hinterfragen und
kaum verstehen. Die Hessische Kulturstiftung fördert den
künstlerischen Grenzgang zwischen Bild und Schrift, Literatur,
Installation und Informatik, wie der Kunsttempel ihn seit 20 Jahren
praktiziert. Die aktuelle Retrospektive zur Sprachkunst schult das
Auge für die Schönheit der Zeichen, hinterfragt ihre vermeintliche
Eindeutigkeit und legt ihre Funktionen offen."

Folgende Künstlerinnen und Künstler sind bei POESIS vertreten:

AND-OR (CH), Hartmut Andryczuk (DE), Hannes Bajohr (DE), Jean-Pierre
Balpe (FR), Josef Bauer (AT), Giselle Beiguelman (BR), Simon Biggs
(AU), Friedrich W. Block (DE), Philippe Bootz (FR), Amaranth Borsuk
(US), Anton Bruhin (CH), Augusto de Campos (BR), John Cayley (CA),
Klaus Peter Dencker (DE), Gerhild Ebel (DE), Eduard Escoffet (ES),
Brigitta Falkner (AT), Gundi Feyrer (DE, AT), Heike Fiedler (DE),
Hartmut Geerken (DE), Mara Genschel (DE), Nora Gomringer (DE), Rozalie
Hirs (NL), Zuzana Husárová (SK), Peter Hutchinson (GB, US), Steffi
Jüngling (DE), Eduardo Kac (BR, US), Thomas Kapielski (DE), Angelika
Kaufmann (AT), Stephan Krass (DE), Dagmara Kraus (DE, PL), Betty
Leirner (BR, CH), Fritz Lichtenauer (AT), Josef Linschinger (AT),
Rana Matloub (IQ, DE), Michèle Métail (FR), Franz Mon (DE), Virgile
Novarina (FR), Pavel Novotný (CZ), Jürgen O. Olbrich (DE),
Clara Oppel (DE, AT), Jörg Piringer (AT), Renate Pittroff (DE, AT),
Sascha Pogacar (DE), Louis Roquin (FR), Carola Ruf (DE), Gerhard Rühm
(AT), Valeri Scherstjanoi (RU, DE), Matze Schmidt (DE), Siegfried J.
Schmidt (DE), Hubert Sielecki (AT), Lisa Spalt (AT), Christian
Steinbacher (AT), Rod Summers (GB, NL), W. Mark Sutherland (CA),
Christoph Theiler (DE, AT), Rui Torres (PT), Timm Ulrichs (DE), Günter
Vallaster (AT), André Vallias (BR), Gregor Weichbrodt (DE)?


PROGRAMM

29.8.2019 / 19 Uhr

ERÖFFNUNG

Grußwort: Carola Metz, Leiterin des Kulturamtes der Stadt Kassel

Einführung: Dr. Friedrich W. Block

Gespräch mit den anwesenden Künstlerinnen und Künstlern

30.8.2019 / 19 Uhr

ANSPRACHE, GESTAMMELT

Rozalie Hirs (Amsterdam) & Pavel Novotný (Liberec) präsentieren
Kreuzungen aus Musik und Poesie sowie Sprechtexte.

7.9.2019 / 17-1 Uhr

KASSELER MUSEUMSNACHT

18, 20, 22 Uhr

Kurzlesungen

Textpassagen aus dem Werk von sechs an der Ausstellung beteiligten
Künstlerinnen und Künstlern, vorgetragen und auf der Gitarre begleitet
von Jochen Krajewski. Textauswahl von Friederun Gutmann:

18 Uhr: Buchstabieren - Lisa Spalt / Franz Mon

20 Uhr: Die raren Dinge - Nora Gomringer / Gerhard Rühm

22 Uhr: Fremdheit - Gundi Feyrer / Thomas Kapielski

19, 21, 23 Uhr

Kurzführungen

12.9.2019 / 19 UHR

CONNEX I/O

Eine experimentelle Schreibumgebung zwischen realem Raum und Internet
lädt zum Mitma-chen und Genießen ein. BYOD (bring your own device)!
Ein Projekt von Sascha Pogacar und Matze Schmidt.

27.9.2019 / 19 UHR

IM DUETT

Michèle Métail (Lasalle) & Christian Steinbacher (Linz) präsentieren
diverse Übergänge als Lesung und Performance.

 * 

Quelle:

Kunsttempel

Kunst und Literatur Kassel e.V.

Hans-Böckler-Str. 5, 34121 Kassel

Tel: +49 561 24304

Internet: www.kunsttempel.net
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DA/653: Gleicher Lohn für gleiche Arbeit nicht in Sicht


DA - Direkte Aktion 

anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit nicht in Sicht

Ein Kommentar zur Tarifrunde Leiharbeit 19/20


von Marco Steis, 16. August 2019



Anlässlich des Auslaufens von Leiharbeit-Tarifverträgen startet der DGB
eine neue Kampagne: Tarifrunde Leiharbeit 19/20 [1]. labournet.de
kommentierte den Start der neuen Tarifrunde in Richtung DGB-Gewerkschaften
mit: "nix dazu gelernt."[2] Und auch die ver.di-Jugend positionierte sich
klar: Auf ihrem Bundeskongress forderte sie in einem Beschluss das Verbot
der Leiharbeit.[3] Doch warum lehnen so viele die Leiharbeit-Tarifverträge
ab?

Schlechterstellung durch Tarifvertrag

Leiharbeit wird in Deutschland durch das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz -
kurz AÜG - geregelt. Ziel der im April 2017 in Kraft getretenen Neufassung
war es - laut Bundesregierung - Missbrauch in der Arbeitnehmerüberlassung
entgegenzuwirken. Außerdem sollte es Unternehmen die Möglichkeit bieten,
vorübergehenden Arbeitskräftebedarf bei Auftragsspitzen flexibel decken zu
können. Die damalige Arbeitsministern Andrea Nahles (SPD) meinte weiterhin
dazu, dass mit diesem Gesetz "klar das Prinzip gleicher Lohn für gleiche
Arbeit ohne Schlupflöcher verabredet worden sei."[4] Dass das Ganze Käse
ist lässt sich an zwei Beispielen belegen, also wie zum Geier kommt die
Frau darauf?

Erstens: Das AÜG sieht vor, dass LeiharbeiterInnen nach 9 Monaten
den selben Lohn wie Stammbeschäftigte erhalten sollen. In dem Gesetz steht
aber auch, dass es möglich, ist, diesen Grundsatz durch Tarifverträge zu
unterlaufen. Mit Tarifverträgen kann verabredet werden, dass der gleiche
Lohn erst nach 15 Monaten gezahlt werden muss - Soviel zum Thema "keine
Schlupflöcher", Frau Nahles. Es kommt noch dicker: es gibt da noch die
sogenannte Unterbrechungsfrist. Diese besagt, dass wenn zwischen dem
letzten Einsatz des Leiharbeiters beim gleichen Unternehmen drei Monate
liegen dann fangen die 9 (mit Tarifvertrag bis zu 15) Monate ohne "Equal
Pay" wieder von vorne an.

Die harten Fakten was die Bezahlung angeht sehen so aus: LeiharbeiterInnen
verdienen im Durchschnitt 42% weniger als ihre fest angestellten Kollegen.
Und das liegt nicht daran, dass Leiharbeiter häufiger Tätigkeiten "geringer
Qualifikation" ausüben, sondern sie werden schlicht und einfach schlechter
bezahlt - der Durchschnittslohn einer fest angestellten Fachkraft liegt bei
2965 Euro Brutto und der Durchschnittslohn einer Leiharbeitsfachkraft bei
2209 Euro Brutto.[5]

Zweitens: Die im Gesetz festgelegte Höchstüberlassungsdauer besagt,
dass LeiharbeiterInnen höchstens 18 Monate bei einem Entleihbetrieb
arbeiten dürfen. Doch auch hier sieht das Gesetz Schlupflöcher vor: durch
tarifliche Vereinbarungen zwischen Gewerkschaften und Arbeitgeberverband
der jeweiligen Branche kann von einer Höchstüberlassung abgewichen werden.
Davon wurde beispielsweise durch einen Tarifvertrag der IG Metall und dem
Arbeitgeberverband Gesamtmetall Gebrauch gemacht und eine Höchstüberlassung
von 4 Jahren in der Automobilindustrie vereinbart.

Im April 2019 existierten 109 Tarifverträge, in denen die maximale Dauer
der Überlassung an das selbe Unternehmen auf mehr als 18 Monate ausgeweitet
wurde - und das, obwohl Leiharbeit angeblich den Zweck hat zeitlich
begrenzt und kurzzeitig Arbeitsspitzen abzudecken.[6]

Fazit: mittels Tarifverträgen ist es möglich die gesetzlichen
Mindeststandards auszuhöhlen. Doch welche seriöse Gewerkschaft würde in so
einem Fall schon Tarifverträge abschließen?

Die Leiharbeitsbranche ist die Branche mit der höchsten
Tarifbindung

Kein Wunder also, dass die Arbeitgeberverbände der Leiharbeit sehr gerne
bereit sind Tarifverträge abzuschließen - mit dem Ergebnis, dass die
Leiharbeitsbranche eine der Branchen mit der höchsten Tarifbindung ist![7]
Und hier kommt der DGB ins Spiel, denn der DGB ist es, der Tarifverträge
auf "Arbeitnehmerseite" abschließt und somit Leiharbeit zu schlechteren
Bedingungen gestaltet wie es das Gesetz vorsieht.

Nun kann man auch verstehen, warum zig Leute und Organisationen
deutschlandweit den DGB auffordern keine neuen Tarifverträge mehr
abzuschließen. Auch die äußerst populäre ZDF Satire-Sendung Die
Anstalt hatte das gecheckt und im Mai 2017 eine super Folge zum Thema
Leiharbeit herausgebracht.

Warum macht der DGB das?

Der DGB legt in Sachen Leiharbeit die Haltung "Hauptsache mit uns" an den
Tag. "Jeder Tarifvertrag ist besser als keiner" - so scheint die Devise zu
lauten. Die Folgen sind gravierend: Mit der daraus resultierenden
"Lohnungleichheit" spaltet der DGB die sogenannte "Stammbelegschaft" tiefer
von den LeiharbeiterInnen ab. Hinzu kommt noch: Die Politik des DGB
begünstigt (mit kräftiger Unterstützung einflussreicher Betriebsräte)
vordergründig die Stammbelegschaften und die LeiharbeiterInnen dienen als
willkommener Puffer für deren Arbeitsplätze. Hierdurch wird deutlich, dass
der DGB ein politisches Machtspiel betreibt, statt auf die Rechte der
Arbeiterklasse insgesamt einzugehen.

Eine Kündigung der Leiharbeitstarifverträge ist zum 31. Dezember 2019
möglich. Ziemlich sicher wird der DGB die Tarifverträge nicht kündigen und
die neu abgeschlossenen Verträge - wie schon die Jahre zuvor - schön reden.
Bis dahin wird es hoffentlich noch einiges an Gegenwind geben, sodass die
Verhandlungen nicht ruhig über die Bühne gehen. Es bleibt unverständlich
warum der DGB Verschlechterungen durch Tarif ermöglicht und die Leiharbeit
"mitgestaltet" statt sie zu bekämpfen.

Halte dich hier auf dem Laufenden:

Die FAU Kaiserslautern hat eine ausführliche Broschüre zum Thema Leiharbeit
in Deutschland herausgegeben, die man auf ihrer Webseite herunterladen
kann. Ihr wollt davon welche in eurer Stadt verteilen? Auf Nachfrage
verschicken wir die Broschüre - schreib dazu an: faukl-kontakt@fau.org

Das Aktionsbündnis Sozialproteste hat eine Petition [8] gestartet, die sich
an den Bundesvorstand und Tarifkommission Leiharbeit des DGB richtet.

Aktuelle Infos und Entwicklung zur Leiharbeit und zur Tarifrunde bietet
auch immer: www.labournet.de


Anmerkungen

[1] https://www.dgb.de/tarifrunde-leiharbeit

[2] http://www.labournet.de/politik/alltag/leiharbeit/tarifverhandlungen/nix-dazu-gelernt-ig-metall-startet-tarifrunde-leiharbeit-20192020-mit-einer-aktivierenden-befragung-wir-erinnern-die-kuendigungstermine-der-tarifvertraege/?cat=7893

[3] http://www.labournet.de/politik/alltag/leiharbeit/arbed_leiharbeit/ver-di-jugend-fordert-von-der-gesamtorganisation-sich-fuer-ein-verbot-von-leiharbeit-und-bis-dahin-fuer-umfassende-verbesserungen-der-arbeitsbedingungen-einzusetzen/?cat=7889

[4] http://aktuelle-sozialpolitik.de/

[5] https://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Arbeitsmarktberichte/Branchen/generische-Publikationen/Arbeitsmarkt-Deutschland-Zeitarbeit-Aktuelle-Entwicklung.pdf

[6] http://www.o-ton-arbeitsmarkt.de/o-ton-news/wie-tarifvertraege-der-leiharbeitsreform-die-zaehne-ziehen

[7] https://www.ig-zeitarbeit.de/presse/artikel/tarifbindung-zeitarbeit-ist-vorreiter

[8] https://www.openpetition.de/petition/online/gegen-leiharbeit-und-gegen-den-missbrauch-von-werkvertraegen-durch-die-unternehmen


URL des Artikels bei "DA - Direkte Aktion":
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Solidarität statt Boykott

von Mario Keßler



US-Präsident Trump ist sich treu geblieben: Trotz massiver Kritik, hieß es
in der Tagesschau-Meldung, attackiere er weiter linke Demokratinnen.
In Greenville (North Carolina) hatte er in der Tat andernorts schon
Gesagtes wiederholt: Die Kongressabgeordneten Ilhan Omar, Rashida Tlaib,
Alexandria Ocasio-Cortez und Ayanna Pressley, vier dunkelhäutige Frauen,
von denen nur die Erstgenannte nicht in den USA (sondern in Somalia)
geboren ist, würden die Vereinigten Staaten "hassen." Sie sähen die USA als
"eine Kraft des Bösen. Sie wollen unsere Verfassung zerstören." - "Schickt
sie zurück!", skandierten Trumps Parteigänger, die selbst den in den USA
geborenen Abgeordneten das Recht absprachen, sich Amerikanerinnen nennen zu
dürfen. Trump quittierte dies mit triumphierendem Lächeln.

Man könnte all dies als die üblichen, wenngleich gefährlichen Flegeleien
abtun. Pressley und besonders Ocasio-Cortez waren in Trumps Sicht nichts
als linke Aufrührerinnen. Doch gegen Omar und Tlaib richtete er nicht zum
ersten Mal den Vorwurf des Antisemitismus. Die jüdische Öffentlichkeit,
aber auch viele Nichtjuden reagierten darauf zum Teil verhalten: Besonders
Ilhan Omar habe sich in einer Weise gegenüber Israel und den Juden
geäußert, die in der Tat verwerflich sei, war der allgemeine Tenor der
liberalen Presse. Worum geht es?

Im Februar des Jahres hatte Ilhan Omar auf Twitter geschrieben, die
israelfreundliche Haltung in den USA gehe auf Spenden einer proisraelischen
Lobbygruppe zurück. Israel habe "die Welt hypnotisiert. Möge Allah den
Menschen helfen, die bösen Taten Israels zu sehen."

Nach massiver Kritik auch aus der eigenen Partei suchte sie nach Worten der
Entschuldigung und schrieb allen Ernstes, ihr sei nicht klar gewesen, dass
ihre Worte verletzend seien. Kurz danach behauptete Omar jedoch,
amerikanische Juden hätten eine gespaltene Loyalität gegenüber ihrer
Heimat. Einige hätten einem fremden Land die Treue geschworen - dies war
natürlich Israel. In umständlicher Sprache schrieb Rashida Tlaib, nach der
furchtbaren Verfolgung von Juden überall auf der Welt seien es ihre,
Tlaibs, palästinensische Ahnen gewesen, die den Juden "einen Platz zur
Verfügung gestellt" hätten. Die Palästinenser, die von den Juden
Vertriebenen wie ihre Nachkommen, aber hätten ein Rückkehrrecht. Von einem
Rückkehrrecht der aus den arabischen Ländern vertriebenen Juden schrieb
Tlaib nicht. Eine Zweistaatenlösung für Israel/Palästina lehnte sie ab.
Diese erinnere sie an die Rassentrennung der Apartheid in Südafrika.

Wovon die Wortmeldungen der beiden Abgeordneten immer zeugen mögen - von
Geschichtskenntnis jedenfalls nicht.

In der Tat kann das militärische Machtdenken rechter israelischer Politiker
dem Land und der Region insgesamt noch teuer zu stehen kommen. Die Hamas,
für deren Raketenangriffe auf Israel Omar und Tlaib Verständnis zeigten,
ist freilich weit gewalttätiger. Im Gaza-Gebiet, aus dem sich Israel 2005
zurückzog, errichtete die Hamas ein autoritäres und repressives, auch gegen
Frauen gerichtetes Regime. Die Unterstützer der Hamas in Teheran stehen für
religiösen und nationalistischen Fanatismus, gekoppelt mit Antikommunismus
und Judenhass. Es wäre hilfreich, würden Omar und Tlaib dies klar
aussprechen.

Sind Ilhan Omar und Rashida Tlaib Antisemitinnen? Sicher nicht in dem Sinn,
wie Trump es behauptet, lässt er doch auch keine rationale und berechtigte
Kritik an der israelischen Politik und an den Methoden des
Besatzungsregimes im Westjordanland gelten. Eine solche Kritik ist jedoch
ebenso legitim wie nötig, und wäre dies das einzige Antriebsmotiv von Omar
und Tlaib, könnte man ihre Äußerungen als bloß fehlgeleitet abtun (obwohl
von Kongressabgeordneten eine sorgfältigere Wortwahl zu erwarten wäre).
Doch haben beide auch Sympathie für die Bewegung 
Boycott-Divestment-Sanction (BDS) erkennen lassen, also der Boykottbewegung nicht nur gegen
Israel, sondern auch gegen seine Wissenschaftler und Kulturschaffenden.
Dieser Boykott solle (so die extremste Variante) andauern, bis die
Besetzung allen arabischen Landes beendet, also Israel von der Landkarte
verschwunden sei.

Solange Omar und Tlaib hier keinen klaren Trennungsstrich ziehen, solange
ist der Vorwurf des Antisemitismus nicht vom Tisch - wenn auch in einem
ganz gegenteiligen Sinn, als Trump ihn erhebt. Wer Israelis oder
Palästinenser, Juden oder Araber, Iraner oder Amerikaner pauschal als
solche für eine falsche Politik in Haft nimmt, nützt nur all den
Reaktionären, die heute wie seit jeher die Völker aufeinanderhetzen
möchten, um ihr eigenes Süppchen zu kochen. Hinter dem Knäuel von
Konflikten im Nahen Osten stehen harte Machtinteressen, schrieb der
Agrarökonom Theodor Bergmann kurz vor seinem Tod im Jahre 2017: "Der Iran
will zur regionalen Vormacht werden, der Irak-Krieg der USA hat diese
Entwicklung gefördert. Er finanziert und bewaffnet die Hamas und Hisbollah
gegen Israel und unterstützt schiitische Milzen im Irak. Teheran will durch
den Kampf gegen Israel die arabischen Länder, die fast ausnahmslos nicht
der Schia folgen, hinter sich scharen." Die Linke habe fast überall darin
versagt, sogenannte nationale Forderungen als Ausdruck sozialer Klassen-
und Gruppeninteressen zu enthüllen.

Kritische Solidarität sei hingegen mit allen Kräften in Israel wie unter
den Palästinensern zu üben, die auf einen Frieden hinarbeiten, so Bergmann,
einst selbst nach Palästina geflüchtet. Die arabischen Aufnahmeländer
hätten sich niemals bemüht, die vertriebenen Palästinenser nach 1948
wirklich zu unterstützen und die Flüchtlinge so in ihre Gesellschaft
einzugliedern, wie dies beide deutsche Staaten nach dem Zweiten Weltkrieg
tun mussten.

Die Lösung des Konfliktes, so das Fazit des alten Gelehrten und Aktivisten,
müsse "von innen kommen, aus dem Zusammenwirken der Arbeiter und Bauern in
beiden Völkern", denn: "Die aktuellen Regierungen in Jerusalem und Gaza
sind nicht willens, Frieden zu schließen. Sozialisten dürfen keine der
beiden Regierungen in ihrer Intransigenz und ihren maximalistischen
Forderungen unterstützen. Daher muss die Mehrheit in beiden Völkern die
Regierungen auswechseln. Diese Mehrheit zu sammeln und zu führen ist die
Aufgabe von sozialistischen Organisationen in beiden Ländern." So utopisch
diese Perspektive derzeit erscheint, so nötig ist es, an sie zu erinnern.
Denn die Fortschreibung der gegenwärtigen Zustände bedeutet immer neuen
Krieg.

Ein Nachtrag: Während ich diese Zeilen schreibe, vermelden die Nachrichten
den Tod des südafrikanischen Jazzmusikers und Apartheid-Gegners Johnny
Clegg. Ihm war 1988 die Mitwirkung am legendären Konzert zu Ehren Nelson
Mandelas im Londoner Wembley-Stadion von den Veranstaltern verweigert
worden - nicht, weil sie Clegg vor möglichem Schaden bewahren wollten, der
ihm in Südafrika hätte drohen können, sondern schlicht und einfach deshalb,
weil er Südafrikaner war. Südafrikaner aber verfielen per se dem Boykott -
so wie heute, auch nach Meinung von Ilhan Omar und Rashida Tlaib, Israelis,
selbst wenn sie als Friedensaktivisten an Universitäten unterrichten (was
sie in Israel, aber nicht im Iran dürfen).

Ist es wirklich so schwer zu begreifen, dass den Mächtigen wie Trump
letztlich nur dann Paroli geboten werden kann, wenn jede Gegenstrategie
international ausgerichtet ist und sich nicht durch das Beharren auf
nationale oder sonstige Identität selbst entmündigt?

Zum Weiterlesen empfohlen: Theodor Bergmann: Der 100-jährige Krieg um
Israel. Eine internationalistische Position zum Nahostkonflikt, VSA Verlag,
Hamburg 2017, 94 Seiten, 9,80 Euro.

 * 
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GEGENWIND/814: Europawahl in Schleswig-Holstein - Die Sieger sind am meisten überrascht


Gegenwind Nr. 370 - Juli 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Europawahl in Schleswig-Holstein: Die Sieger sind am meisten
überrascht 

Grüne gewinnen, SPD verliert

von Reinhard Pohl



Am meisten wurden die Grünen vom Wahlergebnis überrascht: Stärkste
Partei in Schleswig-Holstein, das seit 1949 überwiegend als
"schwarzes" Land galt, zumindest in den 11 Landkreisen. Zweiter Sieger
wurde "Die Partei", die ihre Stimmenzahl fast versechsfachte. Und
gewonnen hat die Wahlbeteiligung: Wurde bei der letzten Europawahl
noch 978.000 Stimmen abgegeben, waren es diesmal 1.356.900, also rund
387.000 mehr. Diese zusätzlichen Stimmen kamen den Parteien aber mit
großen Unterschieden zugute.


Die Grünen hatten letztes Mal (2014) 120.000 Stimmen, dieses Mal
392.000. Sie haben die Stimmenzahl also mehr als verdreifacht. Im
Durchschnitt landeten sie bei 29,1 Prozent und wurden damit stärkste
Partei. Stärkste Partei wurden sie in den vier kreisfreien Städten und
in fünf der elf Landkreise. Von den rund 387.000 zusätzlichen Stimmen
durch die höhere Wahlbeteiligung holten sich die Grünen also rund
272.000. Das liegt wohl vor allem daran, dass die Grünen zur Zeit ein
geschlossenes Bild abgeben, keine Diskussionen um den Kurs und die
Führung haben und Probleme thematisieren, die die meisten Wählerinnen
und Wähler für die wichtigsten Zukunftsfragen halten. Beigetragen zum
guten Abschneiden haben sicherlich auch die Demonstrationen für eine
bessere Klimapolitik, die zumindest mit dem Programm der Grünen
übereinstimmen.

Gewonnen hat auch die CDU: 334.000 Stimmen waren es letztes Mal,
354.000 Waren Es Diesmal. Allerdings gewannen sie eben von den 387.000
zusätzlichen Stimmen nur rund 20.000, damit lagen sie prozentual
schlechter als letztes Mal. Statt 34,4 Prozent (2014) waren es diesmal
nur 26,2 Prozent. In sechs Landkreisen wurden sie stärkste Partei, in
den übrigen fünf Landkreisen und den vier kreisfreien Städten wurden
sie zweitstärkste Partei.

Die FDP hat ebenfalls gewonnen, die Zahl ihrer WählerInnen stieg von
36.000 auf 80.000. Sie konnte die Zahl also mehr als verdoppeln. Hatte
sie letztes Mal 3,8 Prozent aller Stimmen, waren es diesmal 5,9
Prozent.

Somit erfüllte sich die Hoffnung der Oppositionsparteien nicht, sie
können bei diesen Wahlen gegen die drei aktuellen Regierungsparteien
punkten. Alle drei haben dazu gewonnen, wenn auch sehr unterschiedlich
viel, und zusammen konnten die drei Regierungsparteien 61,2 Prozent
der Stimmen gewinnen.

Opposition

Die SPD hat brutal verloren. Von 310.000 Stimmen 2014 stürzte sie
diesmal auf 230.000 Stimmen ab, von 31,9 Prozent also auf 17,1
Prozent. Nicht nur, dass sie in keinem Kreis mehr stärkste Partei ist:
Sie ist auch in keinem Kreis Schleswig-Holsteins zweitstärkste Partei.
Im gesamten Bundesland landete sie hinter den Grünen und der CDU auf
Platz drei. 2014 war sie noch in den vier kreisfreien Städten die
stärkste, in den Landkreisen die zweitstärkste Partei. Das liegt
vermutlich an den diffusen Bild, das die Partei bezüglich ihres
Programms und des Spitzenpersonals bietet. Bei dem Programm fallen
Anspruch und die Praxis in der "Großen Koalition" in Berlin weit
auseinander, und die Führungspositionen auf Bundesebene sind zur Zeit
nicht besetzt. Auf Landesebene gibt es seit einigen Monaten eine
Doppelspitze: Serpil Midyatli führt die Partei, Ralf Stegner die
Fraktion im Landtag.

Die zweite Oppositionspartei im Landtag, die AfD, konnte Stimmen
gewinnen: Von 66.100 Stimmen 2014 stieg sie auf 100.400 Stimmen jetzt.
In Prozentzahlen ist das eine Steigerung von 6,8 auf 7,4 Prozent. In
Kiel, Flensburg und Nordfriesland blieb sie gleich, in
Schleswig-Flensburg verlor sie nach Prozenten sogar leicht - dort hat
sich ja gerade die AfD-Fraktion im Kreistag zerlegt. In allen Kreisen
kam sie allerdings über 5 Prozent.

Die dritte Oppositionspartei im Landtag, der SSW, tritt bei der
Europawahl nicht an. Umso trauriger für die SPD, dass sie davon nicht
profitieren konnte.

Kleine Parteien

Größte der kleinen Parteien war und ist "Die Linke", die letztes Mal
mit 36.400 Stimmen noch vor der FDP lag. Diesmal konnte sie zwar
50.400 Stimmten gewinnen, liegt damit aber hinter der FDP. Nur in
Flensburg und Kiel landete die Linke oberhalb der 5-Prozent-Hürde,
sonst überall unterhalb. 3,7 Prozent lautete das landesweite Ergebnis,
das bei der vorigen Europawahl noch bei 4,5 Prozent gelegen hatte. Für
die erhoffte Rückkehr in den Landtag ist also noch viel zu tun.

An zweiter Stelle der kleinen Parteien landete diesmal "Die Partei",
die von 5.600 auf 31.500 Stimmen (2,3 Prozent) stieg.

Für Schleswig-Holstein wichtig ist noch das Abschneiden der Piraten.
Diese bekamen diesmal 12.300 Stimmen (0,9 Prozent), letztes Mal waren
es noch 14.800 Stimmen (1,5 Prozent) gewesen. Aber ihr Spitzenkandidat
lebt in Schleswig-Holstein, und die Stimmen aus ganz Deutschland
reichten für einen Sitz im Parlament.

Vielleicht für einige LeserInnen noch interessant: Die DKP sank von
566 auf 516 Stimmen, die MLPD von 331 auf 311 Stimmen. Beide bekamen
damit 0,0 Prozent. Mehr als 10.000 Stimmen bekamen nur noch die
Tierschutzpartei, die Familienpartei und die Freien Wähler.

Flensburg

Die Grünen wurden nicht nur stärkste Partei, die Stimmen stiegen von
4.400 (2014) auf jetzt 14.600 oder 37,1 Prozent. Sie bekamen auch mehr
Stimmen als die CDU (6.800 / 17,3 %) und SPD (5.700 / 14,4 %)
zusammen. Dabei hat die CDU leicht gewonnen, die SPD stark verloren.
Die AfD stieg von 1.600 auf 2.500 Stimmen, blieb nach Prozenten bei
6,3 Prozent. Sie ist jetzt in der Ratsversammlung nicht vertreten, da
sie zur Kommunalwahl mangels KandidatInnen nicht antreten konnte,
würde aber wohl über fünf Prozent kommen. Die Linke stieg von 1.900
auf 2.300 Stimmen, die FDP von 800 auf 2.000 Stimmen. Bemerkenswert
noch die Partei: Sie stieg von 300 auf 1.700 Stimmen und kam damit auf
4,2 Prozent.

In der Ratsversammlung sind jetzt SPD, CDU, Grüne und SSW fast gleich
stark. Das könnte sich ändern, wenn die Grünen im Aufschwung bleiben
und die SPD ihren Sinkflug fortsetzt. Aber da der SSW traditionell
hier sehr stark ist, an der Europawahl aber nicht teilnimmt, ist es
noch schwerer als ohnehin, diese Wahl als Maßstab für die nächste
Kommunalwahl zu nehmen.

Kiel

Auch in Kiel bekamen die Grünen mehr Stimmen als CDU und SPD zusammen.
Die Zahl der Stimmen stieg für die Grünen von 14.300 auf 40.300 (37
%), für die CDU von 17.500 auf 18.300 (16,8 %), für die SPD sanken sie
von 25.900 auf 17.900 (16.4 %). Der dritte Platz ist für die SPD
besonders schmerzlich, weil der SPD-Oberbürgermeister am 27. Oktober
zur Direktwahl antritt und wiedergewählt werden will. Dabei wird er
allerdings nicht nur von seiner Partei, sondern auch von den Grünen,
dem SSW und voraussichtlich auch der FDP unterstützt, so dass seine
Aussichten trotzdem gut sind.

AfD und Linke lagen bei der Europawahl in Kiel über 5 Prozent, FDP und
"Die Partei" knapp unter 5 Prozent.

Lübeck

Die Stimmen für die Grünen stiegen von 9.600 auf 28.600 (31,6 %),
damit wurden sie auch hier stärkste Partei. Die CDU wuchs von 17.100
auf 18.400 Stimmen (20,4 %), die SPD sank von 21.400 auf 17.600
Stimmen (19,4 %). Auch hier lässt sich das Ergebnis nicht ohne
weiteres auf die nächste Kommunalwahl übertragen, weil hier die GAL
als Abspaltung von Grünen und Linken kommunal auftritt.

Von den kleineren Parteien kam nur die AfD mit 6.800 Stimmen über die
5 %, die Linke und die FDP landeten mit jeweils ungefähr 4.200 Stimmen
knapp drunter. "Die Partei" kam hier mit 2.700 Stimmen auf 3 %.

Neumünster

Auch in Neumünster wurden die Grünen, die von 2.400 auf 7.800 Stimmen
(27,1 %) zulegten, stärkste Partei. Ihnen kam aber zugute, dass die
CDU von 8.900 auf 7.000 Stimmen (24,4 %) absackte. Die SPD verlor
drastisch, von 9.700 Stimmen (2014) auf 5.300 Stimmen (18.4 %).

Die AfD kam mit 2.800 Stimmen auf 9,6 Prozent, die FDP mit 1.500
Stimmen auf 5,3 Prozent, die Linke mit 1.000 Stimmen auf 3,6 Prozent.

Dithmarschen

Die CDU bekam knapp 18.000 Stimmen und damit fast genauso viel wie
2014, ihr Anteil sank auf 31,1 Prozent. Die Grünen wurden hier
zweitstärkste Partei, sie stiegen um 3.400 auf 12.100 Stimmen, das
sind 21 Prozent. Die SPD sackte von 12.400 auf 10.300 Stimmen ab, das
sind 17,8 Prozent.

Die AfD kam hier auf 5.100 Stimmen oder 8,9 Prozent, nach 2.300
Stimmen beim letzten Mal. Die Linke erreichte 2.000 Stimmen (3,5
Prozent), die FDP 4.500 Stimmen (7,8 Prozent).

Herzogtum Lauenburg

Stärkste Partei wurde die CDU, die ihr Ergebnis von 23.900 auf 24.900
Stimmen verbessern konnte, das bedeutete jetzt 27,3 Prozent. Die
Grünen konnten sich von 8.200 auf 23.600 Stimmen (25,8 %) steigern und
damit dicht heranrücken. Die SPD stürzte von 21.700 auf 15.900 Stimmen
(17,5 Prozent) ab.

Die AfD liegt auch hier mit 8.400 Stimmen (9,2 %) auf Platz 4, 2014
kamen sie auf 5.200 Stimmen. Es folgen die FDP mit 5.800 Stimmen (6,3
Prozent) und die Linke mit 3.200 Stimmen (3,5 %).

Nordfriesland

Die CDU liegt auch hier auf dem Platz 1, sie konnten die Zahl der
Stimmen von 21.100 (2014) auf 23.400 (30,4 %) steigern. Die Grünen
wuchsen von 6.000 auf 22.600 Stimmen (29,3 %) und rückten damit dicht
an die CDU heran. Die SPD verlor: 2014 hatte sie noch 16.200 Stimmen,
jetzt nur noch 12.600 (16,3 %).

In Nordfriesland landete die FDP knapp vor der AfD, beide bekamen rund
4.400 Stimmen und 5,7 %. Dahinter liegt die Linke, die 2.400 Stimmen
(3,2 Prozent) bekam.

Ostholstein

Die CDU konnte sich hier von 25.500 Stimmen auf 28.600 Stimmen (29,4
%) verbessern. Die Grünen steigerten sich von 6.900 auf 24.600 Stimmen
(25,4 %). Die SPD sackte von 22.600 auf 18.500 Stimmen (19 %) ab.

Auch in Ostholstein blieb die AfD mit 7.800 Stimmen (8,1 %) auf Platz
4, gefolgt von der FDP mit 6.000 Stimmen (6,2 %) und der hier
traditionell schwachen Linken, die 2.800 Stimmen (2,9 %) erreichte.
Die Linke hat sich hier schon durch internen Streit aus dem Kreistag
katapultiert.

Pinneberg

Im Kreis Pinneberg nahmen die Grünen von 13.300 auf 43.300 Stimmen zu,
mit 28,9 % wurden sie stärkste Partei. Die CDU konnte sich von 36.400
auf 39.200 Stimmen (26,1 %) verbessern, das reichte aber nur noch für
Platz 2. Die SPD stürzte von 34.800 auf 26.000 Stimmen ab, das sind
17,4 % oder Platz 3.

Die AfD kam mit 11.700 Stimmen (7,8 %) auf Platz 4, gefolgt von der
FDP mit 9.500 Stimmen (6,3 %). Die Linke kam auf 5.500 Stimmen, das
sind 3,7 Prozent.

Plön

Auch im Kreis Plön wurden die Grünen mit 19.800 Stimmen (29,8 %)
stärkste Partei, nachdem sie 2014 noch 6.200 Stimmen erhalten hatten.
Die CDU steigerte sich von 17.000 auf 18.200 Stimmen (27,3 %), die SPD
stürzte von 15.700 auf 11.700 Stimmen (17,6 %) ab.

Die AfD kam mit 4.800 Stimmen (7,3 %) auf Platz 4, gefolgt von der FDP
mit 3.600 Stimmen (5,4 %). Die Linke erreichte hier 2.000 Stimmen (3,1
Prozent).

Rendsburg-Eckernförde

Auch hier gewannen die Grünen für sie selbst überraschend: von 12.000
Stimmen 2014 kamen sie jetzt auf 39.800 Stimmen (29,3 %). Die CDU
gewann auch, von 36.300 auf 38.900 Stimmen (28,7 %), blieb damit aber
knapp auf Platz 2. Die SPD verlor von 31.300 auf 22.600 Stimmen (16,6
%).

Auf Platz 4 landete die AfD mit 9.200 Stimmen (6,8 %). Die FPD liegt
mit 7.500 Stimmen (5,6 %) dahinter, die Linke kam auf 4.200 Stimmen
oder 3,1 %.

Schleswig-Flensburg

Die Grünen kamen auch hier auf Platz 1, sie steigerten sich von 7.500
Stimmen 2014 auf jetzt 28.900 Stimmen (30,4 %). Die CDU gewann
ebenfalls von 25.400 auf 27.500 Stimmen (29 %), das reichte für Platz
2. Die SPD hatte 2014 noch 19.900 Stimmen, jetzt nur noch 15.300 (16,2
%)

Auf Platz vier kam die AfD mit 5.700 Stimmen (6 Prozent), gefolgt von
der FDP mit 5.700 Stimmen oder 5 Prozent. Die Linke erhielt 3.100
Stimmen (3,3 %).

Segeberg

Hier gewann die CDU 34.000 Stimmen (27,1 %), letztes Mal hatte sie
noch 32.100 Stimmen. Die Grünen nahmen von 9.300 auf 33.900 Stimmen zu
(26,9 %), knapp hinter der CDU. Die SPD nahm von 27.800 auf 21.100
Stimmen (16,8 %) ab.

Die AfD kam mit 10.300 Stimmen (8,2 %) auf Platz 4, gefolgt von der
FDP mit 8.400 Stimmen (6,7 %). Auf Platz 6 liegt die Linke mit 4.600
Stimmen (3,7 %).

Steinburg

Auf Platz 1 liegt die CDU, die ihre Stimmen von 16.700 auf 17.300
(28,8 %) steigern konnte. Knapp dahinter die Grünen, die von 4.500 auf
jetzt 16.100 Stimmen (26,9 %) kamen. Die SPD rutschte von 13.000 auf
9.800 Stimmen (16,4 %).

Auf Platz 4 die AfD mit 4.700 Stimmen (7,8 %), gefolgt von der FDP mit
3.700 Stimmen (6,1 %). Die Linke kam auf 2.200 Stimmen oder 3,6 %.

Stormarn

In Stormarn steigerten sich die Grünen von 12.100 auf 36.300 Stimmen
(29,3 %). Sie liegen damit vor der CDU, die sich von 31.800 auf 33.200
Stimmen (26,8 %) steigern konnte. Die SPD schrumpfte von 29.600 auf
20.000 Stimmen (16,2 %).

Die AfD kam auf 9.800 Stimmen (8 %), die FDP auf 8.500 Stimmen (6,9
%). Die Linke erreichte 4.200 Stimmen (3,4 %).

Fazit 

Bei den Europawahlen entscheiden sich die Menschen freier, wen sie
wählen wollen, weil sie nicht taktisch in Koalitionen oder einer
künftigen Regierung denken. Die "Spitzenkandidatur" ist relativ
wirkungslos, weil es eine sehr unverbindliche Absprache ist, gegen die
die Staats- und Regierungschefs im Europäischen Rat ohne weiteres
verstoßen können und dürfen. Ein Grund für die "freie Vergabe" der
Wählerstimmen ist damit auch die relative Machtlosigkeit des
Parlaments, aber auch die Unübersichtlichkeit der gleichzeitigen Wahl
in 28 Staaten. In jedem Staat gibt es eine eigene Stimmung, und die
neue Zusammensetzung des Parlaments ist kaum vorhersagbar.

Das neue Parlament hat wieder 751 Sitze. Davon erreichten die Grünen
74 (bisher 50). Die Sozialdemokraten bekamen 153 Sitze (bisher 191).
Die Liberalen kletterten von 67 auf 106 Sitze, was an der besonderen
Situation in Frankreich liegt. Dagegen sankt die Europäische
Volkspartei (in Deutschland CDU) von 221 auf 179 Sitze. Die Linke nahm
von 52 auf 38 Sitze ab. Die Fraktionen rechts-außen müssen sich noch
sortieren und entscheiden, ob sie zwei oder drei Fraktionen bilden.
Zur Zeit sind es eher drei Gruppen mit jeweils 50 bis 60 Abgeordneten,
aber auf der Rechten spalten man sich gerne, streitet sich und
wechselt auch Partei und Fraktion, die gewählten AfD-Abgeordneten gab
es nach den letzten Wahlen bald nicht mehr. Wären sich die
Rechtsextremisten einig, könnten sie aber die zweitstärkste Fraktion
nach der EVP/CDU bilden.

Interessanter würde die Europawahl, wenn das Parlament
Gesetzgebungskompetenz bekäme, die Kommission oder die
Kommissionschefin wählen könnte und auch die Wahlen gerechter würden,
dass z.B. rund 1 Million WählerInnen eine/n Abgeordnete/n wählen
würden.

Aus Schleswig-Holstein kommen jetzt durch die Zufälle der Listen vier
Abgeordnete ins Parlament: Niclas Herbst (CDU), Delara Burkhardt
(SPD), Rasmus Andresen (Grüne) und Patrick Breyer (Piraten).

 * 
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VORWÄRTS/1491: 100 Jahre Internationale Arbeitsorganisation ILO


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 23/24 vom 11. Juli 2019

100 Jahre Internationale Arbeitsorganisation ILO

von Christian Koller



Mit der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO)
feiert dieses Jahr eine UNO-Sonderorganisation mit 187 Mitgliedstaaten
ihr hundertjähriges Jubiläum, deren Entstehung eng mit der Schweiz
verknüpft ist. Ihre Geschichte ist geprägt von einem stetigen Kampf
für die Rechte der Arbeiter*innen.


Die in Genf domizilierte ILO ist fast drei Jahrzehnte älter als
die UNO selber. Ihre Entstehung fiel in die Umbruchzeit am Ende des
Ersten Weltkriegs, als viele Staaten wirtschaftlich am Boden lagen und
schwere soziale Unruhen beinahe an der Tagesordnung waren. Die
Gründung der ILO in diesem Umfeld kam indessen nicht aus dem Nichts.
Viele Gründungsmitglieder kannten sich aus grenzüberschreitenden
Netzwerken der Vorkriegszeit wie der "Internationalen Vereinigung für
gesetzlichen Arbeiterschutz" oder den internationalen Verbünden und
Konferenzen der Gewerkschaften und Arbeitgeberorganisationen.


1877: die Schweiz erhält ein Fabrikgesetz

Seit den 1870er Jahren mit dem Einsetzen der sogenannten "zweiten
industriellen Revolution" hatte es in der Sozialpolitik
Internationalisierungsbestrebungen gegeben. Sie wurden besonders
gepusht von Nationalökonomen wie auch seitens reformbürgerlicher
Kräfte, die ein Gegengewicht zur sich herausbildenden internationalen
Arbeiterbewegung und die Einbindung von deren reformistischem Flügel
anstrebten. Die Schweiz spielte zu jener Zeit beim internationalen
Arbeiterschutz eine wichtige Rolle. Im Jahre 1881, vier Jahre nach der
Zustimmung des Stimmvolks zum eidgenössischen Fabrikgesetz, fragte der
Bundesrat bei den Regierungen Frankreichs, des Deutschen Reichs,
Österreich-Ungarns, Grossbritanniens und Belgiens an, ob Interesse an
einer internationalen Konvention zur Fabrikarbeit bestehe. Dabei ging
es nicht zuletzt darum, durch internationale Vereinheitlichung
potenzielle Wettbewerbsnachteile infolge der durch das Fabrikgesetz
eingeführten arbeitsrechtlichen Minimalstandards (wie der
65-Stunden-Woche) abzufedern. Der Vorstoss versandete und 1889 nahm
der Bundesrat einen zweiten Anlauf. Dieses Mal kam das Deutsche Reich
zuvor, das 1890 einen Kongress zum Arbeiterschutz in Berlin
veranstaltete.


1901: das Internationale Arbeitsamt in Basel

Nachdem diese Zusammenkunft wenig konkrete Ergebnisse gebracht hatte,
fand 1897 auf Anregung des Schweizerischen Arbeiterbundes eine weitere
Konferenz in Zürich mit über 500 Teilnehmer*innen statt, die ein
umfassendes Arbeiterschutzprogramm postulierte. Beteiligt waren
gemässigt sozialistische Arbeiter*innenverbände, Vertreter der
katholischen Sozialreform sowie reformbürgerliche Ökonom*innen. Drei
Jahre später wurde in Paris die "Internationale Vereinigung für
gesetzlichen Arbeiterschutz" (IALL) aus der Taufe gehoben. Ihrem
ersten Vorstand gehörte mit dem freisinnigen Basler Ständerat Paul
Scherrer auch ein Schweizer Politiker an. Gleichzeitig entstand als
Büro der IALL das "Internationale Arbeitsamt", das 1901 als private,
von einigen Staaten finanziell unterstützte Organisation mit Sitz in
Basel seine Arbeit aufnahm. Zu seinen Aufgaben gehörten die Behandlung
arbeitsrechtlicher Fragen, die Sammlung und Publikation von
Arbeiterschutzgesetzen und die Organisation internationaler Kongresse
zu dieser Thematik. Die Entstehung dieser Strukturen lag in einem
allgemeinen zeitgenössischen Trend zu multilateralen Problemlösungen
durch internationale Kongresse, Ämter und Vereinigungen, die durch die
wirtschaftliche, technische und kulturelle Globalisierung nötig
geworden waren und bei denen auch Kleinstaaten wie die Schweiz
mitredeten.

Innert kurzer Zeit entstanden in 15 Staaten IALL-Landessektionen,
während hierzulande die "Schweizerische Vereinigung zur Förderung des
internationalen Arbeiterschutzes" bereits seit 1900 bestand. Deren
Akten wie auch die Zirkulare und Konferenzprotokolle der IALL befinden
sich im Archiv der Nachfolgeorganisation "Schweizerische Vereinigung
für Sozialpolitik", das im Sozialarchiv aufbewahrt wird. Auf Ersuchen
der IALL organisierte der Bundesrat 1905 die Zusammenkunft einer
vorbereitenden Expertenkommission, deren Vorschläge 1906 anlässlich
einer in Bern durchgeführten diplomatischen Konferenz zu Verboten der
industriellen Nachtarbeit für Frauen* sowie der Verwendung von weissem
Phosphor in der Zündholzindustrie führten. Auch sämtliche
Vorkriegskonferenzen der IALL fanden in der Schweiz statt: 1904 in
Basel, 1906 in Genf, 1908 in Luzern, 1910 in Lugano und 1912 in
Zürich.


1919: Gründung der ILO

Infolge des Kriegsausbruchs konnten vorerst keine weiteren
Konventionen vereinbart werden. Forderungen nach einer internationalen
Standardisierung des Arbeitsrechts wurden dann in der wirtschaftlich
und sozial zunehmend kritischen Situation der zweiten Kriegshälfte
aber wieder in verschiedenen Ländern von Gewerkschaften wie auch
sozialpolitischen Behörden erhoben. Die Pariser Friedenskonferenz
griff dann solche Ideen auf, insbesondere angesichts der
bolschewistischen Revolution in Russland 1917, linksradikaler
Erhebungen in Zentraleuropa im Frühjahr 1919 und der Furcht vor
internationalen Spannungen aufgrund sozialer Verwerfungen wie auch
ruinöser Konkurrenz zwischen den Staaten. Der erste internationale
Nachkriegskongress der Gewerkschaften in Bern forderte im Februar 1919
eine durch den Friedensvertrag gewährleistete internationale
Arbeitsgesetzgebung. Im selben Monat trat an der Friedenskonferenz
eine mit dieser Thematik befasste Kommission erstmals zusammen. Die
britische Delegation schlug dabei die Einrichtung eines
internationalen Parlaments vor, in das jedes Mitgliedsland des
Völkerbunds je einen Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertreter wählen
solle und das für alle Mitgliedsländer verbindliche Arbeitsgesetze
erlassen könnte. Dieser Vorschlag unterlag jedoch der Position der
amerikanischen Delegation, gemäss der die internationale
Arbeitsorganisation lediglich Vorschläge zuhanden des Völkerbunds
machen sollte, der dann für seine Umsetzung besorgt war. Auch entwarf
die Kommission eine Charta für Arbeitsschutz mit den folgenden
Punkten: Keine Behandlung der Arbeit als simples Gut,
existenzsichernde Löhne, gleiche Löhne für Männer und Frauen bei
gleicher Arbeit, Organisationsfreiheit, Verbot des internationalen
Transports von in Kinderarbeit angefertigten Produkten,
Achtstundentag.

Der Schlussbericht der Kommission wurde am 11. April 1919 von der
Friedenskonferenz verabschiedet und als XIII. Teil in den
Friedensvertrag von Versailles integriert, der auch die Gründung des
Völkerbundes enthielt. Begründet wurde die Einrichtung einer
Sonderorganisation zum Arbeiterschutz damit, dass das vom Völkerbund
verfolgte Ziel der Friedenssicherung "nur auf dem Boden der sozialen
Gerechtigkeit aufgebaut werden kann" und "Arbeitsbedingungen bestehen,
die für eine grosse Anzahl von Menschen mit so viel Ungerechtigkeit,
Elend und Entbehrungen verbunden sind, dass eine den Weltfrieden und
die Welteintracht gefährdende Unzufriedenheit entsteht". Mit dem
Inkrafttreten des Vertrags ging die bisher vom Internationalen
Arbeitsamt in Basel ausgeübte Vorbereitung von
Arbeiterschutzkonventionen auf eine neue, dem Völkerbund angegliederte
Organisation, die ILO, mit Sitz in Genf über. Ihr erster
Generaldirektor wurde der französische Sozialist Albert Thomas.


1920: Reformvorschläge werden abgelehnt

Der Aufbau der ILO folgte einem konsequent "tripartiten" Ansatz: Die
Delegationen der Mitgliedstaaten bestanden und bestehen an der
"Internationalen Arbeitskonferenz" und im "Verwaltungsrat" bis heute
aus Vertretungen der Regierungen, der Gewerkschaften und der
Arbeitgeberorganisationen (im Verhältnis 2:1:1). Hinzu kommt das
"Internationale Arbeitsamt" als Sekretariat der Organisation. Mit
dieser für eine internationale Organisation einmaligen Struktur lehnte
man sich an Gremien an, die während des Ersten Weltkriegs in
verschiedenen Ländern zur Schlichtung von Arbeitskonflikten und
teilweise als Reaktion auf sozialistische Arbeiterrätebewegungen
geschaffen worden waren: Die amerikanische Regierung hatte nach dem
Kriegseintritt 1917 einen paritätisch aus Gewerkschafts- und
Arbeitgebervertretern zusammengesetzten "War Labor Board" ins Leben
gerufen. In Grossbritannien entstanden ab 1918 "Joint Industrial
Councils" zur Konsultation zwischen Arbeitgebern und -nehmern. Die
Verfassung der Weimarer Republik sah dann die Einrichtung eines
"Reichswirtschaftsrates" mit Vertretungen der Arbeitgeber,
Arbeitnehmer, Freiberuflichen und Konsumenten zur Beratung des
Reichstags in sozial- und wirtschaftspolitischen Fragen vor. Das
Gremium kam aber nie über das Stadium eines Provisoriums hinaus. In
der Schweiz empfahlen in der Landesstreikzeit reformbürgerliche Kräfte
und Angestelltenverbände "paritätische Industrieräte" nach britischem
Vorbild sowie einen ähnlich zusammengesetzten "eidgenössischen
Wirtschaftsrat". Seitens der Arbeitgeber stiessen solche Ideen
teilweise auf Zustimmung, während bei den Gewerkschaften die Meinungen
darüber kontrovers bis ablehnend waren. Der Entwurf für ein
"Bundesgesetz betreffend die Ordnung des Arbeitsverhältnisses" von
1919 enthielt unter anderem - etwa der Lohngleichheit zwischen Mann
und Frau - die Einrichtung einer eidgenössischen Lohnkommission mit
einem Drittel Arbeiternehmervertretern und paritätisch
zusammengesetzten Lohnausschüssen mit weitreichenden Kompetenzen. Er
wurde 1920 an der Urne knapp verworfen.

Auf der Pariser Friedenskonferenz waren es vor allem die
Gewerkschaftsvertreter, die für die ILO eine tripartite Struktur
forderten. Die Gewerkschaften hatten bereits vor dem Ersten Weltkrieg
internationale Strukturen entwickelt, so waren seit den 1890er Jahren
internationale Branchensekretariate entstanden und 1913 der
Internationale Gewerkschaftsbund gegründet worden. Die Struktur der
ILO beförderte nun auch die Formalisierung der bislang eher lockeren
internationalen Netzwerke der Arbeitgeberorganisationen in der 1920
gegründeten "International Organization of Industrial Employers". Auch
staatliche Behörden sahen in der neu geschaffenen ILO ein Mittel zur
Bearbeitung sozial- und wirtschaftspolitischer Fragen. Beispielsweise
schlug der Zürcher Regierungsrat, nachdem er während des Landesstreiks
ein umfangreiches Reformprogramm mit sozialpolitischen Massnahmen und
der Prüfung der Beteiligung der Belegschaften an den
Unternehmensleitungen sowie am Geschäftsgewinn in Aussicht gestellt
hatte, zwei Jahre später der vorberatenden Kantonsratskommission vor,
die Frage der Gewinnbeteiligung an die ILO weiterzuleiten. Die
Kommission lehnte dies aber, wie die restlichen Reformvorschläge, ab.


Forschungstätigkeit

Hauptsächliche Mittel der ILO waren und sind Konventionen und
Empfehlungen. Bei den Konventionen handelt es sich um völkerrechtliche
Verträge, die von der Internationalen Arbeitskonferenz gutgeheissen
und dann den gesetzgebenden Behörden der Mitgliedstaaten, also in der
Regel den Parlamenten, zur Ratifikation oder Ablehnung vorgelegt
werden. Demgegenüber sind die Empfehlungen völkerrechtlich nicht
verbindlich. Daneben legte die ILO seit Beginn auch Forschung im
Bereich der Arbeit betrieben und eine Vielzahl von Publikationen vor.
Davon zeugen die zahlreichen Studien und Periodika der ILO in den
Abteilungen Bibliothek und Sachdokumentation des Sozialarchivs.


1944: Philadelphia-Deklaration

Die erste Internationale Arbeitskonferenz der ILO fand im Oktober und
November 1919 in Washington statt. Sie verabschiedete sechs
Konventionen zu den Themen Arbeitszeit, Arbeitslosigkeit,
Mutterschaftsschutz, Nachtarbeit von Frauen und Jugendlichen und
Kinderarbeit. Die USA, die trotz der wichtigen Rolle Präsident Woodrow
Wilsons bei der Gründung des Völkerbunds dieser Organisation nicht
beitraten, wurden 1934, zur Zeit von Franklin Delano Roosevelts "New
Deal", durch eine Sonderregelung ILO-Mitglied. Auf der anderen Seite
traten 1935 das nationalsozialistische Deutschland und 1937 das
faschistische Italien aus der ILO aus. Im Zweiten Weltkrieg wurde der
Sitz der ILO aufgrund der Umzingelung der Schweiz durch die
Achsenmächte von 1940 bis 1948 von Genf nach Montreal verlegt.
Anlässlich des 25-Jahre-Jubiläums verabschiedete die ILO 1944 die
"Philadelphia-Deklaration", die festhielt, dass Arbeit kein Gut sei.
Im Unterschied zum Vertrag von Versailles, wo auf britischen Antrag
hin die entsprechende Passage noch relativiert worden war (nicht
"bloss" ein Gut) wurde damit betont, dass die Lohngestaltung nicht
allein den Märkten überlassen werden sollte und Arbeitskräfte nicht
ohne Zustimmung wie eine Handelsware an einen anderen Arbeitgeber
transferiert werden dürften. Auch betonte die Deklaration
Meinungs- und Vereinsfreiheit, Armutsbekämpfung sowie die Gleichheit
der Menschen ungeachtet von "Rasse", Religion und Geschlecht.


1946: Sonderorganisation der UNO

1946 wurde die Internationale Arbeitsorganisation nach der Auflösung
des Völkerbunds zu einer Sonderorganisation der neu gegründeten UNO.
1969 erfolgte die Auszeichnung der ILO mit dem Friedensnobelpreis. Mit
der Dekolonisation der Nachkriegszeit einerseits und der zunehmenden
Verrechtlichung der Arbeitsbeziehungen in Europa im Rahmen des
europäischen Integrationsprozesses andererseits verschob sich der
Tätigkeitsschwerpunkt der ILO tendenziell in den Globalen Süden, mit
dem die technische Zusammenarbeit stark ausgebaut wurde. Gegen Ende
des 20. Jahrhunderts stellte sich die Frage des Verhältnisses der ILO
zum GATT bzw. der WTO und teilweise auch zu Programmen und Initiativen
der UNO. Die am ersten WTO-Ministertreffen von 1996 verabschiedete
Singapur-Erklärung bezeichnete einerseits die ILO als die kompetente
Organisation für Arbeitsfragen, verurteilte aber zugleich den Gebrauch
von Arbeitsstandards für protektionistische Zwecke und schützte
ausdrücklich die komparativen Handelsvorteile von Tieflohnländern. Die
ILO begegnete den Herausforderungen der institutionalisierten
Globalisierung mit der Lancierung der Initiative "Decent Work for All"
1999 und der Einsetzung einer "Weltkommission für die soziale
Dimension der Globalisierung" drei Jahre darauf.


Anständige Arbeit für alle!

Insgesamt erliess die ILO in den ersten hundert Jahren ihres Bestehens
je knapp 200 Konventionen und Empfehlungen. Acht Konventionen zu den
Themen Beseitigung der Zwangsarbeit (1930 und 1957),
Vereinigungsfreiheit (1948), Recht auf Kollektivverhandlungen (1949),
Lohngleichheit der Geschlechter (1951), Diskriminierungsverbot am
Arbeitsplatz (1958) und Abschaffung der Kinderarbeit (1973 und 1999)
gelten als "Kernkonventionen". Die Schweiz hat knapp einen Drittel der
ILO-Konventionen ratifiziert, worunter die Kernkonvention zur
Vereinigungsfreiheit erst 1999, ein halbes Jahrhundert nach ihrer
Lancierung. Darüber hinaus hat die ILO in ihrer bisherigen Geschichte
sechs Deklarationen erlassen. Nach der bereits erwähnten
Philadelphia-Deklaration während des Zweiten Weltkriegs folgten
Deklarationen bezüglich Massnahmen gegen die Apartheid in Südafrika
(1964), Chancengleichheit und gleiche Behandlung von Frauen (1975),
Grundsätze über multinationale Unternehmen und Sozialpolitik (1977),
grundlegende Rechte und Prinzipien bei der Arbeit (1998) sowie soziale
Gerechtigkeit für eine faire Globalisierung (2008).


Christian Koller ist Direktor des Schweizerischen
Sozialarchivs
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HÖRSPIEL/1966: Deutschlandfunk Kultur - "Ich wünschte, ich hätte dich vor dem Internet kennengelernt", 22.8.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ich wünschte, ich hätte dich vor dem Internet kennengelernt

Von Lars Werner

Deutschlandfunk Kultur 2019/ca. 56'30

(Ursendung)

Freispiel

Donnerstag, 22. August 2019, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ein Wettbüro für Katastrophen, Anlaufstelle für Glücksucher und
Pechvögel - wie Tarik, notorisch unterfinanziert. Dieses Mal hat er
etwas ganz Großes vor: Er wettet, dass sein Herz nicht brechen wird.
Die halbe Stadt hält dagegen - auch Ella. Und dann treffen sie sich.
Was ohnehin so schwierig ist, wird hier zum besonderen Balanceakt:
jung sein und etwas miteinander wagen, Streit und Missverständnisse
aushalten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 13. August 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TALK/1665: Deutschlandfunk - Hauskauf ohne Reue, 22.8.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Hauskauf ohne Reue

Was beim Erwerb von Immobilien zu beachten ist

Hörertel.: 0 08 00 44 64' 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 22. August 2019, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Der Traum vom Eigenheim lebt in vielen Menschen - gerade in Zeiten
niedriger Zinsen und steigender Mieten. Es zeichnet sich ab, dass
insbesondere in den Boom-Regionen Immobilienbesitzer ihr Vermögen gut
mehren konnten. Also mieten oder kaufen? Eigentumswohnung oder Haus?
Welches Modell sich am Ende rechnet, hängt auch davon ab, ob beim
Erwerb der Immobilie alles richtig gemacht wird. Fußangeln und
Strategien für den gelungenen Kauf einer Immobilie bespricht Philip
Banse mit seinen Fachleuten im Studio.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 13. August 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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ARBEITSMEDIZIN/493: Nächtliche Schichtarbeit - "wahrscheinlich für Menschen krebserregend" (idw)


Leibniz-Institut für Präventionsforschung und Epidemiologie - BIPS - 15.08.2019

Nächtliche Schichtarbeit als Krebsauslöser: Expertengremium bestätigt wahrscheinlichen Zusammenhang



Nachtschichtarbeit löst wahrscheinlich Krebs aus. Diese Einschätzung
bestätigte im Juni ein international besetztes Gremium aus 27
Wissenschaftlern für die Internationale Agentur für Krebsforschung (IARC).
Ihre Einschätzung erschien nun in der Fachzeitschrift "Lancet Oncology".

Etwa 20 Prozent aller Beschäftigten arbeiten außerhalb der typischen
Arbeitszeit am Tag. Bereits im Jahr 2007 stufte eine Arbeitsgruppe der
IARC Nachtschichtarbeit als "wahrscheinlich für Menschen krebserregend"
(probably carcinogenic to humans) ein. Schichtarbeit, bei der der
Tag-Nacht-Rhythmus gestört wird, fällt damit in die Gruppe 2A, zu der auch
Glyphosat oder rotes Fleisch gehören. Diese Einschätzung wurde nun in
einer Folgeevaluation bestätigt. Grund für die Neubewertung war die
relativ hohe Zahl neuer Studien zum Thema, die in den letzten Jahren
veröffentlicht worden sind. Ihre Schlussfolgerung ziehen die beteiligten
Wissenschaftler auf der Basis einer beschränkten Datenlage in Studien am
Menschen, einer guten in Tierexperimenten und einer starken biologischen
Plausibilität, wie sie in ihrer Begründung schreiben.

"Es war eine in weiten Teilen durchaus kontrovers geführte Diskussion der
wissenschaftlichen Daten zum Thema. Einige neuere Studien fanden keinen
Zusammenhang zwischen Nachtschichtarbeit und Krebs, andere wiederum
zeigten überzeugend Risiken auf. Und die Einordnung der biologischen
Befunde ist teils hoch kompliziert", sagt Prof. Dr. Hajo Zeeb, Leiter der
Abteilung Prävention und Evaluation am Leibniz-Institut für
Präventionsforschung und Epidemiologie - BIPS, der als einziges deutsches
Mitglied in der Expertenkommission an der neuen Klassifikation mitwirkte.
"Es gibt eine relativ deutliche Assoziation zwischen Nachtarbeit und
malignen Tumoren der Brust, der Prostata und des Darms. Allerdings lassen
sich, bedingt durch die Studiendesigns, andere Erklärungen nicht
vollkommen ausschließen - darum mussten wir uns den Entscheidungskriterien
der IARC gemäß für die Gruppe 2A, wahrscheinlich krebserregend,
entscheiden", so Zeeb.

Für die Neubewertung trafen sich 27 Wissenschaftler aus 16 Ländern im Juni
für acht Tage in Lyon, Frankreich. In der Zeit vor und während des
Treffens analysierten die Experten die gesamte zum Thema verfügbare
wissenschaftliche Literatur. Dabei bewerteten sie die Stärke der Evidenz
für die Kanzerogenität des zu beurteilenden Faktors auf Basis der von der
IARC vorgegebenen Kriterien. Diese Einstufung gilt explizit nicht als
Risikobewertung. Sie kann also nichts über die Wahrscheinlichkeit
aussagen, mit der ein Stoff oder Agens Krebs auslöst.

Das BIPS - Gesundheitsforschung im Dienste des Menschen

Die Bevölkerung steht im Zentrum unserer Forschung. Als epidemiologisches
Forschungsinstitut sehen wir unsere Aufgabe darin, Ursachen für
Gesundheitsstörungen zu erkennen und neue Konzepte zur Vorbeugung von
Krankheiten zu entwickeln. Unsere Forschung liefert Grundlagen für
gesellschaftliche Entscheidungen. Sie klärt die Bevölkerung über
Gesundheitsrisiken auf und trägt zu einer gesunden Lebensumwelt bei.

Das BIPS ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft, zu der 95 selbstständige
Forschungseinrichtungen gehören. Die Ausrichtung der Leibniz-Institute
reicht von den Natur-, Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die
Wirtschafts-, Raum- und Sozialwissenschaften bis zu den
Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute widmen sich gesellschaftlich,
ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen. Aufgrund ihrer
gesamtstaatlichen Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der
Leibniz-Gemeinschaft gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund
19.100 Personen, darunter 9.900 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler.
Der Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,9 Milliarden Euro.


Originalpublikation:

IARC Monographs Vol 124 group, with the
collaboration of Zeeb, Hajo. Carcinogenicity of night shift work. The
Lancet Oncology. 2019; forthcoming. 

DOI: https://doi.org/10.1016/S1470-2045(19)30455-3

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iarc.fr/news-events/iarc-monographs-evaluation-of-the-carcinogenicity-of-night-shift-work/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1878
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Präventionsforschung und Epidemiologie - BIPS - 15.08.2019
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GENETIK/560: Details der Wirkweise eines Tumorsuppressor-Proteins aufgeklärt (idw)


Universität zu Köln - 15.08.2019

Details der Wirkweise eines Tumorsuppressor-Proteins aufgeklärt

- Studie beschreibt neuartigen Mechanismus der Erkennung von Proteinen 

- "Veröffentlichung in Nature Communications"



Ein Team von Genetikerinnen und Genetikern der Universität zu Köln unter
der Leitung von Professor Dr. Jürgen Dohmen hat herausgefunden, wie das
Tumorsuppressor-Protein Arkadia andere Proteine erkennt, die es dann durch
Anheften eines kleinen Proteins für den Abbau markiert. Arkadia hat
essentielle Funktionen in der Embryonalentwicklung des Menschen und ist an
der Kontrolle von Signalprozessen beteiligt, die das Wachstum von Tumoren
hemmen.

Über die Wirkweise von Arkadia war bekannt, dass es eine so genannte
Ubiquitin-Ligase ist, also ein Enzym, welches das kleine Protein Ubiquitin
kovalent an andere Proteine anheftet. Die Markierung mit Ubiquitin führt
zumeist zum Abbau des so markierten Proteins innerhalb der Zelle durch ein
anderes Enzym, das Proteasom. Auf diese Weise werden Proteine beseitigt,
wenn sie ihre Funktion erfüllt haben oder wenn ihre Wirkung beendet werden
muss.

Die in der Fachzeitschrift "Nature Communications" aktuell veröffentlichte
Studie zeigt, dass die Erkennung von Substrat-Proteinen durch Arkadia
ungewöhnlich komplex ist. Arkadia erkennt bevorzugt solche Proteine, die
bereits zuvor mit einer spezifischen Kombination zweier, dem Ubiquitin
ähnlichen Proteinen (SUMO1 und SUMO2) markiert worden sind.
Die Aufklärung dieses neuartigen Erkennungsmechanismus wurde entscheidend
durch einen besonderen experimentellen Kniff erleichtert. Das menschliche
Arkadia-Gen wurde zusammen mit definierten "Designer"-Protein-Substraten
in die Bäckerhefe eingeführt, einem einzelligen Pilz, der häufig als
Modellorganismus in der Zellbiologie dient. In diesem System konnten die
Wissenschaftler sehr gut nachvollziehen, wie genau ein Protein mit SUMO1
und SUMO2 modifiziert sein muss, um von Arkadia erkannt zu werden.
"Die neuen Befunde zum Mechanismus der Auswahl des abzubauenden Proteins
durch Arkadia weisen wichtige Perspektiven zur weiteren Erforschung seiner
Funktion in der Kontrolle des Wachstums von Tumorenzellen auf", erklärt
Professor Dr. Jürgen Dohmen vom Institut für Genetik der Uni Köln.
Die Zusammensetzung des Teams, dem die Aufklärung dieser Zusammenhänge
gelungen ist, war komplex. Mehrere Arbeitsgruppen am Institut für Genetik
haben ihre Expertisen zusammengeführt. Ausgangspunkt der Arbeit waren
bioinformatische Analysen von Professor Dr. Kay Hofmann, die zur
Vorhersage von Bindestellen für SUMO1 und SUMO2 in Arkadia geführt hatten.
Biochemische und zellbiologische Untersuchungen in den Arbeitsgruppen von
Dr. Gerrit Praefcke (mittlerweile tätig am Paul-Ehrlich-Institut in
Langen), von Professor Dr. Niels Gehring und Professor Dohmen konnten dann
herausarbeiten, dass Arkadia die genannten Bindestellen für einen
neuartigen Erkennungsmechanismus bei der Selektion seiner Ziel-Proteine
einsetzt. Wichtige Experimente, welche die Relevanz der entdeckten
Wirkweise von Arkadia in menschlichen Zellen belegten, konnte die
Erstautorin Dr. Annie Sriramachandran, nach Abschluss ihrer Promotion bei
Professor Dohmen, bei Professor Dr. Helle Ulrich am Institute of Molecular
Biology in Mainz zu Ende führen.

Die Arbeiten wurden von der DFG im Rahmen des Schwerpunktprogramms SPP
1365 und des Sonderforschungsbereichs SFB 1218 gefördert.


Zur Publikation:

Arkadia/RNF111 is a SUMO-targeted ubiquitin ligase with preference for
substrates marked with SUMO1-capped SUMO2/3 chains,
Annie Sriramachandran, Katrin Meyer-Teschendorf, Stefan Pabst,
Helle Ulrich, Niels Gehring, Kay Hofmann, Gerrit Praefcke, & Jürgen
Dohmen,

Nature Communications

DOI: 10.1038/s41467-019-11549-3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution19
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UMWELT/344: Feinstaub - Unterschätztes Risiko für Herz und Gefäße (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 13.08.2019

Feinstaub: Unterschätztes Risiko für Herz und Gefäße

Herzstiftung warnt vor Gesundheitsschäden durch Feinstaub



Luftschadstoffe wie Stickstoffoxide und Feinstaub gelten als besonders
gesundheitsschädlich. Vielen Menschen ist spätestens seit den öffentlichen
Diskussionen um Dieselfahrverbote und die Abschaltung von
Braunkohlekraftwerken besonders Stickstoffoxid aus Verbrennungsmotoren und
Feuerungsanlagen für Kohle (auch Öl, Gas, Abfälle) als Verursacher von
Entzündungsprozessen bekannt, die mit einer Zunahme von
Herz-Kreislauf-Erkrankungen einhergehen. "Feinstaub ist aber das größere, vor allem aber
das noch immer unterschätzte Gesundheitsrisiko", betont der Kardiologe und
Pharmakologe Prof. Dr. med. Thomas Meinertz in der aktuellen Ausgabe von
HERZ heute, der Zeitschrift der Deutschen Herzstiftung
(www.herzstiftung.de). "Je größer die Feinstaubkonzentration in der
Atemluft ist, desto wahrscheinlicher sind Herz-Kreislauf-Erkrankungen."
Dass Feinstaub ein ebenso großer Risikofaktor von
Herz-Kreislauf-Erkrankungen ist wie die klassischen Faktoren, also hoher Blutdruck,
Rauchen, Zuckerkrankheit und hohes LDL-Cholesterin, bestätigte 2019 eine
Studie in der Fachzeitschrift "European Heart Journal." (1)

Was macht Feinstaub zum Risiko für Herz und Gefäße?

Das Risiko für eine Herz-Kreislauf-Erkrankung steigt dadurch, dass
Feinstaub, insbesondere der Ultrafeinstaub bei einer Partikelgröße kleiner
als 0,1 Mikrometer (= Größe eines Virus) nach Inhalation durch das
Lungenepithel sofort in die Blutbahn übertritt und von dort in die
Gefäßwand. "Dadurch werden chronische Entzündungsprozesse ausgelöst und
damit die Arteriosklerose begünstigt. Bei Menschen, die chronisch der
Luftverschmutzung ausgesetzt sind, kann es zum vorzeitigen Ausbruch der
wichtigsten Erkrankungen in den Gefäßen, die das Herz und das Gehirn
versorgen, kommen. Folgen sind Herzinfarkte und Schlaganfälle", erläutert
Prof. Meinertz. Insbesondere ältere Patienten mit Herz- und
Lungenerkrankungen sollten sich bei hoher Luftverschmutzung besonders
wenig außerhalb des Hauses aufhalten.

Das Gefährdungspotenzial von Feinstaub für die Gesundheit sehen auch das
Umweltbundesamt und Wissenschaftler der Nationalen Akademie Leopoldina.
Sie halten die Feinstaub-Grenzwerte für zu lax und sie sehen eine
Absenkung der Feinstaubgrenzwerte und eine "nachhaltige Verkehrswende" als
notwendig. Auch die Deutsche Herzstiftung hält schärfere Grenzwerte im
Sinne des vorsorglichen Gesundheitsschutzes für zwingend erforderlich.
"Saubere Luft ist ein hohes Gut: Je sauberer die Luft ist, desto seltener
leiden die Menschen an Schlaganfällen, Herz-Kreislauf-Erkrankungen,
Lungenkrebs oder Atemwegsproblemen. Das haben zahlreiche Studien gezeigt.
Jetzt ist entschlossenes politisches Handeln notwendig", fordert der
Herzstiftungs-Experte.


(1) Lelieveld, Jos et al. (2019), "European Heart Journal"

doi: org/10.1093/eurheartj/ehz135


Hintergrund:

Feinstaubpartikel teilt man ihrer Größe nach in Gruppen ein, je winziger
die Teilchen sind, desto weiter können sie in den Körper vordringen:
Partikel kleiner als zehn Mikrometer (PM 10) verbleiben größtenteils in
den oberen Atemwegen; Partikel kleiner als 2,5 Mikrometer (PM 2,5)
gelangen bis in die Lungenbläschen. Ultrafeine Partikel (Ultrafeinstaub)
mit einem Durchmesser von weniger als 0,1 Mikrometer können in den
Blutkreislauf übertreten.

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) nennt einen Grenzwert von zehn
Mikrogramm Feinstaub (Partikelgröße 2,5) pro Kubikmeter Luft als Vorgabe.
Deutschland - wie die gesamte Europäische Union - liegt mit einem
Grenzwert im Jahresmittel von 25 Mikrogramm (PM 2,5) beziehungsweise 40
Mikrogramm (PM 10) pro Kubikmeter Luft erheblich über der WHO-Empfehlung.
Eine Feinstaubkonzentration von mehr als zehn Mikrogramm pro Kubikmeter
Luft verkürzt nach Studienergebnissen des Projekts "Global Burden of
Disease" (2004) der WHO die durchschnittliche Lebenserwartung statistisch
um rund ein Jahr. Weltweit, schätzt die Fachzeitschrift "Lancet" (2017),
ist die Luftverschmutzung für etwa neun Millionen vorzeitige Todesfälle
verantwortlich.

Mehr zum Thema Feinstaub als Herz-Kreislauf-Risikofaktor und weitere
Literaturhinweise erhalten Sie in dem Beitrag "Dicke Luft" in der
aktuellen Ausgabe von HERZ heute 3/2019.

HERZ heute jetzt modernisiert und in neuer Gestalt: Probeexemplar anfordern!

Die Zeitschrift HERZ heute erscheint viermal im Jahr. Sie wendet sich an
Herz-Kreislauf-Patienten und deren Angehörige. Mitglieder der Deutschen
Herzstiftung erhalten die Zeitschrift der Deutschen Herzstiftung
regelmäßig und kostenfrei. Ein kostenfreies Probeexemplar der neuen
Ausgabe HERZ heute 3/2019 ist unter Tel. 069 955128400 oder per E-Mail
unter bestellung@herzstiftung.de erhältlich.


Originalpublikation:

Mienertz T., "Dicke Luft: Wie gefährlich sind Stickoxide, Feinstaub &
Co.?", in: Deutsche Herzstiftung (Hg.), HERZ heute (Ausg. 3/2019),
Frankfurt am Main 2019.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.youtube.com/watch?v=NQMwE_7Vtak

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment72683

PM_DHS_Feinstaub_2019-08-13

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 13.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORSORGE/817: Risiko Lebendimpfstoff - Worauf Rheumapatienten bei Impfungen achten müssen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie e.V. - 16.08.2019

Risiko Lebendimpfstoff - Worauf Rheumapatienten bei Impfungen achten müssen



Impfungen sind für Rheuma-Patienten besonders wichtig, weil die Krankheit
selbst und deren Behandlung die Immunabwehr gegen Bakterien und Viren
schwächen. Die Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie (DGRh) begrüßt
deshalb, dass ein Expertenteam auf Initiative der Ständigen Impfkommission
(STIKO) Anwendungshinweise für Menschen mit Autoimmunerkrankungen
veröffentlicht hat, zu denen auch Rheuma und andere chronisch-entzündliche
Erkrankungen gehören.

Bei rheumatischen Erkrankungen befindet sich das Immunsystem in ständiger
Alarmbereitschaft. "Die Entzündung bindet Ressourcen, die bei der Abwehr
von Krankheitserregern fehlen können", erläutert der Präsident der DGRh
Professor Hendrik Schulze-Koops, der am Klinikum der
Ludwig-Maximilians-Universität München tätig ist. Menschen mit Rheuma erkranken deshalb
doppelt so häufig an viralen oder bakteriellen Infektionen wie andere
Menschen.

Die Experten raten den Patienten deshalb, an allen von der STIKO
empfohlenen Impfungen teilzunehmen. Das gilt nicht nur für ältere
Patienten mit rheumatoider Arthritis oder Psoriasis-Arthritis. Auch
jüngere Menschen, zum Beispiel mit Morbus Bechterew, sollten darauf
achten, dass sie alle für Kinder und Jugendliche vorgesehenen Impfungen
erhalten haben.

"Das Problem ist, dass die Wirkung einer Impfung auf ein intaktes
Immunsystem angewiesen ist", sagt Professor Schulze-Koops. "Es muss die
Antikörper bilden, die später vor einer Infektion schützen." Diese
Voraussetzung ist bei rheumatischen Erkrankungen nicht immer gegeben und
der Impferfolg somit gefährdet. Noch schwieriger wird es, wenn die
Patienten mit Medikamenten behandelt werden, die das Immunsystem bremsen.
Solche Immunsuppressiva sind heute ein Grundpfeiler der Behandlung. Die
meisten Patienten erhalten Basistherapeutika wie Methotrexat (MTX), die
das Fortschreiten der Gelenkzerstörung verhindern. Bei einem
Krankheitsschub sind häufig Steroide notwendig.

Ob Patienten, die mit Immunsuppressiva behandelt werden, geimpft werden
dürfen, hängt in erster Linie vom Impfstoff ab. Die meisten enthalten
abgetötete Erreger. Es gibt Totimpfstoffe zum Beispiel gegen Pneumokokken,
Hepatitis B, Meningokokken, Herpes zoster (Gürtelrose) und humane
Papillomaviren (HPV). Auch der Grippeimpfstoff (gegen Influenza-Viren)
zählt dazu, mit Ausnahme des Impf-Nasensprays, das eigentlich nur bei
Kindern eingesetzt wird. Totimpfstoffe können nach Einschätzung der
Experten bei Patienten mit rheumatischen Erkrankungen meist bedenkenlos
eingesetzt werden.

"Bei einigen stark wirkenden Immunsuppressiva kann die Fähigkeit des
Immunsystems zur Antikörperbildung jedoch soweit eingeschränkt sein, dass
keine Schutzwirkung erzielt wird", gibt Professor Schulze-Koops zu
bedenken. Dazu gehören vor allem Biologika wie Rituximab oder Abatacept.
Die Experten raten deshalb, die Impfungen vor Behandlungsbeginn
durchzuführen.

Vorsicht geboten ist beim Einsatz von Lebendimpfstoffen, die abgeschwächte
Krankheitserreger enthalten. "Das Immunsystem gesunder Menschen kommt
damit gut zurecht", sagt Professor Schulze-Koops: "Bei abwehrgeschwächten
Menschen kann es jedoch zu einer Infektion kommen." Mit Lebendimpfstoffen
wird heute gegen Masern-Mumps-Röteln (MMR-Impfung), gegen Gelbfieber und
gegen Rotaviren geimpft. Der ältere Zosterimpfstoff wurde kürzlich durch
einen Totimpfstoff abgelöst. Diese Impfungen erfolgen in den ersten
Lebensjahren und sind in der Regel abgeschlossen, wenn
entzündlich-rheumatische Erkrankungen auftreten. Einen guten Impfschutz benötigen
übrigens nicht nur die Patienten selbst. Die Experten raten auch deren
Angehörigen zur Impfung, um die Gefahr einer Übertragung zu minimieren.


Quelle:

Norbert Wagner, Frauke Assmus et al.: Impfen bei Immundefizienz.
Anwendungshinweise zu den von der Ständigen Impfkommission empfohlenen
Impfungen. (IV) Impfen bei Autoimmunkrankheiten, bei anderen
chronisch-entzündlichen Erkrankungen und unter immunmodulatorischer Therapie.
Bundesgesundheitsbl 2019, 62:494-515

Sie finden diese Meldung online unter:

https://dgrh.de/Start/DGRh/Presse/Pressemitteilungen/Pressemitteilungen/2019/Pressemitteilung-Nr.-9-2019.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution524

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie e.V. - 16.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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POLITIK/1962: Gesetzesflut aus dem Bundesgesundheitsministerium beschäftigt die Kassenärztliche Vereinigung im Norden (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 7-8/2019

KVSH

"Nicht nur Kopf durch die Wand"

von Dirk Schnack



Die Gesetzesflut aus dem Bundesgesundheitsministerium beschäftigt
die KV im Norden. Versorgung vor Ort künftig im Team.


Wenn es unter Standespolitikern um die Bewertung der zahlreichen
Gesetzesvorlagen aus dem Bundesgesundheitsministerium geht, dominiert
in aller Regel die Kritik. Als Dr. Monika Schliffke in der jüngsten
Abgeordnetenversammlung der KV Schleswig-Holstein eine
differenziertere Betrachtung anstellte, stießen manche Formulierungen
auf Verwunderung, die zu Nachfragen aus den Reihen der Abgeordneten
führten.

Grund waren Passagen aus Schliffkes Bericht zur Lage, in dem sie
Spahns Gesetzesaktivitäten Punkt für Punkt abarbeitete und einer
Bewertung unterzog. In dieser Bewertung sagte Schliffke etwa: "Da gibt
es immer noch genug und auch wesentliche Kritikpunkte, auch noch große
Unwägbarkeiten, aber auch gute Ideen. Hier will jemand dem
Gesundheitswesen einen enormen Innovationsschub verpassen, nicht nur
mit dem Kopf durch die Wand, auch durchaus im Dialog." Schliffke
bescheinigte dem Bundesgesundheitsminister außerdem: "Hier traut sich
auch jemand in vermintes Gelände, siehe gematik" und sagte an anderer
Stelle: "Hier ist ein Macher am Werk."

Offensichtlich zu viel Lob für einen Minister, der von
niedergelassenen Ärzten bislang hauptsächlich negativ bewertet wurde.
Auf Nachfrage stellte die KV-Chefin noch einmal deutlich heraus, dass
sie etwa das von Spahn zu verantwortende Terminservice- und
Versorgungsgesetz (TSVG) unter dem Strich für eine Zumutung für Ärzte
hält. Schon in ihrer Bilanz hatte Schliffke zuvor erklärt, das TSVG
bleibe für sie "generell eine Respektlosigkeit gegenüber dem
Arztberuf, die man mit Geld gar nicht zudecken kann." Auch ihr
Vorstandskollege Dr. rer. nat. Ralph Ennenbach sah keinen Anlass zu
einer Neubewertung des in der Abgeordnetenversammlung schon mehrfach
kritisierten Gesetzes, nur weil dieses an manchen Stellen finanzielle
Vorteile für Ärzte verspricht.

Zu den von Schliffke positiv bewerteten Details von Spahns Arbeit
zählt dagegen der geplante Systemwechsel beim MDK, der zu einer
eigenständigen Körperschaft umgewandelt und damit unabhängiger von den
Krankenkassen werden soll.

Was Spahns Aktivitäten konkret an Nachteilen für die Versorgung
bewirken können, zeigte Schliffke auch am sogenannten
Faire-Kassenwahl-Gesetz. Dort ist geplant, die DMP-Programmpauschale,
die den Krankenkassen derzeit im Risikostrukturausgleich separat pro
Teilnehmer gezahlt wird, zu streichen. Diese Pauschalen aber sind die
wesentliche Grundlage für die Finanzierung der DMP-Verträge. Schliffke
befürchtet nun, dass die Krankenkassen dies zum Anlass nehmen, auch
die DMP zu streichen. Was das für die Versorgung im Norden bedeuten
würde, machte die KV-Chefin an Zahlen deutlich: 2.300 Ärzte aus
Schleswig-Holstein beteiligen sich an DMP, sie haben 215.000 Patienten
eingeschrieben. Das aus DMP generierte Umsatzvolumen beträgt 21,6
Millionen Euro. Erzielt wurden damit laut Schliffke "gravierende
Versorgungsverbesserungen". Ihr Appell war unmissverständlich: "Hier
darf gar nichts aufs Spiel gesetzt werden."

DMP sieht sie auch beim Entwurf für das Gesetz Digitale Versorgung
tangiert. Danach soll Krankenkassen erlaubt werden, zwei Prozent ihrer
Rücklagen in die digitale Entwicklung bis hin zu Joint Ventures mit
Firmen zu investieren. Folge laut Schliffke: "Die Kassen werden sich
mit der Bereitstellung von Programmen unmittelbar in die ärztliche
Behandlung einmischen können." Die KV-Chefin schloss nicht aus, dass
es als Folge in fünf Jahren keine DMP-Schulungen mehr geben wird, weil
dies interaktiv per Youtube oder App erfolgt. Sie forderte deshalb:
"Wenn diese Option für die Kassen, dann bitte auch für die KVen."

Auf der Agenda der KV steht seit Jahren die Frage, mit welchen
Organisationsformen die ambulante Versorgung in der Fläche künftig
sichergestellt werden kann. Das Konzept der kommunalen
Eigeneinrichtung wird dabei eine Ausnahme bleiben. Zwei solcher
Zentren (Büsum und Lunden) unterstützt die KV finanziell, ein weiteres
hält Schliffke für denkbar - mahnt aber zur Zurückhaltung. "Falls sich
weitere bilden, müssen wir Zuschüsse nicht beibehalten." Auch
KV-Eigeneinrichtungen seien "nicht ihr Ding", wie sie betonte. Die
geplante Modell-Telepraxis in Dagebüll sei ebenfalls eine Ausnahme.

Schliffke traf diese Klarstellungen nach einer Anfrage. In den
vergangenen Monaten war unter manchen Praxisinhabern in
Schleswig-Holstein der Eindruck entstanden, die KV setze einseitig auf
Modelle, die die Einzelpraxis ersetzen. Schliffke betonte, dass dies
nicht der Fall sei. Wohl aber sieht sich die KV in der Pflicht, über
Alternativmodelle nachzudenken, wenn Einzelpraxen nicht mehr
nachbesetzt werden können. Ein mögliches Modell wird in Bad Segeberg
unter dem Arbeitstitel "Teampraxis" diskutiert. Darunter versteht die
KV lokale Gesundheitszentren in ärztlicher Hand. Ein mindestens drei
bis fünf Ärzte starker hausärztlicher Kern mit qualifiziertem Personal
und bei Bedarf mit Andockstation weiterer fachärztlicher Kompetenz
durch Zweigpraxis- oder Videooption. Ob sich die Ärzteteams in
Berufsausübungsgemeinschaften oder MVZ bilden, ist für die KV nicht
entscheidend. Wichtig ist, dass die Teams die Peripherie abdecken,
sich durch Kosteneffizienz ein Praxismanagement leisten können und
Angestelltenverhältnisse, Weiterbildungsassistenten und
Teilzeitstellen für Nachwuchsärzte ermöglichen - für Ärzte, die sich
in dieser Region möglichst dauerhaft etablieren möchten. Schliffke
räumte ein, dass damit eine gewisse Zentralisierungstendenz und eine
unternehmerische Herausforderung verbunden sei - "ohne die man aber
auch Selbstständigkeit nicht erhalten kann."

"Wir sehen uns die regionalen Versorgungsbereiche deutlich unterhalb
der bedarfsplanerischen Mittelbereiche, also in den Nahbereichen an,
und wir sehen das Alter der Ärzte", erklärte Schliffke. Daraus
indentifiziere die KV Regionen, die in den kommenden Jahren kritisch
werden könnten.

Das Interesse an solchen Modellen zeigten die Nachfragen aus den
Reihen der Abgeordneten. Deren Wunsch nach konkreteren Plänen zeigte
aber ein Missverständnis: Die KV will und kann für solche Ärzteteams
keine Blaupausen liefern. Wie die Modelle funktionieren, ist stark von
den Gegebenheiten der jeweiligen Region und den handelnden Personen
abhängig.


Ärzteteam

Unter dem Arbeitstitel "Teampraxis" könnten von Ärzten entwickelte
Konzepte entstehen, wie sie in der Fläche kooperieren. Ob BAG oder MVZ
ist dabei zweitrangig. Wichtiger ist, dass Kosten geteilt und
Organisationsformen geschaffen werden, mit denen Anstellung, Teilzeit
und Weiterbildung in der ländlichen Versorgung möglich werden. Dies
erfordert von den sich zusammenfindenden Ärzten Flexibilität und
unternehmerisches Denken.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 7-8/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201907/h19074a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts: 

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

72. Jahrgang, Juli - August 2019, Seite 10

Herausgegeben von der Ärztekammer Schleswig-Holstein

mit den Mitteilungen der Kassenärztlichen Vereinigung

Schleswig-Holstein
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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POLITIK/1961: Pflegenotstand bleibt - Bayerische Justiz entscheidet gegen Volksbegehren (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 32 vom 9. August 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Pflegenotstand bleibt

Bayerische Justiz entscheidet gegen Volksbegehren

Werner Sarbok im Gespräch mit Stefan Jagel



Mehr als 100.000 Bürgerinnen und Bürger hatten die Initiative des
Volksbegehrens "Stoppt den Pflegenotstand an Bayerns Krankenhäusern"
unterschrieben, es wurde von einem breiten Bündnis aus Parteien,
Gewerkschaften und Vereinen unterstützt. Darüber sprachen wir mit
Stefan Jagel, Stellvertretender Beauftragter des Volksbegehrens und
einer der Initiatoren.


UZ: Was war die Kernforderung des Volksbegehrens?

Stefan Jagel: Die Kernforderung war die Personalbemessung nach dem
Bedarf. Sie sollte für alle Stationen und alle Bereiche gelten.


UZ: Der Bayerische Verfassungsgerichtshof hat das
Volksbegehren gegen den Pflegenotstand in Krankenhäusern als
unzulässig verworfen. Das hatte zuvor auch das Innenministerium
entschieden. Wie hat die Justiz ihre Ablehnung begründet?

Stefan Jagel: Begründet wurde die Ablehnung mit der gesetzgeberischen
Veränderung durch das Personaluntergrenzengesetz ab dem 1. Januar
2019. Damit liege die Gesetzgebungskompetenz beim Bund. Das Gericht
vertrat die Auffassung, dieses Gesetz sei eine Personalbemessung, das
Volksbegehren ebenfalls, was da quantitativ anders sei, sei keine
juristische Bewertung, sondern eine methodische - daher habe das
Verfassungsgericht über diese Frage nicht zu entscheiden.


UZ: Wie bewertet ihr die Ablehnung?

Stefan Jagel: Auch wenn das juristisch so sein sollte: Politisch ist
das dramatisch, weil durch die Untergrenzen in den Krankenhäusern der
Personalnotstand festgeschrieben wird. Die Untergrenzen sind ja
lediglich ein Mindestmaß und bei weitem nicht ausreichend. Die
Untergrenzen gelten nicht für alle Bereiche, es wird dazu führen, dass
Personal nur in bestimmte Abteilungen umgeleitet wird, um dort die
Untergrenzen einzuhalten. Häufig werden sie auch nicht eingehalten.
Aus unserer Sicht sind Qualitätsstandards Aufgabe der Länder. Es wäre
ja möglich, Qualitätsvorgaben in die Landeskrankenhausplänen
einzuarbeiten. Doch das macht die Landesregierung nicht.


UZ: Hat eure Initiative dennoch etwas bewirkt?

Stefan Jagel: Ja, unser Volksbegehren war nicht umsonst. Wir haben das
Thema Pflege zu einem zentralen Thema in den letzten sechs Monaten in
Bayern gemacht. Wir haben eine gute Öffentlichkeitsarbeit entwickelt
und haben viel Solidarität von der Bevölkerung erfahren.


UZ: Was plant ihr für die Zukunft?

Stefan Jagel: Wir diskutieren gerade, wie wir weitermachen. Einerseits
wollen wir den Fokus auf die Auseinandersetzungen legen. Zum anderen
haben wir im nächsten Jahr in Bayern Kommunalwahlen. In Bayern sind
fast zwei Drittel aller Krankenhäuser in kommunaler Trägerschaft. Das
bedeutet, dass wir dieses Thema sehr gut in den Kommunalwahlkampf
einbringen können.

 * 

Quelle:

Unsere Zeit (UZ) - Zeitung der DKP, 52. Jahrgang,

Nr. 32 vom 9. August 2019, Seite 3

Herausgeber: Parteivorstand der DKP
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DEMENZ/454: Forschung - Neuer Biomarker für Alzheimer? (idw)


Universität Duisburg-Essen - 16.08.2019

Neuer Biomarker für Alzheimer?



Biomarker gelten bei Alzheimer als gute diagnostische Indikatoren.
Wissenschaftler der Medizinischen Fakultät der Universität Duisburg-Essen
und des Universitätsklinikums Essen haben daher nach einem neuen Biomarker
gesucht, der schon im Blut leicht nachgewiesen werden kann und damit
weniger kostspielig ist. Dabei sind die Forscher auf Kallikrein-8 (KLK8)
gestoßen. Das Enzym ist an der Gedächtnisbildung und Angstentstehung
beteiligt.

Bereits Jahrzehnte vor Auftreten der ersten Symptome schädigt Alzheimer
das Gehirn. Es möglichst früh zu festzustellen und zu behandeln, ist
deshalb ein Ziel. In den letzten 30 Jahren wurden hauptsächlich drei
Biomarker identifiziert, mit denen die Krankheit schon früh in der
Gehirnflüssigkeit (Liquor) nachgewiesen werden kann. Sie gelten als gut,
aber sie unterscheiden nicht zwischen dem präklinischen und dem späten
Erkrankungsbild. Das scheint mit KLK8 möglich.

In einer multizentrischen Studie in Kooperation mit Aachen, Göttingen und
Ulm unter Federführung von Essen analysierte das Forschungsteam 237
Teilnehmer. Es zeigte sich, dass bei Personen mit Alzheimer und
Vorbotestadium von Alzheimer mit nur milden Gedächtnisstörungen die
KLK8-Werte im Liquor und im Blut erhöht sind. "Außerdem war bei
Alzheimer-Patienten der KLK8-Wert gegenüber den Kontrollgruppen deutlich erhöht. Die
höchsten Werte wiesen aber Personen mit nur leicht verringerter
Gedächtnisleistung auf. Im Liquor waren sie ca. zweifach und im Blut
fünffach verglichen mit Kontrollen erhöht", so Prof. Dr. Kathy Keyvani,
Direktorin des Instituts für Neuropathologie am Universitätsklinikum
Essen.

Die diagnostische Genauigkeit von Kallikrein-8 ist den Wissenschaftlern
zufolge vergleichbar mit denen der bisher etablierten Biomarker - mit dem
Vorteil, dass es im Blut schon früh als deutlich erhöht nachweisbar ist.
"Damit könnte KLK8 ein guter Biomarker für das Frühstadium von Alzheimer
sein", so Prof. Keyvani. Diese Ergebnisse müssen allerdings noch in
größeren Kollektiven bestätigt werden.

Bereits 2016 konnte Keyvanis Team zeigen, dass eine Hemmung des Enzyms
KLK8 im Tierversuch viele Aspekte von Alzheimer mildert. Das könnte einen
neuen Therapieansatz ermöglichen.


Originalpublikation:

Die aktuellen Ergebnisse wurden jetzt im Journal of Neurology,
Neurosurgrey & Psychiatry veröffentlicht: CSF and blood Kallikrein-8: a
promising early biomarker for Alzheimer's disease:

https://jnnp.bmj.com/content/early/2019/07/31/jnnp-2019-321073

Zur Veröffentlichung im Journal Alzheimer's & Dementia von 2016:

https://doi.org/10.1016/j.jalz.2016.05.006

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen - 16.08.2019
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INFEKTION/1818: Neue Überlebensstrategie der Pneumokokken im Zentralnervensystem identifiziert (idw)


Universität Greifswald - 16.08.2019

Neue Überlebensstrategie der Pneumokokken im Zentralnervensystem identifiziert



Ein internationales Forschungsteam hat wichtige Erkenntnisse zu
Überlebensstrategien von Pneumokokken bei der Hirnhautentzündung
(Meningitis) gewinnen können. Sie konnten nachweisen, dass ein Transporter
für kurzkettige Aminosäuren und ein Regulatorprotein für die Fitness der
Pneumokokken und ihre Fähigkeiten im Hirnwasser zu überleben,
hochbedeutsam ist. Die Ergebnisse der Studie sind in der Fachzeitschrift
PLOS Pathogens (doi: 10.1371/journal.ppat.1007987) veröffentlicht worden.

Die durch Pneumokokken ausgelöste Hirnhautentzündung macht etwa 0,6 %
aller Todesfälle weltweit aus. Die bakterielle Meningitis steht damit in
der Liste der zehn wichtigsten Infektionen weltweit. An der Studie waren
Forschende der Universität und Universitätsmedizin Greifswald aus dem
Interfakultären Institut für Genetik und Funktionelle Genomforschung
(C_FunGene), der Neurologischen Klinik am Klinikum der LMU München und
weitere internationale Forschende beteiligt.

Zu den gefürchtetsten invasiven Krankheitsbildern der Pneumokokken zählt
die Meningitis. Diese Erkrankung wird häufig durch die Streuung der
Bakterien über den Blutkreislauf und die Überwindung der
Blut-Hirn/Hirnwasser (Liquor)-Schranke durch die Pneumokokken verursacht.
Seltener ist sie Folge eines lokalen Eiterherds, wie er bei der
Mittelohrentzündung entstehen kann. Die Sterblichkeitsrate bei Kindern
beträgt zwischen fünf und zehn Prozent, bei Risikopatienten und älteren
Patienten sogar bis zu 80 Prozent. Die zunehmende Antibiotikaresistenz der
Pneumokokken erschwert trotz verbesserter Therapieformen die Behandlung
und macht die Entwicklung präventiver oder neuartiger
Interventionsstrategien notwendig. Dazu ist das Verständnis des
Krankheitsverlaufs - der Pathogenese - und des bakteriellen Erregers in
seiner Umgebung im Wirt entscheidend.

In einem innovativen Ansatz unter Verwendung eines experimentellen
Meningitismodells und der Proteomanalyse (Proteomics) hat das
interdisziplinäre Forscherteam das in vivo Proteom der Pneumokokken nach
Isolierung der Bakterien aus dem Hirnwasser (Liquor) von Mäusen
analysiert. Dabei konnten Proteine in Pneumokokken identifiziert werden,
die verstärkt produziert wurden. Es handelte sich um ein Transporteiweiß
für sogenannte Oligopeptide und ein Regulatorprotein, das die Aufnahme von
extrazellulärer DNA steuert. Wie wichtig diese Proteine sind, konnte durch
weitere Studien im experimentellen Meningitismodell nachgewiesen werden.
Das Fehlen der Pneumokokken-Proteine führte zu verminderten Hirnblutungen
und einer verminderten Einwanderung von Immunzellen", erklärt Prof. Sven
Hammerschmidt von der Universität Greifswald. Weiterhin konnten diese
Pneumokokkenmutanten nur in geringem Ausmaß die Barriere der
Blut-Hirn/Liquor-Schranke überqueren.

Die Ergebnisse zeigen, wie wichtig es ist, einen Einblick in die
Physiologie und Pathophysiologie der Pneumokokken unter
Infektionsbedingungen zu bekommen, um so neue Angriffsziele für präventive
oder therapeutische Maßnahmen entwickeln zu können.

Diese Studie wurde durch das BMBF und Projekt VacoME "Entwicklung von
Impfstoffen gegen respiratorische und systemische Infektionen bei Mensch
und Schwein" in InfectControl 2020 gefördert. Ziel in VacoME ist die
Identifizierung von Wirtskompartiment-spezifischen Antigenen/Proteinen von
Pneumokokken und Streptococcus suis, die allein oder in Kombination einen
Schutz gegenüber einer Infektion vermitteln.

Weitere Informationen

Das Konsortium InfectControl 2020

In dem deutschlandweit agierenden Konsortium InfectControl 2020

https://www.infectcontrol.de/de/ haben sich Wissenschaft und Wirtschaft
zusammengeschlossen, um Infektionskrankheiten langfristig zu vermeiden,
schneller zu erkennen und konsequent zu bekämpfen. InfectControl 2020 wird
im Programm Zwanzig20 - Partnerschaft für Innovation durch das
Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert.


Originalpublikation

Schmidt, F., N. Kakar, T.C. Meyer, M. Depke, I. Masouris, G. Burchhardt,
A. Gomez-Mejia, V. Dhople, L.S. Havarstein, Z. Sun, R.L. Moritz, U.
Voelker, U. Koedel, and S. Hammerschmidt (2019). In vivo proteomics
identifies the competence regulon and AliB oligopeptide transporter as
pathogenic factors in pneumococcal meningitis. PLoS Pathogens 15:e1007987

https://journals.plos.org/plospathogens/article?id=10.1371/journal.ppat.1007987


Beteiligte Einrichtungen



	Abteilung für Molekulare Genetik und Infektionsbiologie an der Universität Greifswald 
 http://mnf.uni-greifswald.de/genetik

	Abteilung für Funktionelle Genomforschung an der Universitätsmedizin Greifswald 
 https://biologie.uni-greifswald.de/struktur/institute/interfakultaeres-institut-fuer-genetik-und-funktionelle-genomforschung/department-of-functional-genomics/

	Interfakultäres Institut für Genetik und Funktionelle Genomforschung
 https://biologie.uni-greifswald.de/struktur/institute/interfakultaeres-institut-fuer-genetik-und-funktionelle-genomforschung/department-of-functional-genomics/

	Neurologischen Klinik und Poliklinik der Universität München, Abteilung Experimentelle Neurologie 
 http://www.klinikum.uni-muenchen.de/Klinik-und-Poliklinik-fuer-Neurologie/de/Forschung/Experimentelle_Neurologie/Neuroinfectiology/index.html

	Norwegian University of Life Sciences (NMBU), Molecular Microbiology Institute for Systems Biology, Seattle, USA
 https://moritz.systemsbiology.org/

	InfectControl 2020 
https://www.infectcontrol.de/de/

	VacoME 
 https://www.infectcontrol.de/de/vacome.html
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INFEKTION/1817: Neue Leitlinie zu Virusinfektionen bei Organ- und allogen Stammzelltransplantierten (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 15.08.2019

GfV: Neue Leitlinie zu Virusinfektionen bei Organ- und allogen Stammzelltransplantierten



Patienten, die eine Organ- oder allogene Stammzelltransplantation erhalten
haben, sind durch die in der Folge notwendige Immunsuppression besonders
anfällig für virale Infektionen, die bei ihnen zudem oft schwerer
verlaufen. Die Gesellschaft für Virologie (GfV) und die Deutsche
Vereinigung zur Bekämpfung von Viruskrankheiten (DVV) haben in Kooperation
mit 18 weiteren wissenschaftlich-medizinischen Fachgesellschaften den
aktuellen Erkenntnisstand zu Diagnose, Prävention und Behandlung von
Virusinfektionen bei Organ- und Stammzelltransplantierten nun in einer
Leitlinie zusammengefasst.

Wegen der schweren therapiebedingten Immunsuppression sind transplantierte
Patienten durch virale Infektionen besonders gefährdet. Deshalb sind vor
der Transplantation ein Screening und nach dem Eingriff ein
risikoadaptiertes Monitoring der Patienten notwendig und sinnvoll.
Basierend auf dieser Diagnostik ist es Ärzten möglich, gezielt antivirale
Medikamente einzusetzen, um eine Erkrankung zu verhindern oder aber zu
behandeln.

Für die Leitlinie wurden auf Basis aktueller wissenschaftlicher
Erkenntnisse Empfehlungen zu Methodik, Frequenz und Umfang der
virologischen Diagnostik sowie zur medikamentösen und immunzellbasierten
Therapie von Virusinfektionen erarbeitet. Die Leitlinie enthält
Einzelkapitel zu häufigen und für Transplantationspatienten besonders
riskanten Erregern: Herpes-simplex-Virus 1 und 2, Varicella-Zoster-Virus,
Cytomegalovirus, Epstein-Barr-Virus, Humanes Herpesvirus 6, Parvovirus
B19, BK-Polyomavirus sowie zu Adenoviren und respiratorischen Viren. In
Zusammenarbeit von virologischen und klinischen Experten wurden die
Empfehlungen in virusübergreifenden Tabellen zusammengefasst.

Des Weiteren befasst sich die Leitlinie mit den modernen Methoden der
Resistenztestung, mit neuen antiviralen Medikamenten sowie der
evidenzbasierten T-Zell-Diagnostik und -Therapie. Auch identifizierten die
Autoren weiteren Forschungsbedarf, insbesondere um die Langzeitprognose
von Patienten nach Organ- und Stammzelltransplantation zu verbessern.

Die Leitlinie richtet sich an sämtliche stationär und ambulant tätigen
Ärzte, die an der Versorgung von Patienten vor und nach Organ- und
allogenen Stammzelltransplantationen beteiligt sind. Hierzu zählen die
Fachrichtungen Chirurgie mit den Spezialisierungen Herz-, Thorax- und
Viszeralchirurgie; Innere Medizin und Pädiatrie mit den Spezialisierungen
Infektiologie, Gastroenterologie, Nephrologie, Hepatologie, Kardiologie,
Pneumologie, Hämatologie und Onkologie; Mikrobiologie, Virologie und
Infektionsepidemiologie.

Der vollständige Text der Leitlinie (Registernummer 093-002) ist auf der
Homepage der Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen
Fachgesellschaften (AWMF) abrufbar:

https://www.awmf.org/leitlinien/detail/ll/093-002.html
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INFEKTION/1816: Tropische Zecke - Erster Verdachtsfall auf Fleckfieber-Übertragung in Deutschland (idw)


Universität Hohenheim - 14.08.2019

Tropische Zecke: Erster Verdachtsfall auf Fleckfieber-Übertragung in Deutschland

Uni Hohenheim und Institut für Mikrobiologie der Bundeswehr weisen
Fleckfieber-Erreger in Hyalomma-Zecke nach, deren Stich erstmals in
Deutschland vermutlich eine Erkrankung verursacht hat.



Sie saugt am Menschen, und sie überträgt auch in Deutschland eine Form des
Zecken-Fleckfiebers: Was bisher noch offene Fragen zur tropischen
Riesenzecke Hyalomma waren, ist nun Gewissheit. Anfang August ist
hierzulande vermutlich erstmals ein Mann nach einem Stich der
Hyalomma-Zecke erkrankt - mit den typischen Symptomen einer sogenannten
Rickettsiose. In der betreffenden Zecke konnten Experten der Universität
Hohenheim in Stuttgart und des Instituts für Mikrobiologie der Bundeswehr
in München den Erreger Rickettsia aeschlimannii nachweisen. Die Zahl der
Hyalomma-Zecken in Deutschland ist 2019 gegenüber dem Vorjahr deutlich
gestiegen. In fast der Hälfte der Tiere sind die Fleckfieber-Erreger
(Rickettsien) zu finden. Die Zeckenforscher bitten die Bevölkerung
weiterhin um Zusendung auffälliger Zeckenfunde.

Dass es einen Pferdebesitzer traf, war wohl kein Zufall: Tropische Zecken
der Gattung Hyalomma saugen vor allem an großen Säugetieren. Seit einigen
Jahren sind die Blutsauger in Deutschland auf dem Vormarsch. Nun melden
Zeckenforscher den ersten Verdachtsfall einer in Deutschland übertragenen
Fleckfieber-Infektion.

"Damit wissen wir jetzt nicht nur sicher, dass die Hyalomma-Zecke auch an
Menschen geht", stellt Prof. Dr. Ute Mackenstedt, Parasitologin an der
Universität Hohenheim, fest, "sondern es besteht leider auch der dringende
Verdacht, dass hier in Deutschland eine Übertragung des Zeckenfleckfiebers
durch die Tiere tatsächlich möglich ist."

Forscher konnten Krankheitserreger in der Hyalomma-Zecke nachweisen

Der Fall: Ende Juli wurde der Pferdebesitzer aus der Nähe von Siegen von
einer Hyalomma-Zecke gestochen. Die Übeltäterin schickte er an die
Zeckenforscherin in Hohenheim. Nur wenige Tage später kam er mit schweren
Krankheitssymptomen ins Krankenhaus. Der Verdacht: Zecken-Fleckfieber,
verursacht vom Bakterium Rickettsia aeschlimannii.

Die Zecke wurde per Kurierdienst an das Institut für Mikrobiologie der
Bundeswehr (IMB) nach München gesandt, wo der Erreger in der Zecke
nachgewiesen werden konnte. Darauf wurde der Patient gezielt mit dem
Antibiotika behandelt, und die Symptome bildeten sich rasch zurück.

"Dass wir von einem Verdachtsfall sprechen, liegt daran, dass ein
Direktnachweis des Erregers am Patienten nicht möglich war", erläutert PD
Dr. Gerhard Dobler, Mediziner am IMB, "Die Behandlung des Patienten stand
einfach an erster Stelle. Doch der unmittelbar vorausgegangene
Zeckenstich, die typischen Symptome und vor allem der Nachweis des
Erregers in der Zecke legen den Schluss nahe, als dass es sich bei dem
Fall um Zecken-Fleckfieber handelte." Auch die Tatsache, dass die
Antibiotikatherapie sofort anschlug, unterstreiche dies.

Zecken-Fleckfieber verursacht typischen Hautausschlag

Rickettsia aeschlimannii verursacht einen fieberhaften Infekt mit
Kopf- und Muskelschmerzen, extremen Gelenkschmerzen und einem Gefühl, als würde
man verbrennen. Typisch für die Erkrankung ist jedoch der Hautausschlag,
der dem Fleckfieber den Namen gab: Vor allem an den Extremitäten zeigt
sich dieses klassische Zeichen. Die Inkubationszeit beträgt etwa eine
Woche.

"Bei Verdacht auf Fleckfieber nach einem Hyalomma-Stich sollte an der
Stichstelle ein Wundabstrich genommen und zur Untersuchung eingeschickt
werden", rät PD Dr. Dobler. "Wer unsicher ist, kann gerne mit uns Kontakt
aufnehmen. Ideal ist natürlich, wenn wir auch die Zecke untersuchen
können."

Zahl der Hyalomma-Zecken in Deutschland deutlich höher als im Vorjahr

Etwa die Hälfte der Hyalomma-Zecken, so die Forscher, sei mit Rickettsien
infiziert. Die Übertragung erfolge ausschließlich über die Zecke. "Auch
die Zahl der Hyalomma-Zecken in Deutschland liegt in diesem Jahr deutlich
höher als im Vorjahr", berichtet Prof. Dr. Mackenstedt und verweist auf
die Veröffentlichung, in der die Situation im Jahr 2018 dargestellt wurde.
(Chitimia-Dobler et al.: Imported Hyalomma ticks in Germany in 2018;
Parasites & Vectors 134; 2019)

Die Hohenheimer Parasitologin kooperiert nicht nur eng mit dem IMB in
München, sondern auch mit der Arbeitsgruppe von Prof. Dr. Christina Strube
an der Tierärztlichen Hochschule (TiHo) Hannover. "2019 haben wir zusammen
bis jetzt schon 50 Exemplare in Deutschland gefunden. Letztes Jahr waren
es insgesamt 35, davon 17 als Exemplare." Vergangenen Winter hatten die
Tiere erstmals in Deutschland überwintert. 

https://www.uni-hohenheim.de/pressemitteilung?tx_ttnews[tt_news]=43734

"Doch Rickettsien sind die einzigen Erreger, die wir bisher nachweisen
konnten", beruhigt PD Dr. Dobler. "Etwa das Virus, das das gefährliche
Krim-Kongo-Hämorrhagische-Fieber verursacht, oder die Krankheitserreger
Theileria equi und Babesia caballi, die beide von Zecken auf Pferde
übertragen werden können, haben wir bisher nicht gefunden."

Forscher bitten Bevölkerung weiterhin um Mithilfe

Das Forschungsteam bittet nach wie vor die Bevölkerung um Unterstützung,
um die Ausbreitung und mögliche Gefahren weiter zu erforschen. Wer eine
festgebissene Zecke findet, sollte sie am besten wie eine einheimische
Zecke mit Zeckenzange, Zeckenkarte oder Pinzette entfernen. Anschließend
bitte das Tier in einem kleinen, festverschlossenen Behälter schicken an:

Mehr Infos: 

https://zecken.uni-hohenheim.de/zecken_melden


HINTERGRUND: Steckbrief Zecken-Gattung Hyalomma

Hyalomma marginatum und Hyalomma rufipes sind ursprünglich in den
Trocken- und Halbtrockengebieten Afrikas, Asiens und Südeuropas beheimatet. In
Mittel- und Nordeuropa kamen sie bis vor kurzem nicht vor. Mit ihren
gestreiften Beinen sind sie eine auffällige Erscheinung, viel größer als
der normale einheimische Holzbock.

Die erwachsenen Zecken saugen Blut vor allem an großen Tieren. Sie sind
aktive Jäger und bewegen sich rasch auf ihren Wirt zu. Dabei legen sie
eine Strecke von bis zu 100 Metern zurück. Auch der Mensch ist ein
potenzieller Wirt der Tiere. Larven und Nymphen dagegen sind vor allem an
Vögeln und Kleinsäugetieren zu finden. Sie bleiben bis zu 28 Tage auf
ihrem Wirt und können so mit Zugvögeln nach Deutschland eingeschleppt
werden.

Im eurasischen Raum gelten beide Hyalomma-Arten als Überträger des Virus
des Krim-Kongo Hämorrhagischen-Fiebers und des Arabisch Hämorrhagischen
Fiebers (Alkhumra-Virus). Sie übertragen auch das Bakterium Rickettsia
aeschlimannii, das eine Form des Zecken-Fleckfiebers auslöst.


Originalpublikation

Chitimia-Dobler et al.: Imported Hyalomma ticks in Germany in 2018;

Parasites & Vectors 134; 2019

https://parasitesandvectors.biomedcentral.com/articles/10.1186/s13071-019-3380-4

Weitere Informationen

Weitere Infos, Bild- und Videomaterial auch auf

https://zecken.uni-hohenheim.de/

Pressemitteilung: Tropen-Zecken in Deutschland: Uni Hohenheim bittet um
Zusendung auffälliger Zeckenfunde 

https://www.uni-hohenheim.de/pressemitteilung?tx_ttnews[tt_news]=42880

Pressemitteilung: Tropische Zecken: Neu eingewanderte Art überwintert
erstmals in Deutschland 

https://www.uni-hohenheim.de/pressemitteilung?tx_ttnews[tt_news]=43734

Zu den Pressemitteilungen der Universität Hohenheim

http://www.uni-hohenheim.de/presse

Text: Elsner
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LUNGE/284: Versorgungsatlas - COPD-Diagnosen zwischen 2009 und 2017 um 25 Prozent gestiegen (idw)


Versorgungsatlas - 15.08.2019

COPD-Diagnosen zwischen 2009 und 2017 um 25 Prozent gestiegen 

Niedersachsen und Thüringen sind besonders betroffen

Zi-Studie zur Diagnoseprävalenz der chronisch obstruktiven
Lungenerkrankung (COPD) in der vertragsärztlichen Versorgung veröffentlicht



Die Diagnoseprävalenz der chronisch obstruktiven Lungenerkrankung (COPD)
ist von 5,1 Prozent im Jahr 2009 auf 6,4 Prozent im Jahr 2016 gestiegen
und blieb im Folgejahr auf dem gleichen Niveau. Dies entspricht einer
Zunahme von 25 Prozent in acht Jahren. Der steigende Trend betraf sowohl
Frauen als auch Männer. Regional bestehen erhebliche Unterschiede in der
Häufigkeit, wobei die regionale Variation über die Jahre zugenommen hat.
Das sind die Kernergebnisse einer aktuellen Studie des Zentralinstituts
für die kassenärztliche Versorgung in Deutschland (Zi).

Betroffen sind vor allem ältere Menschen. Während die Diagnoseprävalenz in
der Altersgruppe der 40- bis 44-Jährigen 2017 bei lediglich 1,3 Prozent
lag, rangierte sie bei den 85- bis 89-Jährigen bereits bei 14 Prozent. Ein
höheres Erkrankungsrisiko bei Männern ist unter anderem auf das
Raucherverhalten und häufigere berufliche Exposition gegenüber
Schadstoffen zurückzuführen. Da die Erkrankung altersassoziiert ist und
die Bevölkerung in Deutschland immer älter wird, ist davon auszugehen,
dass die Erkrankungszahlen in den nächsten Jahren weiter ansteigen.
Niedersachsen und Thüringen sind besonders betroffen; in einzelnen
räumlichen Clustern dieser beiden Bundesländer liegt die Diagnoseprävalenz
am höchsten. Die Auswertung erfolgte anhand der bundesweiten
vertragsärztlichen Abrechnungsdaten nach § 295 SGB V für die Jahre 2009
bis 2017 mit jährlich mehr als 40 Millionen GKV-Versicherten über 40
Jahre.

Die COPD ist eine fortschreitende und bislang nicht heilbare
Lungenerkrankung, die sich in typischen Symptomen wie Husten, Atemnot und
Auswurf äußert. Bei der COPD kommt es zu einer Verengung der Atemwege
(Obstruktion), die im Krankheitsverlauf meist zunimmt. Rauchen ist der
Hauptrisikofaktor, weitere Risikofaktoren sind berufliche Exposition
gegenüber Schadstoffen und häufige Infekte der unteren Atemwege in der
Kindheit. Die Erkrankung gewinnt ab dem 40. Lebensjahr an Bedeutung,
betrifft mehr Männer als Frauen und erfordert lebenslange Therapie. Zudem
steigt die Erkrankungshäufigkeit konstant mit dem Alter an.


Originalpublikation:

Akmatov MK, Steffen A, Holstiege J, Bätzing J. Die chronisch obstruktive
Lungenerkrankung (COPD) in der ambulanten Versorgung in Deutschland -
Zeitliche Trends und kleinräumige Unterschiede. Zentralinstitut für die
kassenärztliche Versorgung in Deutschland (Zi). Versorgungsatlas-Bericht
Nr. 19/06. Berlin 2019. 

DOI: 10.20364/VA-19.06

Weitere Informationen finden Sie unter

http://URL: https://www.versorgungsatlas.de/themen/alle-analysen-nach-datum-sortiert/?tab=6&uid=99
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FORSCHUNG/1346: HIV-Partikel könnte neue Depressionstherapie ermöglichen (idw)


Universitätsklinikum Freiburg - 14.08.2019

HIV-Partikel könnte neue Depressionstherapie ermöglichen

Mit Hilfe eines Moleküls aus dem HI-Virus schleusen Forscher des
Universitätsklinikums Freiburg ein antidepressiv wirksames Protein direkt
in Nervenzellen ein / Therapeutischer Effekt tritt im Mausmodell deutlich
schneller und stärker ein als bei bisherigen Medikamenten



Antidepressiva sind die meistgenutzten Psychopharmaka. Doch sie verbessern
die Beschwerden oft erst nach Wochen oder Monaten, haben starke
Nebenwirkungen und wirken bei vielen Betroffenen überhaupt nicht. Nun
stellen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Universitätsklinikums
Freiburg einen neuen Therapieansatz im Mausmodell vor, der dieses Problem
weitgehend lösen könnte: Sie koppelten das therapeutisch aktive
Signalprotein Homer1a mit einem Schleusermolekül, das auch dem HI-Virus
den Eintritt in die Zellen ermöglicht. So gelangt der Wirkstoff in die
Nervenzelle und kann direkt in die Signalwege der Zelle eingreifen.

"Der Wirkstoff entfaltet seine antidepressive Wirkung ohne Umwege und
damit deutlich schneller und stärker als klassische Antidepressiva", sagt
Studienleiter Dr. Tsvetan Serchov, Forschungsgruppenleiter in der
Abteilung für Stereotaktische und Funktionelle Neurochirurgie der Klinik
für Neurochirurgie am Universitätsklinikum Freiburg. Die Studie erschien
am 13. August 2019 im renommierten Fachmagazin Neuron.

Therapieansatz aus den 1980er Jahren könnte neue Bedeutung erlangen

Die Forscherinnen und Forscher nutzten einen Prozess, der schon seit den
späten 1980er Jahren bekannt ist, aber bislang kaum für therapeutische
Zwecke eingesetzt wird. Sie verknüpften ein winziges Protein aus dem
HI-Virus mit dem für die Depressionstherapie wichtigen Protein Homer1a. Das
HIV-Protein kann aufgrund seiner physikalisch-chemischen Eigenschaften die
Zellmembran einfach durchdringen. Dabei schleust es das therapeutisch
wirksame Homer-Protein durch die Blut-Hirn-Schranke und in die Zelle.

Nachdem die Wissenschaftler das Doppelmolekül den Mäusen ins Blut gegeben
hatten, dauerte es nur rund eine Stunde, bis die antidepressive Wirkung
einsetzte. Das Protein Homer1a hatten die Freiburger Forscher in den
letzten Jahren als wichtigen zellulären Vermittler in der Therapie der
Depression identifiziert. "Wir konnten in früheren Studien zeigen, dass
nicht nur Medikamente, sondern sogar die antidepressive Wirkung von
Schlafentzug zur Aktivierung der Homer-Proteine führt", sagt Serchov.

In der aktuellen Studie, die in enger Zusammenarbeit mit Ärzten und
Wissenschaftlern der Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie des
Universitätsklinikums Freiburg entstanden ist, entschlüsselten die
Forscher außerdem, wie Homer-Proteine ihre antidepressive Wirkung
entfalten. Sie aktivieren Oberflächenproteine, sogenannte AMPA-Rezeptoren,
wodurch die Zelle stärker auf Reize reagiert. Dadurch fallen Anpassung und
Lernen leichter. Werden die Proteine Homer und AMPA weniger stark
gebildet, wie im Gehirn von Menschen mit schwerer Depression, fallen den
Betroffenen diese Prozesse schwerer.

Einsatz als Nasenspray denkbar

"Der Therapieansatz war im Labor und im Tiermodell sehr erfolgreich. Jetzt
müssen weitere Studien folgen, zu möglichen Nebeneffekten, der
Verstoffwechslung des Wirkstoffs und dem konkreten psychiatrischen
Einsatz", sagt Serchov. "Langfristig ist denkbar, dass der Wirkstoff auch
als Nasenspray eingesetzt wird. Dadurch würde er direkt in der richtigen
Gehirnregion ankommen, dem Präfrontalkortex."

Die Forschungsgruppe "Serchov" wird von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft und der Medizinischen Fakultät der Albert-Ludwigs-Universität
Freiburg gefördert.


Originalpublikation:

Original-Titel der Publikation: Enhanced mGlu5 signaling in excitatory
neurons promotes rapid antidepressant effects via AMPA receptor activation
DOI: 10.1016/j.neuron.2019.07.011

Link zur Studie: www.cell.com/neuron/fulltext/S0896-6273(19)30637-3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1401
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Freiburg - 14.08.2019
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PFLEGE/780: Intensivpflege - Mediziner fordern verbesserte Versorgung für außerklinisch künstlich beatmete Patienten (idw)


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 13.08.2019

Intensivpflege: Mediziner fordern verbesserte Versorgung für außerklinisch künstlich beatmete Patienten



Gewinnmaximierung auf Kosten schwerkranker Patienten: Statt von der
künstlichen Beatmung schnellstmöglich entwöhnt zu werden, werden
Betroffene oft so lange wie möglich an Maschinen angeschlossen. Der Grund
ist oft finanzieller Natur. Für die Versorgung eines Beatmungspatienten im
eigenen Zuhause erhalten Anbieter pro Monat bis zu 25.000 Euro,
spezialisierte Pflegeeinrichtungen verlangen von Angehörigen bis zu 3.000
Euro pro Monat. Diese Entwicklung will Bundesgesundheitsminister Jens
Spahn mit dem heute öffentlich gemachten Entwurf zum "Reha- und
Intensivpflege-Stärkungsgesetz" stoppen.

"Wir unterstützen diese wichtige Initiative und fordern den
Bundesgesundheitsminister auf, Vertreter der Intensivmedizin jetzt in die
Ausgestaltung des Gesetzes miteinzubeziehen", sagt Professor Uwe Janssens,
Präsident der Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und
Notfallmedizin (DIVI). "Nur Ärzte aus der Intensivmedizin sollten eine
fachgerechte Indikation für eine außerklinische Beatmung stellen dürfen.
Zudem muss der Patientenwille zwingend eingehalten werden."

Es ist dringend an der Zeit zu handeln: "Auch wir haben in den vergangenen
Jahren eine überproportionale und nicht mehr zu verantwortende Zunahme an
außerklinisch behandelten Intensivpatienten beobachtet. Dies belastet das
gesamte Gesundheitssystem", sagt Uwe Jassens, Chefarzt der Klinik für
Innere Medizin und Internistische Intensivmedizin am St.-Antonius-Hospital
in Eschweiler. Besonders die Zahl der künstlich beatmeten Patienten habe
sich drastisch erhöht. Schätzungen gehen heute von rund 30.000 Betroffenen
aus, 2005 waren es lediglich 1.000 Patienten. Inzwischen haben sich in
ganz Deutschland sogenannte Beatmungs-WGs gebildet, in denen mehrere
Patienten gleichzeitig betreut werden. "Gerade hier ist zu befürchten,
dass die hohen Anforderungen an die Qualität einer intensivmedizinischen
Versorgung dort nicht erfüllt und auch nicht ausreichend kontrolliert
werden", sagt Janssens.

Steigende Qualitätsanforderungen für die Versorgung von Beatmungspatienten

Der neue Gesetzesentwurf sieht vor, dass Intensivpflege mit Beatmung
Zuhause nur noch in Ausnahmefällen stattfinden darf. Für Pflege-WGs und
ambulante Versorgung sollen die Qualitätsanforderungen massiv erhöht
werden, gleichzeitig sollen die Eigenanteile einer Unterbringung in
Spezialeinrichtungen auf zehn Euro pro Tag und maximal 280 Euro pro Monat
gedeckelt werden. Ein finanzieller Anreiz soll zudem dafür sorgen, dass
Krankenhäuser Patienten häufiger von der künstlichen Beatmung entwöhnen.
Die DIVI unterstützt dieses Vorhaben, fordert die Verantwortlichen aber
dazu auf, zwei wichtige Aspekte mit in die neue Gesetzgebung aufzunehmen,
um auch zukünftig die Qualität der Intensivversorgung zu sichern: Zum
einen muss eine Indikation durch Ärzte aus der Intensivmedizin
gewährleistet sein. Zum anderen muss zwingend der Patientenwille beachtet
werden.

Ärzte und Patienten müssen im Mittelpunkt des Gesetzes stehen

Die DIVI betont, dass die Indikation für eine außerklinische,
intensivmedizinische Versorgung von einem Arzt aus dem
intensivmedizinischen Bereich getroffen werden sollte. Auch der
Patientenwille müsse bei einer außerklinischen intensivmedizinischen
Behandlung wie der künstlichen Beatmung unbedingt Beachtung finden, so
DIVI-Präsident Janssens. "Eine solche Behandlung muss durch den
Patientenwillen gedeckt sein, da sie sowohl für den Betroffenen als auch
für die Angehörigen eine große Belastung darstellt. Ökonomische Interessen
dürfen hier keinesfalls eine Rolle spielen." Die DIVI fordert, dass bei
einer bestehenden außerklinischen intensivmedizinischen Behandlung oder
Beatmung die Notwendigkeit in regelmäßigen Abständen durch eine
unabhängige Expertengruppe überprüft werden sollte.

www.divi.de/presse

Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e.V. (DIVI)

Die 1977 gegründete Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für
Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI) ist ein weltweit einzigartiger Zusammenschluss
von mehr als 2.500 persönlichen Mitgliedern und entsprechenden
Fachgesellschaften. Ihre fächer- und berufsübergreifende Zusammenarbeit
und ihr Wissensaustausch machen im Alltag den Erfolg der Intensiv- und
Notfallmedizin aus.

Die Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und
Notfallmedizin verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige
Zwecke im Sinne der Gemeinnützigkeitsverordnung vom 24.12.1953 und ist
damit ein nicht-wirtschaftlicher Verein gemäß § 21 ff BGB.

Mehr über die DIVI im Internet: 
www.divi.de

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.divi.de/presse/pressemeldungen/pm-intensivpflege-mediziner-begruessen-neuen-gesetzesentwurf-und-fordern-verbesserte-versorgung-fuer-ausserklinisch-kuenstlich-beatmete-patienten

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment72684

 PM: Intensivpflege: Mediziner begrüßen neuen Gesetzesentwurf und fordern verbesserte Versorgung für außerklinisch künstlich beatmete Patienten

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1527
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 13.08.2019
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ENTWICKLUNG/1469: Schaum für die Wunde (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 15.08.2019

Schaum für die Wunde



Schlecht heilende Wunden und starke Vernarbungen sind mehr als nur ein
kosmetisches Problem; sie können die Beweglichkeit und Gesundheit eines
Menschen deutlich beeinträchtigen. Empa-Forschende haben nun einen
Schaumstoff entwickelt, der übermässige Narbenbildung verhindern und der
Wundheilung auf die Sprünge helfen soll. Eine essenzielle Zutat: Kurkuma,
der gelbe Ingwer.

Eine Narbe am Ellbogen, die bei jeder Bewegung spannt, oder ein Fuss, an
dem sich eine Wunde einfach nicht schliessen will - schlecht heilende
Verletzungen sind eine verbreitete Ursache von gesundheitlichen
Einschränkungen. Und obwohl Millionen von Menschen in ihrem Alltag
betroffen sind, ist der komplexe Prozess der Wundheilung noch nicht
vollständig verstanden oder gar steuerbar. Empa-Forschende haben daher
einen Schaumstoff entwickelt, der in Hautwunden platziert wird und den
natürlichen Heilungsprozess optimiert. Mit dem Projekt «Scaravoid» haben
Markus Rottmar und sein Team im «Biointerfaces»-Labor der Empa einen
Schritt in eine neue Richtung gewagt. «Traditionelle Behandlungen zielen
auf einzelne Faktoren der Wundheilung, etwa die Sauerstoffversorgung oder
die Feuchtigkeitsregulation, ab und erzeugen lediglich eine unzureichende
Gewebeantwort», erklärt Rottmar. Innerhalb von «Scaravoid», das von der
Stiftung Gebert Rüf gefördert wird, soll der Heilungsprozess indes
umfassender verstanden und unterstützt werden.

Perfektes Zusammenspiel

Klar ist bisher, dass ein perfekt orchestriertes Zusammenspiel vieler
Faktoren im Körper nötig ist, um eine Verletzung der Haut wieder zu
schliessen und in gesundes Gewebe umzuformen. Zellen müssen angelockt
werden, damit eine wohldosierte Entzündung die Wunde reinigt. Damit sich
der gesäuberte Defekt schliesst, wächst neues Gewebe heran, das
schliesslich zu funktionsfähiger Haut umgebaut wird. So erstaunlich die
Selbstheilungskräfte des Körpers im Idealfall wirken, so empfindlich kann
jedoch auch eine Fehlfunktion das Gleichgewicht stören und zu
überschiessender Narbenbildung oder unzureichendem Wundverschluss führen.
Bei älteren Menschen oder Diabetikern beispielsweise ist das Risiko
erhöht, dass die komplexe Kaskade beeinträchtigt wird.

Mit «Scaravoid» greift das Empa-Team nun mit einem bereits für die
medizinische Anwendung zugelassenen biologischen Polymergerüst gleich an
mehreren Stellen unterstützend in den Vorgang ein. In einem
Hochdruckreaktor wird das Polymer mittels superkritischem Kohlendioxid
(CO2) aufgeschäumt, wobei die Porengrösse mit Hilfe von Druck und
Temperatur fein gesteuert werden kann. Einmal in eine Verletzung
platziert, soll das Polymergerüst mit seiner Arbeit beginnen:
Einwandernden Zellen bietet es mit seiner offenporigen Architektur ein
geeignetes Gerüst, um sich anzusiedeln. Da der Schaumstoff bioabbaubar
ist, gestalten die Zellen die angebotene Polymerstruktur nach ihren
Bedürfnissen um und bilden ein neues, funktionstüchtiges Gewebe aus.

Natürliche Balance stärken

Damit es dabei jedoch nicht zu unerwünschter Narbenbildung kommt, ist das
Polymergerüst mit einer bioaktiven Substanz ausgerüstet, die die
Narbenbildung hemmen soll. Hier haben sich die Forscher in der Natur
bedient und einen Stoff verwendet, den wir eher aus der Küche kennen als
aus dem Spital: Curcumin. Das Pulver der Kur kuma-Wurzel, gelber Ingwer
genannt, färbt als Zusatzstoff E100 bestimmte Lebensmittel wie Senf oder
Margarine und trägt im Currypulver zum Aroma bei. Als pharmakologische
Komponente ist Curcumin hingegen wegen seiner entzündungshemmenden
Eigenschaften interessant. Die Empa-Forscher versetzten Zellkulturen mit
Curcumin und fanden heraus, dass die Produktion von Biomarkern, die
typischerweise in Narben vorkommen, deutlich hinunterreguliert wird.

Ins Gerüst des Schaumstoffs eingebunden ist Curcumin, das nach und nach
freigesetzt wird. Es steuert das Verhalten und die Funktion der Zellen,
die in das Gerüst einwandern, und soll so die natürliche Balance der
Wundheilung unterstützen. Was derzeit in Labortests in Form von kleinen
Polymerscheiben analysiert wird, soll in der klinischen Anwendung in Form
von grösseren Polymermembranen eingesetzt werden. Die Membranen können
dann vom Arzt passend zugeschnitten und im Wundbett platziert werden. Vor
allem bei schwerwiegenden Verletzungen, etwa nach Verkehrsunfällen oder
starken Verbrennungen, sollen die Membranen die Wundheilung optimieren.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.empa.ch/web/s604/wundschaum1

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1017
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 15.08.2019
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AKTION/1006: Hannover - Forschung für die Schwächsten, 01.10.2019


Medizinische Hochschule Hannover - 14.08.2019

Forschung für die Schwächsten

Wenn das Immunsystem es nicht alleine schafft: Talkshow am 1. Oktober im Schloss Herrenhausen 
Veranstaltung für alle Interessierten



Warum können manche Neugeborenen an einem ganz alltäglichen Schnupfenvirus
sterben - und ältere Menschen an Grippeviren? Warum heilt eine
Hepatitis-Infektion bei dem einen Menschen spontan aus, während sie beim anderen
chronisch wird? Wie kann man diese schlimmen Krankheitsverläufe
verhindern, besser vorhersagen und therapieren? Solchen Fragen stellen
sich die rund 40 Wissenschaftlerteams des neuen Exzellenzclusters RESIST,
dessen Zentrum in der Medizinischen Hochschule Hannover (MHH) ist.

Bei einer öffentlichen Podiumsdiskussion berichten Betroffene über
Erlebtes, Patientenorganisationen informieren und Forschende sowie Ärzte
erklären ihre Arbeiten und Ziele. RESIST, die MHH und die
VolkswagenStiftung laden Betroffene, Angehörige, Therapeuten, Forscher,
Studierende und alle Interessierten dieser Veranstaltung ein, bei der es
auch Gelegenheit für Fragen und Diskussionen gibt.

- Dienstag, 1. Oktober 2019

- von 19 bis 21 Uhr

- Tagungszentrum Schloss Herrenhausen, Herrenhäuser Straße 5, 30419
Hannover

- Anfahrt mit öffentlichen Verkehrsmitteln: Üstra-Linien 4 und 5,
Haltestelle "Herrenhäuser Gärten"

Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Weitere Informationen finden Sie im Veranstaltungskalender der
VolkswagenStiftung im Internet unter:

www.volkswagenstiftung.de/veranstaltungen/veranstaltungskalender/einzelveranstaltung/wenn-das-immunsystem-es-nicht-alleine-schafft

Einen Film über das Exzellenzcluster RESIST finden Sie über die Stichworte
Forschen / Exzellenzcluster im Internet auf der Seite

www.wissen.hannover.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Hochschule Hannover - 14.08.2019
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VORTRAG/855: München - Impfen ... Kleiner Piks mit großer Wirkung, mit anschließender Podiumsdiskussion am 09.09.2019


Deutsche Gesellschaft für Immunologie - 15.08.2019

Impfen - Kleiner Piks mit großer Wirkung - Impulsvortrag mit anschließender Podiumsdiskussion



Zum Auftakt der 2. gemeinsamen Jahrestagung der Deutschen (DGfI) und
Italienischen (SIICA) Gesellschaft für Immunologie laden wir die
interessierte Öffentlichkeit am Abend des 9. September ab 18:30 Uhr zu
der Podiumsdiskussion "Impfen - kleiner Piks mit großer Wirkung" im
Hauptgebäude der Ludwig-Maximilians-Universität München (Hörsaal M018;
Zugang über Geschwister-Scholl-Platz 1 oder Amalienstraße 17, 80539
München) ein.

Laut Befragungen der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BzgA)
steht die Mehrheit der Bevölkerung dem Impfen positiv gegenüber. Etwa
20-30% der Menschen sind unsicher. Impfgegner sind eine Minderheit.
Dennoch war 2018 eine Rekordzahl an Masern-Neuinfektionen zu verzeichnen
und auch bei allen anderen im Säuglingsalter empfohlenen Impfungen geht
laut Daten des Robert-Koch-Instituts (RKI) die Durchimpfungsrate zurück.
Die Weltgesundheitsorganisation WHO hat die Verweigerung von Impfungen
erst kürzlich als eines der größten globalen Gesundheitsrisiken
bezeichnet. Warum also ist impfen wichtig und sinnvoll und welche
Verantwortung hat dabei jeder einzelne? Für welche Infektionen gilt das
eigentlich? Woher kommen die Ängste vor dem Impfen und wie geht man damit
um? Wie sieht gute Risikokommunikation beim Impfen aus? Ist die
Impfpflicht der richtige Weg um Impfquoten zu erhöhen? Immerhin hat die
Impfpflicht in der Vergangenheit bei der Ausrottung der Pocken ihre
Wirksamkeit unter Beweis gestellt. Welche Alternativen zur Impfpflicht
gibt es?

Über diese und weitere Fragen und Aspekte diskutiert am Montag, den 9.
September 2019 um 18:30 Uhr zum Auftakt der 2. gemeinsamen Jahrestagung
der Deutschen (DGfI) und Italienischen (SIICA) Gesellschaft für
Immunologie ein Expertengremium. Die interessierte Öffentlichkeit ist
herzlich zur Teilnahme an der Podiumsdiskussion "Impfen - kleiner Piks mit
großer Wirkung" im Hauptgebäude der Ludwig-Maximilians-Universität München
(Geschwister-Scholl-Platz 1) eingeladen. Gastgeber der Podiumsdiskussion
ist die Deutsche Gesellschaft für Immunologie.


Impulsvortrag:

- Prof. Dr. rer. nat. Dr. h. c. Reinhard Burger (ehemaliger

Präsident des Robert Koch-Instituts), Berlin

Es diskutieren

- Prof. Dr. med. Isabelle Bekeredjian-Ding (Paul-Ehrlich Institut -
Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel), Langen

- Dr. med. Natalie Grams (Ärztin und Schriftstellerin), Heidelberg

- Dr. med. Gabriele Hartl (Ministerialdirigentin, Leiterin Abteilung
Prävention und Gesundheitsschutz, Bayerisches Staatsministerium für
Gesundheit und Pflege), München

- Dr. med. Jan Leidel (ehemaliger Vorsitzender der Ständigen Impfkommission), Köln

- Dr. med. Jan Oude-Aost (Gesellschaft zur Wissenschaftlichen Untersuchung von Parawissenschaften), Dresden

- Prof. Dr. med. Klaus Überla (Mitglied der Ständigen
Impfkommission, Direktor des Virologischen Instituts am Universitätsklinikum Erlangen), Erlangen

- Prof. Dr. med. Fred Zepp (Mitglied der Ständigen Impfkommission,
Direktor des Zentrums für Kinder- und Jugendmedizin, Universitätsmedizin
Mainz), Mainz

Moderation:

- Jeanne Turczynski, Wissenschaftsredaktion Bayerischer Rundfunk

Termin: 9.9.2019 ab 18:30 Uhr

Veranstaltungsort:

Hörsaal M018, Hauptgebäude LMU,

Haupteingang, Geschwister-Scholl-Platz 1, 80539 München

Hintereingang, Amalienstraße 17

Hinweise zur Teilnahme: 

Der Besuch ist kostenlos. Eine vorherige Anmeldung ist nicht notwendig.


Über die Deutsche Gesellschaft für Immunologie (DGfI)

Die Deutsche Gesellschaft für Immunologie e.V. (DGfI), gegründet 1967,
vereint führende Naturwissenschaftler und Mediziner, um die
Wirkmechanismen der körpereigenen Abwehr zu erforschen. Dadurch werden
bedeutende Grundlagen für die Diagnose und Behandlung von Krankheiten
geschaffen. Durch nationale Schulungen (Akademie für Immunologie) und im
Austausch mit internationalen Fachgesellschaften fördert die DGfI in
besonderem Maße den wissenschaftlichen und klinischen Nachwuchs. Auch die
Akzeptanz für immunologische Forschung in der breiten Bevölkerung zu
erhöhen, ist der DGfI ein wichtiges Anliegen. Mit über 2.300 Mitgliedern
ist die DGfI weltweit die viertgrößte nationale Fachgesellschaft für
Immunologie. 

Weitere Informationen finden Sie auf 

www.dgfi.org

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment72710

Flyer zur Podiumsdiskussion "Impfen - Kleiner Piks mit großer Wirkung"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1331
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Quelle:
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Deutsche Gesellschaft für Immunologie - 15.08.2019
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LABEL/5120: Warner Music Klassik News - 9. August 2019 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 9. August 2019



RETRONYMS - Carlos Cipa

Mit seinem Album Retronyms vereint Carlos Cipa seinen Hintergrund als
klassisch ausgebildeter Pianist und Komponist mit seinem Interesse
für experimentelle Formen und Pop. Nach zahlreichen Live-Aktivitäten
in den letzten Jahren, einer Reihe von Kollaborationen und Arbeiten
im Bereich Film und Theater lud er für die acht Stücke verschiedene
MusikerInnen in sein Studio. Auf Retronyms trifft Improvisation auf
Kompositionskunst, akustische und teils außergewöhnliche Instrumente
wie die Celesta auf elektronische Produktionsmethoden oder analoge
Synthesizer. Zwischen der Avantgarde-Ästhetik vom Opener fanfare über
das orchestrale senna's joy hin zur abschließenden Improvisation paon
hat Cipa seinen Ansatz als Komponist radikal erweitert. Jeder Ton auf
diesem Album ist genau durchdacht und doch brilliert Retronyms durch
eindringliche Lebendigkeit.

VÖ 23. August 2019 - CD 0190295470548

auch digital erhältlich


Marie-Nicole Lemieux mit Gesängen über Liebe und Ozean

Wogende Wellen im weiten Wind, endloses glitzerndes Wasser im
Sonnenlicht - das alles eingefangen in Klangbildern voller
orchestraler Finessen und getragen von einer der schönsten
Frauenstimmen unserer Zeit: Die kanadische Sängerin Marie-Nicole
Lemieux entdeckt mit ihrem neuen Album Mer(s) große Vokalwerke über
die illustrative Kraft des Ozeans abseits der überaus bekannten
Tondichtung von Claude Debussy. Ernest Chaussons Zyklus Poème de
l'amour et de la mer gesellt sich zu Edward Elgars Sea Pictures und
einer Weltersteinspielung: La Mer (1881) von Victorin Joncières.

VÖ: 23. September 2019 - CD 0190295424336

auch digital erhältlich


Europakonzert 2019

Mit dem alljährlichen Europakonzert feiern die Berliner
Philharmoniker ihre Gründung am 1. Mai 1882 - 2019 kommt das
Europakonzert mit Daniel Harding aus dem Musée d'Orsay, Paris.

Das Europakonzert 2019 im Pariser Musée d'Orsay setzt ein starkes
Zeichen für die deutsch-französische Freundschaft. Daniel Harding,
Musikdirektor des Orchestre de Paris, dirigiert klangvolle Werke von
Wagner, Berlioz und Debussy, welche die vielfältigen kulturellen
Verflechtungen der beiden Musiknationen beleuchten.

Als Solist musiziert zum ersten Mal seit 18 Jahren der walisische
Bassbariton Sir Bryn Terfel wieder mit den Philharmonikern.

Special Feature: Dirigentenkamera & High Res Audio (auf der Blu-ray
Disc)

Bonus: Interview mit Bryn Terfel; Dokumentation über das Musée
d'Orsay

VÖ: 13. September 2019 - DVD 880242677884

Blu-Ray 880242677846


Das Kronos Quartett spielt den Klang des Universums:
Terry Rileys Sun Rings in erster vollständiger Einspielung:

Dass sich die NASA beim Agenten eines klassischen Streichquartetts
meldet, mag man für unwahrscheinlich halten. Und dass es dabei um
einen kreativen musikalischen Vorschlag geht, erst recht. Aber genau
das geschah um das Jahr 2000: Der 25. Jahrestag des Starts der
Raumsonde Voyager stand vor der Tür, und beim NASA Arts Programm war
die Idee entstanden, aus den "Weltraumgeräuschen", die von der Sonde
zurück auf die Erde geschickt wurden, ein musikalisches Werk zu
machen.

VÖ: 30. August 2019 - CD 0075597925869

auch digital erhältlich


The Hunger von Donnacha Dennehy in Weltersteinspielung

Die große irische Hungersnot als dramatische Kantate:

Ein kleiner Pilz sorgte für eine riesige Katastrophe: Mitte des 19.
Jahrhunderts brach in Irland die Kartoffelfäule aus. Die Folge waren
Missernten, eine riesige Hungersnot mit einer Million Toten. Noch
heute wirkt das Ereignis als nationales Trauma nach - zumal die träge
Bürokratie der Regierung die Not noch verschlimmerte. "Ich wollte
dieses Kapitel unserer Geschichte schon immer zum Thema meiner Musik
machen", sagt der renommierte irische Komponist Donnacha Dennehy. Mit
seiner von Avantgarde, aber auch typisch irischer Musiksprache
geprägten "Doku-Kantate" The Hunger hat er den Plan umgesetzt. Jetzt
erscheint das hochex-pressive Werk, das eines der zentralen Themen
der europäischen Geschichte beleuchtet, als Weltersteinspielung.

VÖ: 23. August 2019 - CD 0075597925159

auch digital erhältlich

 * 
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LABEL/5119: Warner Music Medien Newsletter KW 32 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 32

Hamburg, 8. August 2019



In Eigenregie baute sich Ali Gatie eine beachtliche Fanbase auf, die
ihm Millionen von Streams einbrachte. Nach dem Erfolg seines
Breakout-Tracks "Moonlight" legte der 22-jährige Kanadier Anfang Juli
seinen nächsten Smash-Hit "It's You" [1] vor und versüßte uns damit
den Sommer. Die R'n'B-angehauchte Single beschreibt das Gefühl einer
neuen Liebe, generierte mittlerweile über 100 Mio. Streams und steht
in den Spotify Global-Charts auf Platz #28. Das offizielle Lyric
Video zählt indes über 29 Mio. Views. Nun veröffentlichte er den Song
in einer herrlichen Akustik-Version [2] und lässt weltweit erneut die
Herzen höher Schlagen. "'It's You' zeigt wie die Liebe einerseits
angsteinflössend aber auch wunderschön sein kann", kommentiert
er.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

FOALS

NME bezeichnete "Everything Not Saved Will Be Lost - Part 1", also
Teil eins des Doppelalbum-Projekts der britischen
Alternative-Rockband, als "bisher bestes Foals-Album". Am
18.10. vervollständigen Foals ihr künstlerisches Statement und
liefern mit "Everything Not Saved Will Be Lost - Part 2" den
Nachfolger, der ab sofort vorbestellbar ist.

Einen Vorgeschmack auf Teil zwei gab die Band kürzlich mit dem neuen
Track "Black Bull", der zu Annie Macs "Hottest Record In The World"
gekürt wurde und hier [3] zu sehen ist.

"Teil zwei ist härter, die Gitarren sind noch stärker betont und
es gibt einige große Riffs", schildert Frontmann Yannis
Philippakis. "Es ist eine Rock-Platte und sie setzt definitiv die
Erzählung von Teil 1 fort."


YOUNG THUG

Auf dieses Musikvideo haben Hiphop-Fans gewartet: Die US-Rapper Young
Thug, J.Cole und Travis Scott enthüllten Ende vergangener Woche den
offiziellen Clip zu ihrer im Mai erschienenen gemeinsamen Hit-Single
"The London" - hier [4] zu sehen.

"The London" ist eines der renommiertesten Hotels von Beverly Hills
und auch im dazugehörigen Video geht es um eine Menge Geld. Travis
Scott sitzt in einem Raum und überwacht eine Reihe von Bildschirmen,
die ein Luxus-Bordell zeigen, während sich Young Thug und J.Cole um
andere Geschäfte kümmern.

Alleine auf Spotify generierte "The London" bereits über 147 Mio.
Streams. Letzte Woche enthüllte Young Thug außerdem die Termine für
eine gemeinsame Headliner-Arenatour mit Machine Gun Kelly durch
Nordamerika.


WILDER WOODS

Mit seinem neuen Projekt Wilder Woods, wirbelte der Grammy-nominierte
NEEDTOBREATHE-Frontmann Bear Rineheart in den vergangen Wochen
einigen Staub auf. Diesen Freitag erscheint nun sein selbstbetiteltes
Debütalbum.

Wilder Woods überzeugt mit seiner zeitlosen Mixtur aus klassischem
Soul, eingängigem R&B und modernem Pop. Es ist der Sound eines
erfahrenen Songwriters, der neue Gefilde erkundet und sich stilsicher
seinen eigenen Weg bahnt. Davon zeugten auch die bereits erschienenen
Singles "Sure Ain't" und "Electric Woman".

Zuletzt hatte Wilder Woods den Visualizer zu seinem Album-Opener
"Light Shine In" geteilt sowie das offizielle Video zum Song "Supply
& Demand" [5], in dem er sich als unwiderstehlicher Crooner in Szene
setzt.


BAZZI

"Tan lines, and some memories, guess summer got the best of me / I
guess what I'm saying is I f**king love you", singt Bazzi in
seiner jüngsten Single "I.F.L.Y." und haucht dieser im dazugehörigen
Musikvideo [6] Leben ein. Der Clip zeigt den britischen
Multiplatin-Künstler, wie er in einer Vintage-Pastellwelt seiner
Liebe kundtut.

Zuletzt hatte Bazzi gemeinsam mit 21 Savage den Track "Focus"
veröffentlicht und führte damit seine Reihe hoch gelobter Releases
fort, darunter auch sein Sommer-Smash-Hit "Paradise", der weltweit
über 170 Mio. Mal gestreamt wurde.

Sein Platin-ausgezeichnetes 2018er Debütalbum "COSMIC" zählt mit
Hit-Singles wie "Mine" oder "Beautiful" mittlerweile über zwei
Milliarden Streams.


WHY DON'T WE

Mit dem Fantrack "I Still Do" veröffentlicht die US-Pop-Sensation Why
Don't We ihren siebten Track des Jahres 2019. Keine Frage, sie sind
"die nächste Boyband, die die Welt übernimmt" (Nylon) und
schon jetzt "eine der größten Durchbruchs-Geschichten des Pop"
(NBC Today). Das stellen sie mit "I Still Do" [7] nun erneut
eindrucksvoll unter Beweis.

Der Neuling folgt auf eine ganze Reihe neuer Veröffentlichungen,
darunter die Macklemore-Kollaboration "I Don't Belong In This Club",
"Come To Brazil", "Unbelievable", "Big Plans", "Cold In LA" sowie
"Don't Change".

Ihre im letzten Jahr veröffentlichte Top-20-Single "8 Letters" wurde
inzwischen in den USA mit Gold ausgezeichnet und zählt alleine 185
Mio. ihrer weltweit über eine Milliarde Streams.


CONOR MAYNARD

Nachdem er kürzlich mit "Hate How Much I Love You" seinen ersten
Solo-Track in vier Jahren veröffentlichte, legt der britische
Überflieger Conor Maynard prompt die nächste Single vor und enthüllt
mit "Not Over You" einen weiteren vielversprechenden Vorgeschmack auf
sein neues Material.

"Not Over You" ist ein smarter Balanceakt zwischen nicht nachlassen
wollender Liebe und bitterer Enttäuschung in Folge einer Trennung:
"I heard you're sleeping with somebody new / I hope he leaves you,
I hope he cheats on you / 'Cos I'll be right there to hold you when
you cry", singt er, untermalt von eben jenem eindringlichen
Sunshine-Pop, für den er bekannt ist - hier [8] im ebenso
unterhaltsamen Musikvideo zu sehen.

Im Oktober startet Conor seine erste UK- und Europa-Headlinertour
seit 2012 und performt auch hierzulande live: 09.10. Berlin, Columbia
Theater | 10.10. München, Technikum | 12.10. Köln, Kantine.


FRED DE PALMA

Bei dieser Zusammenarbeit sprühen die Funken: Für seinen aktuellen
Track "Una Volta Ancora" hat sich der italienische Rapper Fred De
Palma mit der spanischen Sängerin/Schauspielerin Ana Mena
zusammengetan und steht in den italienischen Spotify-Charts damit
aktuell auf Platz #2.

Über einen mitreißenden Reggaeton-Beat, gepaart mit spanischen
Gittaren, sinnlichem Gesang und leidenschaftlichen Rap-Einlagen,
nimmt der feurige Song seinen Lauf.

Dass die Chemie zwischen Fred De Palma und Ana Mena stimmt, davon
zeugt auch das bereits über 31 Mio. Mal geclickte offizielle
Musikvideo [9], das die Stimmung auf den Siedepunkt bringt. 2018
machten die beiden schon einmal gemeinsame Sache, als Ana Mena auf
Fred De Palmas "D'estate Non Vale" gastierte.


NILS WÜLKER & GELDERMANN

Geht es um Genuss, dann darf Musik nicht fehlen. Vor Kurzem kündigte
der preisgekrönte Jazz-Trompeter Nils Wülker seine
Markenpartnerschaft mit der Privatsektkellerei Geldermann an und wird
im Rahmen dessen eine ausgewählte Cuvée in eine musikalische
Komposition übersetzen.

Die erste Ausgabe der "L'Édition Musique" wird Ende September bei
einem exklusiven Jazzkeller-Konzert in der Privatkellerei von
Geldermann in Breisach am Rhein gemeinsam mit Nils Wülker
präsentiert. Jeder Flasche der "L'Édition Musique No. 1" wird eine
Sounddatei auf einem USB-Stick beiliegen.

"Sekt ist ein flüchtiges, vergängliches Produkt - genau wie die
Musik im Jazz, die immer nur im Moment entsteht", erklärt Nils
Wülker und freut sich auf die bevorstehende Kooperation.


TRACK OF THE WEEK • AYA NAKAMURA - "Pookie Remix
(feat. Lil Pump)"

Ihre Ohrwurm-Single "Djadja" (über 400 Mio. YouTube-Views) verhalf
Aya Nakamura zu einem kometenhaften Aufstieg. Nun legt Frankreichs
derzeit heißester Urban-Export den brandneuen Remix zu ihrer
Hit-Single "Pookie" vor und kollaboriert darauf mit dem
US-Hiphop-Ausnahmekünstler Lil Pump. Die sprachenübergreifende
Afropop-Single kombiniert Ayas schillernden französischen Gesang mit
Lil Pumps rhythmischem Flow und ist hier [10] im Lyric Video zu
sehen. Der ursprüngliche High-Energy-Track, der auf ihrem
Doppelplatin-prämierten Album "Nakamura" zu hören war, zählt indes
über 150 Mio. Streams. Kaum verwunderlich, dass Aya Nakamura die
meistgestreamte französische Künstlerin weltweit ist und von Forbes
Anfang 2019 in die begehrte "30 Under 30"-Liste aufgenommen wurde.



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=3e36ff0941006ad3b751beed7ec96d0c895f367482a6f7c344d15fd1f57e6fd62b2c74e96332caf2a2e1265961e992c7

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=3e36ff0941006ad34200c4d8a53b488c8ef64c7fdeedd3012a011b6dd8ca3720ff7fd19fa1650b378b9771ce363c0552

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=3e36ff0941006ad3c54e52e9aaa025e3d06fee97a2b1746703f32ebea8fd869b7f63fe2b9f3d98ded62f06bc0c32fc68

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=3e36ff0941006ad3fdc1621022c5571434065c1e5d3adcfb71c4e9369f0a0e424180d601dc04ea0075f6ee619e8fb553

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=3e36ff0941006ad375f69aea37b5c1cd20c33a2a68fd619e666b13444d6414312ae552c6cf9c9f536a7b1d1e7949a9f1

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=3e36ff0941006ad345ee828929b568f115c50404ab2d827a741b5fe8e933f89a9a7116bb36c60c813d781af3c2709b5f

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=3e36ff0941006ad3fd126989adc7498809058dbf6337ec1305a6f93973ac4f03e8aa2c529bd759c278b417475d0bd276

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=3e36ff0941006ad3786f8d1ea3a328f6f658b48b169477e85c2be001acf4abb898e6e824ef4e728f8dd102476d7dd2c5

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=3e36ff0941006ad31f35926b44a85de494d707969c23dc7f69090614c8428ce60e7ef972adf82ed70db91850ef69f348

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=d40d71d846eba913ce5f75043e85ae4637d56df98bd73a724dc461e0f921a383deac0f77122adbdb6920e05c49c88a94

 * 
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AKTION/2779: Rhein-Sieg-Kreis - "Derwisch trifft Daf - Daf trifft Klarinette..." am 1.9.2019


Rhein-Sieg-Kreis

Derwisch trifft Daf - Daf trifft Klarinette - Klarinette trifft Daf
trifft Derwisch: Eine Begegnung verschiedener Welten im Konzert



Rhein-Sieg-Kreis (hei) - Klezmer, Sufimelodien, traditionelle Klänge
aus unserer Kirchenmusik - unterschiedlicher können Melodien kaum
klingen. Im Gegenteil: Im Alltag überall auf der Welt prallen diese
Religionskulturen mit Wucht gegeneinander, erscheinen unvereinbar.

Doch wenn der Klarinettist Reinald Noisten kirchentonalen Klängen,
Klezmer- und Sufimelodien improvisatorisch nachspürt, der
deutsch-iranische Trommler Syavash Rastani mit seiner Daf
(Rahmentrommel) rhythmisch betörend aufspielt, beide in der Begegnung
der Musik eins werden, und der Derwisch Talip Elmasulu im Einklang
dazu energievoll tanzt, dann wird das Unmögliche möglich.

Zu einem Konzert der besonderen Art treten die Künstler Reinald
Noisten (Klarinette, Bassklarinette), Syavash Rastani (Perkussion) und
Talip Elmasulu (Derwischtanz) am Sonntag, 1. September 2019, 19:00
Uhr, im Forum Stadtmuseum Siegburg, Markt 46, 53721 Siegburg, auf.

Die Veranstaltung der Gedenkstätte Landjuden an der Sieg wird in
Kooperation mit der Kreisstadt Siegburg durchgeführt. Der Eintritt
beträgt 12 Euro; ermäßigt für Mitglieder des Fördervereins 10 Euro.
Kartenvorverkauf beziehungsweise Kartenvorbestellungen gibt es beim
Archiv des Rhein-Sieg-Kreises, Kaiser-Wilhelm-Platz 1, 53721 Siegburg,
Telefon 02241 / 13-2928, E-Mail FVgedenkstaette@rhein-sieg-kreis.de;
Restkarten an der Abendkasse.

Kontakt:

Gedenkstätte "Landjuden an der Sieg"

c/o Archiv des Rhein-Sieg-Kreises (Kreishaus)

 Kaiser-Wilhelm-Platz 1

53721 Siegburg

Tel.: 02241 / 13-2928

 E-Mail: gedenkstaette@rhein-sieg-kreis.de

Internet: www.rhein-sieg-kreis.de/gedenkstaette

Bis voraussichtlich Herbst 2019 ist die Gedenkstätte (Museumsgebäude)
wegen Sanierungsarbeiten und Neukonzeption der Dauerausstellung
geschlossen. Die Veranstaltungsreihe ist hiervon nicht betroffen und
findet wie angekündigt statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. August 2019

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9138: Aus aller Welt - 20.08.2019 (SB)




MELDUNGEN



Italiens Regierungschef Conte wirft das Handtuch

Italiens parteiloser Ministerpräsident Giuseppe Conte hat seinen
Rücktritt angekündigt. Vor dem Senat in Rom kritisierte er Lega-Chef
und Innenminister Matteo Salvini als verantwortungslos, weil der mit
seiner Entscheidung, die regierende Koalition aus rechter Lega und
Fünf-Sterne-Bewegung aufzukündigen, die innenpolitische Krise
heraufbeschworen habe. Salvini habe Italien damit schweren Risiken
ausgesetzt. Bei einer möglichen Neuwahl drohen den Fünf
Sternen große Stimmenverluste.

20. August 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9138: Kriminalität und Rechtsprechung - 20.08.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zollbeamte beschlagnahmen größere Mengen Drogen

Zollbeamte haben bei einer angeordneten Wohnungsdurchsuchung in
Wilhelmshaven 1,5 Kilogramm Amphetamine, 860 Gramm Marihuana und 21
Cannabispflanzen gefunden. Zudem stellten die Beamten Materialien für
eine Indoor-Plantage sicher. Der Straßenverkaufswert der Drogen liegt
bei 26.500 Euro. Wie das Hauptzollamt in Oldenburg weiter mitteilte,
war der 22jährige mutmaßliche Dealer bereits Anfang August bei einer
Fahrzeugkontrolle auf einem Supermarktplatz in der Jadestadt mit
geringen Mengen dieser Drogen in seinem Auto aufgefallen.

20. August 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9135: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 20.08.2019 (SB)




MELDUNGEN



Raketentest der USA löst Kritik aus

Rußland und China haben den Test eines konventionellen landgestützten
US-Marschflugkörpers scharf kritisiert. Die Außenministerien in
Moskau und Peking warnten die USA vor einer Eskalation der
politischen Spannungen und einem neuen Wettrüsten. Der Test offenbare
die wahren Absichten des US-Rückzugs aus dem INF-Abrüstungsvertrag,
zitierte die Agentur Xinhua Außenamtssprecher Geng Shuang in Peking.
Vizeaußenminister Sergej Riabkow sagte der Agentur Tass, daß sich
Rußland nicht in einen neuen Rüstungswettlauf hineinziehen lasse. Das
amerikanische Militär hatte zwei Wochen nach dem Ende des
INF-Abrüstungsvertrags einen Marschflugkörper mit einer Reichweite
von mehr als 500 Kilometern von der San-Nicolas-Insel vor der
kalifornischen Küste abgefeuert. Der Raketentest wäre unter den
Vorgaben des INF-Vertrags noch verboten gewesen. Die
Trump-Administration hatte das Abkommen einseitig gekündigt.

20. August 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9137: Aus Parlament und Gesellschaft - 20.08.2019 (SB)




MELDUNGEN



Weil und Klingbeil sagen Kandidatur für SPD-Vorsitz ab

SPD-Generalsekretär Lars Klingbeil hat nach eigenen Angaben keine
Ambitionen auf den Parteivorsitz. Er werde sich nicht um den
SPD-Vorsitz bewerben, sagte Klingbeil auf einem auf Twitter
verbreiteten Video. Er begründete die Absage damit, keine potentielle
Partnerin für ein Kandidatenduo gefunden zu haben. Auch Niedersachsens
Regierungschef Stephan Weil will nicht für das Amt kandidieren.

20. August 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9135: Tragisches und Kurioses - 20.08.2019 (SB)




MELDUNGEN



Tödlicher Bergunfall in der Schweiz

Beim Aufstieg über den Wissgrat zum rund 4.210 Meter hohen Alphubel
(Oberwalliser Alpen) ist ein deutscher Alpinist hundert Meter in die
Tiefe gestürzt. Bergretter konnten den Alpinisten nur noch tot
bergen. Nach Angaben der Kantonpolizei war der Mann zum Zeitpunkt des
Unfalls nicht angeseilt. Die Staatsanwaltschaft leitete eine
Untersuchung ein.

20. August 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8220: Aus Forschung und Technik - 20.08.2019 (SB)




MELDUNGEN



Himmelsforscher entdecken zweiten Planeten um Beta Pictoris

Ein Astronomenteam um die Französin Anne-Marie Lagrange von der
Universität Grenoble stellte fest, daß der erst 23 Millionen Jahre
alte Stern Beta Pictoris im Sternbild Maler von einem weiteren
Planeten umrundet wird. Über ihre Beobachtungen berichten die
Forscher in der jüngsten Ausgabe der Fachzeitschrift "Nature
Astronomy". Der neue Planet erhielt den Namen Beta Pictoris C.
Bereits 2009 war ein erster Planet - Beta Pictoris B - aufgespürt
worden.
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AUSLAND/8234: Aus aller Welt - 20.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Ankara duldet nicht Protest gegen Amtsenthebung von Bürgermeistern

Nachdem die türkische Regierung am Montag die Bürgermeister der
Provinzhauptstädte Diyarbakir, Mardin und Van ihres Amtes enthoben
hat, unterband sie Protestaktionen gegen die von der kurdisch
orientierten Partei HDP als politischen Putsch bezeichnete Maßnahme.
In Diyarbakir ging Polizei mit Schlagstöcken und Wasserwerfern gegen
Demonstranten vor. In Istanbul wollten Anwälte gegen die
Amtsenthebungen protestieren. Die Kundgebung soll verhindert worden
sein. Die drei abgesetzten Bürgermeister von der HDP waren im März
mit großer Mehrheit ins Amt gewählt worden. Die Regierung in Ankara
wirft ihnen Nähe zur verbotenen Arbeiterpartei Kurdistans vor.
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GESUNDHEIT/8192: Medizin und Gesundheitswesen - 20.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Schlechtere Sehkraft durch Streß

Streß wirkt sich negativ auf die Sehkraft aus. So gelangten Bernhard
Sabel, Direktor des Instituts für Medizinische Psychologie der
Universität Magdeburg, und Mitarbeiter bei Untersuchungen zu dem
Ergebnis, daß Augenerkrankungen auch durch Streß hervorgerufen werden
können. Vor allem der durch Streß erhöhte Blutcortisolwert soll sich
negativ auf Auge und Gehirn auswirken.
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JUSTIZ/8222: Kriminalität und Rechtsprechung - 20.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Verantwortlicher Beamter im Todesfall Eric Garner wird entlassen

Die Polizei in New York hat jenen Beamten aus ihren Diensten
entlassen, der vor fünf Jahren zum Tod Eric Garner beigetragen hat.
Polizisten hatten den Afroamerikaner bei einer Personenkontrolle
niedergerungen. Der jetzt entlassene Beamte hat Garner weiter
gewürgt, obwohl dieser deutlich machte, daß er keine Luft mehr bekam.
Der Vorgang wurde von einem Passanten als Video aufgenommen und
veröffentlicht. Garner starb unter anderem an den Folgen der
Polizeiaktion im Krankenhaus. Der Polizist, der den Würgegriff
angesetzt hatte, wurde auf einen Schreibtischjob versetzt. Eine Jury
hatte sich gegen die Einleitung eines Strafverfahrens ausgesprochen.

Der zuständige Polizeipräsident folgt mit der Entlassung der
Empfehlung einer Richterin. Auch Menschenrechtsaktivisten hatten die
Entlassung des Polizisten gefordert. Polizeigewerkschafter wiesen die
Forderung zurück und protestierten gegen den aktuellen
Entlassungsbeschluß.

Garners Familie hat von der Stadt New York eine Entschädigung in Höhe
von 5,9 Millionen Dollar erhalten. Garner Tochter Emerald Garner
strebt eine Wiederaufnahme des Strafprozesses an, um die anderen am
Tode ihres Vaters beteiligten Polizisten zur Verantwortung zu ziehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8145: Sprache, Kunst und Medium - 20.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Der Iran nimmt mit einer Dokumentation an Oscar-Wettbewerb teil

Der Iran schickt einen Dokumentarfilm über das Schicksal einer
gebürtigen Iranerin, die von niederländischen Adoptiveltern aufgezogen
wurde, in den kommenden Oscar-Wettbewerb.

Das gab rbb-kultur nach einer Verlautbarung der im Iran für die
Auswahl zuständige Cinema-Stiftung Farabi bekannt. Der Film "Auf der
Suche nach Farideh" der Regisseurin Asadeh Mussawi und ihres Kollegen
Kurosch Attaei schildert, 40 Jahre nachdem das Mädchen damals in der
Stadt Maschad ausgesetzt worden war, die Spurensuche nach ihren
Wurzeln. Das sollte sich als schwierig erweisen, da gleich drei
Familien Farideh für sich reklamierten.

Der Iran hat in der Oscar-Kategorie für den besten ausländischen Film
bereits zweimal gewonnen. Beide Auszeichnungen gingen an Filme von
Regisseur Asghar Farhadi: 2012 mit dem Film "Nader und Simin - Eine
Trennung" und vier Jahre später mit "Salesman".
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8211: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 20.08.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Militär testet landgestützte Mittelstreckenrakete

Das US-Militär hat eine landgestützte Mittelstreckenrakete mit einer
Reichweite von über 500 Kilometern getestet. Der Marschflugkörper
soll zunächst nicht mit Nuklearwaffen bestückt werden. Der Test
verstößt zwar gegen die Bestimmungen des INF-Abrüstungsvertrags, den
die USA 1987 mit der Sowjetunion abgeschlossen haben, aber das
Abkommen ist seit dem 2. August hinfällig, weil die USA es sechs
Monate zuvor einseitig aufgekündigt haben. Auch Moskau hatte
daraufhin seinen Rücktritt von dem Abrüstungsvertrag erklärt. Der
stellvertretende russische Außenminister Rjabkow warnte angesichts
des Raketentests an der Westküste der USA vor einer militärischen
Eskalation. Gleichzeitig unterstrich er, daß sich seine Regierung
nicht auf Provokationen einlassen werde. Auch aus dem
Außenministerium in Peking wurde Kritik an dem Raketentest der USA
und der damit einhergehenden Einleitung eines neuen Wettrüstens laut.
Das Pentagon ließ am Sonntag verlauten, die bei dem Test gewonnenen
Erkenntnisse flössen in die Entwicklung weiterer Mittelstreckenwaffen
ein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8225: Aus Parlament und Gesellschaft - 20.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Merkel beim Nordischen Rat auf Island

Von Ungarn aus ist Bundeskanzlerin Merkel nach Island weitergeflogen.
Am Montagabend traf die Kanzlerin mit der isländischen
Ministerpräsidentin Jakobsdottir zusammen. Merkel war vom Nordischen
Rat zu dessen diesjähriger Sitzung als Rednerin eingeladen worden. Im
Nordischen Rat sind Schweden, Norwegen, Finnland, Dänemark und Island
vertreten. Aktuelle Themen des Spitzengremiums sind der Klimawandel
mit dem Abschmelzen des Polareises. Damit werden die unter dem
Arktischen Ozean liegenden Ressourcen für den Abbau zugänglich.
Außerdem öffnen sich neue Handelsrouten, von denen Häfen und
Wirtschaft in Deutschland profitieren können. Am Dienstagvormittag
schaute sich Merkel ein Geothermie-Kraftwerk an, um sich anschließend
mit den Regierungschefs der anderen Länder zum Mittagessen
zusammenzusetzen.

20. August 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8195: Tragisches und Kurioses - 20.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Toter französischer Wanderer nach 9 Tagen in Süditalien gefunden

An der süditalienischen Mittelmeerküste ist ein französischer Student
bei einem Sturz tödlich verunglückt. Die Leiche des 27jährigen
Wanderers wurde erst nach neun Tagen auf einer Klippe nahe der
Gemeinde Belvedere di Ciolandre gefunden. Demnach hatte Simon Gautier
schon einen Tag nach Beginn seiner Tour einen Notruf abgesetzt.

Er wollte von der Küstengemeinde Policastro Bussentino über rund 170
Kilometer nach Neapel wandern. Aufgebrochen war er am 8. August. Nach
einem Sturz am folgenden Tag, bei dem er sich beide Beine brach, hatte
er versucht, mit seinem Handy Hilfe herbeizurufen.
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SOZIALES/8223: Arbeit, Soziales und Familie - 20.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Ufo fordert Regulierung der Beschäftigungsverhältnisse in der EU

Zum Start der Nationalen Luftfahrtkonferenz am Mittwoch in Leipzig
hat die deutsche Flugbegleitergewerkschaft Ufo einheitliche
Sozialstandards für Beschäftigte im Luftverkehr gefordert. Der Anlaß
sind die enorm unterschiedlichen Beschäftigungsverhältnisse in den
EU-Ländern. Die Fluggesellschaften nutzen diesen Umstand, um einen
hohen Preisdruck aufzubauen, der letztlich auf die Höhe der Gehälter
der Beschäftigten umgelastet wird. Deshalb, so der stellvertretende
Ufo-Vorsitzende Flohr, braucht es ganz dringend eine Regulierung auf
europäischer Ebene. Flohr verwies auch darauf, daß der Preiskampf in
der Branche dazu führt, daß den Unternehmen die Mittel für
Umweltinvestitionen fehlen.
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UMWELT/8203: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 20.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Marine Hitzewellen bedrohen das Leben in den Ozeanen

Der Klimawandel führt zur Erwärmung der Atmosphäre und läßt die
Meeresspiegel steigen. Doch auch die Ökosysteme der Ozeane werden in
Mitleidenschaft gezogen. Nach einer Studie von Meeresforschern um
Thomas Wernberg von der Universität von West-Australien sollen die
Folgen für die Ökosysteme im Meer sogar noch schwerwiegender sein als
die an Land. So kann brauner Seetang nicht nur so groß wie ein Baum
werden, er hat auch ähnliche Funktionen. Sogenannte Kelp-Wälder
produzieren große Mengen Biomasse und bieten vielen Tierarten
Lebensraum und Nahrungsgrundlage. Allerdings ist brauner Seetang sehr
wärmeempfindlich. Marine Hitzewellen sind der Tod für ihn und allem,
was unter seinem Dach lebt.
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WIRTSCHAFT/8211: Märkte und Finanzen - 20.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Bayer verkauft seine Tierarzneimittelsparte

Die Leverkusener Bayer AG verkauft nach eigenen Angaben ihre
Tierarzneimittelsparte Animal Health für 7,6 Milliarden Dollar an den
US-Konzern Elanco. Die rund 3700 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der
Bayer-Tochter in Deutschland und den USA standen 2018 für einen
Umsatz von 1,5 Milliarden Euro. Unter anderem Floh-, Zecken- und
Entwurmungsmittel werden auch künftig nachgefragt, weil der weltweite
Bestand an Haus- und Nutztieren mit den Einkommen breiter
Bevölkerungsschichten sowie dem Konsum von Fleisch- und
Milchprodukten wächst.
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WISSENSCHAFT/8226: Aus Forschung und Technik - 20.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Elektrotankstellennetze sollen ausgebaut werden

Elektroautos haben in Deutschland einen schweren Stand. Als Grund
wird von Nutzern oft deren geringe Reichweite und Tankstellendichte
angegeben. Dem sollen Elektrotankstellennetze entgegenwirken. Die in
Europa größte Initiative zum Auf- und Ausbau solcher Netze läuft
unter dem Namen Ionity, für die sich BMW, Daimler, Ford sowie die
Marken Audi und Porsche zusammengetan haben. Bis 2020 will Ionity
rund 400 neue Schnelladestationen entlang der Hauptverkehrsachsen in
Europa einrichten. Diese bestehen aus Hochleistungsladesäulen, wo
entsprechend ausgerüstete E-Autos 80 Prozent ihrer Batteriekapazität
im besten Fall in 15 Minuten aufladen können.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





BIOTECHNOLOGIE/179: Crispr-Methode revolutioniert (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 14.08.2019

Crispr-Methode revolutioniert



Forschende der ETH Zürich entwickelten die bekannte Crispr/Cas-Methode
weiter. Es ist nun erstmals möglich, Dutzende, wenn nicht Hunderte von
Genen in einer Zelle gleichzeitig zu verändern.

Crispr/Cas ist in aller Munde. Mit dieser biotechnologischen Methode
lassen sich in Zellen verhältnismässig einfach und schnell einzelne Gene
präzise entfernen, ersetzen oder verändern. Darüber hinaus können
Forschende seit wenigen Jahren mit auf Crispr/Cas basierenden Technologien
auch die Aktivität einzelner Gene gezielt erhöhen oder reduzieren. Die
entsprechenden Methoden haben sich innert kürzester Zeit sowohl in der
biologischen Grundlagenforschung als auch in angewandten Bereichen wie der
Pflanzenzüchtung weltweit durchgesetzt.

Bisher konnten Forschende mit der Methode meistens nur ein Gen aufs Mal
verändern, in seltenen Fällen gelang es auch gleichzeitig zwei, drei oder
in einem Einzelfall sieben Gene simultan zu verändern. Randall Platt,
Professor am Departement für Biosysteme der ETH Zürich in Basel, und sein
Team haben nun jedoch einen Ansatz entwickelt, mit dem sich - wie sie in
Experimenten zeigten - gleich 25 Stellen innerhalb des Genoms einer Zelle
gleichzeitig verändern lassen. Und damit nicht genug. Diese Zahl lasse
sich noch weiter steigern, auf Dutzende bis sogar Hunderte von Genen, sagt
Platt. Jedenfalls habe die Methode ein riesiges Potenzial für die
biomedizinische Forschung und die Biotechnologie. «Dank diesem neuen
Werkzeug können wir und andere Wissenschaftler nun umsetzen, wovon wir
früher nur träumten.»

Zellen gezielt und massiv umprogrammieren

Gene und Proteine wechselwirken auf vielfältige Weise miteinander und
bilden Netzwerke. Solche Netzwerke von Dutzenden von Genen ermöglichen die
zelluläre Vielfalt in einem Organismus. Sie sind zum Beispiel
verantwortlich für die Differenzierung von Vorläuferzellen in Nerven- oder
Immunzellen. «Mit unserer Methode können wir erstmals ganze Gennetzwerke
in einem Schritt gezielt verändern», sagt Platt.

Zudem ist es möglich, damit Zellen auf komplexe Weise und in massivem
Umfang zu programmieren: Man kann damit die Aktivität von bestimmten Genen
erhöhen und jene von anderen Genen reduzieren. Auch der Zeitpunkt einer
solchen Aktivitätsänderung lässt sich genau steuern.

Interessant ist das beispielsweise in der Grundlagenforschung, um zu
ergründen, warum sich verschiedene Zelltypen unterschiedlich verhalten,
oder um komplexe genetische Erkrankungen zu erforschen. Ebenso für die
Zellersatztherapie, bei der geschädigte mit gesunden Zellen ersetzt
werden. Hierbei können Forschende die Methode verwenden, um Stammzellen in
ausdifferenzierte Zellen wie Nervenzellen oder insulinproduzierende
Betazellen zu verwandeln, oder umgekehrt, um aus ausdifferenzierten
Hautzellen Stammzellen herzustellen.

Cas-Enzym mit doppelter Funktion

Für die Crispr/Cas-Methode sind ein Enzym namens Cas und ein kleines
RNA-Molekül nötig. Dessen Abfolge an RNA-Bausteinen dient als
«Adressetikette», um das Enzym punktgenau an seinen vorgesehenen
Wirkungsort auf den Chromosomen zu lenken. Die ETH-Wissenschaftler haben
ein Plasmid geschaffen (ein ringförmiges DNA-Molekül), auf dem die
Bauinformation des Cas-Enzyms liegt sowie - aneinandergereiht - die
Bauinformationen einer Vielzahl von RNA-Adressmolekülen, also quasi eine
längere Adressliste. In ihren Experimenten führten die Forschenden dieses
Plasmid in menschliche Zellen ein und zeigten damit, dass sich so gleich
mehrere Gene verändern und regulieren lassen.

Für die neue Technik verwendeten die Wissenschaftler nicht das Enzym Cas9,
das bei bisherigen Crispr/Cas-Methoden meist zum Einsatz kommt, sondern
das verwandte Enzym Cas12a. Letzteres kann nicht nur Gene verändern,
sondern gleichzeitig aus der langen «RNA-Adressliste» einzelne
«Adressetiketten» zuschneiden. Ausserdem kommt Cas12a mit kürzeren
RNA-Adressmolekülen aus als Cas9. «Und je kürzer diese adressierenden
Sequenzen sind, desto mehr davon kann man auf ein Plasmid packen», sagt
ETH-Professor Platt.


Originalpublikation:

Campa CC, Weisbach NR, Santinha AJ, Incarnato D, Platt RJ:

Multiplexed genome engineering by Cas12a and CRISPR arrays encoded on single
transcripts.

Nature Methods, 12. August 2019,

doi: 10.1038/s41592-019-0508-6

[http://dx.doi.org/10.1038/s41592-019-0508-6]

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution104

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), 14.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/592: 57 Milliarden Fadenwürmer pro Mensch - Nematoden sind die weltweit häufigsten Tiere (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 14.08.2019

57 Milliarden Fadenwürmer pro Mensch: Nematoden sind die weltweit
häufigsten Tiere



Senckenberg-Wissenschaftlerin Dr. Karin Hohberg hat an einer
internationalen Studie unter Leitung der ETH Zürich mitgewirkt, in der die
weltweite Verbreitung von bodenlebenden Fadenwürmern modelliert wurde. Die
Forschenden zeigen, dass hochgerechnet etwa 4,4 x 1020 Nematoden die Böden
der Welt besiedeln und eine Biomasse von 300 Millionen Tonnen ausmachen.
Dabei nimmt die Häufigkeit der winzigen Bodentiere von den subarktischen
Regionen zum Äquator ab. Die Studie erschien kürzlich im renommierten
Fachjournal "Nature".

Fadenwürmer (Nematoda) sind mikroskopisch kleine, farblose Würmchen, die
sich an nahezu jedes terrestrische und aquatische Ökosystem angepasst
haben.

"Nematoden übernehmen wichtige Funktionen für den Nährstoffkreislauf im
Boden und damit für das Pflanzenwachstum und die Bodenfruchtbarkeit.
Dennoch lagen bisher der zahlenmäßigen Verbreitung dieser Bodenlebewesen
auf unserer Erde nur grobe Schätzungen zugrunde", erklärt Dr. Karin
Hohberg vom Senckenberg Museum für Naturkunde in Görlitz.

Hohberg ist Teil eines internationalen Forscher*innenteams, das - unter
der Leitung von Johan van den Hoogen von der ETH Zürich und Stefan Geisen
vom Netherlands Institute of Ecology in Wageningen - Nematodendaten aus
der ganzen Welt zusammengetragen und damit die weltweite Verbreitung von
Fadenwürmern modelliert hat. "Obwohl wir wussten, das Nematoden in sehr
hoher Anzahl auftreten - oft mehr als eine Million pro Quadratmeter Boden
in unseren Breiten - sind die Ergebnisse verblüffend: "Nach unseren
Berechnungen kommen auf jeden Menschen etwa 57 Milliarden Fadenwürmer.
Ihre Biomasse bringt ein Gewicht von 300 Millionen Tonnen auf die Waage -
das sind 80 Prozent der Masse der derzeitigen menschlichen
Weltbevölkerung."

Insgesamt 6759 Bodenproben aus allen Regionen und von allen Kontinenten
der Erde haben die Wissenschaftler*innen unter dem Mikroskop ausgewertet
und analysiert. In Summe zeigen die weltweit generierten Daten, dass die
Anzahl und Masse der Nematoden von den subarktischen Regionen zum Äquator
abnimmt. 38,7 Prozent der Nematoden leben in borealen Wäldern und Tundren
Nordamerikas, Skandinaviens und Russlands, 24,5 in den gemäßigten Zonen
und nur 20,5 Prozent in den Tropen und Subtropen. "Dies ist gegenteilig zu
dem Bild, das wir oberhalb des Bodens kennen - hier sind die Tropen am
tierreichsten", ergänzt die Görlitzer Biologin.

Diese überraschende geographische Verteilung könnte auch erhebliche
Auswirkungen auf das globale Klima haben: Die Böden der Arktis und
Subarktis bilden große Kohlenstoffreservoirs, in denen Treibhausgase
gebunden sind. "Da Nematoden und auch alle anderen Bodentiere bei höheren
Temperaturen aktiver sind, setzen sie mit zunehmender Wärme in diesen
Regionen möglicherweise auch zunehmend Kohlenstoff frei, der dann als
Treibhausgas Kohlendioxid wiederum zu einem Temperaturanstieg führen
kann", legt Hohberg dar und gibt einen Ausblick: "Unsere Studie soll dabei
helfen, die Rolle der Bodenorganismen im globalen Stoffkreislauf besser zu
verstehen und so unter anderem auch die Auswirkungen im und auf den
Klimawandel besser einzuschätzen."


Originalpublikation:

Johan van den Hoogen et. al. (2019):

Soil nematode abundance and functional group composition at a global scale.

Nature.

https://doi.org/10.1038/s41586-019-1418-6

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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MELDUNG/835: Millionenförderung - Physiker entwickeln "Zeitmaschine" für die Materialforschung (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 14.08.2019

Millionenförderung des BMBF: Physiker entwickeln "Zeitmaschine" für die
Materialforschung



Viele Experimente in der Physik sind zeitaufwendig und teuer. Manchmal
merkt man aber erst am Ende, dass man eigentlich die falschen
Messparameter angesetzt hat. Wie praktisch wäre es dann, eine Zeitmaschine
zu haben, mit der man an den Anfang des Experiments springen und die Daten
neu auswerten könnte? Genau so eine Maschine wollen Forscher der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU), der Freien Universität
Berlin und der Technischen Universität München für eine Großforschungsanlage
am Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie entwickeln und die
Anlage so verbessern. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) fördert das Vorhaben mit rund zwei Millionen Euro.

"BESSY II" ist eine deutschlandweit einmalige Forschungsanlage am
Helmholtz-Zentrum Berlin, mit der sich Röntgenstrahlung erzeugen lässt,
deren Energie und Polarisation exakt eingestellt werden kann. Herzstück
ist ein Teilchenbeschleuniger, der Elektronen auf nahezu
Lichtgeschwindigkeit bringt. Diese durchlaufen einen Speicherring mit
Magneten, wobei Röntgenblitze entstehen. "Man kann sich den
Bessy-Speicherring wie eine Kamera mit extrem schnellem Blitzlicht
vorstellen. Die Röntgenstrahlung wird gepulst erzeugt, sodass Experimente
mit einer sehr hohen Zeitauflösung möglich sind", sagt der Physiker Prof.
Dr. Georg Woltersdorf von der MLU, der das Projekt gemeinsam mit Prof. Dr.
Wolfgang Kuch von der Freien Universität Berlin und Prof. Dr. Christian Back
von der TU München leitet. Aufgrund ihrer besonderen Eigenschaften ist die
Anlage bei Materialforschern auf der ganzen Welt äußerst gefragt.

Jährlich nutzen über 2.000 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler "BESSY
II" für Experimente, die Warteliste zur Benutzung ist lang. Eine weitere
Herausforderung ist es, dass die Forschenden im Vorfeld genau festlegen
müssen, welche Parameter zu welchen Zeitpunkten gemessen werden sollen.
Ein kleiner Fehler in der Fragestellung könnte, so Woltersdorf, aber dazu
führen, dass die ganze Messreihe keine oder unzureichende Ergebnisse
erzielt.

Hier setzt das neue Projekt an: Eine schnelle Elektronik für die
Datenerfassung soll es ermöglichen, das Signal aller entstehenden
Röntgenblitze, die während des Experiments anfallen, aufzuzeichnen und
auszuwerten. Dabei entstehen einige Terabyte Daten pro Stunde. "Der neu
geplante Aufbau kann auf diese Weise viel mehr leisten, als es bisher der
Fall war. Die gemessenen Daten werden durch die Elektronik gleich zum
korrekten Zeitpunkt einsortiert. Mit den gespeicherten Roh-Daten kann man
auch nachträglich zu einem beliebigen Zeitpunkt in den Daten springen und
ein neues Zeitraster verwenden", so Woltersdorf weiter. Um diese
Elektronik sinnvoll einsetzen zu können, erweitern die Forscher das
Experiment an "BESSY" zudem um eine Laseranlage, die die gepulste Anregung
der zu untersuchenden Proben erlaubt. Auf diese Weise kann die Dynamik von
Materie auf der Pikosekunden-Zeitskala untersucht werden. Eine Pikosekunde
entspricht dem billionsten Teil einer Sekunde.

Für die drei Projektpartner ist es nicht die erste gemeinsame Arbeit an
"BESSY II": Bereits in vergangenen Jahren haben die Wissenschaftler aus
Halle, Berlin und München an der Synchrotron-Strahlungsquelle das
"VEKMAG"-Experiment aufgebaut, einen einzigartigen Messplatz, mit dem
Messungen bei hohen Magnetfeldern und tiefen Temperaturen möglich sind.
Nun wird dieses weltweit einzigartige Experiment noch um einen Laser zur
Anregung und eine leistungsfähige Datenerfassung erweitert. Erforscht
werden mit der Anlage zum Beispiel neue magnetische Materialien, die
langfristig Anwendung bei der Datenspeicherung finden könnten.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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BILDUNG/938: Wissenschaft weltoffen - Mobilität in alle Richtungen stärken


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. August 2019

Wissenschaft weltoffen: Mobilität in alle Richtungen stärken



Zum DAAD-Bericht "Wissenschaft weltoffen 2019" erklärt Kai Gehring,
Sprecher für Forschung, Wissenschaft und Hochschule:

Es ist ein Kompliment an unsere Hochschulen, dass sie international so
anerkannt sind und Deutschland viertbeliebtestes Gastland für
internationale Studierende geworden ist. Diese Erfolgsgeschichte muss
weitergehen. Sorgen bereitet umso mehr, dass die Bundesregierung
Förderorganisationen wie den DAAD und die Humboldt-Stiftung (AvH)
finanziell an der kurzen Leine hält. Im anstehenden Haushaltsverfahren
wird der Bundestag nachsteuern müssen.

Auch wenn Deutschland viertbeliebtestes Gastland für internationale
Studierende ist, ist es bedenklich, dass West- und Mitteleuropa als
Gastregion an Boden verlieren. Als demographisch schrumpfende und
zugleich innovative Volkswirtschaft bleibt Europa nur mit
Weltoffenheit und "Brain Circulation" kreativ und zukunftsfähig. Die
Bundesregierung, allen voran Außenminister Maas und Bildungsministerin
Karliczek, sind gut beraten, mit ihren EU-Kollegen ein Konzept für
eine Trendwende zu erarbeiten, damit Europa seinen Status als
attraktivste Adresse für Studierende und Forschungsaufenthalte behält.

Dringenden Handlungsbedarf gibt es bei den Studierenden in
Deutschland: Das Ziel, wonach jeder zweite deutsche Studierende
akademische Auslandserfahrung sammeln soll, rückt immer weiter in die
Ferne. Denn nur noch 28 Prozent gehen von Deutschland aus in die Welt,
so wenig wie seit über 20 Jahren nicht mehr. Es braucht dringend
höhere Anstrengungen, damit verstärkt Studierende aus
Nicht-Akademiker-Haushalten oder auch Lehramtsstudierende
Auslandserfahrungen sammeln können. Wenn Mobilität an
Finanzierungsfragen oder an Unsicherheiten bei der Anerkennung von
Studienleistungen scheitern, lässt sich das selbstgesteckte Ziel nicht
erreichen.

 * 
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EUROPA/1812: Aus Seenot Gerettete brauchen einen sicheren Hafen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. August 2019

Aus Seenot Gerettete brauchen einen sicheren Hafen



Zur anhaltenden angespannten Situation auf den beiden Rettungsschiffen
"Ocean Viking" und "Open Arms" erklärt Luise Amtsberg, Sprecherin für
Flüchtlingspolitik:

Zum erneuten Mal erleben wir dieser Tage auf dem Mittelmeer einen
unhaltbaren Zustand: 356 aus Seenot gerettete Frauen, Männer und
Kinder müssen auf dem Rettungsschiff "Ocean Viking" ausharren, 147 auf
der "Open Arms" und das teilweise schon seit Wochen. Wieder verweigern
die Staaten mit den nächstgelegenen sicheren Häfen, Italien und Malta,
den Geretteten die Einfahrt. Die Bundesregierung muss alles dafür tun,
dass diese Irrfahrten beendet werden. Sie muss Aufnahmeplätze
bereitstellen und sich für eine europäische Lösung einsetzen. Italien
und Malta müssen endlich ihre Häfen öffnen. Gleichzeitig dürfen die
Mittelmeeranrainer nicht länger mit der Verantwortung für aus Seenot
Gerettete allein gelassen werden. Es braucht endlich eine tragfähige
europäische, faire und solidarische Lösung. Dafür braucht es eine
Abkehr vom längst gescheiterten Dublin System, an dem die
Bundesregierung fatalerweise noch immer festhält.

Klar ist: die Menschen auf beiden Schiffen haben sich unter widrigsten
Umständen aus dem Bürgerkriegsland Libyen retten können. Sie brauchen
nun dringend Schutz und einen sicheren Hafen. Die Teams der beiden
Hilfsorganisationen Ärzte ohne Grenzen und SOS Mediterranee, die die
"Ocean Viking" betreiben, berichten von Misshandlungen und Folter der
über 350 Menschen - darunter rund ein Drittel minderjährig - in
Libyen. Die Menschen dorthin zurück zu bringen, wäre angesichts der
akuten Gefahren, die ihnen dort für Leib und Leben drohen, ein klarer
Verstoß gegen das Völkerrecht. Daher müssen Italien oder Malta
einlenken und die Menschen dort an Land lassen.

Die Bundeskanzlerin hat jüngst öffentlich konstatiert, dass
Seenotrettung ein Gebot der Menschlichkeit sei. Das ist einerseits
richtig, andererseits aber zu kurz gegriffen, denn die Rettung von
Menschen hört nicht auf Schiffen auf hoher See auf. Jeder weitere Tag,
den aus Seenot Gerettete auf Rettungsschiffen ausharren müssen, ist
einer zu viel. Deshalb müssen sich die EU Mitgliedsstaaten endlich auf
einen Verteilmechanismus einigen. Wir erwarten von der
Bundesregierung, dass sie aus Seenot Gerettete aufnimmt, und zwar
unabhängig von ihrem jeweiligen Herkunftsland, und ihnen hier ein
faires Verfahren in Sicherheit ermöglicht.
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UMWELT/1869: Regenwaldzerstörung wirksam sanktionieren, Soja- und Fleischimporte aus Brasilien stoppen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. August 2019

Regenwaldzerstörung wirksam sanktionieren, Soja- und Fleischimporte aus Brasilien stoppen



Zu den Streichungen deutscher Fördermittel zum Schutz brasilianischer
Wälder und der Reaktion von Präsident Bolsonaro erklären Uwe Kekeritz,
Sprecher für Entwicklungspolitik, und Katharina Dröge, Sprecherin für
Wettbewerbs- und Handelspolitik:

Uwe Kekeritz, Sprecher für Entwicklungspolitik:

Bolsonaros Äußerungen verdeutlichen wieder einmal sein Desinteresse am
Umwelt- und Klimaschutz, sind aber leider wenig überraschend. Dieser
Kraftmeier-Politik ist mit symbolischem Protest nicht beizukommen. Es
ist zwar erfreulich, dass die Bundesregierung endlich zu der
Erkenntnis kommt, dass mit Bolsonaro kein Waldschutz zu machen ist,
aber leider wird an der falschen Stelle sanktioniert. Denn die
deutschen Gelder trugen auch dazu bei, ein Mindestmaß an Waldschutz im
Land aufrecht zu erhalten. Anstatt diese Bemühungen einzustellen,
braucht es einen Importstopp für Produkte, die den Regenwald
zerstören. Gelder für den Klima- und Waldschutz einzufrieren anstatt
die Einfuhr von Soja und Rindfleisch zu beschränken, hilft nicht
weiter. Das Mercosur-Abkommen wirkt hier wie ein Brandbeschleuniger:
Wer würde dem Brandstifter einen Kanister Benzin überlassen, und
gleichzeitig aus Protest die Feuerwehr abziehen?

Katharina Dröge, Sprecherin für Wettbewerbs- und Handelspolitik:

Wenn Umweltministerin Schulze ihren Einsatz für den Amazonas wirklich
ernst meint, kann die SPD das Mercosur-Abkommen nicht einfach so
durchwinken. Bolsonaros Reaktion auf den Vorstoß von Schulze zeigt
erneut, dass seine Beteuerungen zum Klimaschutz mit Blick auf den
Handelsvertrag nur Show waren.

Die Bundesregierung hat es unterlassen, im Mercosur-Abkommen für einen
effektiven Mechanismus zu sorgen, mit dem Klimaschutz und der Schutz
des Amazonas durchgesetzt werden können. Die höheren Agrarexporte im
Rahmen des Abkommens werden zu einer noch schnelleren Vernichtung des
Regenwaldes führen. Die richtige Reaktion auf Bolsonaro sieht so aus:
Umweltministerin Schulze muss sich dafür einsetzen, dass das
Mercosur-Abkommen in der vorliegenden Form nicht in Kraft tritt.
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AUSSEN/1855: Entwicklungen in Hongkong erfüllen uns mit großer Sorge


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 14. August 2019

Entwicklungen in Hongkong erfüllen uns mit großer Sorge



Zu den aktuellen Entwicklungen in Hongkong können Sie den
außenpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Jürgen Hardt, wie folgt zitieren:

Zu den aktuellen Entwicklungen in Hongkong können Sie den
außenpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Jürgen Hardt, wie folgt zitieren:

"Die Entwicklungen in Hongkong, insbesondere das harte Vorgehen der
Sicherheitskräfte gegen Demonstranten, erfüllen uns mit großer Sorge.
Keine Seite kann ein Interesse an weiterer Eskalation haben. Eine
solche hätte auch Auswirkungen auf die Wirtschaft in Zeiten ohnehin
bestehender Turbulenzen. Es ist jetzt an der Zeit, dass sich alle
Seiten zusammensetzen, um über Wege zur Deeskalation zu sprechen.
Dabei müssen die Sorgen der Hongkonger Bevölkerung ernst genommen
werden. Signale in diese Richtung können zur Deeskalation beitragen.
Die im Basic Law von 1997 festgeschriebenen Rechte dürfen nicht nur
auf dem Papier existieren. Presse-, Meinungs- und
Versammlungsfreiheit müssen volle Geltung haben. Es geht auch um die
Verantwortung, internationales Recht zu respektieren. Wir haben
weiter ein hohes Interesse an intensiven politischen und
wirtschaftlichen Kontakten zu China. Gerade in Zeiten
weltwirtschaftlicher Unsicherheiten kommt der europäisch-chinesischen
Wirtschaftspartnerschaft eine tragende Bedeutung zu. Allerdings
müssen hierfür klare Regeln gelten. Zugleich verdeutlichen die
Entwicklungen auch, dass die EU noch deutlich intensiver als bisher
daran arbeiten muss, eine gemeinsame und kohärente Strategie im
Umgang mit China zu entwickeln - nicht nur mit Blick auf Hongkong,
sondern auch auf die Seidenstraßeninitiative und das chinesische
Engagement in Drittstaaten."
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INNEN/3498: Tag des Mauerbaus im nationalen Gedächtnis stärker verankern


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 13. August 2019

Tag des Mauerbaus im nationalen Gedächtnis stärker verankern



Zum heutigen Tag des Mauerbaus können Sie die kulturpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Elisabeth
Motschmann, wie folgt zitieren:

"In diesem Jahr feiern wir voller Freude und Dankbarkeit den Fall der
Mauer vor 30 Jahren. Alle, die das miterleben durften, können sich
noch voller Emotionen genau daran erinnern. Der 9. November 1989 ist
im nationalen Gedächtnis fest verankert. Der 13. August 1961 hingegen
ist Vielen gar nicht mehr als Tag des Mauerbaus bekannt. Alljährlich
finden an diesem Tag Gedenkveranstaltungen in Berlin und an der
innerdeutschen Grenze statt. Doch viele, vor allem junge Menschen,
werden von dieser Erinnerungskultur nicht mehr erreicht. Daher müssen
wir neue, auch digitale Formen der Vermittlungs- und Zeitzeugenarbeit
stärker nutzen. Beispielsweise durch Liveübertragungen von
Gedenkveranstaltungen im Internet, virtuelle Gedenkstättenbesuche
oder eine Geschichts-App. Noch in diesem Jahr wollen wir mit dem
Bundesprogramm "Jugend erinnert" auch für den Bereich der
DDR-Diktatur starten, um unsere jüngere deutsche und europäische
Geschichte noch besser an die junge Generation zu vermitteln."

 * 
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SOZIALES/2002: Angehörigen-Entlastungsgesetz - Wir stehen zu unseren Zusagen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. August 2019

Wir stehen zu unseren Zusagen

Entlastung für Kinder pflegebedürftiger Eltern: Kein Rückgriff auf
Einkommen bis 100.000 Euro im Jahr



Das Bundeskabinett hat am heutigen Mittwoch den Entwurf des
Angehörigen-Entlastungsgesetzes beschlossen. Dazu erklärt der
arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter Weiß:

"Im Koalitionsvertrag haben wir vereinbart, dass auf das Einkommen
der Kinder von pflegebedürftigen Eltern künftig erst ab einem
Einkommen in Höhe von 100.000 Euro im Jahr zurückgegriffen werden
soll.

Die Union hat den zuständigen Bundesminister für Arbeit und Soziales
seither wiederholt aufgefordert, einen entsprechenden Gesetzesentwurf
vorzulegen. Das ist nun geschehen. Jetzt kann die Vereinbarung aus
dem Koalitionsvertrag umgesetzt werden. Auf das Einkommen der Kinder
von pflegebedürftigen Eltern soll künftig erst ab einem Einkommen in
Höhe von 100.000 Euro im Jahr zurückgegriffen werden.

Neben den Entlastungen der Kinder von pflegebedürftigen Eltern
verbessern wir auch nach den Vorgaben des Koalitionsvertrages das
Beratungsangebot für Menschen mit Behinderungen. Die mit dem
Bundesteilhabegesetz eingeführte ergänzende unabhängige
Teilhabeberatung wird entfristet und finanziell abgesichert. So
sichern wir dieses niedrigschwellige zusätzliche Beratungsangebot
dauerhaft ab."
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WIRTSCHAFT/2848: Sinkende Baugenehmigungen beunruhigen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. August 2019

Sinkende Baugenehmigungen beunruhigen

Wohnungswirtschaft beklagt vor allem den Mangel an Bauland



Zu den am heutigen Donnerstag veröffentlichten Zahlen über sinkende
Baugenehmigungen erklärt Kai Wegner, Baupolitischer Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag:

"Die sinkenden Baugenehmigungszahlen beunruhigen. Offenbar planen
Wohnungswirtschaft und private Anleger weniger neue Projekte als
benötigt. Vor allem das fehlende Bauland und die stetig steigenden
Baukosten werden von ihnen als Ursache benannt.

Wir setzen auf eine schnelle Umsetzung möglichst vieler Ergebnisse
der Baulandkommission. Zugleich bedarf es vor allem verstärkter
Bemühungen der Kommunen zur Ausweisung neuer Bauflächen. Wir brauchen
ein Denken in größeren Dimensionen. Private Wohnungswirtschaft,
Genossenschaften und kommunale Gesellschaften müssen dabei als
Partner verstanden werden.

Auch die Länder sind in der Pflicht, Bauen zur obersten Priorität zu
machen. Wir brauchen auf allen Ebenen ein Klima für mehr bezahlbaren
Wohnungsbau."
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AUSSEN/1896: Tödliche Sanktionen gegen Venezuela beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. August 2019

Tödliche Sanktionen gegen Venezuela beenden



"Die jüngste Verschärfung der US-Sanktionen gegenüber der
venezolanischen Bevölkerung kommt einer Totalblockade gleich. Die
Bundesregierung muss diese zerstörerische Sanktionspolitik endlich
verurteilen. Sowohl die UN-Menschenrechtskommissarin Michelle Bachelet
als auch Teile der venezolanischen Opposition kritisieren, dass die
Verschärfung der unilateral verhängten Maßnahmen durch die
US-Regierung direkte Auswirkungen auf die humanitäre Lage in Venezuela
hat", erklärt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion
DIE LINKE. Die Außenpolitikerin weiter:

"Schon jetzt haben laut Angaben des Center for Economic and Policy
Research (CEPR) die US-Sanktionen mindestens 40.000 Menschen das Leben
gekostet. Diese weitere Verschärfung der Eskalationspolitik für einen
Regime-Change zeigt erneut, dass es den USA nicht um das Wohl der
venezolanischen Bevölkerung, sondern einzig um eigene Interessen geht.
Es ist höchste Zeit, dass die Bundesregierung nicht weiter blindlings
dieser Politik folgt.

Da die Bundesregierung mittlerweile auch finanzielle Hilfe in Höhe von
fünf Millionen Euro für die Überwindung der humanitären Krise in
Venezuela bereitgestellt hat, sollte es auch im eigenen Interesse
sein, dass sich die Krise nicht weiter verschärft."

 * 
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GESUNDHEIT/1122: Bündnisvorschlag zur Bedarfsermittlung in der Krankenhauspflege gesetzlich verankern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. August 2019

Bündnisvorschlag zur Bedarfsermittlung in der Krankenhauspflege gesetzlich verankern



"Endlich wird mit diesem gemeinsamen Konzept von ver.di, DKG und
Deutschem Pflegerat in der Diskussion um die Pflegesituation in
deutschen Krankenhäusern ein Vorschlag gemacht, der in die richtige
Richtung weist. Jetzt gilt es, diesen Vorschlag nicht wieder zerreden
zu lassen, sondern die gesetzlichen Grundlagen zu schaffen, um ihn zu
realisieren", erklärt Harald Weinberg, gesundheitspolitischer Sprecher
der Fraktion DIE LINKE, die heute vorgelegten Eckpunkte zur neuen
Bedarfsermittlung in der Krankenhauspflege. Weinberg weiter:

"Statt die von Gesundheitsminister Jens Spahn eingeführten und relativ
willkürlich definierten Untergrenzen hinzunehmen oder den schlechten
Istzustand auf den Stationen zum künftigen Soll zu deklarieren,
schlägt dieses Konzept erstmals vor, zunächst den tatsächlichen
Pflegebedarf anhand der Pflegepersonal-Regelung (PPR) zu ermitteln und
danach den notwendigen Bestand an Pflegekräften auszurichten. Eine
Maßnahme, die wir seit Langem fordern.

Die PPR war schon einmal Gesetz und wird - im Hintergrund - in vielen
Krankenhäusern auch nach ihrer Aussetzung 1997 weiter als Grundlage
für die Schichteinteilung angewendet. Sie ist einfach, selbsterklärend
und bürokratiearm. Sie kann sowohl in die bestehende EDV implementiert
als auch in Papierform angewendet werden. Und sie orientiert sich
nicht an abstrakten Größen wie 'Quartile', 'Dezentile' usw., sondern
am realen Pflegebedarf. Der Vorschlag würde auch zu einer
Entbürokratisierung führen, weil die gesetzlichen Vorgaben zu
Pflegepersonaluntergrenzen und zum Pflegequotienten dadurch ersetzt
werden können."

 * 
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INNEN/5064: Aufruf zur #unteilbar-Demo am 24. August in Dresden


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. August 2019

Aufruf zur #unteilbar-Demo am 24. August in Dresden



DIE LINKE ruft zur Teilnahme an der #unteilbar Demonstration am
24. August 2019 auf:

"Wir lassen uns nicht gegeneinander ausspielen. Sozialstaat und
Migration sind keine Gegenpole, sondern Bestandteil der friedlichen
und gerechten Gesellschaft, für die wir kämpfen. In Zeiten in denen
die Regierung in Aufrüstung investiert anstatt in Klimaschutz, in
denen Rassisten und Nationalisten andere Menschen bedrohen und sogar
ermorden, in denen jedes fünfte Kind in Armut lebt - in einem der
reichsten Länder der Welt ist es wichtig ein lautes Zeichen zu setzen:
Wir sind #unteilbar!

Wie schon 2018 wollen wir gemeinsam mit Sozial- und Umweltverbänden,
Gewerkschaften und Kirchen, Wissenschaftlerinnen und Künstlern,
verschiedensten Initiativen und vielen tausend Menschen auf die Straße
gehen und ein Zeichen setzen gegen soziale Kälte, Hass, Entrechtung,
Sexismus, Rassismus und Nationalismus.

Denn wir überlassen das Land nicht den Rassisten und Nationalisten.
Wir setzen uns gemeinsam ein für eine offene und gerechte
Gesellschaft. Gemeinsam machen wir deutlich, dass der Sozialstaat und
Menschenrechte wie Flucht und Migration nicht weiter gegeneinander
ausgespielt werden können. Freiheit und Solidarität sind #unteilbar.

Darum am 24. August alle auf nach Dresden zur #unteilbar
Demonstration, Altmarkt 13:00 Uhr!"

Mehr Infos unter: https://www.unteilbar.org/dresden/

 * 
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RECHT/582: Ablösung der Staatsleistung endlich umsetzen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. August 2019

Ablösung der Staatsleistung endlich umsetzen



"Die Bundesregierung muss endlich konkrete Schritte zur Umsetzung des
Verfassungsauftrags der Ablösung der Staatsleistungen an die beiden
großen Kirchen einleiten", fordert Christine Buchholz,
religionspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE anlässlich des
100. Jahrestags der Unterzeichnung und Verkündung der Weimarer
Reichsverfassung am 11. und 14. August 1919. Buchholz weiter:

"Die Weimarer Reichsverfassung war ein wichtiger Schritt hin zur
Trennung von Staat und Kirche und der Neuregelung des Verhältnisses
von Staat, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften. Sie
verpflichtet unter anderem den Staat, diese jährlichen
Staatsleistungen durch einen Schlussvertrag zu beenden. In 100 Jahren
hat es kein deutsches Parlament geschafft, diesen Verfassungsauftrag
einzulösen. Möglich ist, die Ablösung wie eine Sozialisierung von
Eigentum im Sinne des Grundgesetzes Artikel 14 (Enteignung) und 15
(Vergesellschaftung) zu behandeln. Dann würde eine Ablösesumme unter
»gerechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der
Betroffenen« festgelegt werden - ein politischer Preis, der nicht dem
vollen Wertausgleich entspricht. Die Bundestagsfraktion der LINKEN hat
in diesem Sinne bereits 2012 einen Gesetzentwurf vorgelegt, mit der
diese Ablösung der Staatsleistungen erfolgen könnte. 2015 beantragten
wir die Einrichtung einer Kommission zur Evaluierung der Höhe der
Staatsleistungen. Ziel war die Ablösung mit einer Einmalzahlung in
Höhe des zehnfachen der jährlichen Zahlungen. Beide Anträge wurden im
Bundestag mit der Mehrheit von CDU, CSU und SPD abgelehnt. Wir
begrüßen, dass zum 100. Jahrestag etwas mehr Bewegung in die Debatte
gekommen ist. Die beiden Kirchen sind im Grundsatz für eine Ablösung
der Staatsleistungen. Grüne und FDP wollen das, bei CDU, CSU und SPD
mehren sich die Stimmen dafür. Es wird Zeit, dass diesen
Absichtserklärungen Taten folgen und damit der Weg frei gemacht wird
für Ablöseverhandlungen."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2646: Koalition muss Armut bekämpfen statt Reiche zu beschenken


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. August 2019

Koalition muss Armut bekämpfen statt Reiche zu beschenken



"Eine komplette Soli-Abschaffung wäre vor allem ein Geschenk für die
Reichen. Es ist mit Vernunft nicht zu erklären, dass Union, FDP und
AfD den Reichen dabei helfen wollen, noch schneller reicher zu werden.
In Zeiten von Kinderarmut, klammer kommunaler Kassen und eines
riesigen Investitionsstaus der öffentlichen Hand wäre es an
Verantwortungslosigkeit nicht zu überbieten, auf knapp 20 Milliarden
Euro Einnahmen verzichten", erklärt Jan Korte, Erster
Parlamentarischer Geschäftsführer der Fraktion DIE LINKE, zur Debatte
um die Abschaffung des Solidaritätszuschlags. Korte weiter:

"Selbst wenn Union und SPD nur den Koalitionsvertrag umsetzen,
entsteht ein Fehlbetrag, der ausgeglichen werden muss. Schon allein
dafür wäre es angemessen und keineswegs revolutionär, den von Rot-Grün
2001 abgesenkten Spitzensteuersatz wieder auf das Kohl-Niveau zu
erhöhen.

Wir brauchen einen Solidarpakt III, um strukturschwache Regionen in
Ost und West zu unterstützen und gleichwertige Lebensverhältnisse zu
garantieren. Daran ist die Bundesregierung krachend gescheitert. Union
und SPD sollten erst mal ihre Arbeit erledigen, bevor sie auch nur
darüber nachdenken, Steuergeschenke an Wohlhabende zu verteilen."

 * 
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UMWELT/697: Klimapolitischer Weckruf


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. August 2019

Klimapolitischer Weckruf



"Wenn das Haus in Flammen steht, muss Alarm gerufen werden. Immer mehr
Städte in Deutschland und auf der ganzen Welt rufen den Klimanotstand
aus, und das ist eine gute Sache, weil es die Dringlichkeit der
Klimakrise verdeutlicht", erklärt Lorenz Gösta Beutin, klima- und
energiepolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE. Beutin weiter:

"Natürlich darf es nicht bei Symbolpolitik bleiben, den Beschlüssen
müssen konkrete Maßnahmen folgen, und das ist auch in den meisten
Kommunen der Fall. Der Klimanotstand ist ein Weckruf, dass ?business
as usual? das Weltklima mit Vollgas an die Wand fährt. Darum vertreten
die Befürworter des Klimanotstandes ein ganzes Paket von Klimaschutz-
Sofortmaßnahmen wie Kohleausstieg und ein Ende des Verbrennungsmotors
bis 2030, billige Bahntickets unter 50 Euro und ein Verbot von
Inlandsflügen.

Der grüne Umweltminister Untersteller sollte besser aus dem
klimapolitischen Tiefschlaf aufwachen und alles daransetzen, die
Klimaziele im Autoland Baden-Württemberg doch noch zu erreichen.
Ministerpräsident Winfried Kretschmann holzt seit Wochen gegen die
Bundestagsfraktion seiner Partei, gegen ein Inlandsflugverbot, gegen
die Abschaffung des Verbrennungsmotors und einen schnellen Ausbau der
Elektromobilität, gegen Diesel-Fahrverbote, und das ?Moralisieren? in
der Klimapolitik wie es sonst nur das Lager der Klimaschutzgegner tut.
Es wird Zeit, dass die Grünen reinen Tisch machen und sagen, wofür sie
wirklich stehen in der Klimaschutzpolitik."

 * 
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WIRTSCHAFT/2182: Massive Zukunftsinvestitionen notwendig


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. August 2019

Massive Zukunftsinvestitionen notwendig



"Die Abschwächung der deutschen Wirtschaftsleistung zeigt deutlich,
dass die Binnennachfrage weiter gestärkt werden muss. Es sind massive
öffentliche Investitionen notwendig und bei den gegenwärtigen
Null-Zinsen auch ohne zusätzliche Kosten für den Staat möglich. Die
Schuldenbremse ist in Zeiten der digitalen Umwälzung und des
Klimawandels absoluter Unfug und gefährdet die Zukunft künftiger
Generationen. Wir brauchen eine durchdachte Industriestrategie, die
den sozial-ökologischen Umbau unseres Wirtschaftssystems umsetzt und
so die Zukunftschancen der nächsten Generationen sichert", erklärt
Klaus Ernst, Vorsitzender des Bundestagsausschusses für Wirtschaft und
Energie und wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE,
die aktuellen Wirtschaftszahlen des Statistischen Bundesamtes. Ernst
weiter:

"Das exorbitant wachsende Vermögen des reichsten einen Prozents der
Bevölkerung muss zur Bewältigung der vor uns stehenden Aufgaben
herangezogen werden. Durch zusätzliche Besteuerung genau dieser Gruppe
und international tätiger Unternehmen kann ein Teil der Mittel
generiert werden, die gebraucht werden, um unsere Wirtschaft Richtung
Klimaneutralität umzugestalten und unseren Wohlstand zu erhalten. Im
Übrigen wäre das auch ein Beitrag, um der weiter voranschreitenden
Ungleichheit in Deutschland entgegenzuwirken."

 * 
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WIRTSCHAFT/2181: Dividenden auf Kosten der Belegschaft bei Thyssenkrupp


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. August 2019

Dividenden auf Kosten der Belegschaft bei Thyssenkrupp



"Mit einer radikalen Sparkur und 6.000 Entlassungen erfreut das
Management von Thyssenkrupp seine Aktionäre. Der Kurs steigt, doch
teure Aktien bescheren dem Konzern keine Zukunft. Es braucht eine
langfristige Umbaustrategie, die die Beschäftigten mitnimmt", erklärt
Alexander Ulrich, industriepolitischer Sprecher der Fraktion DIE
LINKE. Ulrich weiter:

"Massenentlassungen und Standortschließungen sind weder eine Lösung
für die Probleme des Konzerns, noch sozial hinnehmbar. Das Management
fährt seit Monaten einen Schlingerkurs und versagt bei der Entwicklung
eines langfristigen Umbauplans komplett. Ein Unternehmen von dieser
Größenordnung hat eine gesellschaftliche Verantwortung. Da kann es
nicht angehen, dass sich aggressive Anteilseigner durchsetzen, die nur
kurzfristige Renditen im Kopf haben. Thyssenkrupp kann sich nicht nur
auf die Rosinen konzentrieren und den Rest immer mehr sich selbst
überlassen. Hier bräuchte es auch klare Signale aus der Politik."

 * 
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BUNDESTAG/8756: Heute im Bundestag Nr. 901 - 16.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 901

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 16. August 2019, Redaktionsschluss: 14.05 Uhr

1. Korrekturbitten des BMVI im Januar

2. FDP fragt nach Netzaubau mit Vectoring

3. Elektrifizierung des Schienenstreckennetzes

4. FDP fragt nach Senkrechtstartern

5. Ausfall der Klimaanlagen in Zügen



1. Korrekturbitten des BMVI im Januar

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Um Korrekturbitten des Bundesministeriums für
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) gegenüber Medien im Januar
2019 geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/12002) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11636). Danach gibt das BMVI in
Einzelfällen den Medien dann einen Hinweis, "wenn vom BMVI
veröffentlichte Informationen oder Angaben über die Bundesregierung
objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und das BMVI einen Hinweis
für geeignet und angemessen erachtet". Eine Verpflichtung zur
Erfassung dieser Hinweise bestehe nicht, heißt es in der Antwort. Eine
solche umfassende Dokumentation sei auch nicht durchgeführt worden.
"Es liegt weder eine Gesamtübersicht, noch eine detaillierte
Auflistung der Fälle für den genannten Zeitraum vor", schreibt die
Bundesregierung.

 * 

2. FDP fragt nach Netzaubau mit Vectoring

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie lange Netzausbauprojekte, bei denen Vectoring
oder Super-Vectoring Anwendung findet, noch durch Bundesmittel
gefördert werden, möchte die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/12166) wissen. Gefragt wird außerdem, wie die Bundesregierung den
im EU-Vergleich niedrigen Anteil von FTTB/H-Anschlüssen (direkte
Glasfaseranschlüsse bis in die Häuser und Wohnungen) bei den in
Deutschland verfügbaren Breitbandanschlüssen bewertet.

 * 

3. Elektrifizierung des Schienenstreckennetzes

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Stilllegung, Entwidmung und Reaktivierung
regionaler Eisenbahninfrastruktur" lautet der Titel einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/12170). Darin wird die
Bundesregierung unter anderem gefragt, auf wie vielen
Streckenkilometern des Eisenbahnnetzes seit dem 1. Januar 1990 der
Personenverkehr eingestellt wurde. Wissen wollen die Abgeordneten
auch, wie viele Streckenkilometer die Bundesregierung mit der
"Förderinitiative zur Elektrifizierung regionaler Schienenstrecken" zu
elektrifizieren beabsichtigt, "um das im Koalitionsvertrag verankerte
Ziel zu erreichen, bis 2025 den Elektrifizierungsgrad des
Streckennetzes auf 70 Prozent zu erhöhen".

 * 

4. FDP fragt nach Senkrechtstartern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Potenziale und Anwendungsbereiche sogenannter
Senkrechtstarter (Fluggeräte, die senkrecht starten und landen können)
interessieren die FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/12171)
wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung unter anderem wissen,
ob in den letzten 24 Monaten von Seiten der Industrie in Bezug auf die
Weiterentwicklung von Senkrechtstartern "exekutiver oder legislativer
Handlungsbedarf bei Forschung oder Genehmigungsverfahren" an die
Bundesregierung herangetragen worden ist. Gefragt wird auch, wie die
Bundesregierung die Entwicklung von Senkrechtstartern in Bezug auf den
Forschungsstandort Deutschland einstuft.

 * 

5. Ausfall der Klimaanlagen in Zügen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Beeinträchtigung des Bahnverkehrs durch
Ausfall der Klimaanlagen in Zügen des DB-Fernverkehrs erkundigt sich
die AfD-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/12161) wollen die
Abgeordneten von der Bundesregierung unter anderem wissen, ob ihr
Erkenntnisse über die Ursachen der Störanfälligkeit der Klimaanlagen
vorliegen.

 * 
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BUNDESTAG/8755: Heute im Bundestag Nr. 900 - 16.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 900

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 16. August 2019, Redaktionsschluss: 13.36 Uhr

1. Binnenvertriebene in Myanmar

2. Miete für Botschaftsliegenschaften

3. Syrische Staatsangehörige in Deutschland

4. Erarbeitung des Nationalen Aktionsplans

5. Konsularischer Zugang zu Billy Six

6. Überprüfung der Rechtsstaatlichkeit



1. Binnenvertriebene in Myanmar

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Informationen der Bundesregierung leben derzeit
ungefähr 241.000 Menschen in Myanmar in Lagern für Binnenvertriebene
in Folge von bewaffneten Konflikten, davon rund 92.000 im Bundesstaat
Kachin, 15.000 im Bundesstaat Shan und 5.600 im Bundesstaat Kayin. Im
Bundesstaat Rakhine befinden sich in Folge der 2012 dort
ausgebrochenen Gewalt ungefähr 129.000 Menschen in Lagern für
Binnenvertriebene, heißt es in der Antwort (19/12148) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/11715).

"Trotz einzelner Waffenstillstandsvereinbarungen und eines
landesweiten Waffenstillstandes, der 2015 von acht Gruppen
unterzeichnet worden war, flammen immer wieder Kampfhandlungen in
Myanmar auf." In den Bundesstaaten Shan, Kachin und Chin, in denen
viele Angehörige der ethnischen Minderheiten dem christlichen Glauben
angehören, würden Christen ebenso wie Angehörige anderer Religionen
immer wieder Opfer von Übergriffen des Militärs und bewaffneter
ethnischer Gruppierungen.

Ursache für Fluchtbewegungen seien in erster Linie bewaffnete
Auseinandersetzungen zwischen einer ethnischen Gruppierung und dem
myanmarischen Militär oder Kämpfe unter verschiedenen ethnischen
Gruppierungen. In den Lagern für Binnenvertriebene lebten daher
Angehörige verschiedener ethnischer Gruppierungen mit
unterschiedlicher religiöser Zugehörigkeit. Die myanmarische Regierung
erarbeite derzeit eine Strategie zur Schließung der Lager für
Binnenvertriebene. "Die Bundesregierung begrüßt diese Strategie
grundsätzlich. Sie hält dabei eine Einbeziehung der Vereinten Nationen
in den Prozess für unerlässlich und ermutigt die myanmarische
Regierung zu einer engen Zusammenarbeit mit den zuständigen
Organisationen der Vereinten Nationen, um sicherzustellen, dass die
Schließung der Binnenvertriebenenlagern in Übereinstimmung mit
internationalen Standards erfolgt." Die Bundesregierung unterstütze
sowohl Organisationen der Vereinten Nationen als auch andere
internationale Hilfsorganisationen, die die humanitäre Hilfe in den
Binnenvertriebenenlagern sicherstellen. "Sie hat gegenüber der
myanmarischen Regierung immer wieder unterstrichen, dass der
humanitäre Zugang ungehindert möglich sein muss."

 * 

2. Miete für Botschaftsliegenschaften

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Das Auswärtige Amt bezahlt für die Liegenschaft der
deutschen Botschaft in der kirgisischen Hauptstadt Bischkek mit einer
Nutzfläche von gut 1.500 Quadratmetern eine monatliche Kaltmiete in
Höhe von rund 35.800 Euro. Wie aus der Antwort der Bundesregierung
(19/12017) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11245)
hervorgeht, sei im Juni 2006 ein Grundstück in Bischkek für einen
Botschaftsneubau gepachtet worden. "Die Neubaumaßnahme wurde
abgebrochen, da sich die Anmietung als wirtschaftlicher erwiesen hat."
Der Grundstückspachtvertrag sei gekündigt worden.

Entscheidungen über die Unterbringung von Auslandsvertretungen treffe
das Auswärtige Amt auf der Grundlage von
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen. Dabei würden alle
Unterbringungsoptionen in Betracht gezogen. "Der Erwerb von Eigentum
für den vorübergehenden Botschaftsbetrieb ist für die von der
Bauverwaltung prognostizierten Verweildauer aufgrund der hohen
Anfangsinvestition (zum Beispiel Erwerbs-, Herrichtungs- und
Notarkosten) sowie den höheren Kosten während der Betriebsphase (zum
Beispiel Instandhaltungs-, Bewirtschaftungs- und Verwaltungskosten)
gegenüber der Unterbringungsvariante der Anmietung zumeist nicht
wirtschaftlich." Weiterhin sei zu berücksichtigen, dass in den
Liegenschaften der von den Fragestellern genannten Hauptstädte (neben
Bischkek Baku, Chisinau und Tiflis) eine hohe Erdbebengefährdung
vorliege und nur wenige Bestandsgebäude die notwendige
Erdbebensicherheit aufweisen würden.

 * 

3. Syrische Staatsangehörige in Deutschland

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Laut Ausländerzentralregister (AZR) haben sich zum
Stichtag 30. Juni 2019 insgesamt 767.296 syrische Staatsangehörige in
Deutschland aufgehalten. Wie aus der Antwort der Bundesregierung
(19/11964) auf eine Kleine Anfrage (19/11332) der AfD-Fraktion weiter
hervorgeht, hätten rund 83 Prozent von ihnen ein befristetes
Aufenthaltsrecht, etwa zwei Prozent ein unbefristetes und rund drei
Prozent befänden sich im Asylverfahren. Weitere etwa zwölf Prozent der
Syrer in Deutschland gehörten aus aufenthaltsrechtlicher Sicht der
Kategorie "Sonstiges (zum Beispiel ausreisepflichtig, Antrag auf
Titelerteilung)" an.

 * 

4. Erarbeitung des Nationalen Aktionsplans

Menschenrechte/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung weist den Vorwurf zurück, dass
das Finanzministerium beim Erarbeitungsprozess des Nationalen
Aktionsplans Wirtschaft und Menschenrechte wiederkehrend auf dessen
abgeschwächte Umsetzung dränge. Wie sie in der Antwort (19/11983) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke schreibt (19/11078), sei
auch der Vorwurf der Fragesteller zurückzuweisen, die Regierung hätte
einen Großteil der Fragen einer vorangegangenen Kleinen Anfrage der
Fraktion (19/10685) unzureichend oder gar nicht beantwortet. "Die
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke zum Monitoring des Nationalen
Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte (Bundestagsdrucksache
19/9849) hat das Auswärtige Amt zusammen mit den anderen beteiligten
Ressorts ausführlich geprüft. Zusammenfassend ist die Bundesregierung
der Auffassung, die Kleine Anfrage vollständig beantwortet zu haben."

 * 

5. Konsularischer Zugang zu Billy Six

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Am 21. November 2018 hat der venezolanische
Vize-Außenminister dem deutschen Botschafter in Venezuela, Daniel
Kriener, auf Anfrage telefonisch mitgeteilt, dass sich der deutsche
Journalist Billy Six im Gewahrsam des venezolanischen Geheimdienstes
befindet. Das schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/12226)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11708). Wie sie unter
Bezug zur Beantwortung der Schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Petr
Bystron (Nummer 73 auf Drucksache 19/7585) darlegt, habe die Deutsche
Botschaft Caracas entgegen der Regelungen des Wiener Übereinkommens
über konsularische Beziehungen (WÜK) nicht unverzüglich durch
Unterrichtung der venezolanischen Behörden von der Inhaftierung von
Billy Six erfahren. Seit diesem Tag habe das Auswärtige Amt - sowohl
die Deutsche Botschaft Caracas gegenüber dem venezolanischen
Außenminister als auch die Zentrale gegenüber dem venezolanischen
Botschafter in Berlin - beständig und nachdrücklich auf einen
konsularischen Haftbesuch gedrängt. Am 9. Januar 2019 sei der erste
konsularische Haftbesuch durch Botschafter Kriener erfolgt, der sich
über den verzögert eingeräumten konsularischen Zugang beschwert habe.

 * 

6. Überprüfung der Rechtsstaatlichkeit

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um die "regelmäßige Überprüfung der
Rechtsstaatlichkeit in allen EU-Mitgliedstaaten" geht es in einer
Kleinen Anfrage (19/12232) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die
Abgeordneten interessiert unter anderem, warum die Bundesregierung für
einen periodischen "Peer-Review-Mechanismus zur gegenseitigen
Begutachtung der Mitgliedstaaten" eintrete statt für eine unabhängige
Expertenkommission - etwa nach dem Vorbild der Venedig-Kommission des
Europarates.

 * 
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BUNDESTAG/8754: Heute im Bundestag Nr. 899 - 16.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 899

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 16. August 2019, Redaktionsschluss: 12.31 Uhr

1. Korrekturen in Einzelfällen

2. Abbau des Solidaritätszuschlages

3. Kerosinsteuer und Fluggastrechte

4. FDP fragt nach Gründen für Zugkürzungen

5. Rhein-Frachtschifffahrt bei Niedrigwasser

6. FDP fragt nach Flüssigerdgas-Tankstellen

7. Klimawissenschaft im Fokus

8. Verhältnismäßigkeit beim Klimaschutz



1. Korrekturen in Einzelfällen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Generalzolldirektion (GZD) gibt in Einzelfällen
einem Medium einen Hinweis, wenn von der GZD veröffentlichte
Informationen oder Angaben über die GZD objektiv unzutreffend
wiedergegeben sind und das BMF einen Hinweis für geeignet und
angemessen erachtet. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/12020) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/11525).

 * 

2. Abbau des Solidaritätszuschlages

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Einigung der Koalition über den Abbau des
steuerlichen Solidaritätszuschlages geht es in einer Kleinen Anfrage
der FDP-Fraktion (19/11979). Die Abgeordneten wollen unter anderem
wissen, wie hoch das jährliche Aufkommen des Solidaritätszuschlages
seit seiner Ersteinführung im Jahr 1991 bis zum Jahr 2018 war und wie
sich das Aufkommen auf Einkommensteuer,
Kapitalertragsteuer/Abgeltungssteuer, veranlagte Einkommensteuer und
Körperschaftsteuer verteilt. Außerdem wird gefragt, mit welchem
Aufkommen von 2021 bis 2023 zu rechnen ist, und ob 90 Prozent aller
Zahler des Solidaritätszuschlages, wie im Koalitionsvertrag
vereinbart, vollständig von der Zahlung des Zuschlages entlastet
würden. Die FDP-Fraktion erinnert in der Vorbemerkung zur Kleinen
Anfrage an ein Gutachten des ehemaligen Präsidenten des
Bundesverfassungsgerichts, Professor Hans-Jürgen Papier, der zu dem
eindeutigen Ergebnis gekommen sei, die weitere Teilerhebung des
Solidaritätszuschlages über das Jahr 2019 hinaus sei
verfassungswidrig. In diese Richtung gehe auch ein Gutachten des
Bundesrechnungshofes.

 * 

3. Kerosinsteuer und Fluggastrechte

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche Prioritäten die Bundesregierung während der
EU-Ratspräsidentschaft in der zweiten Hälfte des Jahres 2020 im
Bereich Verkehr setzen will, interessiert die FDP-Fraktion. In einer
Kleinen Anfrage (19/12132) erkundigen sich die Abgeordneten, welche
Rolle die Themen "Einführung einer Kerosinsteuer" und "Novellierung
der Fluggastrechteverordnung" spielen werden.

 * 

4. FDP fragt nach Gründen für Zugkürzungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Ob in Deutschland ein Trend zu kürzeren Zügen im
Personennahverkehr und Personenfernverkehr erkennbar ist, möchte die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/12135) von der
Bundesregierung wissen. Die Abgeordneten erkundigen sich auch nach den
Gründen, weshalb Zugkürzungen durchgeführt werden.

 * 

5. Rhein-Frachtschifffahrt bei Niedrigwasser

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Was die Bundesregierung unter Stau- und
Speicherlösungen, wie in dem Aktionsplan "Niedrigwasser Rhein"
dargelegt, versteht, möchte die FDP-Fraktion durch eine Kleine Anfrage
(19/12139) erfahren. Die Regierung soll darüber Auskunft geben, warum
der Bau von Stau- und Speicherlösungen auf dem Rhein ihrer
Einschätzung nach eine adäquate Methode darstellt, um Niedrigwasser zu
begegnen. Wissen wollen die Abgeordneten auch, wie teuer der Bau von
Stau- und Speicherlösungen im Rhein wäre, um bei Niedrigwasser
Frachtschifffahrt zu gewährleisten.

 * 

6. FDP fragt nach Flüssigerdgas-Tankstellen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie der aktuelle Stand der Mobilitäts- und
Kraftstoffstrategie der Bundesregierung ist, möchte die FDP-Fraktion
wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/12134) erkundigen sich die
Abgeordneten konkret nach der Anzahl an öffentlichen Schnell- und
Normalladestationen in Bayern. Wissen wollen die Liberalen auch, ob
die Bundesregierung den Bau oder den Betrieb von LNG/CNG Tankstellen
(Flüssigerdgas) in Bayern fördert.

 * 

7. Klimawissenschaft im Fokus

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/12228) nach dem "Anteil der Wissenschaftler, die den
Klimawandel für menschengemacht erachten". Von der Bundesregierung
will die Fraktion unter anderem erreichen, dass sie Wissenschaftler
benennt, "die eine Dringlichkeit zur Ergreifung gravierender Maßnahmen
einfordern", deren Aufgaben- und Forschungsschwerpunkte darstellt
sowie "deren Zuarbeit zu Behörden und Ämtern, auch in Kommissionen von
Landesregierungen und/oder der Bundesregierung" auflistet.

 * 

8. Verhältnismäßigkeit beim Klimaschutz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die "Einhaltung der grundgesetzlich verbindlich
geforderten Verhältnismäßigkeit beim Klimaschutz" thematisiert die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/12090). Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem, wie sie die Verhältnismäßigkeit "aller
bereits angeordneten und noch kommenden Dekarbonisierungsmaßnahmen zum
Zwecke des 'Klimaschutzes'" begründet.

 * 
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BUNDESTAG/8753: Heute im Bundestag Nr. 898 - 16.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 898

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 16. August 2019, Redaktionsschluss: 12.02 Uhr

1. AfD für direkte Demokratie im Bund

2. 11.496 Abschiebungen im ersten Halbjahr

3. Überwachung bei 5G-Mobilfunknetz

4. Ungarische Transitzonen thematisiert

5. Frauengesundheitsbericht kommt 2020

6. Unabhängige Gesundheitsberater



1. AfD für direkte Demokratie im Bund

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion hat einen Gesetzentwurf zur
Änderung des Grundgesetzes (19/12371) vorgelegt, mit dem
Volksabstimmungen, Volksentscheide und Volksbegehren auf Bundesebene
eingeführt werden sollen. Der Vorlage zufolge soll das Volk im Rahmen
der Volksabstimmung über Gesetzentwürfe entscheiden können und "im
Rahmen einer Volksentscheidung über allgemeine Fragen". Mit dem
Volksbegehren soll es Volksabstimmungen und Volksentscheidungen
herbeiführen können, "wobei hierfür ein Quorum von 100.000
Abstimmungsberechtigten erforderlich ist", wie die Fraktion in der
Begründung ausführt. Auch eine Änderung des Grundgesetzes soll danach
im Rahmen der Volksabstimmung möglich sein.

Die Bundesregierung soll dem Gesetzentwurf zufolge dem Volk allgemeine
Fragen zur Entscheidung im Volksentscheid vorlegen können. Ferner
sollen laut Vorlage zehn Prozent der Mitglieder des Bundestages das
Volk zur Entscheidung anrufen können, wenn eine aus der Mitte des
Bundestages eingebrachte Gesetzesvorlage, die nicht der Zustimmung des
Bundesrates bedarf, vom Bundestag abgelehnt wird. Des weiteren soll
unter anderem nach dem Willen der Fraktion der Bundestag befugt sein,
"bei Ablehnung eines Gesetzentwurfs durch den Bundesrat das Volk
entscheiden zu lassen".

 * 

2. 11.496 Abschiebungen im ersten Halbjahr

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im ersten Halbjahr 2019 sind laut Bundesregierung
insgesamt 11.496 Abschiebungen vollzogen worden. Davon erfolgten
10.132 auf dem Luftweg, 1.291 auf dem Landweg und 73 auf dem Seeweg,
wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/12240) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/11873) weiter hervorgeht.

 * 

3. Überwachung bei 5G-Mobilfunknetz

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte erfahren, ob die
Bundesregierung ausschließen kann, dass nach Ausbau und Inbetriebnahme
des 5G-Mobilfunknetzes der Bundesnachrichtendienst eigenständige
Überwachungstätigkeiten durchführt. Auch erkundigt sie sich in einer
Kleinen Anfrage (19/12247) unter anderem danach, ob die
Bundesregierung nach ihrer Kenntnis ausschließen kann, dass nach
Ausbau und Inbetriebnahme des 5G-Mobilfunknetzes fremde
Nachrichtendienste eigenständige Überwachungstätigkeiten durchführen.

 * 

4. Ungarische Transitzonen thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, "wie viele
Menschen mit welchem Status (im Asylverfahren, abgelehnter Asylantrag,
mit Schutzstatus)" sich derzeit nach Kenntnis der Bundesregierung "in
welchen ungarischen Transitzonen" befinden. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12227) danach, inwieweit die ungarischen
Transitzonen nach Kenntnis der Bundesregierung ausgelastet sind.
Ferner fragt sie unter anderem, ob in Ungarn "Beamte deutscher
Behörden im Rahmen von Grenzschutz, Flucht und Asyl im Einsatz" sind.

 * 

5. Frauengesundheitsbericht kommt 2020

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Der im März 2017 angekündigte
Frauengesundheitsbericht wird voraussichtlich im ersten Quartal 2020
vorliegen. Es handele sich um einen Bericht im Rahmen der
Gesundheitsberichterstattung des Robert-Koch-Instituts (RKI), der nach
Fertigstellung veröffentlicht werde, heißt es in der Antwort
(19/12222) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/11847) der
Fraktion Die Linke.

Frauen und Männer unterschieden sich in Bezug auf Gesundheit und
Krankheit. Neben unterschiedlichen Erkrankungshäufigkeiten ließen sich
geschlechtsspezifische Unterschiede im gesundheitsrelevanten Verhalten
und bei der Inanspruchnahme von Versorgungsangeboten feststellen,
heißt es in der Antwort weiter.

Ferner unterschieden sich Frauen und Männer in der Wahrnehmung,
Bewertung und Kommunikation von Symptomen und gesundheitlichen
Beeinträchtigungen. Die Ursachen seien biologischer und
gesellschaftlicher Natur. Der Frauengesundheitsbericht solle einen
Überblick über die Gesundheit der Frauen in Deutschland geben.

 * 

6. Unabhängige Gesundheitsberater

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Krankenkassenunabhängige Berater in der betrieblichen
Gesundheitsförderung sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/12229) der
AfD-Fraktion. Mit einer neu eingeführten Verpflichtung zur
Zertifizierung gerieten diese unabhängigen Berater unter Druck, sich
und ihre Leistungen einer Prüfinstanz zu unterziehen. Die Abgeordneten
erkundigen sich nun bei der Bundesregierung nach der Rechtssicherheit
für die Abrechnung erbrachter Leistungen bei diesen Anbietern.

 * 
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BUNDESTAG/8752: Heute im Bundestag Nr. 897 - 16.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 897

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 16. August 2019, Redaktionsschluss: 11.26 Uhr

1. Verkehrsetat größter Investitionshaushalt

2. Ausgaben für Justiz sollen erneut steigen

3. Linke fragt nach Ermittlungen inder Reichsbürgerszene

4. Jeder fünfte Riester-Vertrag ruht

5. Eine Klarstellung des Steuer-Zentralamts

6. Akten der Treuhandanstalt

7. Verzug bei Grundstücksdatenbank




1. Verkehrsetat größter Investitionshaushalt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HAU) Der Etat des Ministeriums für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) soll 2020 im Vergleich zum Vorjahr leicht
ansteigen. Das geht aus dem Regierungsentwurf für den Haushalt 2020
(19/11800) hervor. Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer (CSU) soll
den Planungen zufolge 29,83 Milliarden Euro (2019: 29,29 Milliarden
Euro) ausgeben dürfen. Mehr als die Hälfte des Geldes (17,79
Milliarden Euro) ist für Investitionen eingeplant. Damit ist der
Einzelplan 12 der größte Investitionshaushalt des Bundes. Auf der
anderen Seite stehen geplante Einnahmen durch die Lkw-Maut in Höhe von
7,97 Milliarden Euro (2019: 8,22 Milliarden Euro).

Die Ausgaben für die Bundesfernstraßen summieren sich der Vorlage
zufolge auf 10,81 Milliarden Euro (2019: 10,8 Milliarden Euro), von
denen 9,6 Milliarden Euro für den Bau, die Erhaltung und den Betrieb
der Bundesfernstraßen (Bundesautobahnen und Bundesstraßen) vorgesehen
sind (2019: 9,13 Milliarden Euro). 99 Millionen Euro (2019: 98
Millionen Euro) sind für den Bau und die Erhaltung von Radwegen an
Bundesstraßen eingeplant. Die Verwaltungsausgaben der "Autobahn GmbH
des Bundes" schlagen mit 360,35 Millionen Euro zu Buche (2019: 30,15
Millionen Euro). Den oben aufgeführten Einnahmen durch die Lkw-Maut
stehen laut Entwurf Ausgaben für deren Erhebung in Höhe von 1,16
Milliarden Euro gegenüber (2019: 1,53 Millionen Euro). 8,21 Millionen
Euro sind als Ausgaben im Zusammenhang mit der Abwicklung der Erhebung
der Infrastrukturabgabe (Pkw-Maut) vorgesehen (2019: 86,39 Millionen
Euro).

Für die Bundesschienenwege sollen 6,81 Milliarden Euro ausgegeben
werden können (2019: 5,64 Milliarden Euro). Davon entfallen 1,52
Milliarden Euro auf Baukostenzuschüsse für Investitionen in die
Schienenwege der Eisenbahnen des Bundes (2019: 1,64 Milliarden Euro)
und 4,65 Milliarden Euro auf den Infrastrukturbeitrag des Bundes für
die Erhaltung der Schienenwege (2019: 3,5 Milliarden Euro). Für
Lärmschutz an Schienen sind 139 Millionen Euro eingeplant (2019: 176
Millionen Euro), für die Ausrüstung der Züge mit dem Europäischen
Zugsicherungssystem ERTMS 207,2 Millionen Euro (2019: 144,97 Millionen
Euro), für die Förderinitiative zur Elektrifizierung regionaler
Schienenstrecken zehn Millionen Euro (2019: fünf Millionen Euro) und
für Förderinitiativen zur Attraktivitätssteigerung und
Barrierefreiheit von Bahnhöfen 20 Millionen Euro (2019: 10,6 Millionen
Euro).

1,14 Milliarden Euro sieht der Etatentwurf für die Bundeswasserstraßen
vor (2019: 1,26 Milliarden Euro), darunter 457,52 Millionen Euro für
Ersatz-, Aus- und Neubaumaßnahmen (2019: 556,06 Millionen Euro). In
den Erhalt der verkehrlichen Infrastruktur der Wasserstraßen sollen
250,17 Millionen fließen - wie im Vorjahr auch.

Für den Bereich Digitale Infrastruktur enthält der Etatentwurf
Ausgaben in Höhe von 1,05 Milliarden Euro (2019: 217,74 Millionen
Euro). In den flächendeckenden Breitbandausbau sollen 900 Millionen
Euro mehr als im Jahr 2019 fließen.

Zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden will der Bund
669,3 Millionen ausgeben und damit rund eine Milliarde weniger, als
für 2019 eingeplant war (2019: 1,67 Milliarden Euro). Das erklärt sich
aus dem Wegfall des Haushaltstitels "Kompensationszahlungen an die
Länder wegen Beendigung der Finanzhilfen des Bundes für Investitionen
zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden"
(Entflechtungsmittel), der in den vergangenen Jahren mit jeweils 1,33
Milliarden Euro zu Buche schlug. Gleichzeitig sollen 2020 die
Investitionshilfen für die Länder im Bereich des Ausbaus des
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) auf 665,13 Millionen Euro
erhöht und damit im Vergleich zu 2019 verdoppelt werden (2019: 332,57
Millionen Euro).

 * 

2. Ausgaben für Justiz sollen erneut steigen

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Für Ausgaben im Bereich Justiz und Verbraucherschutz
soll 2020 insgesamt erneut mehr Geld zur Verfügung stehen. Im Entwurf
des Bundeshaushalts für das kommende Jahr (19/11800, Einzelplan 07)
sind für den Etat des Bundesministeriums der Justiz und für
Verbraucherschutz 912,28 Millionen Euro vorgesehen, 16,96 Millionen
Euro mehr als im laufenden Jahr. Dem gegenüber steht im kleinsten Etat
aller Bundesministerien ein Anstieg der Einnahmen um 32,00 Millionen
auf 611,78 Millionen Euro. Das entspricht rund zwei Dritteln der
Ausgaben.

Größter Posten sind erneut die Personalausgaben, die um 20,92
Millionen auf 587,80 Millionen Euro steigen sollen. Den prozentual
höchsten Zuwachs verzeichnet dem Entwurf zufolge der
Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof, der 61,69 Millionen Euro
ausgeben kann, ein Plus von 18,24 Millionen Euro. Mehr Geld ist auch
für das Deutsche Patent- und Markenamt vorgesehen (plus 16,56
Millionen auf 253,77 Millionen Euro).

Der Bundesgerichtshof soll mit 58,11 Millionen Euro 4,06 Millionen
mehr erhalten, und der Etat des Bundesfinanzhofs soll leicht auf 20,24
Millionen Euro steigen. Dem Haus von Justizministerin Christine
Lambrecht (SPD) sollen für Personal- und Verwaltungsausgaben sowie für
Investitionen 102,14 Millionen Euro zur Verfügung stehen, 8,51
Millionen mehr als in diesem Jahr.

Dagegen sollen die Ausgaben im Bereich Verbraucherpolitik sinken.
Dieser umfasst die Information der Verbraucher sowie Forschung und
Innovation im Bereich des wirtschaftlichen Verbraucherschutzes. Die
Ausgaben, die auch Zuschüsse an den Verbraucherzentrale Bundesverband
und die Stiftung Warentest umfassen, fallen laut Entwurf mit 38,27
Millionen Euro um 3,95 Millionen geringer aus.

Für Sonstige Bewilligungen wie für die Deutsche Stiftung für
internationale rechtliche Zusammenarbeit werden mit 27,42 Millionen
Euro 3,29 Millionen weniger veranschlagt. Die zentral veranschlagten
Verwaltungsausgaben, zu denen der Schwerpunktbereich Versorgung
gehört, sollen um 12,60 Millionen auf 219,46 Millionen Euro sinken.
Bei Einnahmen von 129,21 Millionen Euro (plus 12,00 Millionen) soll
auch für das Bundesamt für Justiz mit 96,03 Millionen Euro weniger
Geld zur Verfügung stehen (minus 5,38 Millionen). Ebenso sparen müssen
dem Entwurf zufolge das Bundesverwaltungsgericht (minus 3,52 Millionen
auf 20,98 Millionen Euro) und das Bundespatentgericht (minus 1,81
Millionen auf 14,18 Millionen Euro).

 * 

3. Linke fragt nach Ermittlungen inder Reichsbürgerszene

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Nach Einzelheiten zu Ermittlungen gegen eine
mutmaßliche rechtsterroristische Reichsbürger-Gruppierung erkundigt
sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/12162). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen,
gegen wie viele Personen aus welchen Bundesländern mit welchen
strafrechtlichen Vorwürfen sich die Ermittlungen richten und ob unter
den Beschuldigten oder den Aktivisten der Reichsbürger-Gruppierung
rechtsextremistische Gefährder sind. Hintergrund sind der Anfrage
zufolge von der Bundesanwaltschaft veranlasste Durchsuchungen bei acht
Personen in Berlin, Brandenburg und Thüringen, die der sogenannten
Reichsbürgerszene angehörten, wegen des Verdachts der Gründung einer
rechtsterroristischen Vereinigung sowie Medienberichte, wonach die
Personen planten Waffendepots anzulegen, um damit eine Partisanenarmee
aufzubauen.

 * 

4. Jeder fünfte Riester-Vertrag ruht

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Seit 2015 stagniert die Zahl der Riester-Verträge.
Wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/11986) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/11490) hervorgeht, gab es Ende 2018 rund
16,5 Millionen Riester-Verträge. Die Zahl der ruhend gestellten
Riester-Verträge werde auf gut ein Fünftel geschätzt.

 * 

5. Eine Klarstellung des Steuer-Zentralamts

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) hat im
Januar 2019 an Medien keine Korrekturbitten unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe gerichtet. In Einzelfällen werde einem Medium ein
Hinweis gegeben, wenn vom BZSt veröffentlichte Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung objektiv unzutreffend wiedergegeben
sind und das BZSt einen Hinweis für geeignet und angemessen
betrachtet. In einem Fall sei eine steuerfachliche Klarstellung im
Januar 2019 erfolgt, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/12019) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11522).

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

6. Akten der Treuhandanstalt

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie viele Akten, die die Treuhandanstalt
beziehungsweise die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte
Sonderaufgaben betreffen, sich noch in den Bundesministerien
beziehungsweise in den Archiven der Ministerien befinden, will die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/12051) erfahren.
Gefragt wird auch nach Verkäufen von Unternehmen und den Investitions-
und Arbeitsplatzzusagen in den Privatisierungsverträgen. Außerdem
wollen die Abgeordneten wissen, wie hoch die Vergütungen der
Präsidenten der Treuhandanstalt waren und wie viele Mietwohnungen
durch die Treuhand-Tochter "TLG Immobilien AG" privatisiert worden
sind.

 * 

7. Verzug bei Grundstücksdatenbank

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob die Bundesregierung immer noch der Auffassung
ist, dass der Aufbau der Grundstücksdatenbank LANGUSTE in erheblichem
Verzug ist und welche Auswirkungen dieser Verzug auf die
Administrierbarkeit der Grundsteuer hat, will die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/12043) erfahren und bezieht sich dabei auf
eine frühere Anfrage (19/9538). Die Bundesregierung soll unter anderem
angeben, wie lange die Erfassung der Grundstücke in der Datenbank
LANGUSTE noch dauern soll und welche Bundesländer Schwierigkeiten beim
Aufbau der Verbindungsdatei zu LANGUSTE haben. In der Vorbemerkung der
Kleinen Anfrage führt die FDP-Fraktion aus, dass die Vorbereitungen
für die bundesweite Grundstücksdatenbank LANGUSTE in erheblichem
Verzug seien. Während einzelne Bundesländer wie Sachsen-Anhalt oder
Schleswig-Holstein dem Bundesfinanzministerium nicht einmal mitteilen
konnten, wie viele Grundstücke überhaupt digital erfasst werden
müssen, sei der Bundesregierung bekannt, dass im Saarland noch 58,7
Prozent und in Mecklenburg-Vorpommern 64,6 Prozent aller Grundstücke
digital erfasst werden müssten. Das neue Grundsteuergesetz müsse
bereits im Jahr 2025 angewendet werden, und somit sechs Jahre bevor
der Aufbau der Grundstücksdatenbank abgeschlossen werden könne.

 * 
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BUNDESTAG/8751: Heute im Bundestag Nr. 896 - 15.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 896

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 15. August 2019, Redaktionsschluss: 14.14 Uhr

1. Parkinson als Berufskrankheit

2. Rückforderungen durch Jobcenter

3. Einstiegshilfen für Jugendliche

4. Keine Korrekturbitten von der BAuA

5. Persönliches Budget ist Ländersache

6. Keine Angaben zu Hessen

7. Umsetzung des Persönlichen Budgets

8. Ausbildungshilfen für Jugendliche



1. Parkinson als Berufskrankheit

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Frage, ob der berufliche Umgang mit Pestiziden
Morbus Parkinson auslösen kann, wird vom Ärztlichen
Sachverständigenbeirat "Berufskrankheiten" (ÄSVB) zurzeit untersucht.
Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12242) auf eine
Kleine Anfrage (19/11875) der Fraktion Die Linke. In seiner letzten
Sitzung am 6. Juni 2019 habe der ÄSVB einen Beschluss über die
generelle Eignung bestimmter Stoffe aus dem Bereich der Pestizide zur
Verursachung des Morbus Parkinson getroffen. In einem nächsten Schritt
werde unter Beteiligung neurologischer Fachmediziner die
medizinisch-wissenschaftliche Beschreibung des Krankheitsbildes
erarbeitet.

Mit dem Beschluss vom 6. Juni 2019 sei nur der erste Prüfungskomplex
für eine neue Berufskrankheit, die sogenannte "generelle
Geeignetheit", abgeschlossen worden. Es handele sich um einen
Zwischenschritt einer umfangreichen Gesamtprüfung, so die
Bundesregierung.

Die Beratungen im ÄSVB seien daher noch nicht abgeschlossen, sondern
werden mit der Prüfung der gruppentypischen Risikoerhöhung fortgesetzt
werden. Aufgrund der hohen wissenschaftlichen Anforderungen sei noch
von einem mehrjährigen Beratungszeitraum auszugehen, heißt es in der
Antwort weiter.

 * 

2. Rückforderungen durch Jobcenter

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2019 haben die Jobcenter in rund 1,5
Millionen Fällen Erstattungsbescheide ausgestellt. Das geht aus der
Antwort (19/12241) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/11874) der AfD-Fraktion hervor. Im Jahr 2015 waren es demnach noch
2,1 Millionen Erstattungsbescheide. Weiter heißt es in der Antwort,
dass 2018 rund 113.000 und im ersten Halbjahr 2019 rund 57.600
Widersprüche und Klagen im Rahmen des SGB II (Zweites Buch
Sozialgesetzbuch) registriert worden sind.

 * 

3. Einstiegshilfen für Jugendliche

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit (BA) haben
im Jahr 2018 rund 21.000 Teilnehmer eine sogenannte
Einstiegsqualifizierung begonnen. Im Jahr 2008 waren es rund 31.800
Förderfälle. Diese Zahlen nennt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/12243) auf eine Kleine Anfrage (19/11917) der AfD-Fraktion. Im
Rahmen der Einstiegsqualifizierung bekommen Jugendliche vor dem Beginn
einer Ausbildung eine vorbereitende Förderung.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, beendeten 2018 rund 22.700
Teilnehmer das Einstiegsqualifizierungsjahr, 11.300 von ihnen begannen
anschließend eine sozialversicherungspflichtige und 200 eine
außerbetriebliche Berufsausbildung. Rund 7.800 Teilnehmer (34 Prozent)
beendeten die Maßnahme vorzeitig.

 * 

4. Keine Korrekturbitten von der BAuA

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im März 2019 hat die Bundesanstalt für Arbeitsschutz
und Arbeitsmedizin (BAuA) gegenüber Medien keine Korrekturbitten unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe veranlasst. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12223) auf eine Kleine Anfrage
(19/11855) der AfD-Fraktion.

 * 

5. Persönliches Budget ist Ländersache

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung kann zur Umsetzung des
Persönlichen Budgets auf Landesebene keine Angaben machen, da die
Bundesländer dafür verantwortlich sind. Das betont die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12244) auf eine Kleine Anfrage (19/11938) der
FDP-Fraktion zur Umsetzung des Persönlichen Budgets in
Baden-Württemberg. Das Persönliche Budget soll die Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen am Arbeitsmarkt unterstützen.

 * 

6. Keine Angaben zu Hessen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung kann zur Umsetzung des
Persönlichen Budgets auf Landesebene keine Angaben machen, da die
Bundesländer dafür verantwortlich sind. Das betont die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12238) auf eine Kleine Anfrage (19/11936) der
FDP-Fraktion zur Umsetzung des Persönlichen Budgets in Hessen. Das
Persönliche Budget soll die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am
Arbeitsmarkt unterstützen.

 * 

7. Umsetzung des Persönlichen Budgets

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Umsetzung und bessere Inanspruchnahme des
Persönlichen Budgets ist Ländersache. Das betont die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12237) auf eine Kleine Anfrage (19/11937) der
FDP-Fraktion. Änderungen an diesem Förderinstrument zur Eingliederung
von Menschen mit Behinderungen in den Arbeitsmarkt seien deshalb nicht
geplant.

 * 

8. Ausbildungshilfen für Jugendliche

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung plant derzeit keine Änderungen
bei den Berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen (BvB). Das schreibt sie
in ihrer Antwort (19/12236) auf eine Kleine Anfrage (19/11918) der
AfD-Fraktion. Sowohl die BvB als auch die Assistierte Ausbildung und
die Einstiegsqualifizierung seien bewährte Förderinstrumente, durch
die junge Menschen auf eine Ausbildung vorbereitet werden, heißt es in
der Antwort.

 * 
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BUNDESTAG/8750: Heute im Bundestag Nr. 895 - 15.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 895

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 15. August 2019, Redaktionsschluss: 13.32 Uhr

1. Umweltetat wächst leicht

2. Keine Korrekturbitten des ITZBund

3. 270 Millionen Euro Rückstellungen

4. GAP-Verhandlungen ziehen sich hin

5. Bedeutung der Wanderschäferei



1. Umweltetat wächst leicht

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/LBR) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit kann im Jahr 2020 mit Ausgaben in Höhe von 2,62
Milliarden Euro (2019: 2,28 Milliarden Euro) planen. Damit wächst der
Haushalt des Ministeriums um rund 338 Millionen Euro, das sind 14,7
Prozent. Das geht aus dem Regierungsentwurf für den Haushalt 2020
(19/11800, Einzelplan 16) hervor, über den der Bundestag am Dienstag,
10. September 2019 in erster Lesung berät.

Im Bereich des Umweltschutzes sieht die Budgetplanung 67,28 Millionen
Euro vor (2019: 60,27 Millionen Euro). Mit 466,8 Millionen Euro stellt
die Internationale Klimaschutzinitiative den Hauptschwerpunkt im
Bereich Klimaschutz dar. Im Rahmen der nationalen
Klimaschutzinitiative werden Projekte mit 55,7 Millionen Euro
gefördert. Für die Zwischenlagerung und Endlagerung radioaktiver
Abfälle stehen Ausgaben in Höhe von 1,13 Milliarden Euro (2019: 983,8
Millionen Euro) Einnahmen in Höhe von 880,86 Millionen Euro (2019:
777,88 Millionen Euro) gegenüber.

Im Bereich Naturschutz ist das Bundesprogramm "Biologische Vielfalt"
ein finanziell bedeutender Bereich: 110,31 Millionen Euro (2019: 95,7
Millionen Euro) entfallen darauf. Untersuchungen zu Fragen des
Strahlenschutzes und der Reaktorsicherheit sowie der nuklearen
Ver- und Entsorgung werden mit 71,48 Millionen Euro (2019: 46,32
Millionen Euro) im Haushalt beziffert.

Bei den nachgeordneten Behörden entfallen auf das Umweltbundesamt
Ausgaben von 144,82 Millionen Euro (2019: 138,6 Millionen Euro), auf
das Bundesamt für Naturschutz 43,11 Millionen Euro (2019: 39,58
Millionen Euro), auf das Bundesamt für Strahlenschutz 63,81 Millionen
Euro (2019: 67,43 Millionen Euro) sowie auf das Bundesamt für
kerntechnische Entsorgungssicherheit 41,63 Millionen Euro (2019: 34,65
Millionen Euro).

 * 

2. Keine Korrekturbitten des ITZBund

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Informationstechnikzentrum Bund (ITZBund) hat im
Februar 2019 nicht um Korrekturen von Berichterstattungen unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe ersucht. In Einzelfällen gebe das
ITZBund einem Medium einen Hinweis, wenn vom ITZBund veröffentlichte
Informationen oder Angaben über die Bundesregierung objektiv
unzutreffend wiedergegeben sind und das ITZBund einen Hinweis für
geeignet und angemessen erachtet. Dies schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/12197) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/11825). Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise bestehe
nicht, und eine solche Dokumentation werde auch nicht durchgeführt.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

3. 270 Millionen Euro Rückstellungen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Behörden haben bisher 104 Fälle wegen
sogenannter Cum/Cum-Gestaltungen aufgegriffen, bei denen mit
Geschäften um den Dividendenstichtag eine Belastung mit
Kapitalertragsteuer vermieden werden sollte. Wie die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12212) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/11805) weiter mitteilt, ist bei den Fallzahlen zu
berücksichtigen, dass für jeden Veranlagungszeitraum ein eigener Fall
gebildet wurde. Somit könnten auf die gleiche Person mehrere Fälle
entfallen. Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, haben
Finanzinstitute insgesamt über 270 Millionen Euro Rückstellungen wegen
etwaiger Straf- und Steuernachzahlungen vorgenommen.

 * 

4. GAP-Verhandlungen ziehen sich hin

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Verhandlungen über die künftige Gemeinsame
Agrarpolitik (GAP) in der Europäischen Union werden nach Einschätzung
der Bundesregierung erst 2020 abgeschlossen. Der Beginn des neuen
GAP-Regimes sei daher kaum im Jahr 2021 zu erwarten, heißt es in der
Antwort (19/12191) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/11427) der Grünen-Fraktion.

Die Bundesregierung gehe davon aus, dass die EU-Kommission rechtzeitig
einen Vorschlag für eine Übergangsverordnung vorlegen werde, mit der
bestimmte Regelungen für den Bereich der Direktzahlungen und zur
Entwicklung des ländlichen Raums verlängert werden.

Es sei davon auszugehen, dass die EU-Kommission weiterhin die
Möglichkeit für eine Umschichtung von Direktzahlungen in die
sogenannte zweite Säule ermöglichen werde. Die zweite Säule umfasst
Förderprogramme für eine nachhaltige und umweltschonende
Bewirtschaftung.

 * 

5. Bedeutung der Wanderschäferei

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Bedeutung der Wanderschäferei für die
Biodiversität befasst sich die Grünen-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/12203). Schafe, Ziegen und Rinder in der Wanderschäferei
und der extensiven Beweidung leisteten einen großen Beitrag für
Naturschutz, Landwirtschaft und Landschaftspflege. Doch die extensive
Weidetierhaltung und die Schäferei seien in Deutschland akut
gefährdet.

Die Abgeordneten wollen wissen, wie sich die Zahl
der Wanderschäfer-Betriebe seit 1990 entwickelt hat und wie die
Weidetierhaltung beurteilt wird.

 * 
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BUNDESTAG/8749: Heute im Bundestag Nr. 894 - 15.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 894

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 15. August 2019, Redaktionsschluss: 11.10 Uhr

1. Etat 2020: Kosten für die Rente steigen

2. Beschwerden im UN-Sozialpakt

3. Integration in den Arbeitsmarkt

4. Kaum Wettbewerb im Schienenfernverkehr



1. Etat 2020: Kosten für die Rente steigen

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) 148,56 Milliarden Euro (2019: 145,26 Milliarden
Euro) umfasst der Etat (19/11800, Einzelplan 11) des
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales im Jahr 2020. Das ist ein
Anstieg von 3,3 Milliarden Euro gegenüber 2019. Der größte Posten
bleibt mit 109,61 Milliarden Euro (2019:105,32 Milliarden Euro) die
Rente, deren steigende Kosten der Hauptgrund für den Anstieg des
Gesamtetats sind. Auf 101,77 Milliarden Euro (2019: 98,01 Milliarden
Euro) beziffern sich die Leistungen an die Rentenversicherung. Bei
diesen Leistungen bilden die Zuschüsse des Bundes an die allgemeine
Rentenversicherung mit 37,83 Milliarden Euro (2019: 36,30 Milliarden
Euro) den größten Ausgabenposten. Für die Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung will der Bund im nächsten Jahr 7,7 Milliarden
Euro ausgeben (2019: 7,1 Milliarden Euro).

Für arbeitsmarktpolitische Leistungen und Programme stellt der Bund,
zusätzlich zu den Mitteln der Bundesagentur für Arbeit, 36,99
Milliarden Euro (2019: 37,93 Milliarden Euro) bereit. Fast die
gesamten Mittel dieses Bereiches werden für Leistungen der
Grundsicherung für Arbeitssuchende ausgegeben: 36,55 Milliarden Euro
(2019: 37,32 Milliarden Euro). Davon entfallen 20,2 Milliarden Euro
(2019: 20,6 Milliarden Euro) auf das Arbeitslosengeld II. Für die
Beteiligung des Bundes an den Kosten für Unterkunft und Heizung sind
6,2 Milliarden Euro (2019: 6,7 Milliarden Euro) eingeplant.

 * 

2. Beschwerden im UN-Sozialpakt

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Beschwerdeverfahren im Rahmen des
Fakultativprotokolls des UN-Sozialpaktes kann zu Empfehlungen führen,
die für den Vertragsstaat aber völkerrechtlich nicht verbindlich sind.
Im Wege des Individualrechtsschutzes im deutschen Sozialrecht
erstrittene Entscheidungen deutscher Gerichte würden dagegen
Rechtskraftwirkung entfalten und verbindlich sein. Darauf verweist die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12190) auf eine Kleine Anfrage
(19/11423) der AfD-Fraktion. Das Fakultativprotokoll zum
Internationalen Pakt (UN-Sozialpakt) über wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte enthält ein Beschwerdeverfahren für Einzelne oder
Personengruppen für den Fall, dass sie sich in diesen Rechten verletzt
sehen und den nationalen Rechtsrahmen ausgeschöpft haben.

 * 

3. Integration in den Arbeitsmarkt

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2017 wurden nach Angaben der Statistik der
Bundesagentur für Arbeit rund 951.000 Integrationen von erwerbsfähigen
Leistungsberechtigten (ELB) in sozialversicherungspflichtige
Beschäftigungsverhältnisse gezählt. Darunter waren rund 374.000
Beschäftigungsaufnahmen, die nicht zu einer kontinuierlichen
Beschäftigung führten. Der Anteil der Integrationen, die nicht zu
einer kontinuierlichen Beschäftigung führten, an allen Integrationen
belief sich auf 39,3 Prozent. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/12189) auf eine Kleine Anfrage (19/11411) der
Fraktion Die Linke.

 * 

4. Kaum Wettbewerb im Schienenfernverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Unterrichtung

Berlin: (hib/HAU) Der Umsatz im Eisenbahnmarkt ist laut dem als
Unterrichtung vorgelegten Tätigkeitsbericht der Bundesnetzagentur für
den Bereich der Eisenbahnen (19/11560) im Jahr 2017auf eine neue
Höchstmarke von 20,7 Milliarden Euro gestiegen. Den stärksten
Umsatzanstieg habe der Schienengüterverkehr (SGV) von 5,6 Milliarden
Euro auf 5,7 Milliarden Euro verzeichnet, heißt es in der Vorlage. Im
Schienenpersonenfernverkehr (SPFV) sei eine weitere Umsatzsteigerung
von vier auf 4,2 Milliarden Euro erreicht worden - im
Schienenpersonennahverkehr (SPNV) eine leichte Steigerung von 10,6
Milliarden Euro auf 10,8 Milliarden Euro. "Betrachtet man den Zeitraum
der Jahre 2013 bis 2017, gab es im Eisenbahnverkehrsmarkt eine
Steigerung um jährlich etwas mehr als zwei Prozent", schreibt die
Bundesnetzagentur.

Im Jahr 2017 sei zudem in allen Verkehrsdiensten eine Höchstmarke der
Verkehrsleistung erreicht worden. Im SPNV habe es eine Steigerung in
den Jahren 2016 bis 2017 von 56 Milliarden auf 57 Milliarden
Personenkilometern gegeben. Auch im SPFV sei mit 41 Milliarden
Personenkilometern ein neuer Höchststand erreicht worden. Die größte
Steigerung der Verkehrsleistung - von 126 Tonnenkilometern 2016 auf
129 Tonnenkilometer 2017 - gab es dem Bericht zufolge im
Schienengüterverkehr.

Mit Blick auf die Entwicklung des Wettbewerbs ergibt sich laut
Bundesnetzagentur ein unterschiedliches Bild in den einzelnen
Verkehrsdiensten. Beim SGV hätten die Wettbewerber der Deutschen Bahn
AG (DB AG) im Jahr 2017 einen Anteil von 47 Prozent erreicht und damit
einen weiteren Prozentpunkt gegenüber dem Vorjahr hinzugewonnen, heißt
es in der Vorlage. Im SPNV stagniere der Anteil der Wettbewerber an
der Verkehrsleistung und liege bei 26 Prozent. Ein unverändertes Bild
zeige sich in den letzten Jahren im SPFV. Hier herrsche nach wie vor
eine Dominanz des Marktführers DB AG. "Der Wettbewerberanteil beträgt
weniger als ein Prozent", schreibt die Bundesnetzagentur.

Insgesamt 6,4 Milliarden Euro an Infrastrukturnutzungsentgelten seien
2017 gezahlt worden, heißt es weiter. Davon sei der größte Anteil mit
etwa 5,1 Milliarden Euro auf die Trassenentgelte für die Nutzung der
Schienenwege entfallen. Der verbleibende Betrag setze sich aus
Stationsentgelten(knapp 0,9 Milliarden Euro) sowie aus Entgelten für
die Nutzung sonstiger Serviceeinrichtungen (etwa 0,4 Milliarden Euro)
zusammen. Der Anteil der Infrastrukturnutzungsentgelte am Umsatz der
Eisenbahninfrastrukturunternehmen unterscheidet sich der Vorlage
zufolge je nach Verkehrsdienst deutlich. Im Jahr 2017 habe der SPNV
mit rund 67 Prozent zum Umsatz aus Trassenentgelten beigetragen,
gefolgt vom SPFV mit 18 Prozent und dem SGV mit etwas mehr als 15
Prozent.

 * 
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BUNDESTAG/8748: Heute im Bundestag Nr. 893 - 15.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 893

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 15. August 2019, Redaktionsschluss: 10.33 Uhr

1. Zahlungen für BVA-Dienstleistungen

2. Korrekturbitten des Kanzleramtes

3. Korrekturbitten des BPA

4. Korrekturbitten des Ressorts BMI

5. Links motivierte Straftaten

6. AfD-Fraktion thematisiert Datenschutz



1. Zahlungen für BVA-Dienstleistungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Zahlungsverpflichtungen von Bundesministerien und
-behörden für Dienstleistungen des Bundesverwaltungsamtes (BVA) sind
ein Thema der Antwort der Bundesregierung (19/12219) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/11735). Wie die Bundesregierung dazu
ausführt, kommen alle auftraggebenden Institutionen "grundsätzlich und
regelmäßig ihren Zahlungsverpflichtungen nach". Auf der Grundlage der
vorliegenden Daten gebe es keine offenen Forderungen aus dem Vorjahr;
im laufenden Jahr sei lediglich eine Forderung bislang nicht beglichen
worden.

 * 

2. Korrekturbitten des Kanzleramtes

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Korrekturbitten des Bundeskanzleramtes geht es in
der Antwort der Bundesregierung (19/12173) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/11804). Danach gibt das Kanzleramt lediglich in
Einzelfällen "einem Medium dann einen Hinweis, wenn vom
Bundeskanzleramt veröffentlichte Informationen oder Angaben über die
Bundesregierung objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und das
Bundeskanzleramt einen Hinweis für geeignet und angemessen erachtet".

 * 

3. Korrekturbitten des BPA

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Korrekturbitten des Presse- und Informationsamtes
der Bundesregierung (BPA) geht es in der Antwort der Bundesregierung
(19/12174) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11815). Danach
gibt das Amt lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, "wenn vom BPA veröffentlichte Informationen oder Angaben über
die Bundesregierung objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und das
BPA einen Hinweis für geeignet und angemessen erachtet".

 * 

4. Korrekturbitten des Ressorts BMI

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Angaben zu Korrekturbitten des Bundesministeriums
des Inneren, für Bau und Heimat (BMI) und Behörden des Ressorts
gegenüber Medien im Februar und März dieses Jahres enthält die Antwort
der Bundesregierung (19/12249) auf Kleine Anfragen der AfD-Fraktion
(19/11878, 19/11862, 19/11864, 19/11856, 19/11857, 19/11858, 19/11852,
19/11854, 19/11849, 19/11866, 19/11803, 19/11797, 19/11811, 19/11816,
19/11807, 19/11808, 19/11828, 19/11829, 19/11860).

Wie die Bundesregierung darin ferner darlegt, unterscheiden sich die
aufgeführten, "nahezu gleichlautenden" Kleinen Anfragen "lediglich im
Hinblick auf die betroffene Behörde und den abgefragten Zeitraum, für
die die Korrekturbitte gegenüber den Medien erfragt wird". Weiter
führt die Bundesregierung aus, dass die Behörden des Ressorts BMI in
Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis geben, "wenn
veröffentlichte Informationen oder Angaben über die Bundesregierung
objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und die Behörden einen
Hinweis für geeignet und angemessen erachten".

 * 

5. Links motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland sind im zweiten Quartal dieses Jahres
71 Menschen aufgrund politisch links motivierter Straftaten verletzt
worden. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/12215) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11957) hervor.

Danach sind für den Zeitraum von April bis Juni 2019 in der
Fallzahlendatei Lapos des Bundeskriminalamtes für den Phänomenbereich
der politisch links motivierten Kriminalität mit Abfragedatum vom 29.
Juli insgesamt 2.776 Straftaten erfasst, darunter 235 Gewalttaten. Die
Zahl der ermittelten Tatverdächtigen beläuft sich laut Vorlage auf
913.

 * 

6. AfD-Fraktion thematisiert Datenschutz

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, ob die Bundesregierung
bei der Transformation der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) in
nationales Recht gesetzgeberischen Handlungsbedarf sieht, "dass die
persönlichen Rechte der Arbeitnehmer besser zu schützen sind". Ferner
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/12182) unter anderem
danach, wie der Bundesdatenschutzbeauftragte die Software Windows 10
"in Bezug auf Sicherheit und Abhörsicherheit und deren Implementierung
in der öffentlichen-rechtlichen Dienstbenutzung" beurteilt.

 * 
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BUNDESTAG/8747: Heute im Bundestag Nr. 892 - 15.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 892

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 15. August 2019, Redaktionsschluss: 09.36 Uhr

1. Keine Korrekturen im Februar 2019

2. Anstieg bei Erwerbsminderungsrente

3. Entgelt in der Altenpflege

4. Eingesparte Sozialleistungen

5. Schutz vor Armut durch Hartz IV

6. Betriebsrente bei Deutscher Welle



1. Keine Korrekturen im Februar 2019

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Februar 2019 hat das Bundesministerium für Arbeit
und Soziales (BMAS) gegenüber Medien keine Korrekturbitten unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe veranlasst. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12195) auf eine Kleine Anfrage
(19/11799) der AfD-Fraktion.

 * 

2. Anstieg bei Erwerbsminderungsrente

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/12218)
zu den Ursachen des Zugangs in die Erwerbsminderungsrente gestellt.
Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem nach der Entwicklung
der Zahl der Erwerbsminderungsrentner seit 2010 und nach den
volkswirtschaftlichen Verlusten durch die nicht genutzten
Erwerbspotenziale.

 * 

3. Entgelt in der Altenpflege

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Zur Entwicklung des Entgeltes in der Alten- und
Krankenpflege hat die AfD-Fraktion eine Kleine Anfrage (19/12184)
gestellt. Darin will sie von der Bundesregierung unter anderem
erfahren, wie hoch das Medianentgelt der
sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigten ist, die als
Leiharbeitnehmer beschäftigt sind.

 * 

4. Eingesparte Sozialleistungen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/12198) zur "Bilanz von Hartz IV für eingesparte Sozialleistungen"
gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem, wie oft
und in welcher Höhe von 2005 bis 2018 Kosten der Unterkunft und
Heizung, die für Leistungsberechtigte angefallen sind, nicht
übernommen worden sind.

 * 

5. Schutz vor Armut durch Hartz IV

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Nach den Effekten von Hartz IV für den Schutz vor
Armut und materieller Unterversorgung fragt die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (19/12199). Unter anderem soll die
Bundesregierung beantworten, welche Einkommensarmutsquoten für
Leistungsbezieher nach dem SGB II (Zweites Buch Sozialgesetzbuch) der
Bundesregierung bekannt sind.

 * 

6. Betriebsrente bei Deutscher Welle

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Nach den Strukturen der Betriebsrente bei der
Deutschen Welle fragt die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/12201). Unter anderem will sie von der Bundesregierung wissen, wie
vielen Mitarbeitern eine "Gesamtversorgung" zugesagt wurde.

 * 
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BUNDESTAG/8746: Heute im Bundestag Nr. 891 - 14.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 891

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 14. August 2019, Redaktionsschluss: 15.40 Uhr

1. Gesundheitsetat für 2020 steigt leicht

2. Kein Zuschuss bei Qualitätsmängeln

3. Keine Korrekturbitten des BMG

4. Wachsende Bedeutung der Heilmittel

5. Fragen zu chronischer Erkrankung

6. Datenübermittlung fast vollständig



1. Gesundheitsetat für 2020 steigt leicht

Gesundheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PK) Der Gesundheitsetat für 2020 soll den
Haushaltsplanungen zufolge leicht ansteigen. Wie aus dem
Haushaltsentwurf (19/11800) für das kommende Jahr hervorgeht, sind im
Bereich des Bundesministeriums für Gesundheit Ausgaben in Höhe von
rund 15,33 Milliarden Euro vorgesehen. Das sind knapp 20 Millionen
Euro mehr als in diesem Jahr.

Der mit Abstand größte Ausgabenposten entfällt erneut auf den
Bundeszuschuss an den Gesundheitsfonds, der seit 2017 bei 14,5
Milliarden Euro festgeschrieben ist. Über Steuergelder finanziert
werden damit die Aufwendungen der Krankenkassen für
gesamtgesellschaftliche Aufgaben, also etwa die beitragsfreie
Familienversicherung von Kindern und Ehepartnern sowie Leistungen für
Mutterschaft und Schwangerschaft. Die Personalausgaben im Einzelplan
15 steigen von rund 267 Millionen Euro auf rund 272 Millionen Euro.

Die Pflegeversorgung ist auch im Haushalt 2020 ein Schwerpunkt. So
stehen 80,3 Millionen Euro vor allem für die Förderung privater
Pflegezusatzversicherungen sowie eine bessere Pflegeversorgung zur
Verfügung, ein Plus von rund 2,6 Millionen Euro im Vergleich zum Etat
2019.

Für die Förderung der privaten Pflegezusatzversicherungen werden
allein Mittel in Höhe von rund 56,6 Millionen Euro veranschlagt. Zur
Verbesserung der Versorgung Pflegebedürftiger, die Pflegekampagne und
die Qualifizierung für Pflegeberufe im Ausland stehen insgesamt 8,9
Millionen Euro zur Verfügung.

Auf das Kapitel Prävention und Gesundheitsverbände entfallen Ausgaben
in Höhe von 63,5 Millionen Euro, rund fünf Millionen Euro mehr als
2019. Für Aufklärungskampagnen auf dem Gebiet von sexuell
übertragbaren Krankheiten sind 13,9 Millionen Euro vorgesehen.

Vier Millionen Euro stehen für Aufgaben im Zusammenhang mit der
Migration und Integration im Gesundheitswesen zur Verfügung. Ferner
dienen drei Millionen Euro der Bekämpfung von Diabetes mellitus, einer
verbreiteten Stoffwechselstörung. Für die Errichtung eines Nationalen
Gesundheitsportals sind 4,5 Millionen Euro vorgesehen.

Weitere Mittel des Gesundheitsetats in Höhe von 129 Millionen Euro
fließen in die Finanzierung von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben,
rund fünf Millionen Euro mehr als 2019. Modellprojekte zur
telemedizinischen integrierten Versorgung und zur Förderung von
Testregionen sollen mit 6,5 Millionen Euro gefördert werden.

Für das internationale Gesundheitswesen sind überdies Mittel in Höhe
von 121,5 Millionen Euro veranschlagt, knapp elf Millionen Euro mehr
als 2019. Die Beiträge an internationale Organisationen schlagen mit
29,5 Millionen Euro zu Buche, davon gehen allein 26,9 Millionen Euro
an die Weltgesundheitsorganisation (WHO).

Neben dem Gesundheitsministerium umfasst der Einzelplan 15 auch die
Etats der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA), des
Deutschen Instituts für Medizinische Dokumentation und Information
(DIMDI), des Paul-Ehrlich-Instituts (PEI), des Bundesinstituts für
Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) und des Robert-Koch-Instituts
(RKI).

 * 

2. Kein Zuschuss bei Qualitätsmängeln

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Der Bund will den Ländern bei Qualitätsmängeln in
Krankenhäusern finanziell nicht unter die Arme greifen. Die
Bundesregierung sei nicht der Auffassung, dass ein Mangel an
Finanzmitteln ursächlich sei für das Auftreten von Qualitätsmängeln in
Krankenhäusern, heißt es in der Antwort (19/12193) der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage (19/11761) der Linksfraktion.

Daher komme eine finanzielle Unterstützung der Länder aus dem
Bundeshaushalt oder über einen Zuschuss des Bundes nicht in Betracht.
Die Länder seien im Übrigen für eventuell fehlende Investitionsmittel
selbst verantwortlich.

Um bei Bedarf Strukturverbesserungen in den Kliniken anzugehen und so
zu einer besseren Qualität beizutragen, stünden den Ländern auf Antrag
auch Mittel aus dem Krankenhaus-Strukturfonds zur Verfügung.

 * 

3. Keine Korrekturbitten des BMG

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundesgesundheitsministerium hat im Februar 2019
in keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung
unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe gebeten. Das geht aus der
Antwort (19/12211) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/11794) der AfD-Fraktion hervor.

Das Ministerium gebe lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

4. Wachsende Bedeutung der Heilmittel

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die zunehmende Bedeutung der Heilmittelerbringer in
der Gesundheitsversorgung drückt sich nach Angaben der Bundesregierung
auch in den steigenden Verordnungszahlen aus. So sei die Zahl der
Verordnungen zwischen 2010 und 2018 von rund 31,2 Millionen auf rund
36,6 Millionen oder um rund 17,5 Prozent gestiegen, heißt es in der
Antwort (19/12194) auf eine Kleine Anfrage (19/11768) der
Linksfraktion.

Angesichts des demografischen Wandels und der veränderten
Krankheitsbilder sei mit einem weiteren Anstieg zu rechnen. Die von
der Bundesagentur für Arbeit (BA) regelmäßig erstellte
Fachkräfteanalyse zeige einen Fachkräftemangel in den Bereichen der
Physiotherapie, Logopädie (Sprachtherapie) und Podologie
(Fußheilkunde).

 * 

5. Fragen zu chronischer Erkrankung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Myalgische Enzephalomyelitis (ME) ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/12204) der Grünen-Fraktion. Von der oft schwer
verlaufenden chronischen Erkrankung, die auch als Chronic Fatigue
Syndrome (CFS) bezeichnet wird, seien in Deutschland etwa 240.000
Menschen betroffen. Die Betroffenen litten an krankhafter Erschöpfung,
Schmerzen und Überempfindlichkeit.

Viele Patienten seien bettlägerig und könnten das Haus nicht mehr
verlassen. Ihre Versorgungslage sei prekär, denn nur in Berlin und
München gebe es ein spezialisiertes Versorgungsangebot.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung statistische Details
zu der Krankheit erfahren und fragen, was unternommen wird, um die
Versorgung der Patienten zu verbessern.

 * 

6. Datenübermittlung fast vollständig

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die über internationale Steuerdatenabkommen für das
Jahr 2014 erhaltenen Daten sind nach der Aufarbeitung zu
Kontrollmitteilungen vom Bundeszentralamt für Steuern im Fall des
FATCA-Abkommens fast vollständig und im Rahmen des
Steuerdatenaustausches mit anderen EU-Mitgliedsländern auf Grundlage
der EU-Amtshilferichtlinie zu 93,85 Prozent an die
Landesfinanzbehörden übermittelt worden. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11989) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/11511) mit, die sich nach Missständen bei
internationalen Steuerdatenabkommen erkundigt hatte.

 * 
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BUNDESTAG/8745: Heute im Bundestag Nr. 890 - 14.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 890

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 14. August 2019, Redaktionsschluss: 14.32 Uhr

1. Finanzplan bis 2023 vorgelegt

2. Etats der Verfassungsorgane

3. Handelsverbot für Schweizer Aktien

4. Korrekturbitten des BMU im Februar

5. Unterstützung für Sanktionsmechanismus

6. Erleichterungen bei Steuererklärung

7. Keine Korrekturbitten vom ITZBund

8. Keine deutsche RTG-Forschung

9. Arbeitsplätze in der Windenergiebranche



1. Finanzplan bis 2023 vorgelegt

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat den Finanzplan des Bundes
2019 bis 2023 (19/11801) vorgelegt. Demnach wird das Ausgabevolumen
des Bundes von 356,4 Milliarden Euro (Soll) in diesem Jahr und 359,8
im kommenden Jahr über 366,2 im Jahr 2021 und 372,4 im Jahr 2022 auf
375,7 Milliarden Euro im Jahr 2023 steigen. Die Finanzplanung wird
gemeinsam mit dem Regierungentwurf für den Bundeshaushalt 2020
(19/11800) beraten.

Den Ausgaben stehen jeweils Einnahmen in gleicher Höhe entgegen. Davon
entfallen in diesem Jahr 325,5 Milliarden Euro auf Steuereinnahmen.
Für 2019 sind 327,7, für 2021 334,2, für 2022 345,5 und für 2023 356,1
Milliarden Euro als Steuereinnahmen vorgesehen. Eine
Nettokreditaufnahme ist für den Finanzplanungszeitraum nicht
vorgesehen. Die gesamtstaatliche Schuldenstandsquote von 60 Prozent
des BIP, eines der sogenannten Maastricht-Kriterien, soll in diesem
Jahr erreicht werden. Laut Finanzplanung ist für 2019 mit einer Quote
von rund 58,75 Prozent des BIP zu rechnen. Bis 2023 wird ein Rückgang
auf 51,25 Prozent prognostiziert.

Die als Investitionen verbuchten Ausgaben des Bundes sollen laut
Finanzplanung 2020 auf rund 40,0 Milliarden Euro steigen (Soll-2019:
38,9 Milliarden Euro). Von 2021 bis 2023 weist die Finanzplanung
jeweils 39,8 Milliarden Euro als Investitionen aus. Die
Investitionsquote sinkt demnach von 10,9 Prozent in diesem Jahr bis
2023 auf 10,6 Prozent.

In der Finanzplanung weist die Bund zudem die Entwicklung der Ausgaben
nach Aufgabenbereichen aus. Demnach wird der Bund beispielsweise im
Aufgabenbereich "Soziale Sicherung" in diesem Jahr 98,018 Milliarden
Euro (Soll) für Rentenversicherungsleistungen ausgeben, für 2020 sind
101,765 Milliarden Euro vorgesehen. Bis 2023 soll der Betrag auf
113,662 Milliarden Euro steigen.

Die Eigenmittelabführungen des Bundes an den EU-Haushalt sollen laut
Finanzplanung von 30,99 Milliarden Euro (Soll) in diesem Jahr über
37,75 Milliarden Euro im kommenden Jahr auf 45,96 Milliarden Euro im
Jahr 2023 steigen. Die Abführungen ab 2021 hingen aber insbesondere
vom noch zu verhandelnden Mehrjährigen Finanzrahmen der EU 2021-2027
ab, führt die Bundesregierung aus.

 * 

2. Etats der Verfassungsorgane

Bundestagsnachrichten/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/SCR) Mit dem Entwurf zum Bundeshaushalt 2020 (19/11800)
hat die Bundesregierung die Etat-Ansätze der Verfassungsorgane
Bundespräsident (Einzelplan 01), Bundestag (Einzelplan 02), Bundesrat
(Einzelplan 03) und Bundesverfassungsgericht (Einzelplan 19)
vorgelegt. Zudem enthält der Entwurf die Budgetplanung für den
Bundesrechnungshof (Einzelplan 20) und den Bundesbeauftragten für
Datenschutz und die Informationsfreiheit (Einzelplan 21).

Für den Bundespräsidenten und das Bundespräsidialamt sind in kommenden
Jahr Ausgaben in Höhe von 44,727 Millionen Euro vorgesehen. Das sind
2,912 Millionen Euro weniger als das Soll-2019. Der Großteil der
Ausgaben entfällt mit 24,942 Millionen Euro auf das Personal, für
sächliche Verwaltungsausgaben sind 12,103 Millionen Euro eingeplant.
Für ein Forschungsprojekt "Das Bundespräsidialamt und der
Nationalsozialismus" sollen 2020 erstmals 350.000 Euro zur Verfügung
gestellt werden. Für 2020 und 2021 sind jeweils
Verpflichtungsermächtigungen in gleicher Höhe vorgesehen.

Der Etat des Bundestages soll 2020 laut Regierungsentwurf um 30,841
Millionen Euro auf rund 1,022 Milliarden Euro steigen. Wesentliche
Ausgabenposten des Einzelplans sind Personalausgaben mit 688,8
Millionen Euro (+11,3 Millionen Euro im Vergleich zum Soll-2019) und
sächliche Verwaltungsaufgaben mit 171,5 Millionen Euro (+rund 17
Millionen Euro).

Laut Regierungsentwurf soll der Bundesrat im kommenden Jahr rund
39,449 Millionen Euro ausgeben können und damit rund 2 Millionen Euro
mehr als in diesem Jahr. Für Personalausgaben sind 19,182 Millionen
Euro eingeplant (Soll-2019: 18,159). Die sächlichen
Verwaltungsausgaben sind mit 14,042 Millionen Euro (Soll-2019: 12,993)
verbucht.

Dem Bundesverfassungsgericht stehen laut Entwurf im kommenden Jahr
35,271 Millionen Euro zur Verfügung und damit 908.000 Euro mehr als im
Soll-2019. Auch in diesem Etat sind die Personalausgaben mit 27,834
Millionen Euro (Soll-2019: 27,597) der wesentliche Ausgabeposten. Die
sächliche Verwaltungsausgaben sollen 2020 4,456 Millionen Euro
(Soll-2019: 4,221) betragen.

Laut Haushaltsentwurf sind für den Bundesrechnungshof im kommenden
Jahr mit Ausgaben in Höhe von 163,135 Millionen Euro rund 1,1
Millionen Euro mehr veranschlagt als für 2019. Schwerpunkt bilden auch
hier die Personalausgaben, die 2020 mit 127,584 Millionen Euro um
0,637 Millionen Euro niedriger ausfallen sollen als das Soll-2019.

Im Etat des Bundesbeauftragen für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit sind im kommenden Jahr Ausgaben in Höhe von
25,142 Millionen Euro eingeplant, 76.000 Euro weniger als das
Soll-2019.

 * 

3. Handelsverbot für Schweizer Aktien

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Das seit dem 1. Juli geltende Handelsverbot für die
meisten Schweizer Aktien an deutschen Börsen und Börsen im EU-Ausland
ist Thema einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/12181). Wie die
FDP-Fraktion in ihrer Kleinen Anfrage erläutert, steht das
Handelsverbot im Zusammenhang mit den langwierigen Verhandlungen über
ein institutionelles Rahmenabkommen zwischen der Schweiz und der EU.
Die Bundesregierung soll erläutern, welche Position sie in dem Streit
zwischen der EU und der Schweizer Eidgenossenschaft zum
Partnerschaftsabkommen einnimmt und ob sie den Versuch einer
Deeskalierung unternommen hat. Gefragt wird auch nach dem früheren
Volumen des Handels mit Schweizer Aktien an deutschen Börsen. Nach
Angaben der FDP-Fraktion dürfen international beliebte Aktien von
Nestlé, Roche oder Novartis an den Börsen in der EU nicht mehr
gehandelt werden.

 * 

4. Korrekturbitten des BMU im Februar

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit (BMU) hat im Februar 2019 in keinem Fall "unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe" um Korrekturen von
Berichterstattung ersuchen lassen. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/12153) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/11817) hervor. Das Bundesministerium gebe "in Einzelfällen einem
Medium dann einen Hinweis, wenn vom BMU veröffentlichte Informationen
oder Angaben über die Bundesregierung objektiv unzutreffend
wiedergegeben sind und das BMU einen Hinweis für geeignet und
angemessen erachtet. Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise
besteht nicht, und eine solche Dokumentation wurde auch nicht
durchgeführt", führt die Bundesregierung aus.

 * 

5. Unterstützung für Sanktionsmechanismus

Haushalt/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Ein "glaubwürdiger Sanktionsmechanismus" stellt nach
Auffassung der Bundesregierung "ein wesentliches Element für die
Einhaltung des gemeinsamen finanz- und haushaltspolitischen
Fiskalrahmens dar". Insofern unterstütze die Bundesregierung die
Sanktionsmöglichkeiten des bestehenden Regelwerkes und setze sich für
die "konsequente Anwendung" des gemeinsamen Fiskalrahmens der
Wirtschafts- und Währungsunion ein, heißt es in einer Antwort
(19/11962) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/11497). "Ein
sichtbarer Erfolg der haushaltspolitischen Entwicklung ist die
Rückführung der Schuldenstandsquote im Eurozonendurchschnitt seit dem
Jahr 2014", führt die Bundesregierung weiter aus.

 * 

6. Erleichterungen bei Steuererklärung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Wer für seine Steuererklärung nicht das
Online-Portal "mein ELSTER" nutzen kann oder will, soll in der
Steuererklärung 2019 die bereits der Steuerverwaltung elektronisch
vorliegenden Daten nicht mehr in die Formulare eintragen müssen. Die
entsprechenden Felder, in denen grundsätzlich Daten elektronisch
vorliegen, werden in den Papiervordrucken für die Abgabe der
Steuererklärung 2019 entsprechend gekennzeichnet sein, heißt es in der
Antwort der Bundesregierung (19//11987) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/11496), die sich nach aktuellen Maßnahmen der
Bundesregierung zur Vereinfachung der Steuererklärung erkundigt hatte.
Zu den Daten, die der Steuerverwaltung bereits elektronisch vorliegen,
gehören vom Arbeitgeber übermittelte Lohnsteuerbescheinigungen,
Mitteilungen über den Bezug von Rentenleistungen, Beiträge zu
Kranken- und Pflegeversicherungen, Vorsorgeaufwendungen (Riester- oder
Rürup-Verträge), Lohnersatzleistungen sowie Beiträge der
Vermögensbildungsbescheinigung. Dieser sogenannte Belegabruf
("vorausgefüllte Steuererklärung") soll noch um
Kirchensteuerzahlungen, Erstattungen von Kirchensteuer, Spenden und
zum Beispiel den Grad der Behinderung erweitert werden.

 * 

7. Keine Korrekturbitten vom ITZBund

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Informationstechnikzentrum Bund (ITZBund) hat
seit seiner Einrichtung am 1. Januar 2016 bis zum 31. Dezember 2018
nicht um Korrekturen von Berichterstattungen ersucht. In Einzelfällen
gebe das ITZBund einem Medium einen Hinweis, wenn vom ITZBund
veröffentlichte Informationen oder Angaben über die Bundesregierung
objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und das ITZBund einen Hinweis
für geeignet und angemessen erachtet. Dies schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12001) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/11627). Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser
Hinweise bestehe nicht, und eine solche Dokumentation werde auch nicht
durchgeführt.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

8. Keine deutsche RTG-Forschung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Radionuklidbatterien (RTGs) auf Basis von
Americium-241 werden innerhalb der Europäischen Weltraumorganisation
(ESA) hauptsächlich von Großbritannien entwickelt. Eine deutsche
Beteiligung an entsprechenden Projekten gebe es nicht, heißt es in
einer Antwort der Bundesregierung (19/12016) auf eine Kleine Antwort
(19/11736) der AfD-Fraktion. Radionuklidbatterien nutzen die Energie
des radioaktiven Zerfalls zur Stromerzeugung und werden hauptsächlich
in der Raumfahrt eingesetzt. Mit den jetzigen Forschungsprojekten
erhoffe man sich Unabhängigkeit von US- bzw. russischen RTGs bei
zukünftigen Explorationsmissionen.

Bis jetzt habe die ESA keine Radionuklidbatterien betrieben oder
eingekauft, bei europäischen Weltraumprojekten nutzen die Ingenieure
nach Angaben der Bundesregierung ausschließlich Solarenergie.
Dementsprechend besitzt die ESA keinen Vorrat an Plutonium-238, dem
derzeit üblichen Brennstoff für Atombatterien. Bei Missionen, die
aufgrund der Entfernung zur Sonne oder durch Strahlenbelastung nicht
mit Solarzellen realisiert werden konnten, habe die NASA entsprechende
Batterien bereitgestellt. Diese seien aber nie nach Europa eingeführt
worden.

 * 

9. Arbeitsplätze in der Windenergiebranche

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/fno) Im Jahr 2017 waren ungefähr 135.100 Menschen im
Windenergiesektor beschäftigt, was einem Rückgang von 25.900 Stellen
im Vergleich zu 2016 entspricht. Die Bundesregierung nutzt in ihrer
Antwort (19/12129) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/11619) unter anderem Schätzungen des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung. Amtliche Daten seien nicht verfügbar, da die
Windenergiebranche in der Statistik nicht als Wirtschaftszweig geführt
werde. Die Abgrenzung zu anderen Branchen gestalte sich schwierig,
daher können detaillierte Angaben, etwa zur Teilzeitquote, nicht
gemacht werden. Auch die komplette Wertschöpfung sei nach Angaben der
Bundesregierung nicht genau ermittelbar, allerdings werde der deutsche
Produktionswert von Windkraftanlagen statistisch erfasst. Dieser lag
im Jahr 2018 bei 1,58 Milliarden Euro, 2016 waren es 3,16 Milliarden
Euro.

Ausstehende Genehmigungen und die Dominanz von Bürgerenergieprojekten
bremsen den Zubau von neuen Anlagen aus, einer von mehreren Faktoren
der Arbeitsplätze in der Branche gefährde. Über den zukünftigen Ausbau
gefragt, verweist die Bundesregierung auf die gesteigerten
Ausschreibungen der Jahre 2019-2022, diese "übersteigen den möglichen
Rückbau ab 2021". Ob die neu installierte Leistung in den kommenden
Jahren allerdings über dem Rückbau liegen werde, hänge von der zügigen
Realisierung der jetzt genehmigten Projekte ab.

 * 
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1. Mobbing in Wissenschaftseinrichtungen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die außeruniversitären Forschungseinrichtungen sind
an Recht und Gesetz der Bundesrepublik Deutschland gebunden. Dies gilt
auch im Hinblick auf arbeitsrechtliche Vorschriften, die die Grundlage
für interne Untersuchungen zu arbeitsrechtlich relevantem
Fehlverhalten bilden. Zudem gibt es im Hinblick auf wissenschaftliches
Fehlverhalten bereits seit dem Jahr 1998 die "Empfehlungen der
Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Sicherung guter
wissenschaftlicher Praxis". Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/12165) auf die Kleine Anfrage der FDP (19/11732).

Die Empfehlungen hätten seit ihrem Erscheinen eine die
Wissenschaftskultur in Deutschland prägende, für das gesamte
Wissenschaftssystem maßstabsetzende Bedeutung entfaltet. Sie seien
nach einer grundlegenden Überarbeitung und Aktualisierung im Juli 2019
unter dem Titel "Leitlinien zur Sicherung guter wissenschaftlicher
Praxis" in neuer Fassung veröffentlicht worden.

Die Leitlinien würden vorsehen, dass alle Hochschulen und
außeruniversitären Forschungseinrichtungen die Leitlinien
rechtsverbindlich umsetzen, um Fördermittel durch die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG) erhalten zu können. Gleiches gelte für
Fördermittel des Bundes. Die Umsetzung der Leitlinien umfasse auch die
Etablierung von Regelwerken zum Umgang mit Vorwürfen
wissenschaftlichen Fehlverhaltens.

Die zu den Empfehlungen beziehungsweise Leitlinien gehörende
"Verfahrensordnung zum Umgang mit wissenschaftlichem Fehlverhalten"
regele das Verfahren der DFG in Fällen des Verdachts eines
wissenschaftlichen Fehlverhaltens. Die Verfahrensordnung wirke mit
ihren Regelungen zu allgemeinen Rechts- und Verfahrensgrundsätzen
(unter anderem die Unschuldsvermutung) als Beispiel und Maßstab über
den sachlichen und personellen Zuständigkeitsbereich der DFG hinaus.

Vor diesem Hintergrund hätten die vier genannten außeruniversitären
Wissenschaftsorganisationen Helmholtz-Gemeinschaft (HGF),
Max-Planck-Gesellschaft (MPG), Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) und
Leibniz-Gemeinschaft (WGL) - im Folgenden: AuF - für den Umgang mit
wissenschaftlichem und persönlichem Fehlverhalten jeweils interne
Regelungen etabliert. Bei allen vier AuF sei dabei ein auf den
Grundprinzipien der internationalen Ombudsvereinigung basierendes
Ombudswesen eingerichtet worden. Entsprechend der rechtsstaatlichen
Grundsätze obliege eine etwaige Überprüfung der im Rahmen dieser
internen Verfahren getroffenen Entscheidungen der Gerichtsbarkeit.

Bei der MPG seien in den vergangenen fünf Jahren insgesamt vier Männer
und zwei Frauen des Mobbings oder wissenschaftlichen Fehlverhaltens
beschuldigt worden. Dabei habe der Führungsanteil der Männer bei 73,5
und der der Frauen bei 26,5 Prozent gelegen. Bei der FhG waren es acht
Männer und eine Frau, bei einem Anteil von 86,5 Männern in
Führungspositionen und 13,5 Prozent Frauen. Bei der HGF waren es 16
Männer und zwei Frauen, bei einem Anteil von 78,5 Prozent Männern und
21,5 Prozent Frauen in Führungspositionen. Bei der WGL war es ein Mann
bei einem Anteil der Männer von 67,8 und der der Frauen von 32,2
Prozent in Führungspositionen.

Betroffen seien die Fachgebiete Atmosphärenforschung, Biologie,
Chemie, Geistes- und Sozialwissenschaften, Lebenswissenschaften,
Neurowissenschaften, Physik, Produktion, Technik gewesen. In einigen
Fällen hätten sich die Vorwürfe nicht bestätigt, einige Fälle führten
zur Retraktion von Publikationen. Über etwaige arbeitsrechtliche
Maßnahmen, wie etwa die Auflösung von Arbeitsverhältnissen, sei im
Einzelfall entschieden worden. Etliche Fälle seien noch nicht
abgeschlossen, insbesondere wenn arbeitsrechtliche Maßnahmen
Gerichtsprozesse nach sich zögen.

 * 

2. Verantwortungsvoller Umgang mit KI

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung hat im Herbst 2018 eine
Datenethikkommission (DEK) eingesetzt, die binnen eines Jahres
ethische Maßstäbe entwickeln sowie konkrete Regulierungsoptionen in
den Bereichen Umgang mit Daten, Algorithmen-basierte Entscheidungen
und Künstlicher Intelligenz (KI) vorschlagen soll. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12059) auf die Kleine Anfrage der
AfD (19/11406). Die Leitfragen der Bundesregierung an die
Datenethikkommission können auf der Homepage des Bundesministeriums
für Justiz und Verbraucherschutz (BMJV) abgerufen werden. Die
Datenethikkommission wird ihre Ergebnisse voraussichtlich am 23.
Oktober 2019 der Bundesregierung vorstellen und in die Gesetzgebung
miteinbezogen werden. In der KI-Strategie betont die Bundesregierung
die Notwendigkeit eines verantwortungsvollen und
gemeinwohlorientierten Einsatzes von KI. Die Strategie sieht vor,
relevante Akteure - vom Entwickler bis zum Nutzer von KI-Technologie -
für die ethischen und rechtlichen Grenzen der Nutzung Künstlicher
Intelligenz im Rahmen eines breiten gesellschaftlichen Dialogs zu
sensibilisieren.

Die vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderte
Plattform Lernende Systeme bringe zudem führende Experten aus
Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und zivilgesellschaftlichen
Organisationen aus den Bereichen Lernende Systeme und KI zusammen, um
Innovationspotentiale Künstlicher Intelligenz, Fragen nach dem
Verhältnis von Mensch und Maschine sowie ethische und rechtliche
Implikationen zu erörtern. In den öffentlich zugänglichen Berichten
und Whitepapern thematisierten die Arbeitsgruppen der Plattform
wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklungen, analysierten die
künftig benötigten Kompetenzen und illustrierten über
Anwendungsszenarien den Nutzen Lernender Systeme.

Fragen im Zusammenhang mit der Verantwortlichkeit und Haftung in den
Bereichen KI, Robotik und Automatisierte/autonome Systeme würden
sowohl national, auf europäischer Ebene als auch international breit
diskutiert. Die Bundesregierung beteilige sich intensiv an diesen
Überlegungen, zumal die KI-Strategie der Bundesregierung eine
Überprüfung des Ordnungsrahmens auf Lücken bei Algorithmen- und
KI-basierten Entscheidungen, Dienstleistungen und Produkten vorsehe.
In der Gruppe der Mitgliedstaaten für die KI und die Digitalisierung
der europäischen Industrie, OECD, G20, G7 würden verschiedene Prozesse
dazu ablaufen. Neben den Fragen der Verantwortung und Haftung werde
sich dabei auch mit den Fragen der Transparenz und Überprüfbarkeit
algorithmischer Entscheidungssysteme, der potentiellen Erklärbarkeit
von KI-Systemen und dem Umgang mit Diskriminierungen, etwa durch
unausgewogene Trainingsdaten, beschäftigt.

Im Bereich automatisiertes und vernetztes Fahren habe die
Bundesregierung auf der Grundlage des Berichts der Ethik-Kommission
"Automatisiertes und Vernetztes Fahren" einen Maßnahmenplan zur
Schaffung von Ethikregeln für Fahrcomputer verabschiedet, welcher
derzeit umgesetzt werde. Darüber hinaus würden Auswirkungen des
Einsatzes von KI auf die Gesellschaft, die Arbeitswelt, die künftige
Ausbildung von Fachkräften, sowie die IT-Sicherheit und des
Datenschutzes betrachtet.

Die wirtschaftlichen Potentiale von KI bewertet die Bundesregierung
als sehr hoch, da KI-Systeme für nahezu alle Sektoren und Branchen
Bedeutung haben und die Reichweite ihrer Anwendungsfelder kaum
limitiert ist. Eine starke Förderung von KI in Deutschland sei
wirtschaftlich vor allem für den Erhalt der Arbeitsproduktivität und
Wettbewerbsfähigkeit wichtig. Da die deutsche Gesellschaft altert,
werden zukünftig weniger Menschen arbeiten. Hier könnte KI helfen, die
notwendigen Produktivitätsgewinne zu erreichen, um die Ziele für das
Pro-Kopf-BIP für 2030 zu halten. Berechnungen einer vom
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie in Auftrag gegebenen
Studie gehen von einem jährlichen KI-induzierten Wachstum allein im
produzierenden Gewerbe in Deutschland von 0,69 Prozent aus. Hieraus
folgend wird durch den Einsatz von KI-Technologien eine zusätzliche
Bruttowertschöpfung von 31,8 Milliarden Euro im produzierenden Gewerbe
in Deutschland bis 2023 erwartet.

 * 

3. Korrekturbitten des BMBF

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Um Korrekturbitten des Bundesministeriums für
Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung (BMBF) geht es in der
Antwort der Bundesregierung (19/12143) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/11688). Danach gibt das BMBF lediglich in
Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn von ihm
veröffentlichte Informationen oder Angaben über die Bundesregierung
objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und das BMBF einen Hinweis
für geeignet und angemessen erachtet.

 * 

4. Korrekturbitten des BMBF

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Um Korrekturbitten des Bundesministeriums für
Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung (BMBF) geht es in der
Antwort der Bundesregierung (19/12144) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/11690). Danach gibt das BMBF lediglich in
Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn von ihm
veröffentlichte Informationen oder Angaben über die Bundesregierung
objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und das BMBF einen Hinweis
für geeignet und angemessen erachtet.

 * 

5. Korrekturbitten des BMBF

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Um Korrekturbitten des Bundesministeriums für
Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung (BMBF) geht es in der
Antwort der Bundesregierung (19/12164) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/11710). Danach gibt das BMBF lediglich in
Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn von ihm
veröffentlichte Informationen oder Angaben über die Bundesregierung
objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und das BMBF einen Hinweis
für geeignet und angemessen erachtet.

 * 

6. AfD erkundigt sich nach Unfallzahlen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Sicherheitsaspekte auf anbaufreien Außerortsstraßen
- Unfälle und Unfallkosten" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/12155). Darin wird die Bundesregierung gefragt, wie
viele Unfälle, Schwerverletzte und Getötete pro Jahr auf je 1.000
Straßen-Kilometer und je eine Million gefahrener Kfz-Kilometer auf
Bundesautobahnen, Bundesstraßen, Landstraßen, Kreisstraßen und
Gemeindestraßen kommen. Für Unfälle in Kreuzungsbereichen erfragt die
AfD-Fraktion eine Differenzierung der Zahlen nach der Gestaltung der
Kreuzung "ohne Lichtzeichenanlage, mit Lichtzeichenanlage oder mit
Kreisverkehr".

 * 

7. Breitbandausbau in Thüringen thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den Fortschritten beim Breitbandausbau in
Thüringen erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/12126). Die Abgeordneten verlangen von der Bundesregierung unter
anderem darüber Auskunft, wie hoch die Abdeckung aller Haushalte in
Thüringen mit einer Breitbandversorgung von mindestens 50 Mbit/s
beziehungsweise 100 Mbit/s ist. Gefragt wird auch nach der Höhe der
Investitionen in den Breitbandausbau in Thüringen seit 2015 und dem
darunter befindlichen Anteil an Bundesförderung.

 * 

8. Mögliche Abgasmanipulationen bei Audi

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach dem "Umgang der Bundesregierung mit
Abgasmanipulationen bei Audi-Fahrzeugen" erkundigt sich die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/12031). Gefragt
wird unter anderem, bei welchen Audi-Modellen derzeit Untersuchungen
im Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) oder der Bundesregierung zur Frage
laufen, ob illegale Abschalteinrichtungen eingesetzt werden. Welche
Gespräche es zwischen Vertretern von Audi auf der einen Seite und
Vertretern des KBA, des Bundesverkehrsministeriums oder der
Untersuchungskommission "Volkswagen" auf der anderen Seite es seit
September 2015 in Bezug auf mögliche Abgasmanipulationen gegeben hat,
interessiert die Fraktion ebenso.

 * 
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BUNDESTAG/8743: Heute im Bundestag Nr. 888 - 13.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 888

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 13. August 2019, Redaktionsschluss: 14.51 Uhr

1. Entwurf für Bundeshaushalt 2020 vorgelegt

2. Spendennachweis soll erleichtert werden

3. Keine Immobilienangebote in Thüringen

4. Ampellösung bei Anschlussstelle Frohburg

5. Extern beauftragte Studien des BMVI

6. Keine Korrekturbitten des ITZBund

7. Korrekturbitten des BMVI im Februar



1. Entwurf für Bundeshaushalt 2020 vorgelegt

Haushalt/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat den Entwurf für den
Bundeshaushalt 2020 (19/11800) vorgelegt. Demnach soll der Bund im
kommenden Jahr 359,796 Milliarden Euro ausgeben können. Gegenüber dem
Soll für 2019 steigt der Etat damit um 3,396 Milliarden Euro (+0,95
Prozent).

Den Ausgaben stehen Einnahmen in gleicher Höhe entgegen. Davon
entfallen 327,717 Milliarden Euro auf Steuereinnahmen (Soll-2019:
325,491 Mrd. Euro) und 22,552 Milliarden Euro auf Verwaltungseinnahmen
(Soll-2019: 25,123 Mrd. Euro). Das übrige Finanzierungssaldo in Höhe
von rund 9,527 Milliarden Euro soll laut Entwurf durch eine Entnahme
aus der Rücklage in Höhe von 9,225 Milliarden Euro sowie Münzeinnahmen
in Höhe von 0,302 Milliarden Euro ausgeglichen werden. Eine
Nettokreditaufnahme des Bundes ist nicht vorgesehen. Die "für die
Schuldenregel relevante Kreditaufnahme" beträgt laut Entwurf 4,929
Milliarden Euro und entfällt komplett auf Finanzierungssalden der
Sondervermögen des Bundes.

Im Entwurf werden für das kommende Jahr 39,99 Milliarden Euro als
Ausgaben für Investitionen verbucht, rund 1,044 Milliarden Euro mehr
als das Soll-2019. Die Personalausgaben des Bundes sollen demnach 2020
von 34,646 Milliarden Euro auf 35,41 Milliarden Euro steigen. Für
sächliche Verwaltungsausgaben sind 17,855 Milliarden Euro (Soll-2019:
16,968 Mrd. Euro), für militärische Beschaffung 16,578 Milliarden Euro
(Soll-2019: 15,568 Mrd. Euro) und für den Schuldendienst 15,369
Milliarden Euro (Soll-2019: 17,524 Mrd. Euro) vorgesehen. Die
Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen) sollen um 5,063
Milliarden Euro auf 238,973 Milliarden Euro steigen. Für "Besondere
Finanzierungsausgaben" werden für 2020 negative Ausgaben in Höhe von
4,379 Milliarden Euro ausgewiesen.

Den Regierungsentwurf für den Bundeshaushalt berät der Bundestag in
erster Lesung vom 9. bis 13. September 2019. Der Haushaltsausschuss
wird die Einzelpläne nach aktueller Planung zwischen dem 25. September
und 13. November 2019 beraten. Anfang November 2019 wird zudem die für
den Bundeshaushalt 2020 maßgebliche Steuerschätzung vorliegen. Die
sogenannte Bereinigungssitzung des Haushaltsausschusses ist für den
14. November 2019 vorgesehen. Die zweite und dritte Lesung des
Haushaltsgesetzes in der Ausschussfassung ist vom 25. bis zum 29.
November 2019 terminiert.

 * 

2. Spendennachweis soll erleichtert werden

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung sieht Handlungsbedarf, um das
steuerliche Spendennachweisverfahren zu erleichtern. Dies teilt sie in
ihrer Antwort (19/11988) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/11499) mit. Darin heißt es, das Nachweisverfahren sei derzeit noch
überwiegend papiergebunden organisiert. Es werde Handlungsbedarf in
der Digitalisierung der Steuerverwaltung gesehen, um Erleichterungen
für die Zuwendenden, die Zuwendungsempfänger und die Verwaltung zu
schaffen.

 * 

3. Keine Immobilienangebote in Thüringen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Bund bietet dem Land Thüringen oder den Kommunen
in Thüringen derzeit keine leerstehenden Immobilien der Bundesanstalt
für Immobilienaufgaben zum Kauf an. Dies teilt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/11971) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/11466) mit, die sich nach dem Immobilienbesitz des Bundes und dem
Leerstand in diesen Immobilien in dem Land erkundigt hatte. In der
Antwort werden Bundesimmobilien in verschiedenen thüringischen Städten
aufgelistet.

 * 

4. Ampellösung bei Anschlussstelle Frohburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Anbindung der Staatsstraße 51 (S 51, ehemals B
95) an die Anschlussstelle Frohburg (zur Bundesautobahn 72, A 72) wird
laut der Antwort der Bundesregierung (19/11792) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/11390) als "signalisierter Knotenpunkt
mit Linksversatz ausgebildet". Diese Lösung erfordere die Auflösung
des Knotenpunktes in zwei Teilknotenpunkte mit Lichtsignalanlage,
heißt es in der Vorlage. Mit Blick auf Verkehrsbedeutung und
-belastung, Verkehrsführung und Streckencharakteristik sei diese
Lösung "verkehrlich angemessen und wirtschaftlich", schreibt die
Bundesregierung.

In ihrer Anfrage hatte die AfD-Fraktion geschrieben, die zuständige
Projektmanagementgesellschaft "Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs-
und -bau GmbH" (DEGES) habe die Anbindung der S 51 an die
Anschlussstelle Frohburg ursprünglich als Kreisverkehr geplant. Dafür
habe sich auch der Bürgermeister von Frohburg wiederholt
ausgesprochen, heißt es in der Vorlage.

 * 

5. Extern beauftragte Studien des BMVI

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung listet in ihrer Antwort
(19/11904) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10922) Studien
(Sachverständigengutachten, Evaluationen, Begleitforschungen,
demoskopische Untersuchungen, Metastudien etc.) auf, die das
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BVMI) und
dessen Ressortforschung sowie sonstige nachgeordnete Behörden seit
Oktober 2013 beauftragt haben. Der Vorlage zufolge haben im
Ressortbereich des BMVI das Bundesamt für Güterverkehr (BAG), die
Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt), das Bundesamt für
Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) und der Deutsche Wetterdienst
(DWD) externe Institutionen mit entsprechenden Studien beauftragt.

 * 

6. Keine Korrekturbitten des ITZBund

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Um Korrekturbitten des Informationstechnikzentrums
Bund (ITZBund) gegenüber Medien geht es in der Antwort der
Bundesregierung (19/12001) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/11627). Danach gibt das ITZBund lediglich in Einzelfällen einem
Medium dann einen Hinweis, "wenn vom ITZBund veröffentlichte
Informationen oder Angaben über die Bundesregierung objektiv
unzutreffend wiedergegeben sind und das ITZBund einen Hinweis für
geeignet und angemessen erachtet". Seit Einrichtung des ITZBund zum 1.
Januar 2016 bis zum 31. Dezember 2018 hat das ITZBund der Antwort
zufolge keine entsprechenden Hinweise gegeben.

 * 

7. Korrekturbitten des BMVI im Februar

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Um Korrekturbitten des Bundesministeriums für
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) gegenüber Medien im Februar
2019 geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/12154) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11819). Danach gibt das BMVI
lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, "wenn vom
BMVI veröffentlichte Informationen oder Angaben über die
Bundesregierung objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und das BMVI
einen Hinweis für geeignet und angemessen erachtet". Eine
Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise bestehe nicht, heißt es in
der Antwort. Eine solche umfassende Dokumentation werde nicht
durchgeführt, "so dass dazu eine Auflistung nicht erstellt werden
kann", schreibt die Bundesregierung.

 * 
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BUNDESTAG/8742: Heute im Bundestag Nr. 887 - 13.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 887

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 13. August 2019, Redaktionsschluss: 13.32 Uhr

1. Rentenbezugsdauer nur im Querschnitt

2. Medianeinkommen in Rheinland-Pfalz

3. Korrekturen meist ohne Anwalt

4. Bruttoverdienste in Baden-Württemberg

5. Im März ohne Korrekturbedarf

6. Alleenbestand in Sachsen konstant



1. Rentenbezugsdauer nur im Querschnitt

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Statistiken der Deutschen Rentenversicherung
enthalten keine Angaben zur durchschnittlichen Rentenbezugsdauer von
Altersrenten differenziert nach Höhe der Renten, Geburtsjahrgängen
oder Art der Rente (zum Beispiel Erwerbsminderungsrente), wie sie die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11621) erfragt hatte. Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12103) darauf. "Die
Statistiken der Deutschen Rentenversicherung sind regelmäßig
Querschnitte. So handelt es sich bei der für das Jahr 2018 gemeldeten
durchschnittlichen Rentenbezugsdauer um den Durchschnitt der
Rentenbezugsdauer aller im Jahr 2018 verstorbenen Rentnerinnen und
Rentner, unabhängig vom Geburtsjahrgang. Zur Beantwortung der Fragen
müsste aber auf den Längsschnitt abgestellt werden. Dies hat zur
Folge, dass abschließende Daten im Hinblick auf den Geburtsjahrgang
1920 erst dann vorliegen, wenn die letzte Person dieses Jahrgangs
verstorben ist. Diesbezügliche Statistiken werden nicht geführt.
Belastbare Schätzungen hierzu sind ebenfalls nicht möglich", heißt es
in der Antwort.

 * 

2. Medianeinkommen in Rheinland-Pfalz

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Medianeinkommen aller
sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigten (ohne
Auszubildende) ist in Rheinland-Pfalz von 2.866 Euro im Jahr 2012 auf
3.180 Euro im Jahr 2017 gestiegen. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/12118) auf eine Kleine Anfrage (19/11585) der
AfD-Fraktion.

 * 

3. Korrekturen meist ohne Anwalt

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS)
gibt in Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn vom BMAS
veröffentlichte Informationen oder Angaben über das BMAS objektiv
unzutreffend wiedergegeben worden sind und das BMAS einen Hinweis für
angemessen erachtet. Diese Hinweise würden in der Regel telefonisch
und ohne anwaltliche Hilfe erfolgen. Eine Dokumentation liege daher
nicht vor, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12075)
auf eine Kleine Anfrage (19/11616) der AfD-Fraktion, die sich auf
Korrekturbitten im Januar 2019 bezieht.

 * 

4. Bruttoverdienste in Baden-Württemberg

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Medianeinkommen aller
sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigten (ohne
Auszubildende) ist in Baden-Württemberg von 3.186Euro im Jahr 2012 auf
3.546 Euro im Jahr 2017 gestiegen. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/12119) auf eine Kleine Anfrage (19/11605) der
AfD-Fraktion.

 * 

5. Im März ohne Korrekturbedarf

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im März 2019 hat das Bundesministerium für Arbeit
und Soziales (BMAS) gegenüber Medien keine Korrekturbitten unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe veranlasst. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12146) auf eine Kleine Anfrage
(19/11711) der AfD-Fraktion.

 * 

6. Alleenbestand in Sachsen konstant

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Anzahl der Alleenbäume an den Bundesstraßen in
Sachsen ist zwischen 2010 und 2018 leicht gestiegen. Das geht aus
einer Antwort der Bundesregierung (19/11970) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/11465) hervor. Darin hatten
sich die Abgeordneten nach allgemeinen Tendenzen und dem Verlust von
Bäumen durch Hitze- und Salzschäden erkundigt. Im Juni 2019 habe das
Durchschnittsalter verkehrssicherungpflichtiger Alleenbäume an
Bundesstraßen ca. 40 Jahre betragen, schreibt die Bundesregierung.
Seit 2009 wurden keine zusätzlichen Schutzeinrichtungen entlang
bestehender Alleen installiert. Gefällt wurden zwischen 2010 und 2018
2.222 Alleenbäume, neu gepflanzt wurden im selben Zeitraum 2.698
Alleenbäume, heißt es in der Antwort weiter.

 * 
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BUNDESTAG/8741: Heute im Bundestag Nr. 886 - 13.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 886

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 13. August 2019, Redaktionsschluss: 12.02 Uhr

1. Abwicklungsplan für NordLB

2. EZB-Bankenaufsicht prüft Fusionen

3. Hinweis an Medien in Einzelfällen

4. Positive Erfahrungen mit neuer Steuer

5. FDP fragt nach sächsischen Mülldeponien

6. Transmutation von Atom-Müll

7. Reifenprofiltiefe und Klimaschutz



1. Abwicklungsplan für NordLB

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Für die Norddeutsche Landesbank (NordLB) als
sogenanntes bedeutendes Institut existiert ein Abwicklungsplan. Dies
teilt der Einheitliche Abwicklungsausschuss in einer Antwort an den
Abgeordneten Frank Schäffler (FDP) mit, der in Ausübung des
bankenunionalen Fragerechts Anfragen an die Europäische Zentralbank
(EZB) und den Einheitlichen Abwicklungsfonds gestellt hatte. Die
Antworten auf die am 5. März 2019 gestellten Fragen wurden durch den
Präsidenten des Deutschen Bundestages als Unterrichtung (19/11391)
vorgelegt. Nach Angaben des Abwicklungsausschusses existieren solche
Abwicklungspläne auch für fast alle übrigen bedeutenden Institute. Auf
die Frage nach Unterstützungsmaßnahmen für die Norddeutsche
Landesbank, die möglicherweise staatliche Beihilfen darstellen, teilt
die Europäische Zentralbank mit, dass der EZB-Bankenaufsicht keine
Aufgaben in diesem Bereich übertragen worden seien und sie auch über
keine diesbezügliche Entscheidungsbefugnis verfüge. Bewertungen und
Beschlüsse im Zusammenhang mit staatlichen Beihilfen würden gemäß dem
Vertragsrahmen der Europäischen Union von der Europäischen Kommission
vorgenommen.

Schäffler hatte in seiner Anfrage darauf hingewiesen, dass die
Norddeutsche Landesbank derzeit zusätzliches Eigenkapital benötige, da
es im Bereich der Schiffsfinanzierungen zu Kreditausfällen gekommen
sei. Das Sanierungskonzept sehe vor, dass das Land Niedersachsen 1,5
Milliarden Euro in eine Beteiligungsgesellschaft einzuzahlen habe.
Gleichzeitig sollten durch das Land Niedersachsen Garantien für
Kreditgeschäfte der Norddeutschen Landesbank in Höhe von einer
Milliarde Euro vergeben werden. Weitere 1,2 Milliarden Euro sollten
der Norddeutschen Landesbank aus dem Sicherungsfonds der Landesbanken,
dem Sicherungsfonds der Sparkassen sowie von den regionalen Sparkassen
zur Verfügung gestellt werden.

 * 

2. EZB-Bankenaufsicht prüft Fusionen

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Die Bankenaufsicht der Europäischen Zentralbank
(EZB) würde die Tragfähigkeit und Nachhaltigkeit einer etwaigen
geplanten Bankenfusionen überprüfen. Damit solle sichergestellt
werden, dass eine neue Bankengruppe auf absehbare Zeit in der Lage
sei, alle Anforderung der Aufsicht dauerhaft zu erfüllen. Dies teilt
die Europäische Zentralbank in einer Antwort auf Fragen des
Abgeordneten Danyal Bayaz (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) vom 1.
April 2019 mit, der damit das bankenunionale Fragerecht ausgeübt
hatte. Die Antworten wurden durch den Präsidenten des Deutschen
Bundestages als Unterrichtung (19/11392) vorgelegt.

Bayaz hatte wissen wollen, ob die EZB seit Bekanntwerden der
Fusionspläne von Deutscher Bank und Commerzbank eine mögliche Fusion
oder Übernahme besprochen und bewertet habe. Außerdem fragte er,
welche Rolle eine Beteiligung der Bundesrepublik an einer fusionierten
Großbank bei der Bewertung durch die EZB spielen würde. Auf Fragen des
Abgeordneten Bayaz bestätigte der Einheitliche Abwicklungsausschuss,
dass sowohl Deutsche Bank als auch Commerzbank als sogenannte
bedeutende Institute in den direkten Zuständigkeitsbereich des
Einheitlichen Abwicklungsfonds fallen und sie als bedeutende Institute
der Abwicklungsplanung unterliegen würden. Da sich der
Abwicklungsausschuss nicht öffentlich über einzelne Institute äußere,
könnten auch keine konkreten Informationen über den Status der
Abwicklungspläne dieser beiden Institute gegeben werden.

Der Inhalt solcher Abwicklungspläne werde kontinuierlich verbessert
und im Regelfall jährlich aktualisiert. Eine Aktualisierung könne aber
auch im Falle einer bedeutenden Veränderung der rechtlichen oder
organisatorischen Struktur eines Instituts erfolgen. Eine Fusion könne
sicherlich eine solche bedeutende Veränderung darstellen, heißt es in
der Antwort des Abwicklungsausschusses. Die Fusionsplanungen von
Deutscher Bank und Commerzbank wurden in der Zwischenzeit allerdings
aufgegeben.

 * 

3. Hinweis an Medien in Einzelfällen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) gibt in
Einzelfällen einem Medium einen Hinweis, wenn vom Bundesministerium
der Finanzen veröffentlichte Informationen oder Angaben über die
Bundesregierung objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und das BMF
einen Hinweis für geeignet und angemessen erachtet. Dies schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11999) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/11595). Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser
Hinweise bestehe nicht, und eine solche Dokumentation werde auch nicht
durchgeführt.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

4. Positive Erfahrungen mit neuer Steuer

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Nach Ansicht der Bundesregierung wird die geplante
Einführung einer Finanztransaktionsteuer keine negativen Effekte auf
die Finanzstabilität haben. In einer Antwort der Regierung (19/12142)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/11620) heißt es, die
Erfahrung mit einer Finanztransaktionsteuer in zahlreichen
Industrieländern wie zum Beispiel Frankreich, Italien, Belgien,
Finnland und Irland würden belegen, dass ein signifikanter Rückgang
der Aktienquote im Anlageverhalten der Sparer nicht zu befürchten sei.
Der Bundesminister der Finanzen gehe davon aus, dass noch im Jahr 2019
eine Einigung unter den Finanzministern der verstärkten Zusammenarbeit
in der Europäischen Union herbeigeführt werden könne.

In der Vorbemerkung der Bundesregierung zur Antwort auf die Kleine
Anfrage wird auf den Beschluss von Deutschland und Frankreich im Jahr
2018 verwiesen, den stockenden Verhandlungen über die Einführung einer
Finanztransaktionsteuer einen neuen Impuls zu geben und die
Verhandlungen auf EU-Ebene zu einem erfolgreichen Abschluss zu
bringen. Die in Frankreich bestehende Finanztransaktionsteuer, die
vornehmlich auf eine Besteuerung von Transaktionen mit im Inland
emittierten Aktien abzielt, solle dabei grundsätzlich als Vorbild
dienen. Die zum Beispiel auch in Italien eingeführte
Finanztransaktionsteuer auf Aktientransaktionen habe sich bewährt,
erklärt die Bundesregierung in der Antwort.

 * 

5. FDP fragt nach sächsischen Mülldeponien

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/12138) "sächsische Mülldeponien im bundesweiten
Vergleich". Von der Bundesregierung will die Fraktion unter anderem
wissen, wie viele Mülldeponien es bundesweit beziehungsweise in
Sachsen gibt.

 * 

6. Transmutation von Atom-Müll

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/12179) Alternativen zur geplanten Endlagerung
hochradioaktiver Abfälle. Von der Bundesregierung will die Fraktion
unter anderem Auskunft über ihren Kenntnisstand zur Machbarkeit von
Partitionierung und Transmutation "mittel pyrochemischen Verfahren und
Flüssigkernreaktoren".

 * 

7. Reifenprofiltiefe und Klimaschutz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Nach den "Auswirkungen der Profiltiefe von Reifen
auf den Klimaschutz" erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleine
Anfrage (19/12056). Von der Bundesregierung will die Fraktion unter
anderem wissen, ob es ihrer Ansicht nach die Notwendigkeit gibt,
"Verbraucher vermehrt über die Nutzung von Reifen bis zur gesetzlichen
Mindesprofiltiefe aufzuklären".

 * 
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BUNDESTAG/8740: Heute im Bundestag Nr. 885 - 13.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 885

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 13. August 2019, Redaktionsschluss: 11.21 Uhr

1. Positive Entwicklung alternativer Antriebe

2. Korrekturbitten des BMVI

3. Erhöhtes zulässiges Lkw-Gesamtgewicht

4. Kein ausnahmloser Halbstundentakt

5. LTE auf Schienen und Straßen in Sachsen

6. Schieneninfrastruktur in Niedersachsen

7. Vorgänge im Luftfahrt-Bundesamt erfragt



1. Positive Entwicklung alternativer Antriebe

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die alternativen Antriebe entwickeln sich aus Sicht
der Bundesregierung positiv. In den ersten sechs Monaten des Jahres
2019 seien 102.995 Hybrid-Pkw (plus 69,1 Prozent gegenüber
Neuzulassungen im ersten Halbjahr 2018), darunter 16.525
Plug-In-Hybride (minus 0,9 Prozent gegenüber Neuzulassungen im ersten
Halbjahr 2018) und 31.059 Elektro-Pkw (plus 80,2 Prozent gegenüber
Neuzulassungen im ersten Halbjahr 2018) neu zugelassen worden, heißt
es in der Antwort der Regierung (19/11790) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/11326). Es sei mit weiteren positiven Entwicklungen
bis zum Jahresende zu rechnen, schreibt die Regierung.

Was die Auswirkungen der Elektromobilität auf Arbeitsplätze in der
Automobil- und Zulieferindustrie in Deutschland angeht, so verweist
die Regierung darauf, dass der Strukturwandel in der
Automobilindustrie durch technologische Innovationen, Vorschriften zur
Reduzierung der CO2- und Schadstoffemissionen, ein verändertes
Nutzungs- und Mobilitätsverhalten der Kunden und außenwirtschaftliche
beziehungsweise handelspolitische Veränderungen vorangetrieben werde.
Jeder dieser Trends führe zu Veränderungen in der Zusammensetzung der
automobilen Wertschöpfungskette und zu geänderten Anforderungen an die
Zahl und Qualifikation der Beschäftigten in der Automobilindustrie und
in anderen hier relevanten Industriezweigen. Selbst innerhalb der
einzelnen Trends gebe es eine Vielzahl von Wirkeffekten auf die
Beschäftigung, heißt es in der Vorlage.

Der Bundesregierung seien verschiedene Studien bekannt, in denen
Beschäftigungseffekte der einzelnen Trends anhand von
Szenariobetrachtungen abgeschätzt werden. Das Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie (BMWi) habe zudem die Studie "Automobile
Wertschöpfung 2030/2050" in Auftrag gegeben, um die Auswirkungen der
oben genannten Trends auf die automobile Wertschöpfung und die
Beschäftigten in Deutschland in verschiedenen Szenarien zu betrachten.
Das Ergebnis dieser Studie werde Ende 2019 erwartet.

 * 

2. Korrekturbitten des BMVI

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) hat zwischen dem 22. November 2005 und dem 31.
Dezember 2018 in keinem Fall unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe
bei Medien Korrekturen von Berichterstattungen erbeten. Das geht aus
der Antwort der Bundesregierung (19/11786) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/11589) hervor. In "begründeten Einzelfällen" seien
Medien darauf hingewiesen worden, dass berichtete Sachverhalte, die
das BMVI betreffen, "sachlich und inhaltlich nicht korrekt dargestellt
wurden", heißt es in der Antwort weiter. In einigen Fällen sei um
Richtigstellung gebeten worden. "Es liegt weder eine Gesamtübersicht,
noch eine detaillierte Auflistung der Fälle vor", schreibt die
Regierung.

 * 

3. Erhöhtes zulässiges Lkw-Gesamtgewicht

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Eine Untersuchung der Auswirkungen von höheren als
bislang zulässigen Lkw-Gewichten auf die Straßeninfrastruktur durch
die Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) wurde laut Bundesregierung
"weder beauftragt noch ist sie geplant". So heißt es in der Antwort
der Regierung (19/11966) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/11462). Das Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) werde im zweiten Halbjahr 2019 eine
Untersuchung in Auftrag geben, mit der die Prüfaufträge aus den
Masterplänen Schienengüterverkehr (Meilenstein 5.4) und
Binnenschifffahrt (Maßnahme IV.2) umgesetzt werden, schreibt die
Regierung. Es handle sich dabei aber nicht um die oben genannte
Studie. "Es soll mit einer verkehrsträgerübergreifenden Studie geprüft
werden, ob über die Vergünstigungen im Kombinierten Verkehr hinaus
weitere Ausnahmen für ein auf 44 Tonnen erhöhtes zulässiges
Gesamtgewicht von Lkw für Vor- und Nachläufe zu Umschlageinrichtungen
beziehungsweise Häfen für Massengüter und/oder im konventionellen
Wagenladungsverkehr zugelassen werden sollten", heißt es in der
Vorlage.

 * 

4. Kein ausnahmloser Halbstundentakt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Für einen großen Teil der Bahnverbindungen von
Stuttgart zu den deutschen Großstädten sind laut Bundesregierung im
aktuellen Gutachterentwurf des Zielfahrplans für den Deutschland-Takt
Halbstundentakte unterstellt. Das geht aus der Antwort der Regierung
(19/11967) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/11463) hervor. Nicht alle von Stuttgart aus direkt erreichbaren
Großstädte lägen allerdings auf den Hauptachsen des Fernverkehrs, für
die künftig Halbstundentakte vorgesehen sind, heißt es in der Antwort
weiter. Die Umsetzung eines Halbstundentakts zu ausnahmslos allen
deutschen Großstädten von Stuttgart aus sei daher "technisch und
wirtschaftlich nicht realisierbar".

 * 

5. LTE auf Schienen und Straßen in Sachsen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) 92,2 Prozent der Schienenwege in Sachsen sind nach
Angaben der Bundesregierung mit drahtlosem Internet auf LTE-Basis mit
einer Mindestbandbreite von zwei Mbit/s versorgt. Das geht aus der
Antwort der Regierung (19/11739) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/10894) hervor. Bei Bundesfernstraßen liegt
der Versorgungsanteil mit drahtlosem Internet auf LTE-Basis mit einer
Mindestbandbreite von zwei Mbit/s der Antwort zufolge bei 96,4 Prozent
(Bundesautobahnen: 99,8 Prozent; Bundesstraßen 95,2 Prozent).

 * 

6. Schieneninfrastruktur in Niedersachsen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für den Zustand der Schieneninfrastruktur in
Niedersachsen interessiert sich die FDP-Fraktion. In einer Kleinen
Anfrage (19/12094) wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung
unter anderem wissen, wie sich die Kilometerzahl des Schienennetzes in
Niedersachsen seit 1994 entwickelt hat. Gefragt wird auch, wie viele
Eisenbahnbrücken im Rahmen der Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarung (LuFV) in Niedersachsen saniert wurden.

 * 

7. Vorgänge im Luftfahrt-Bundesamt erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage mit dem
Titel: "Administrative Vorgänge in der Abteilung L des
Luftfahrt-Bundesamts (LBA)" (19/12091) vorgelegt. Die Bundesregierung
soll unter anderem darüber Auskunft geben, warum es mit den Referaten
L3 und L5 zwei Referate gibt, die sich mit "Flugmedizin" beschäftigen.
Gefragt wird auch, wie viele Piloten in den letzten fünf Jahren aus
medizinischen Gründen an das LBA überwiesen und als nicht flugfähig
eingestuft worden sind.

 * 
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BUNDESTAG/8739: Heute im Bundestag Nr. 884 - 13.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 884

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 13. August 2019, Redaktionsschluss: 10.46 Uhr

1. Medianverdienst: Anstieg um 35 Prozent

2. Kein Anwalt nötig

3. Korrekturbitten des Ministeriums

4. Keine Pflicht zur Dokumentation

5. Korrekturbitten nur in Einzelfällen

6. Korrekturbitten nicht dokumentiert

7. Umsetzung der EU-Entsenderichtlinie



1. Medianverdienst: Anstieg um 35 Prozent

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Von 2000 bis 2017 hat sich das Medianeinkommen
(mittleres Bruttoarbeitsentgelt) der sozialversicherungspflichtigen
Vollzeitbeschäftigten (ohne Auszubildende) um 35,3 Prozent (von 2.372
Euro auf 3.209 Euro) erhöht. Darauf verweist die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/12141) auf eine Kleine Anfrage (19/11393) der
AfD-Fraktion. In der Altersgruppe der unter 25-Jährigen erhöhte es
sich demnach um 37,6 Prozent von 1.690 Euro auf 2.325 Euro. In der
Altersgruppe der 25- bis unter 55-Jährigen und der ab 55-Jährigen ist
das mittlere Bruttoarbeitsentgelt um 33,9 Prozent (von 2.431 Euro auf
3.256 Euro) beziehungsweise 32,8 Prozent (von 2.576 Euro auf 3.422
Euro) gestiegen.

 * 

2. Kein Anwalt nötig

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Februar 2019 hat die Bundesanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) gegenüber Medien keine
Korrekturbitten unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe veranlasst.
Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12145) auf eine
Kleine Anfrage (19/11701) der AfD-Fraktion.

 * 

3. Korrekturbitten des Ministeriums

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS)
gibt in Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn vom BMAS
veröffentlichte Informationen oder Angaben über das BMAS objektiv
unzutreffend wiedergegeben worden sind und das BMAS einen Hinweis für
angemessen erachtet. Diese Hinweise würden in der Regel telefonisch
und ohne anwaltliche Hilfe erfolgen. Eine Dokumentation liege daher
nicht vor, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12072)
auf eine Kleine Anfrage (19/11596) der AfD-Fraktion.

 * 

4. Keine Pflicht zur Dokumentation

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Bundesversicherungsamt (BVersA) gibt in
Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn vom BVersA
veröffentlichte Informationen oder Angaben über das BVersA objektiv
unzutreffend wiedergegeben worden sind und das BVersA einen Hinweis
für angemessen erachtet. Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser
Hinweise bestehe nicht, und eine solche umfassende Dokumentation sei
auch nicht durchgeführt worden, schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/12105) auf eine Kleine Anfrage (19/11652) der
AfD-Fraktion.

 * 

5. Korrekturbitten nur in Einzelfällen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und
Arbeitsmedizin (BAuA) gibt in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn vom BAuA veröffentlichte Informationen oder Angaben über
die BAuA objektiv unzutreffend wiedergegeben worden sind und die BAuA
einen Hinweis für angemessen erachtet. Diese Hinweise würden in der
Regel telefonisch und ohne anwaltliche Hilfe erfolgen. Eine
Dokumentation liege daher nicht vor, schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/12024) auf eine Kleine Anfrage (19/11565) der
AfD-Fraktion, die sich auf Korrekturbitten im Januar 2019 bezieht.

 * 

6. Korrekturbitten nicht dokumentiert

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Bundesversicherungsamt (BVersA) gibt in
Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn vom BVersA
veröffentlichte Informationen oder Angaben über das BVersA objektiv
unzutreffend wiedergegeben worden sind und das BVersA einen Hinweis
für angemessen erachtet. Diese Hinweise würden in der Regel
telefonisch und ohne anwaltliche Hilfe erfolgen. Eine Dokumentation
liege daher nicht vor, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/12018) auf eine Kleine Anfrage (19/11520) der AfD-Fraktion.

 * 

7. Umsetzung der EU-Entsenderichtlinie

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/12044)
zur Umsetzung der EU-Entsenderichtlinie gestellt. Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem, wann mit einem Gesetzentwurf zur
Umsetzung dieser Richtlinie zu rechnen ist.

 * 
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BUNDESTAG/8738: Heute im Bundestag Nr. 883 - 12.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 883

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 12. August 2019, Redaktionsschluss: 15.47 Uhr

1. Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes

2. Politisch motivierte Kriminalität in 2018

3. Aufstockung von Frontex

4. Lage von Schutzsuchenden in Italien

5. Elektronischer Aufenthaltstitel

6. Angriffe auf Politiker und Parteibüros

7. Polizei- und Zolleinsätze im Ausland

8. Zahl antisemitischer Straftaten erfragt



1. Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Mit einem Gesetzentwurf "zur Wiedergutmachung im
Staatsangehörigkeitsrecht" (19/12200) will die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen im Staatsangehörigkeitsgesetz Ansprüche auf Einbürgerung
verankern, "die alle Konstellationen erfassen sollen, in denen
nationalsozialistisches Unrecht gut zu machen ist". Wie die Fraktion
in der Begründung ausführt, treten auch mehr als 70 Jahre nach der
Beendung der nationalsozialistischen Unrechtsherrschaft "immer noch
Fälle auf, in denen das geschehene Unrecht im
Staatsangehörigkeitsrecht nicht gut gemacht wurde". Dabei gebe es eine
Reihe von Fallgruppen, bei denen es notwendig erscheine, "dem
berechtigten Anliegen der Betroffenen durch eine Einbürgerung zeitnah
Rechnung zu tragen".

Der Entwurf enthält den Angaben zufolge Einbürgerungsansprüche "für
alle Gruppen, in denen eine Einbürgerung zur Wiedergutmachung geboten
ist". So sollen etwa "Abkömmlinge ehemaliger deutscher
Staatsangehöriger, denen zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai
1945 die Staatsangehörigkeit aus politischen, rassischen oder
religiösen Gründen entzogen worden ist", auf Antrag einzubürgern sind,
auch wenn sie nach dem zum Zeitpunkt ihrer Geburt geltenden Recht die
deutsche Staatsangehörigkeit nicht durch Abstammung erworben hätten.

 * 

2. Politisch motivierte Kriminalität in 2018

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Zuordnung von Straftaten zu politisch
motivierter Kriminalität (PMK) und deren Phänomenbereichen berichtet
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12150) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/11724). Danach waren im vergangenen Jahr
mit Stand vom 31. Januar 2019 insgesamt 20.431 Straftaten dem
Phänomenbereich der politisch rechts motivierten Kriminalität und
7.961 Straftaten der politisch links motivierten Kriminalität
zugeordnet worden, während 2.487 Straftaten auf den Phänomenbereich
"Politisch motivierte Kriminalität - ausländische Ideologie" entfielen
sowie 568 Straftaten auf den Phänomenbereich "Politisch motivierte
Kriminalität -religiöse Ideologie". 4.597 politisch motivierte
Straftaten waren den Angaben zufolge "nicht zuzuordnen".

 * 

3. Aufstockung von Frontex

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die geplante Aufstockung der EU-Grenzschutzagentur
Frontex auf 10.000 Einsatzkräfte ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/12151) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/11738). Danach sind die Verhandlungen zur neuen Verordnung über
die Europäische Grenz- und Küstenwache Frontex inhaltlich
abgeschlossen. Zur Verabschiedung des Vorschlags bedürfe es noch der
formellen Annahme durch den Rat der Europäischen Union; das Plenum des
Europäischen Parlaments habe bereits am 17. April 2019 zugestimmt.

Die Mitgliedstaaten haben sich den Angaben zufolge bei den
Verhandlungen darauf verständigt, dass das künftige "Standing Corps"
von Frontex sukzessive aufwachsen und im Jahr 2027 über 10.000
Einsatzkräfte verfügen soll, sofern eine "Midterm-Evaluierung" im Jahr
2024 einen entsprechenden Bedarf vorsieht. DWie die Bundesregierung
weiter ausführt, trifft sie bereits entsprechende Vorkehrungen, um den
deutschen Beitrag an Personal und Ausrüstung bereitstellen zu können

 * 

4. Lage von Schutzsuchenden in Italien

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach den Kenntnissen der Bundesregierung über die
allgemeine Situation von Schutzsuchenden in Italien erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/12156). Auch will sie
wissen, worauf nach Kenntnis der Bundesregierung "die sinkende
Schutzquote für Schutzsuchende in Italien im Jahr 2019 zurückzuführen"
sei. Ferner fragt sie unter anderem, inwiefern die Bundesregierung
Verlauf und Ergebnis der Asylverfahren von aus Deutschland nach
Italien überstellten Schutzsuchenden verfolgt.

 * 

5. Elektronischer Aufenthaltstitel

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, wie viele vergebene
Aufenthaltstitel nach Kenntnis der Bundesregierung "aktuell in
Papierform (Klebeetikett) und wie viele als elektronische Chipkarte
(eAT)" existieren. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/12137) danach, wie viele seit 2015 neu vergebene Aufenthaltstitel
in Papierform und wie viele als elektronische Chipkarte ausgestellt
wurden. Ferner fragt sie unter anderem, ob "bei Verlust oder
Beschädigung von existenten Reisepässen mit papiernen
Klebe-Aufenthaltstiteln bei Neuausstellung nicht automatisch ein
elektronischer Aufenthaltstitel vergeben" wird.

 * 

6. Angriffe auf Politiker und Parteibüros

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Angriffe auf Politiker, Parteibüros und Wahlplakate
im zweiten Quartal 2019" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/12159). Darin erkundigen sich die Abgeordneten unter
anderem danach, welche Kenntnisse die Bundesregierung "nach Auswertung
der politisch motivierten Kriminalität (KPMD-PMK) beziehungsweise der
Fallzahlendatei Lapos über Angriffe auf
Parteieinrichtungen/-repräsentanten der im Deutschen Bundestag
vertretenen Parteien für das zweite Quartal 2019" hat.

 * 

7. Polizei- und Zolleinsätze im Ausland

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Polizei- und Zolleinsätze im Ausland" im zweiten
Quartal dieses Jahres thematisiert die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/12163). Unter anderem wollen die Abgeordneten
wissen, wie die Bundesregierung die politische und militärische
Gefährdungslage in den jeweiligen Einsatzgebieten bewertet.

 * 

8. Zahl antisemitischer Straftaten erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um antisemitische Straftaten im zweiten Quartal
dieses Jahres geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/12125). Darin erkundigen sich die Abgeordneten unter anderem nach
der Zahl der von Anfang April bis Ende Juni 2019 verübten
antisemitischen Straftaten.

 * 
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BUNDESTAG/8737: Heute im Bundestag Nr. 882 - 12.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 882

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 12. August 2019, Redaktionsschluss: 14.51 Uhr

1. Familienplanung in Niger

2. Keine Korrkturbitten im Januar 2019

3. Entwicklungsfördernde Politik

4. Engagement von Baden-Württemberg

5. FDP fragt nach Investionen in Bildung

6. Projekte zur Gleichstellung



1. Familienplanung in Niger

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Nach Ansicht der Bundesregierung erschweren schwache
Umsetzungskapazitäten sowie widrige Rahmenbedingungen - wie Armut und
kulturell und religiös fest verankerte Traditionen - schnelle und
spürbare Fortschritte bei Maßnahmen der nigrischen Regierung zur
Familienplanung und Geburtenkontrolle. Diese umfassten eine bessere
Verfügbarkeit von Familienplanungsdiensten, die Steigerung der
Nachfrage nach Familienplanungsleistungen sowie die Förderung eines
günstigen Umfelds für die Familienplanung, schreibt sie in einer
Antwort (19/12131) auf eine Kleine Anfrage (19/11731) der
AfD-Fraktion.

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) plane, die Aufklärungs- und Vertriebsmaßnahmen in
Niger geografisch auszuweiten und einen stärkeren Fokus auf
Jugendliche in und außerhalb von Primar- und Sekundarschulen zu legen.
Außerdem will es das Land dabei unterstützen, die Kapazitäten
staatlicher Strukturen zu verbessern.

Der aktuelle Mehrjahresplan der nigrischen Regierung ziele darauf ab,
das Bevölkerungswachstum durch Förderung von Familienplanung zu
steuern, berichtet die Bundesregierung. Sie habe auch eine nationale
Genderstrategie erarbeitet und führe Programme durch, um Frühheirat
und Frühschwangerschaften zu verringern.

 * 

2. Keine Korrkturbitten im Januar 2019

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) hat gegenüber Medien im Januar
2019 nicht darum ersucht, Berichterstattung korrigieren zu lassen. Das
geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/12130) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion zu Korrekturbitten (19/7472) hervor.

 * 

3. Entwicklungsfördernde Politik

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Wie die Bundesregierung den Begriff
"entwicklungsfördernd" definiert, will die AfD-Fraktion mittels einer
Kleinen Anfrage (19/12015) erfahren. Konkret möchten die Abgeordneten
wissen, welche entwicklungspolitischen Projekte, Maßnahmen,
Initiativen und Vorhaben der Begriff abdeckt und wie sich der
Zusammenhang von "entwicklungsfördernd" und "entwicklungshemmend"
darstellt.

 * 

4. Engagement von Baden-Württemberg

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Höhe der öffentlichen Entwicklungsleistungen der
Land- und Stadtkreise des Landes Baden-Württemberg sind Thema einer
Kleinen Anfrage (19/12168) der AfD-Fraktion. Außerdem fragen die
Abgeordneten die Bundesregierung, ob sie die
Entwicklungszusammenarbeit von Gebietskörperschaften unterhalb des
Bundes mit auswärtigen Staaten für vereinbar mit Artikel 32 Absatz 1
des Grundgesetzes hält.

 * 

5. FDP fragt nach Investionen in Bildung

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Wie hoch die Investitionen in Grundbildung und
berufliche Bildung in der Entwicklungszusammenarbeit in den Jahren
2017 und 2018 waren, will die FDP-Fraktion mittels einer Kleinen
Anfrage (19/12140) erfahren. Außerdem fragen die Abgeordneten, wie die
Bundesregierung die von ihr durchgeführten Maßnahmen zur beruflichen
Bildung konkret evaluiert und wie viele Ausbildungsplätze jährlich
seit 2013 in den Partnerländern der deutschen
Entwicklungszusammenarbeit durch welche deutschen Unternehmen
geschaffen wurden.

 * 

6. Projekte zur Gleichstellung

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Welche Maßnahmen und Projekte im Rahmen der
staatlichen und nichtstaatlichen bilateralen
Entwicklungszusammenarbeit Bund und Länder aktuell mit Fokus auf
Geschlechtergleichstellung und Frauenrechte fördern, möchte die
AfD-Fraktion mittels einer Kleinen Anfrage (19/12158) erfahren.
Außerdem erkundigt sie sich, ob die Bundesregierung beabsichtigt, ihre
entwicklungspolitische Tätigkeit in Bezug auf diese Themen zu
intensivieren.

 * 
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BUNDESTAG/8736: Heute im Bundestag Nr. 881 - 12.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 881

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 12. August 2019, Redaktionsschluss: 13.53 Uhr

1. Berlin zuständig für Siemensbahn

2. Geringer Mittelabfluss bei Breitbandausbau

3. Lieferprobleme bei Hersteller Skoda

4. Zustand der Straßenbrücken in Thüringen

5. Güterzugstrecke Nürnberg-Eltersdorf

6. Gesamtkosten für Vordringlichen Bedarf

7. FDP fragt nach digitalen Verkehrsschildern



1. Berlin zuständig für Siemensbahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Für eine Wiederbelebung der sogenannten Siemensbahn,
die wie früher als S-Bahn-Strecke ausschließlich für den Nahverkehr
genutzt werden soll, ist nach Aussage der Bundesregierung
ausschließlich das Land Berlin als Aufgabenträger des
Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) zuständig. Das geht aus der Antwort
der Regierung (19/12076) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/11622) hervor.

Die Bundesregierung setze sich für den Ausbau des Öffentlichen
Personennahverkehrs (ÖPNV) ein, heißt es in der Antwort. Auf Grund der
gesetzlichen Vorgaben liege die Verantwortung für die Planung,
Organisation und Finanzierung des ÖPNV jedoch bei den Ländern. Dies
schließe auch den Nahverkehr ein, der als SPNV auf den
Eisenbahnstrecken erbracht werde. Dabei unterstütze der Bund die
Länder bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben mit unterschiedlichen
Finanzierungsinstrumenten in Höhe von derzeit jährlich mehr als neun
Milliarden Euro. Gesetzliche Grundlagen seien das
Regionalisierungsgesetz, das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz sowie
das Entflechtungsgesetz. "Über den Einsatz dieser Mittel entscheiden
jeweils die Länder", heißt es in der Antwort.

 * 

2. Geringer Mittelabfluss bei Breitbandausbau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Weniger als ein Prozent (5,54 Millionen Euro) der
bewilligten Fördermittel für den Breitbandausbau in Sachsen (619,23
Millionen Euro) sind bislang (Stand: 11. Juli 2019) tatsächlich
abgeflossen. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/11969)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/11464)
hervor.

Laut der Antwort verfügen 78,1 Prozent der Haushalte in Sachsen über
einen Internetanschluss mit mindestens 50 Mbit/s Downstream (Stand:
Ende 2018). In städtischen Bereichen liegt der Wert der Vorlage
zufolge bei 91,9 Prozent, in halbstädtischen Bereichen bei 67,4
Prozent und in ländlichen Gegenden bei 47,6 Prozent. Drahtloses
Internet auf LTE-Basis mit der Mindestbandbreite von sechs Mbit/s
steht auf 90,8 Prozent der Fläche Sachsens zur Verfügung.

 * 

3. Lieferprobleme bei Hersteller Skoda

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Grund für die Verzögerungen bei der
Modernisierung der Waggonflotte der Regionalbahnstrecke
München-Nürnberg liegt einer Antwort der Bundesregierung (19/11672)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10951) zufolge beim
Hersteller Skoda, der die neuentwickelten Fahrzeuge nicht in der
vereinbarten Art termingerecht habe liefern können. Nach Auskunft der
Deutschen Bahn AG (DB AG) habe der Hersteller inzwischen drei Züge
nach München überführt, die jedoch noch nicht im Besitz des
Eisenbahnverkehrsunternehmens (EVU) DB Regio AG seien, schreibt die
Bundesregierung. Skoda habe beim Eisenbahn-Bundesamt (EBA) für den
betrieblichen Einsatz die Inbetriebnahmegenehmigung (IBG) beantragt.
Es werde derzeit Personal für die Instandhaltung sowie
Triebfahrzeugführer der DB Regio AG ausgebildet.

Nach Angaben des Herstellers werde wahrscheinlich bis Ende Juli 2019
das EBA die IBG erteilen. "Im Anschluss wird die DB Regio Bayern die
Züge schnellstmöglich abnehmen und schrittweise den Vorlaufbetrieb
aufnehmen", schreibt die Regierung. Der volle Linienbetrieb werde
frühestens im Dezember 2019 aufgenommen.

 * 

4. Zustand der Straßenbrücken in Thüringen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Zustandsnoten der Brücken an Bundesfernstraßen
in Thüringen haben sich nach Angaben der Bundesregierung seit 2014
infolge der gestiegenen Erhaltungsaufwendungen verbessert. Das geht
aus der Antwort der Bundesregierung (19/11742) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/11400) hervor. Der Anteil der Brücken mit einer
sehr guten und guten Zustandsnote sei in der Summe deutlich
angestiegen, der Anteil der Brücken mit einer nicht ausreichenden und
ungenügenden Zustandsnote sei weiter gesunken, schreibt die Regierung,
die in der Antwort sämtliche Brücken in Thüringen und deren Zustand
aufführt.

 * 

5. Güterzugstrecke Nürnberg-Eltersdorf

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung kann derzeit noch keinen Termin
nennen, zu dem der Planfeststellungsbeschluss für die Güterzugstrecke
Nürnberg-Eltersdorf ergehen kann. Das geht aus der Antwort der
Regierung (19/12070) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/11514) hervor. Die Güterzugstrecke sei im Zuge der
Bekanntgabe der Bewertung der Schienenwegeausbauvorhaben des
Potenziellen Bedarfs im November 2018 in den Vordringlichen Bedarf des
Bundesverkehrswegeplans aufgestiegen, heißt es in der Antwort. Die DB
Netz AG überarbeite derzeit die bereits im Planfeststellungsverfahren
befindlichen Planfeststellungsunterlagen und plane, diese
Überarbeitung Ende 2019 abzuschließen. "Die Festlegung eines Termins,
zu dem ein Planfeststellungsbeschluss ergehen kann, kann erst auf der
Grundlage der überarbeiteten Planfeststellungsunterlagen und des
Ergebnisses des Anhörungsverfahrens erfolgen", schreibt die
Bundesregierung.

 * 

6. Gesamtkosten für Vordringlichen Bedarf

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die noch zu finanzierenden Gesamtkosten für die
Vorhaben des Vordringlichen Bedarfs des Bedarfsplans Schiene
einschließlich der aufgestiegenen Vorhaben des Potenziellen Bedarfs
belaufen sich nach Regierungsangaben auf rund 70 Milliarden Euro. Das
geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/11669) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/10834) hervor.

 * 

7. FDP fragt nach digitalen Verkehrsschildern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche Anpassungen der Straßenverkehrs-Ordnung
(StVO) nach Ansicht der Bundesregierung notwendig sind, um digitale
Verkehrsschilder, Ampeln und Straßenmarkierungen zu ermöglichen,
möchte die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/12048) wissen.
Gefragt wird auch, mit welchen Kosten die Bundesregierung für die
flächendeckende Ausstattung mit digitalen Verkehrsschildern, Ampeln
und Straßenmarkierungen rechnet.

 * 
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BUNDESTAG/8735: Heute im Bundestag Nr. 880 - 12.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 880

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 12. August 2019, Redaktionsschluss: 12.58 Uhr

1. Höhere Finanzstabilitätsrisiken in Europa

2. Kredit-Durchleitung erfolgt freiwillig

3. Keine Korrekturbitten der GZD

4. Ursache der FinTech-Pleiten

5. Fragen nach weiteren Cum/Ex-Fällen

6. Erhöhung des antizyklischen Kapitalpuffers

7. Umsetzung der Grundsteuerreform



1. Höhere Finanzstabilitätsrisiken in Europa

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Im derzeitigen makroökonomischen Umfeld niedriger
Zinsen, hoher Schuldenstände und geopolitischer Unsicherheiten haben
sich die Finanzstabilitätsrisiken für Europa zuletzt erhöht. Darauf
weist die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11546) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/10959) hin. Vor diesem Hintergrund
spricht sich die Bundesregierung für einen substanziellen Risikoabbau
in den europäischen Bankbilanzen aus.

Die Profitabilität deutscher Banken wird von der Bundesregierung im
europäischen Vergleich mit einer Eigenkapitalrendite von 1,6 Prozent
im vierten Quartal 2018 als vergleichsweise gering bezeichnet. Der
EU-Durchschnitt liegt bei 6,5 Prozent. Begründet wird die schwache
Profitabilität deutscher Banken unter anderem mit dem intensiven
Wettbewerb im deutschen Bankensektor und mit dem historisch niedrigen
Zinsniveau.

Unter Berufung auf Zahlen der Deutschen Bundesbank heißt es in der
Antwort, in den letzten zehn Jahren sei die Anzahl der inländischen
Filialen deutscher Banken von 39.565 im Jahr 2008 auf 27.1887 im Jahr
2018 gesunken, was einem Rückgang um 29,5 Prozent entspreche. Die Zahl
der hauptberuflich Beschäftigten im deutschen Kreditgewerbe sei von
674.250 auf 585.892 zurückgegangen. Eine Umfrage von deutscher
Bundesbank und Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht zu den
Auswirkungen der Niedrigzinsen habe gezeigt, dass das
Niedrigzinsumfeld die Ertragssituation der kleinen und mittelgroßen
Kreditinstitute in Deutschland weiterhin stark belaste, gibt die
Bundesregierung in der Antwort an. Dort heißt es allerdings auch,
aufgrund der umgesetzten Reformen der europäischen
Finanzmarktregulierung hätten die europäischen Banken nach der
globalen Finanz- und Wirtschaftskrise ihre Widerstandsfähigkeit
deutlich erhöht.

 * 

2. Kredit-Durchleitung erfolgt freiwillig

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Durchleitung von Krediten der KfW Bankengruppe
ist eine freiwillige Leistung der Kreditinstitute. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11430) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/10786) mit, die sich nach der Verhinderung der
Durchleitung von KfW-Krediten durch die Geschäftspolitik der Banken
erkundigt hatte. Sollten einzelne Kreditinstitute Schwellenwerte
festgelegt haben, so handele es sich hierbei um individuelle
geschäftspolitische Entscheidungen, argumentiert die Bundesregierung.
Strukturierte Informationen über gegebenenfalls bestehende
Schwellenwerte der Geschäftsbanken bei der Vergabe von Förderkrediten
der KfW gebe es nicht.

 * 

3. Keine Korrekturbitten der GZD

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Generalzolldirektion (GZD) hat im Februar 2019
keine Korrekturen von Berichterstattungen unter anwaltlicher Hilfe
erbeten. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12009)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11824). In Einzelfällen
gebe die GZD bei unzutreffender Berichterstattung einem Medium einen
Hinweis. Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise bestehe
nicht.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

4. Ursache der FinTech-Pleiten

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach den Ursachen für die Pleitewelle bei FinTechs,
wie junge Unternehmen im Finanzbereich genannt werden, erkundigt sich
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/12081). Die
Bundesregierung soll angeben, wie viele FinTechs es in Deutschland
gibt, wie viel Kapital FinTechs in Deutschland jährlich einsammeln und
wie viele FinTechs seit 2011 ihr Geschäft wieder eingestellt haben und
was die Gründe für die Einstellung des Geschäfts waren. Außerdem
wollen die Abgeordneten wissen, wie die Bundesregierung eine Studie
bewertet, nach der seit 2011 mindestens 233 FinTechs ihren Betrieb
eingestellt haben sollen. Gefragt wird, wie viele Fintechs in den
letzten fünf Jahren eine Banklizenz beantragt haben und wie lange die
Zulassung für eine Banklizenz durchschnittlich dauert.

In der Vorbemerkung zur kleinen Anfrage verweisen die Abgeordneten auf
die Studie, in der es heiße, allein in den Monaten Januar bis Mai 2019
hätten so viele FinTechs ihren Betrieb eingestellt wie zuvor in den
Jahren 2014 bis 2016 zusammen.

 * 

5. Fragen nach weiteren Cum/Ex-Fällen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um sogenannte Cum/Ex-Geschäfte, bei denen
Erstattungen von Kapitalertragsteuer erwirkt werden, ohne diese zuvor
abgeführt zu haben, geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/11883). Nach Medienberichten über möglicherweise weiter
mögliche Fallkonstellationen dieser Art soll die Regierung angeben, ob
sie eine weitere Reform der Verfahren zur Kapitalertragsteuerabführung
und Steuererstattung erwägt, um Betrugsrisiken zu minimieren. Außerdem
wollen die Abgeordneten wissen, welche Gründe zum nennenswerten
Anstieg der Kapitalertragssteuer Erstattungen bis 2017 geführt haben.

 * 

6. Erhöhung des antizyklischen Kapitalpuffers

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Warum der Ausschuss für Finanzstabilität eine
Erhöhung des inländischen antizyklischen Kapitalpuffers vom dritten
Quartal 2019 an empfohlen hat, will die FDP-Fraktion von der
Bundesregierung in einer Kleinen Anfrage (19/12124) erfahren. Die
Bundesregierung soll auch angeben, welche Verbände und Institutionen
Stellungnahmen zur geplanten Anhebung des Kapitalpuffers abgegeben
haben und welche Schlussfolgerungen aus diesem Stellungnahmen gezogen
wurden.

 * 

7. Umsetzung der Grundsteuerreform

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Reform der Grundsteuer ist Thema einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/12122). Die Bundesregierung soll angeben,
welche Folgen entstehen, wenn die vom Bundesverfassungsgericht für den
31. Dezember 2019 gesetzte Frist für eine Reform der
Bemessungsgrundlage der Grundsteuer ohne eine beschlossene
Gesetzgebung überschritten wird. Außerdem wird nach den Auswirkungen
der Grundsteuerreform auf den Länderfinanzausgleich gefragt.

 * 
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BUNDESTAG/8734: Heute im Bundestag Nr. 877 - 09.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 877

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 9. August 2019, Redaktionsschluss: 15.01 Uhr

1. Keine Korrekturbitten der Bundesanstalt

2. Keine Korrekturbitten des Thünen-Instituts

3. Keine Korrekturbitten des Ministeriums

4. Keine Korrekturbitten des Bundesinstituts

5. Importiertes Geflügelfleisch

6. Politische Kontakte zur Agrarwirtschaft



1. Keine Korrekturbitten der Bundesanstalt

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
(BLE) hat im März 2019 in keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der
Berichterstattung unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe gebeten.
Das geht aus der Antwort (19/12108) der Bundesregierung auf eine
Kleine Anfrage (19/11713) der AfD-Fraktion hervor.

Die BLE gebe lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten Informationen
unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

2. Keine Korrekturbitten des Thünen-Instituts

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Johann Heinrich von Thünen-Institut (TI) hat im
Februar 2019 in keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der
Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort (19/12012) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/11830) der AfD-Fraktion
hervor.

 * 

3. Keine Korrekturbitten des Ministeriums

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) hat zwischen dem 22. November 2005 und dem 31.
Dezember 2018 in keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der
Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort (19/12003) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/11640) der AfD-Fraktion
hervor.

Das Ministerium gebe lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

4. Keine Korrekturbitten des Bundesinstituts

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) hat im
Februar 2019 in keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der
Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort (19/12004) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/11694) der AfD-Fraktion
hervor.

 * 

5. Importiertes Geflügelfleisch

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit dem Tierwohl und importiertem Geflügelfleisch
befasst sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/12097). In
Deutschland würden jährlich pro Kopf rund 60 Kilogramm Fleisch und
Fleischprodukte verzehrt. Wachsende Bedeutung habe das
Geflügelfleisch, wobei die Haltungsbedingungen für Geflügel oft
kritisiert würden.

Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, aus welchen Staaten das
Geflügelfleisch eingeführt wird und wie die Haltungsbedingungen in
anderen EU-Ländern sind.

 * 

6. Politische Kontakte zur Agrarwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Kontakte der Bundesregierung zur Agrarwirtschaft
sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/12055) der Linksfraktion. Medien
hätten kürzlich von sehr vielfältigen Beziehungen zwischen der
Landwirtschaftspolitik und der Agrar- und Chemieindustrie berichtet.
Die Abgeordneten wollen wissen, welche dienstlichen Kontakte bestehen
und listen konkret Unternehmen und Verbände auf, die in die Antwort
der Bundesregierung einbezogen werden sollen.

 * 
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BUNDESTAG/8733: Heute im Bundestag Nr. 876 - 09.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 876

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 9. August 2019, Redaktionsschluss: 13.51 Uhr

1. Mehr Sicherheit durch Patientenakte

2. Keine Korrekturbitten des Ministeriums

3. Keine Korrekturbitten des BMEL

4. Keine Korrekturbitten des BSA im Mai

5. Keine Korrekturbitten des BSA

6. Evaluierung bei DFG-Förderung



1. Mehr Sicherheit durch Patientenakte

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Mit der elektronischen Patientenakte wird nach
Ansicht der Bundesregierung der Informationsaustausch von
Gesundheitsdaten sicherer. Im Vergleich zu bisher genutzten Verfahren
wie etwa Fax-Geräten werde die Sicherheit deutlich erhöht, heißt es in
der Antwort (19/12152) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/11756) der AfD-Fraktion.

Die Kommunikationswege, auf denen die Gesundheitsdaten mittels
Telematikinfrastruktur ausgetauscht werden, würden durch
Verschlüsselungsverfahren kryptografisch geschützt. Zusätzlich würden
Informationen in der elektronischen Patientenakte ausschließlich
kryptografisch verschlüsselt abgelegt, wobei patientenindividuelle
Schlüsse verwendet werden.

Die Zugriffsrechte auf die Patientenakte sollen schrittweise auf
bestimmte Berufsgruppen ausgeweitet werden, zunächst auf Angehörige
der Pflegeberufe, Hebammen und Entbindungspfleger, Physiotherapeuten
und das Hilfspersonal in Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen.

Die elektronische Patientenakte sei eine freiwillige Anwendung für die
Versicherten, heißt es in der Antwort weiter. Sie soll zu Jahresbeginn
2021 zur Verfügung stehen.

 * 

2. Keine Korrekturbitten des Ministeriums

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) hat im Januar 2019 in keinem Fall bei Medien um
eine Korrektur der Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort
(19/11994) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/11540) der
AfD-Fraktion hervor.

Das Ministerium gebe lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

3. Keine Korrekturbitten des BMEL

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) hat im Februar 2019 in keinem Fall bei Medien um
eine Korrektur der Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort
(19/12005) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/11719) der
AfD-Fraktion hervor.

Das Ministerium gebe lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

4. Keine Korrekturbitten des BSA im Mai

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundessortenamt (BSA) hat im Mai 2019 in keinem
Fall bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe gebeten. Das geht aus der Antwort
(19/12111) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/11877) der
AfD-Fraktion hervor.

Das BSA gebe lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten Informationen
unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

5. Keine Korrekturbitten des BSA

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundessortenamt (BSA) hat im Februar 2019 in
keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe gebeten. Das geht aus der Antwort
(19/12110) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/11876) der
AfD-Fraktion hervor.

Das BSA gebe lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten Informationen
unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

6. Evaluierung bei DFG-Förderung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Fachhochschulen beziehungsweise Hochschulen für
angewandte Wissenschaften (FHs/HAWs) spielen in der Zusammenarbeit mit
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) und der regionalen
Entwicklung, gerade im ländlichen Raum, eine besonders wichtige Rolle.
Die hier betriebene anwendungsorientierte Forschung muss nach Ansicht
der FDP zu einem bedeutsamen Innovationsmotor der deutschen Wirtschaft
ausgebaut werden. Das schreibt die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/12121).

Es bestehe ein gravierendes Missverhältnis zwischen Universitäten und
FHs/HAWs bei der Forschungsförderung durch die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG). Denn nur 0,5 Prozent der rund zwei
Milliarden Euro an DFG-Forschungsfördermitteln gingen an die FHs/HAWs.

Die FDP-Fraktion möchte wissen, wie viele Anträge auf Einrichtung
einer Projektakademie seit Juli 2014 bei der DFG gestellt worden sind
und wie viele Fachhochschulprofessorinnen und Fachhochschulprofessoren
bisher an den Projektakademien teilgenommen haben. Auch interessiert
die FDP, wie viele Anträge auf Projektförderung im Nachgang der drei
Projektakademien insgesamt in welcher Kostenhöhe gestellt worden sind.

 * 
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BUNDESTAG/8732: Heute im Bundestag Nr. 875 - 09.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 875

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 9. August 2019, Redaktionsschluss: 12.25 Uhr

1. Versorgung mit Seltenen Erden

2. Korrekturbitten des BMWi

3. EU-Ratspräsidentschaft 2020

4. Korrekturbitten meist telefonisch

5. Entwicklungen in der Krankenpflege

6. Werbevideo zur Grundrente



1. Versorgung mit Seltenen Erden

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Versorgung mit Seltenen Erden steht im
Mittelpunkt der Antwort (19/12037) auf eine Kleine Anfrage (19/11492)
der FDP-Fraktion. Hintergrund der Anfrage der Abgeordneten ist der
Handelsstreit zwischen den USA und China; aus letzterem Land kommt der
Großteil Seltener Erden. Bisher hat die Bundesregierung eigenen
Angaben zufolge keine aktuellen Rückmeldungen von Unternehmen über die
Folgen eines möglichen chinesischen Exportstopps für Seltene Erden
erhalten. Generell könne für die Versorgung mit leichten Seltenen
Erden (bezogen auf das Atomgewicht) auf Produkte aus Russland und
Malaysia zurückgegriffen werden. "Eine alternative Versorgung mit
schweren Seltenen Erden ist nach Informationen der Bundesanstalt für
Rohstoffe und Geowissenschaften allerdings derzeit nicht möglich",
heißt es weiter.

 * 

2. Korrekturbitten des BMWi

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um Korrekturbitten des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Energie (BMWi) und nachgeordneten Behörden gegenüber
Medien in verschiedenen Zeiträumen geht es in der Antwort (19/12127)
auf Kleine Anfragen der AfD-Fraktion (19/11566, 19/11567, 19/11574,
19/11579, 19/11582, 19/11588, 19/11611, 19/11633, 19/11635, 19/11638,
19/11642, 19/11693, 19/11703, 19/11714, 19/11716, 19/11796, 19/11812,
19/11814, 19/11853, 19/11859, 19/11863). Darin erklärt die
Bundesregierung, in keinem Fall bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen ersucht zu
haben. Weiter heißt es, "in selten auftretenden Fällen" werde einem
Medium dann ein Hinweis gegeben, wenn die veröffentlichten
Informationen oder Aussagen über das Handeln der Bundesregierung
objektiv unzutreffend seien und das BMWi oder die Behörden seines
Geschäftsbereichs einen Hinweis für geeignet und angemessen erachten.
"Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise besteht nicht."

 * 

3. EU-Ratspräsidentschaft 2020

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat darauf hingewiesen, dass
Programm und Schwerpunkte für die Zeit der EU-Ratspräsidentschaft
üblicherweise kurz vor deren Antritt vorgestellt werden. Für konkrete
Maßnahmen zu einzelnen Themenbereichen des in der 2. Jahreshälfte 2020
anstehenden Vorsitzes Deutschlands sei es noch zu früh, erklärt die
Bundesregierung in der Antwort (19/12036) auf eine Kleine Anfrage
(19/11453) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten hatten gefragt, ob und
wie Deutschland an die Ergebnisse seiner vorangegangenen
Ratspräsidentschaft anknüpfen will.

 * 

4. Korrekturbitten meist telefonisch

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und
Arbeitsmedizin (BAuA) gibt in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn von ihr veröffentlichte Informationen oder Angaben über
sie objektiv unzutreffend wiedergegeben worden sind und die BAuA einen
Hinweis für angemessen erachtet. Diese Hinweise würden in der Regel
telefonisch und ohne anwaltliche Hilfe erfolgen. Eine Dokumentation
liege daher nicht vor, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/12023) auf eine Kleine Anfrage (19/11564) der AfD-Fraktion.

 * 

5. Entwicklungen in der Krankenpflege

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/12167)
zu Entwicklungen in der Alten- und Krankenpflege gestellt. Unter
anderem möchte sie von der Bundesregierung Angaben zum Medianentgeld
und zum Ausmaß geringfügiger Beschäftigung erhalten.

 * 

6. Werbevideo zur Grundrente

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/11975)
zu einem Online-Werbevideo des Bundesarbeitsministeriums zur
Grundrente gestellt. Darin will sie von der Bundesregierung unter
anderem wissen, ob die darin vertretene Position eine gemeinsame
Position der Bundesregierung ist.

 * 
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BUNDESTAG/8731: Heute im Bundestag Nr. 874 - 09.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 874

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 9. August 2019, Redaktionsschluss: 09.31 Uhr

1. Keine Korrekturbitten des BFR

2. Keine Korrekturbitten der Bundesanstalt

3. Keine Korrekturbitten des BVL 2019

4. Keine Korrekturbitten des FLI

5. Keine Korrekturbitten des JKI

6. Keine Korrekturbitten des MRI



1. Keine Korrekturbitten des BFR

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) hat im
März 2019 in keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der
Berichterstattung unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe gebeten.
Das geht aus der Antwort (19/12109) der Bundesregierung auf eine
Kleine Anfrage (19/11851) der AfD-Fraktion hervor.

Das BfR gebe lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten Informationen
unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

2. Keine Korrekturbitten der Bundesanstalt

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
(BLE) hat im Februar 2019 in keinem Fall bei Medien um eine Korrektur
der Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort (19/12006) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/11798) der AfD-Fraktion
hervor.

 * 

3. Keine Korrekturbitten des BVL 2019

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) hat im Februar 2019 in keinem Fall bei
Medien um eine Korrektur der Berichterstattung gebeten. Das geht aus
der Antwort (19/12007) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/11810) der AfD-Fraktion hervor.

 * 

4. Keine Korrekturbitten des FLI

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) hat im Februar
2019 in keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung
gebeten. Das geht aus der Antwort (19/12008) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/11823) der AfD-Fraktion hervor.

 * 

5. Keine Korrekturbitten des JKI

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen (JKI)
hat im Februar 2019 in keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der
Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort (19/12010) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/11826) der AfD-Fraktion
hervor.

 * 

6. Keine Korrekturbitten des MRI

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundesforschungsinstitut für Ernährung und
Lebensmittel (MRI) hat im Februar 2019 in keinem Fall bei Medien um
eine Korrektur der Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort
(19/12011) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/11827) der
AfD-Fraktion hervor.

 * 
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BUNDESTAG/8730: Heute im Bundestag Nr. 873 - 08.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 873

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 8. August 2019, Redaktionsschluss: 16.27 Uhr

1. Zoll kann verdeckte Ermittler einsetzen

2. Keine Korrekturbitten des BfJ bis 2018

3. Keine Korrekturbitten des BMJV

4. Keine Korrekturbitten des GBA im Januar

5. Anstieg bei leistungsstarken Elektroautos

6. Fragen zu antibiotikaresistenten Erregern



1. Zoll kann verdeckte Ermittler einsetzen

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Die Befugnisse des Zollfahndungsdienstes sollen
ausgeweitet werden. Der von der Bundesregierung eingebrachte Entwurf
eines Gesetzes zur Neustrukturierung des Zollfahndungsdienstgesetzes
(19/12088) sieht unter anderem die Möglichkeit zum Einsatz verdeckter
Ermittler sowie eine Befugnis zur Identifizierung und Lokalisierung
von Mobilfunkkarten und Telekommunikationsendgeräten vor. Mit dem
Gesetz werden außerdem die Auskunftspflichten von Betroffenen und
Dritten erweitert.

Der Einsatz verdeckter Ermittler sei zur Abwehr schwerwiegender
Gefahren für die zu schützenden Rechtsgüter im Zuständigkeitsbereich
des Zollfahndungsdienstes unerlässlich, heißt es in der Begründung des
Gesetzentwurfs. Dies gelte gerade vor dem Hintergrund, dass
Gruppierungen der organisierten Kriminalität zunehmend konspirativ und
unter größter Abschottung agieren würden.

Außerdem darf das Zollkriminalamt in Zukunft Gerätenummern von
Telekommunikationsendgeräten und die Kartennummern der verwendeten
Karten sowie die Standorte von Telekommunikationsendgeräten ermitteln.
Diese Befugnis sei angesichts der technischen Entwicklung im
Telekommunikationsbereich erforderlich. Bei der Vorbereitung und
Begehung von Straftaten gegen das Kriegswaffenkontrollgesetz oder von
unerlaubten Handlungen im Außenwirtschaftsverkehr würden zunehmend
Telekommunikationsendgeräte eingesetzt, deren Rufnummern oder
Kennungen dem Zollkriminalamt oftmals nicht bekannt seien. Wie in der
polizeilichen Praxis soll das Zollkriminalamt daher sogenannte
IMSI-Catcher oder WLAN-Catcher zur Gefahrenabwehr einsetzen dürfen.

Außerdem werden mit dem Gesetzentwurf Vorgaben aus zwei Urteilen des
Bundesverfassungsgerichts zum Datenschutz sowie eine EU-Richtlinie
umgesetzt. Insbesondere sei eine Stärkung des Kernbereichsschutzes
während und nach der Datenerhebung durch erweiterte richterliche
Kontrollbefugnisse vorgesehen, heißt es in dem Entwurf.

 * 

2. Keine Korrekturbitten des BfJ bis 2018

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Soweit noch nachvollziehbar, hat das Bundesamt für
Justiz (BfJ) vom 1. Januar 2007 bis 31. Dezember 2018 weder mit noch
ohne Hilfe von Anwälten bei Medien um Korrekturen von
Berichterstattungen ersuchen lassen. Das teilt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/12064) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/11558) mit. Diese war eine Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

3. Keine Korrekturbitten des BMJV

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Das Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz (BMJV) hat im Januar 2019 weder mit noch ohne Hilfe
von Anwälten bei Medien um Korrekturen von Berichterstattungen
ersuchen lassen. Das teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/12062) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11534) mit.
Diese war eine Nachfrage zur Antwort der Bundesregierung auf die
Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 19/7472.

 * 

4. Keine Korrekturbitten des GBA im Januar

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (GBA)
hat im Januar 2019 weder mit noch ohne Hilfe von Anwälten bei Medien
um Korrekturen von Berichterstattungen ersuchen lassen. Das teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12060) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/11524) mit. Diese war eine Nachfrage zur Antwort
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

5. Anstieg bei leistungsstarken Elektroautos

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Im ersten Halbjahr 2019 wurden nach Angaben der
Bundesregierung 31.059 Elektro-Personenwagen zugelassen. Im Jahr 2017
lag die Zahl der Neuzulassungen bei 25.056 und im Jahr 2018 bei
36.062, heißt es in der Antwort der Bundesregierung (19/11725) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11323). Ein deutlicher
Anstieg der Neuzulassungen ist der Vorlage zufolge bei
Elektro-Personenwagen der Leistungsklasse über 150 kW zu verzeichnen
(erstes Halbjahr 2019: 8.232, 2017: 3.136, 2018: 3.404).

Zur Beantwortung der Frage, welche Kenntnisse die Bundesregierung
bezüglich der tatsächlichen Reichweiten und der nach technischen Daten
entsprechend dem WLTP-Testverfahren angegebenen Reichweiten von
Elektro-Personenwagen hat, wird auf eine frühere Antwort (19/11454)
verwiesen. Darin heißt es: Für die Bestimmung des durchschnittlichen
Unterschieds zwischen den in Prüfzyklen ermittelten
CO2-Emissionswerten, Verbrauchswerten oder elektrischen Reichweiten
und den entsprechenden Werten im Realbetrieb müssten diese Werte für
alle zugelassenen Plug-In-Hybridfahrzeuge - ebenso wie für andere
Arten von elektrisch betriebenen Pkw - im Realbetrieb erhoben werden.
"Hierzu liegen der Bundesregierung keine eigenen Erkenntnisse vor",
heißt es in der Vorlage.

Mit der Verordnung (EU) 2017/1151 sei in Europa seit dem 1. September
2018 das WLTP-Typprüfverfahren für die Erstzulassung von
EU-typgenehmigten Pkw vorgeschrieben, schreibt die Bundesregierung.
Die Neuentwicklung des Fahrzyklus und die Anpassung der Messprozedur
für die CO2-Emissionen und des Kraftstoffverbrauchs (beziehungsweise
des Verbrauchs elektrischer Energie) erfolge im Hinblick auf
größtmögliche Realitätsnähe zum weltweiten Verkehrsgeschehen und
Fahrverhalten. Durch die Verbesserung und Neuformulierung der
Messprozedur, durch Festsetzung wesentlich engerer Toleranzen sowie
realitätsnaher Randbedingungen werde ein hohes Maß an
Repräsentativität und Reproduzierbarkeit angestrebt, heißt es in der
Antwort.

Der "Realverbrauch" hänge aber weiterhin von vielen Faktoren, wie
beispielsweise vom Fahrstil, der Beladung des Fahrzeugs und den
Umgebungsbedingungen ab. "Auch mit dem neuen Messverfahren wird es
deshalb, trotz aller Verbesserungen, Abweichungen zwischen den im
Genehmigungsverfahren ermittelten Werten und dem individuellen
Verbrauch geben", schreibt die Regierung.

 * 

6. Fragen zu antibiotikaresistenten Erregern

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit antibiotikaresistenten Erregern in der
Landwirtschaft befasst sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/12123). Ein unsachgemäßer Einsatz in der Human- und Tiermedizin
führe dazu, dass bakterielle Erreger zunehmend Resistenzen
ausbildeten. In der Tierhaltung kämen Reserveantibiotika zum Einsatz.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun wissen, wie sich
die Zahl der antibiotikaresistenten Erreger in der Veterinärmedizin in
den vergangenen zehn Jahren verändert hat und welche
Reserveantibiotika zur Verfügung stehen.

 * 
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BUNDESTAG/8729: Heute im Bundestag Nr. 872 - 08.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 872

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 8. August 2019, Redaktionsschluss: 15.47 Uhr

1. Mittel für das Einheitliche Patentgericht

2. Keine Korrekturbitten des GBA bis 2018

3. Keine Korrekturbitten des BfJ im Januar

4. Keine Korrekturbitten des BMJV bis 2018

5. Keine Korrekturbitten des BfJ im Februar

6. BfJ erfasst Hinweise nicht



1. Mittel für das Einheitliche Patentgericht

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Auskunft über den Verbleib der Mittel für ein
Einheitliches Patentgericht der EU gibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/12106) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/11707). Die Abgeordneten wollten wissen, wofür diese Mittel
ausgegeben wurden, obgleich das Ratifizierungsverfahren noch nicht
abgeschlossen und ein Ausgang einer Verfassungsbeschwerde noch
ungewiss ist. Wie die Bundesregierung schreibt, fallen bereits in der
Vorbereitungsphase Ausgaben an, die erforderlich sind, um zu
gewährleisten, dass das Gericht von Beginn an arbeitsfähig ist. So sei
für die Entwicklung, Einrichtung und den Testbetrieb eines IT-Systems
die Erstellung eines Projektplans und die Beauftragung externer
Dienstleister erforderlich. Da das Gericht als Rechtsperson noch nicht
bestehe und damit ein für eine Auftragsvergabe notwendiger
Rechtsträger bislang fehle, habe sich in der Vergangenheit das
Vereinigte Königreich bereit erklärt, die notwendigen Aufträge zu
vergeben und durchzuführen und wegen der erheblichen Ausgaben in
Vorleistung zu gehen. Um einem vom Vereinigten Königreich im Jahr 2014
erbetenen solidarischen Finanzbeitrag der Bundesrepublik Deutschland
zu finanzieren, seien die notwendigen Mittel für das Haushaltsjahr
2015 angemeldet worden, vom Haushaltsgesetzgeber bewilligt und dann
ein Betrag von 543.981 Euro an das Vereinigte Königreich erstattet
worden. Der Haushaltsplan sehe im Übrigen ausdrücklich vor, dass auch
die Kosten vorbereitender Maßnahmen sowie Kosten finanziert werden,
die im Zusammenhang mit der Gründung des Einheitlichen Patentgerichts
von anderen Mitgliedstaaten verauslagt wurden.

Wie es weiter in der Antwort heißt, spielen die Frage des Austritts
des Vereinigten Königreiches aus der Europäischen Union und dessen
Auswirkungen auf die europäische Patentreform eine wichtige Rolle beim
weiteren Implementierungsprozess des Übereinkommens über ein
Einheitliches Patentgericht. Es müssten die tatsächlichen und
rechtlichen Auswirkungen eines Austrittes im Hinblick auf das
Übereinkommen geprüft und auf europäischer Ebene abgestimmt werden.
Diese Meinungsbildung sei derzeit noch nicht abgeschlossen, nicht
zuletzt weil wesentliche Faktoren des voraussichtlichen Austritts
derzeit noch nicht bekannt seien.

 * 

2. Keine Korrekturbitten des GBA bis 2018

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Soweit noch nachvollziehbar hat der
Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (GBA) vom 22. November 2005
bis 31. Dezember 2018 weder mit noch ohne Hilfe von Anwälten bei
Medien um Korrekturen von Berichterstattungen ersuchen lassen. Das
teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12077) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/11655) mit. Diese war eine Nachfrage zur
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf
Bundestagsdrucksache 19/7472.

 * 

3. Keine Korrekturbitten des BfJ im Januar

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Das Bundesamt für Justiz (BfJ) hat im Januar 2019
weder mit noch ohne Hilfe von Anwälten bei Medien um Korrekturen von
Berichterstattungen ersuchen lassen. Das teilt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/12065) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/11561) mit. Diese war eine Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

4. Keine Korrekturbitten des BMJV bis 2018

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Soweit noch nachvollziehbar, hat das
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) vom 22.
November 2005 bis 31. Dezember 2018 weder mit noch ohne Hilfe von
Anwälten bei Medien um Korrekturen von Berichterstattungen ersuchen
lassen. Das teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12068) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11586) mit. Diese war eine
Nachfrage zur Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf
Bundestagsdrucksache 19/7472.

 * 

5. Keine Korrekturbitten des BfJ im Februar

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Das Bundesamt für Justiz (BfJ) hat im Februar 2019
weder mit noch ohne Hilfe von Anwälten bei Medien um Korrekturen von
Berichterstattungen ersuchen lassen. Das teilt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/12078) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/11695) mit. Diese war eine Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

6. BfJ erfasst Hinweise nicht

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Das Bundesamt für Justiz (BfJ) hat im Juni 2019
nicht mit anwaltlicher Hilfe bei Medien um Korrekturen von
Berichterstattungen ersuchen lassen. Das teilt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/12107) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/11709) mit. Diese war eine Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472. Wie die Bundesregierung weiter schreibt, gibt das BfJ
lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn vom
BfJ veröffentlichte Informationen oder Angaben über die
Bundesregierung objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und das BfJ
einen Hinweis für geeignet und angemessen erachtet. Eine Verpflichtung
zur Erfassung dieser Hinweise bestehe nicht, und eine solche
umfassende Dokumentation sei auch nicht durchgeführt worden, so dass
dazu eine Auflistung nicht erstellt werden könne.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8728: Heute im Bundestag Nr. 871 - 08.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 871

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 8. August 2019, Redaktionsschluss: 14.33 Uhr

1. Keine Korrekturbitten des BZSt

2. Keine Korrekturbitten vom ITZBund

3. Keine Korrekturbitten des BZSt seit 2005

4. Steuerausfälle durch Cum/Cum

5. Nachhaltige Finanzstrategie

6. Kooperation mit Brasilien



1. Keine Korrekturbitten des BZSt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) hat im
Februar 2019 keine Korrekturen von Berichterstattungen unter
anwaltlicher Hilfe erbeten. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/12030) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/11822). In Einzelfällen gebe das BZSt bei unzutreffender
Berichterstattung einem Medium einen Hinweis. Eine Verpflichtung zur
Erfassung dieser Hinweise bestehe nicht.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

2. Keine Korrekturbitten vom ITZBund

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Informationstechnikzentrum Bund (ITZBund) hat im
Januar 2019 keine Korrekturen von Berichterstattungen unter
anwaltlicher Hilfe erbeten. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/11991) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/11526). In Einzelfällen werde ein Hinweis gegeben, wenn vom
ITZBund veröffentliche Informationen objektiv unzutreffend
wiedergegeben würden.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

3. Keine Korrekturbitten des BZSt seit 2005

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) hat seit dem
22. November 2005 bis zum 31. Dezember 2018 keine Korrekturen von
Berichterstattungen unter anwaltlicher Hilfe erbeten. Dies schreibt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11995) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/11654). In Einzelfällen werde bei
unzutreffender Berichterstattung einem Medium ein Hinweis gegeben.
Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise bestehe nicht.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

4. Steuerausfälle durch Cum/Cum

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welchen Umfang die Cum/Cum-Geschäfte haben und auf
wie viele Banken und Nicht-Banken sie sich beziehen, will die Fraktion
Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/11805) erfahren. Die
Bundesregierung soll auch angeben, wie hoch sie den zu erwartenden
steuerlichen Gesamtschaden aus Cum/Cum-Gestaltungen in Deutschland
einschätzt und wie hoch die Steuerausfälle sein könnten, welche
aufgrund von Verjährungen nicht mehr durch die Finanzbehörden
nachgefordert werden können.

 * 

5. Nachhaltige Finanzstrategie

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Für die "Sustainable Finance-Strategie" der
Bundesregierung interessiert sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/11788). Die Bundesregierung soll angeben, wer die
Zusammensetzung der Mitglieder des "Beirats Sustainable Finance"
konzipiert hat und wer darüber beschlossen hat. Außerdem wird gefragt,
wie die Arbeit des Beirats mit der des Staatssekretärsausschusses
verzahnt werden und wie die Kommunikationsstrategie aussehen soll.

 * 

6. Kooperation mit Brasilien

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Welche Länderstrategie die Bundesregierung im Rahmen
der Entwicklungszusammenarbeit mit Brasilien verfolgt, möchte die
AfD-Fraktion mittels einer Kleinen Anfrage (19/12052)
erfahren.Außerdem möchten die Abgeordneten wissen, wie hoch das
Gesamtvolumen aller öffentlichen Entwicklungsleistungen der
Bundesrepublik Deutschland (ODA-Leistungen) ist und wie die
Bundesregierung die generelle Wirksamkeit der Zusammenarbeit
beurteilt.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8727: Heute im Bundestag Nr. 870 - 08.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 870

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 8. August 2019, Redaktionsschluss: 13.18 Uhr

1. Finanzierung von Abfallanlagen

2. Abbau von Seltenen Erden

3. Mehr Agrarexporte in Entwicklungsländer

4. Keine Korrekturbitten des BMZ

5. Inklusion in der Zusammenarbeit

6. Menschenrechtsverletzungen in Indien



1. Finanzierung von Abfallanlagen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die 15 vom Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung finanzierten Wertstoffhöfe und
Sortieranlagen sind nach Angaben der Bundesregierung in Serbien und
Jordanien errichtet worden. Darüber hinaus habe das Ministerium
Sortieranlagen als Bestandteile von Recyclinganlagen in China,
Wertstoffhöfe und Sortieranlagen als Bestandteile von Umladestationen
und geordneten Deponien in Georgien sowie Sortieranlagen als
Bestandteil von geordneten Deponien in Indonesien finanziert, schreibt
die Regierung in einer Antwort (19/11779) auf eine Kleine Anfrage
(19/11399) der FDP-Fraktion.

Seit 2013 seien etwa 0,35 Prozent des Gesamtbudgets des
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) in die Etablierung der Abfallwirtschaft in Schwellen- und
Entwicklungsländern geflossen, führt sie weiter aus. Im Haushalt 2019
seien keine Mittel für Abfallverwertungsanlagen, Umladestationen oder
Deponien für Siedlungsabfälle vorgesehen.

 * 

2. Abbau von Seltenen Erden

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Der Bundesregierung liegen keine Informationen zur
Verletzung von Menschenrechten oder Umwelt- und Sozialstandards beim
Abbau von Seltenen Erden in den Partnerländern der deutschen
Entwicklungszusammenarbeit (EZ) vor. Im Rahmen ihrer
entwicklungspolitischen Tätigkeit prüfe sie Partnerländer ganzheitlich
auf soziale, ökologische sowie ökonomische Aspekte, betont sie in
einer Antwort (19/11675) auf eine Kleine Anfrage (19/11279) der
FDP-Fraktion. Dies gelte auch im Kontext von Auslandsvorhaben mit
einem Schwerpunkt zum Thema mineralische Rohstoffe. Des Weiteren
analysiere die Deutsche Rohstoffagentur (DERA) in der Bundesanstalt
für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) die Rahmenbedingungen des
Bergbaus insbesondere mit dem Schwerpunkt auf Investitionsbedingungen
in ausgewählten Ländern und veröffentliche diese auf ihrer Webseite.

Nach Angaben der Bundesregierung finde ein signifikanter Abbau von
Seltenen Erden in Burundi, Brasilien, Indien, Myanmar und Vietnam
statt. International anerkannte Zertifizierungen, welche sich explizit
an den Abbau von Seltenen Erden richten, existierten nicht.

 * 

3. Mehr Agrarexporte in Entwicklungsländer

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die deutschen Exporte von Gütern der Land- und
Ernährungswirtschaft in Entwicklungsländer haben sich nach Angaben der
Bundesregierung in den vergangenen zehn Jahren nahezu verdoppelt. Zu
den wichtigsten Exportprodukten hätten 2018 unter anderem Milch und
Milcherzeugnisse, Fleisch und Fleischwaren sowie Getreideerzeugnisse
und Backwaren gehört, schreibt sie in einer Antwort (19/11868) auf
eine Kleine Anfrage (19/11138) der FDP-Fraktion.

In den mit vielen Staaten des afrikanischen, karibischen und
pazifischen Raums (AKP-Staaten) ausgehandelten
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (WPAs) seien für die liberalisierten
Produkte eine Vielzahl von Schutzmöglichkeiten enthalten, die
einseitig von den Partnerländern angewandt werden könnten, betont die
Bundesregierung. Diese Schutzmechanismen könnten temporär genutzt
werden, etwa bei einer Bedrohung heimischer Wirtschaftszweige, zum
Schutz von Agrarprodukten beziehungsweise der lokalen
Nahrungsmittelproduktion sowie zur Unterstützung junger Industrien.
Aktuell würden im Rahmen des WPA mit dem südlichen Afrika Schutzzölle
auf den Import von gefrorenem Geflügelfleisch aus der EU durch die
afrikanische Partnerseite erhoben.

Die EU-Agrarimporte aus Entwicklungsländern hätten in den vergangenen
zehn Jahren ebenfalls um etwa 40 Prozent des Importwertes zugenommen.
Die EU importiere überwiegend Ölfrüchte, frisches Obst und Gemüse,
Kaffee, Kakao sowie Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse.

 * 

4. Keine Korrekturbitten des BMZ

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) hat gegenüber Medien zwischen dem
22. November 2005 und dem 31. Dezember 2018 nicht darum ersucht,
Berichterstattung korrigieren zu lassen. Das geht aus einer Antwort
der Bundesregierung (19/12071) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion zu Korrekturbitten (19/11580) hervor.

 * 

5. Inklusion in der Zusammenarbeit

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung prüft derzeit, wie sie im Rahmen
der deutschen Entwicklungszusammenarbeit (EZ) einen Marker einführen
kann, um festzustellen, welche Projekte zur Inklusion von Menschen mit
Behinderungen beitragen. Eine entsprechende Initiative habe im Juli
2018 der Ausschuss für Entwicklungszusammenarbeit der Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD-DAC)
verabschiedet, berichtet sie in einer Antwort (19/11664) auf eine
Kleine Anfrage (19/10956) der FDP-Fraktion.

Eine konkrete Aussage über das finanzielle und personelle Volumen in
Bezug auf Inklusion könne nicht getroffen werden, da es sich bei den
Projekten nicht um reine Inklusionsvorhaben handele, führt die
Bundesregierung aus. Die Inklusion von Menschen mit Behinderungen
werde in Teilkomponenten oder "mainstreaming Maßnahmen" zur Inklusion
sichergestellt.

Zentrale Empfehlungen des Fachausschusses der Vereinten Nationen für
die Rechte von Menschen mit Behinderungen im Rahmen ihrer neuen
Inklusionsstrategie für die deutsche Entwicklungszusammenarbeit wolle
sie aufgreifen, erklärt die Bundesregierung. Die Strategie werde
aktuell erarbeitet.

 * 

6. Menschenrechtsverletzungen in Indien

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) In Indien werden die indigene Bevölkerung (Adivasi),
Kastenlose (Dalits), Frauen und Kinder sowie religiöse Minderheiten am
häufigsten Opfer von Menschenrechtsverletzungen. Einzelne
Menschenrechtsverteidiger sähen sich zudem durch Behörden in ihrer
Arbeit eingeschränkt und würden auch Opfer von Gewalt, heißt es in
einer Antwort (19/12074) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/11618) der AfD-Fraktion.

In seiner Bewerbung für den Menschenrechtsrat habe Indien unter
anderem seine lebendige Zivilgesellschaft sowie eine Vielzahl
menschenrechtlicher Initiativen betont und sich ausdrücklich zu einer
effektiven Beteiligung der Zivilgesellschaft beim Schutz der
Menschenrechte bekannt. Doch trotz des verfassungsmäßigen Schutzes,
einer Vielzahl entsprechender Gesetze und einer breiten öffentlichen
Debatte bleibe etwa die soziale Wirklichkeit von Frauen in Indien von
systematischer Benachteiligung und Diskriminierung bestimmt - "vor
allem aufgrund tief verwurzelter Traditionen", schreibt die
Bundesregierung. Sie betont, sie stehe zu Menschenrechtsverletzungen
durch Vertreter staatlicher Organe oder deren Duldung in einem
regelmäßigen Austausch mit indischen, deutschen und internationalen
Nichtregierungsorganisationen und werde die Situation weiterhin
aufmerksam beobachten.

 * 
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EUROPA/1635: Salvini darf Italien nicht lahmlegen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. August 2019

LAMBSDORFF: Salvini darf Italien nicht lahmlegen



Zur Regierungskrise in Italien erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Salvini darf Italien nicht lahmlegen, doch seine Machtspiele
gefährden die Handlungsfähigkeit des Landes. Die italienische
Regierung muss dringend den Haushaltsstreit mit der EU beilegen und
einen geeigneten Kandidaten für die EU-Kommission vorschlagen. Der
italienische Innenminister hingegen hat allein die Umfragen im Blick.
Dabei ist der Konflikt über die Hochgeschwindigkeitsbahnstrecke nur
Mittel zum Zweck, um den Bruch der Koalition und Neuwahlen
herbeizuführen. Die Regierungskrise in Italien zeigt, dass mit
Populisten kein Staat zu machen ist."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990
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GESUNDHEIT/946: Brauchen umfassendes Gesamtkonzept für Finanzierung der Pflege


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. August 2019

WESTIG: Brauchen umfassendes Gesamtkonzept für Finanzierung der
Pflege



Zum Kabinettsbeschluss zur Entlastung von Angehörigen
Pflegebedürftiger erklärt die pflegepolitische Sprecherin der
FDP-Fraktion Nicole Westig:

"Angehörige von Pflegebedürftigen zu entlasten, ist richtig. Die
Antwort auf eine zukunftsfeste und generationengerechte
Pflegefinanzierung bleiben Union und SPD aber weiter schuldig, wie
schon beim Pflegelöhne-Verbesserungsgesetz. Nun die Kommunen
einseitig belasten zu wollen, ist keine Lösung. Denn diese sind
bereits jetzt massiv unter Druck. Zudem liefert der Gesetzentwurf
keine Antwort für die mehr als 70 Prozent der Pflegebedürftigen, die
von ihren Angehörigen zu Hause betreut werden. Diese Menschen
benötigen dringend mehr Unterstützung. Dafür brauchen wir endlich ein
umfassendes Gesamtkonzept. Das umlagefinanzierte System ist alleine
nicht mehr zukunftsfähig. Dieses Problem darf nicht weiter
verantwortungslos in die Zukunft verschoben werden. Für eine
zukunftsfeste Pflegefinanzierung fordert die FDP-Fraktion deswegen
zusätzlich den Aufbau einer kapitalgedeckten Säule und die Förderung
privater Pflegevorsorge."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990
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Internet: www.fdpbt.de
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UMWELT/910: Mehr Geld bedeutet nicht zwingend besseren Umweltschutz


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. August 2019

SKUDELNY: Mehr Geld bedeutet nicht zwingend besseren Umweltschutz



Zur Herstellerverantwortung bei der Abfallbeseitigung erklärt die
umweltpolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Judith Skudelny:

"Bundesumweltministerin Schulze verliert bei der Diskussion um die
Abfallbeseitigung die Hauptursache der Umweltverschmutzung aus dem
Blick. Wir müssen diejenigen zur Verantwortung ziehen, die ihren Müll
nicht ordnungsgemäß entsorgen. Hier könnten höhere Bußgelder und
deren konsequente Verhängung helfen. Die Kosten, die Schulze den
Herstellern aufbürden will, werden diese an die Verbraucher
weitergeben. Mehr Geld bedeutet auch nicht zwingend besseren
Umweltschutz. Vielmehr müsste Bundesumweltministerin Schulze ein
flächendeckendes Gesamtkonzept vorlegen. Die entscheidenden Fragen,
wie etwa die EU-Plastikstrategie zur Bekämpfung von Einwegprodukten
umgesetzt werden soll, hat Schulze nicht beantwortet. Auch fiel kein
Wort, wie Bürger, die sich korrekt und richtig verhalten, entlastet
werden können. Die FDP-Fraktion fordert dafür einen intelligenten
Ansatz, bei dem Hersteller, Verbraucher, Verursacher und Kommunen an
einem Strang ziehen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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WIRTSCHAFT/3066: Brauchen einen Ausbauturbo für Glasfaser und Mobilfunk


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. August 2019

SITTA: Brauchen einen Ausbauturbo für Glasfaser und Mobilfunk



Zur LTE-Studie von OpenSignal erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Frank Sitta:

"Und täglich grüßt das Murmeltier mit einer neuen Studie, die
deutlich macht, dass Deutschland beim Mobilfunk im Schneckentempo
unterwegs ist. Wir haben im globalen Vergleich niedrigere
Downloadgeschwindigkeiten und eine unterdurchschnittliche
Netzabdeckung. Das ist inakzeptabel. Zwar beteuert die Große
Koalition, die weißen Flecken schließen zu wollen, doch davon ist
nichts zu spüren. Die FDP-Fraktion schlägt einen drei-Punkte Plan
vor: Erstens brauchen wir eine Modernisierung des Vergabeverfahrens.
Zweitens müssen Genehmigungsverfahren vereinfacht werden. Drittens
muss die öffentliche Infrastruktur endlich für den Mobilfunkmarkt
geöffnet werden. Wir brauchen jetzt einen Ausbauturbo für Glasfaser
und Mobilfunk. Das bisherige Tempo kann sich unser Land nicht länger
leisten."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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HAMBURG/4843: Polizeigesetz - Weitere Einschränkung der Grundrechte (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 14. August 2019

Polizeigesetz: Weitere Einschränkung der Grundrechte



Ein Thema der heutigen Sitzung der Hamburgischen Bürgerschaft ist der
Gesetzentwurf für ein neues Polizeigesetz. Christiane Schneider,
innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft, kritisierte in der Debatte: "Im Gesetz gibt zwar einige
Verbesserungen. Diese gehen aber nicht auf die Initiative der
Innenbehörde zurück, sondern sind Folge aus einem Urteil des
Bundesverfassungsgerichtes zum BKA-Gesetz und der Übertragung der
EU-Datenschutzrichtlinie für Justiz und Polizei. Alle anderen neuen
Regelungen schränken die Grund- und Bürgerrechte weiter ein."

Als positive Änderungen nannte Schneider die Einführung des
Richtervorbehalts bei der Observation, die Konkretisierung des
Datenschutzes und die Erweiterung der Berichtspflichten an die
Bürgerschaft. Ein Beispiel für Eingriffe in die Grundrechte sei die im
Gesetz vorgesehene präventive permanente Aufenthaltsüberwachung durch
eine Fußfessel: "Die Eingriffsvoraussetzungen sind sehr niedrig und
der Nutzen ist gering, denn die Fußfessel kann Straftaten nicht
verhindern", so Schneider. "Dabei kann die Fußfessel nicht erst bei
islamistischen Gefährdern oder gewalttätigen Ehemännern eingesetzt
werden, sondern im Prinzip bereits, wenn die Gefahr einer einfachen
Körperverletzung besteht."

Schneider kritisierte zudem, dass der Senat sich mit dem neuen
Polizeigesetz gegen Kritik an Grundrechtsverstößen im Zusammenhang mit
dem G20-Gipfel immun machen wolle: "Nachdem der Datenschutzbeauftragte
die Löschung der biometrischen Datenbank zum Gesichtsabgleich im Zuge
der G20-Ermittlungen verfügt hatte, kommt jetzt von der Innenbehörde
die Retourkutsche. Sie will die Anordnungsbefugnis des
Datenschutzbeauftragten einfach aus dem Gesetz streichen und so einer
kritischen Kontrollinstanz die Zähne ziehen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 14. August 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4842: Schulfrieden - Ein teurer Maulkorb (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 14. August 2019

Schulfrieden: Ein teurer Maulkorb



In der heutigen aktuellen Stunde in der Hamburgischen Bürgerschaft
geht die Debatte um die Verlängerung des sogenannten
Schulstrukturfriedens für weitere fünf Jahre. Sabine Boeddinghaus,
bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, kritisiert: "Der
neue Schulfrieden markiert einen Tiefpunkt in der Hamburger
Bildungspolitik. Knapp 50 Millionen sind es den Rot-Grünen Fraktionen
wert, die CDU davon zu überzeugen, ihre angedrohte Forderung nach der
Rückkehr zu G9 an den Gymnasien fallen zu lassen und damit die
Schulstruktur unhinterfragt zu zementieren."

Erschreckend sei zudem das zutiefst undemokratische Zustandekommen
dieser Vereinbarung, in der ohne die Einschätzung und Expertise der
Bildungspraktiker_innen von oben herab über die Schulgemeinschaften
entschieden werde.

"Das Schlimmste ist aber", so Boeddinghaus weiter, "dass der neue
Schulfrieden keine Antwort gibt auf die soziale Spaltung durch das
Zwei-Säulen-Modell, auf die ungerechte Verteilung der Aufgaben von
Inklusion und Integration, auf die permanente Überlastung des
Lehrpersonals und die unzureichende Ausgestaltung des schulischen
Ganztags."

Boeddinghaus erklärt: "Dass der Schulfrieden den Schulen
Planungssicherheit geben soll, ist wirklich ein schlechter Witz. Die
Behörde sorgt mit ihrem unzulänglichen Referentenentwurf zum
Schulentwicklungsplan zurzeit für eine enorme Verunsicherung an den
Schulen. Hier hätten die Schulen in der Tat Planungssicherheit
verdient, stattdessen bekommen sie einen teuer erkauften Maulkorb!"

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 14. August 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4841: Schulstrukturfrieden 2.0 - an den Bedarfen der Schulen vorbei (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 13. August 2019

Schulstrukturfrieden 2.0 - an den Bedarfen der Schulen vorbei



Heute haben die Regierungsfraktionen sowie FDP und CDU das Ergebnis
ihrer Geheimverhandlungen zur Schulpolitik der Öffentlichkeit
vorgestellt. "Wenn dieser Schulfrieden kommt, wird die Ungleichheit im
Bildungssystem weiter verstärkt. Der Entwurf gibt so gut wie keine
Antworten auf die drängenden Probleme, die gerade der vorgelegte
Referenten-Entwurf des Schulentwicklungsplans belegt," kritisiert
Sabine Boeddinghaus, bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.

"Die richtige Entscheidung über das gleiche Entgelt wird in die
nächste Legislatur verschoben und damit unter Haushaltsvorbehalt
gestellt. Gleichzeitig gibt das Verhandlungsergebnis keine Antwort auf
die zahlreichen Brandbriefe zur Lage der Schulen und die permanente
Überlastung der Lehrer_innen an den Stadtteilschulen, im Gegenteil:
Allein um die aus unserer Sicht dringend notwendige Strukturdebatte
aus dem Wahlkampf heraus zu halten, werden die Gymnasien aus rein
politischem Kalkül bedient. Die CDU schreckte SPD und Grüne mit dem
Gespenst G9 an Gymnasien bis ins Mark," bemängelt Boeddinghaus. Die
Verringerung der Klassenstärken am Gymnasium sei nur dann vertretbar,
wenn die Gymnasien endlich in die Pflicht genommen würden, sich an
Integration und Inklusion zu beteiligen. Dies werde aber weiterhin
unter gleichbleibend schlechten Bedingungen allein von den
Stadtteilschulen geleistet. Daher urteilt Boeddinghaus über den
Entwurf zur Verlängerung des Schulfriedens: "Diese Vereinbarung ohne
die Schulen und Stadtteile einzubeziehen, ist ein Stillhalteabkommen
zu Lasten der Schüler_innen, zu Lasten der Bildungsqualität und
zugunsten des überholten Modells einer Elitenbeschulung am Gymnasium.
Das ist sowas von 19. Jahrhundert und unwürdig für eine moderne
Gesellschaft!"

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 13. August 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4840: "Fridays for Future" im Rathaus - Hamburg muss endlich handeln (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 13. August 2019

"Fridays for Future" im Rathaus: Hamburg muss endlich handeln!



Der Dialog von "Fridays for Future" und Hamburgischer Bürgerschaft
geht in die zweite Runde: Der Umweltausschuss hat die Initiative auf
Vorschlag der Fraktion DIE LINKE für heute eingeladen. "Endlich wird
der beeindruckende Protest gegen das weitverbreitete
Nichts-bis-wenig-tun in dieser Existenzfrage der Menschheit im
Ausschuss wahrgenommen", erklärt Stephan Jersch, umweltpolitischer
Sprecher der Fraktion. "Es ist höchste Zeit, nicht nur Floskeln
abzugeben, wie es die meisten Fraktionen beim Treffen mit 'Fridays for
Future' letzte Woche getan haben. Es müssen endlich wirksame und
nachhaltige Maßnahmen her!"

Jersch setzt dabei auf das bisher gezeigte Durchhaltevermögen der
überwiegend jungen Leute: "Ihre Forderungen sind nicht nur begründet
und berechtigt, sondern angesichts der aufziehenden Klimakatastrophe
auch drängend. Die Landespolitik darf nicht damit durchkommen, diese
existenzielle Frage kleinzureden. Das reiche Hamburg muss endlich
aufwachen und aktiv werden."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 13. August 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4839: Messehallen - Lieber weiter Leerstand als Wohnungsbau? (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 11. August 2019

Messehallen: Lieber weiter Leerstand als Wohnungsbau?



Auf dem Messegelände soll ein lebendiges Quartier geschaffen werden -
das schlägt DIE LINKE in einem Antrag (Dr. 21/17788) zur Sitzung der
Hamburgischen Bürgerschaft am kommenden Mittwoch vor. Denn seit 2014
stehen die Messehallen mehr als die Hälfte des Jahres ungenutzt leer.
Doch ersten vorsichtigen Äußerungen von SPD-Politikern zu einer
möglichen Prüfung des Geländes hat Bürgermeister Tschentscher einen
Riegel vorgeschoben: die Messe solle am Standort in der Innenstadt
bleiben.

"Auf einem riesigen Gelände mitten in der Stadt herrscht die Hälfte
des Jahres gähnende Leere", erläutert Heike Sudmann,
stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion. "Aber statt Ideen
für eine sinnvollere Nutzung dieses optimal erschlossenen Geländes zu
entwickeln, verhängt der Bürgermeister ein Denkverbot. In ganz Hamburg
werden Flächen für den Wohnungsbau gesucht, werden große Grünareale
zugepflastert und Wohnquartiere bis zur Grenze des Zumutbaren
verdichtet. Doch mitten in der Stadt, direkt vor der Nase des
Bürgermeisters, liegt eine völlig untergenutzte Fläche mit optimaler
Bahnanbindung!" Hier könne ein lebendiges Quartier mit dauerhaft
preisgünstigen Wohnungen entstehen.

"Das Parlament ist nicht an Weisungen des Bürgermeisters gebunden", so
die Abgeordnete. "Wenn die rot-grüne Bürgerschaftsmehrheit ein
Denkverbot klaglos akzeptieren und noch nicht mal im Ausschuss über
die Zukunft der Messe reden will, wäre das erbärmlich."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 11. August 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4838: Hinterzimmerpolitik statt demokratischer Schulentwicklung (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 9. August 2019

Hinterzimmerpolitik statt demokratischer Schulentwicklung



Das Abendblatt kündigt Ergebnisse der Verhandlungen von SPD, CDU,
Grünen und FDP über die Verlängerung des so genannten Schulfriedens
an. "Dieser Entwurf zu einem neuen Schulfrieden ist ein Armutszeugnis
der rot-grünen Bildungspolitik - er berücksichtigt weder die soziale
Spaltung unseres Schulsystems noch die ungerechte Überbeanspruchung
aller Schulen, die konsequent inklusiv und Kind-orientiert arbeiten",
kritisiert die schulpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in
der Hamburgischen Bürgerschaft, Sabine Boeddinghaus. "Die
angekündigten 'Reformen' laufen alle unter dem Motto 'Ideologie
schlägt pädagogischen Fortschritt'."

So seien die versprochenen kleineren Klassen auch an den Gymnasien nur
sinnvoll, wenn das unselige "Abschulen" nach Klasse 6 aufhöre und die
Gymnasien in den 5. und 6. Klassen guten Förderunterricht anböten. Die
Abgeordnete erinnert daran, dass nahezu alle Stadtteilschulen
binnendifferenziert, also individuell, arbeiten, um jedem Kind gerecht
werden zu können. "Jetzt wieder die äußere Leistungsdifferenzierung,
also das Separieren der Schüler_innen, auf den Sockel zu heben, ist
aus Sicht der Praxis nicht nachzuvollziehen."

Auch die gleiche Bezahlung aller Lehrämter hatte der Schulsenator
schon vor langer Zeit in Aussicht gestellt. "Die spannende Frage ist
daher: Wann kommt sie denn wirklich?", so Boeddinghaus. "Hier zählen
allein Taten - und die sind seit langem überfällig."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 9. August 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3368: Wohnen braucht stärkeren staatlichen Einfluss (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 15. August 2019

Wohnen braucht stärkeren staatlichen Einfluss



Zur aktuellen Diskussion über die Zahl der Sozialwohnungen in
Deutschland erklärt der wohnungspolitische Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion Rainer Albrecht:

"Wir benötigen beim sozialen Wohnen dringend eine radikale Kehrtwende.
Deutschland ist in Europa Spitze beim Anteil der Menschen, die in
Mietwohnungen wohnen. Im geförderten Wohnungsbau bewegen wir uns aber
deutlich unter dem EU-Durchschnitt. Die Folge ist, dass es sich nicht
mehr jeder leisten kann, dort zu wohnen, wo er arbeitet.

Wir müssen in Deutschland die Ende der 1980er Jahre abgeschaffte
Wohngemeinnützigkeit wieder einführen. Wir müssen kommunale
Wohnungsgesellschaften stärken, insbesondere beim Thema Altschulden
den Unternehmen im Osten helfen. Und wir müssen vor allem dafür Sorge
tragen, dass die öffentlichen Gelder, die wir in den Bereich des
Wohnens investieren, langfristig guten und bezahlbaren Wohnraum
schaffen.

Das jetzige System von Zuschüssen mit Mitpreisbindungen um die 15
Jahre ist ein Irrweg, von dem am Ende lediglich die
Wohnungsunternehmen profitieren. Denn wenn die Bindung ausläuft, hat
das Unternehmen immer noch die Wohnung, der Staat muss aber komplett
neu Geld nachschieben.

Wenn wir als öffentliche Hand Geld investieren, dann müssen am Ende
Projekte stehen, die langfristig bezahlbare Mieten bieten. Da müssen
wir über 40 Jahre und mehr sprechen, im Idealfall die Lebensdauer
eines Gebäudes. Und wir müssen von Zuschüssen durchaus auch in
Richtung von langfristigen Darlehen kommen, die längere
Sozialbindungen ermöglichen und gleichzeitig auch dafür sorgen, dass
wieder Geld an die öffentliche Hand zurückgeht. So können alle Seiten
profitieren, Mieter, Vermieter und der Staat.

Am Ende ist Wohnen zu wichtig, um es alleine dem Markt zu überlassen.
Wir brauchen wieder einen stärkeren staatlichen Einfluss. Unser Ziel
ist, dass die Menschen in Mecklenburg-Vorpommern überall gut und
bezahlbar wohnen können.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3367: SPD-Landtagsfraktion prüft Haushaltsplan der Landesregierung (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 14. August 2019

SPD-Landtagsfraktion prüft Haushaltsplan der Landesregierung



Die SPD-Landtagsfraktion hat von Montag bis Mittwoch dieser Woche eine
Haushaltsklausur in ihren Arbeitsräumen im Landtag durchgeführt.
Im Anschluss erklärt der finanzpolitische Sprecher der Fraktion Tilo
Gundlack:

"Die Landesregierung hat uns für die Jahre 2020 und 2021 einen soliden
Doppelhaushaltsplan vorgelegt, der die politischen Ziele der
SPD-Landtagfraktion widerspiegelt.

Als einer der wichtigsten Bausteine ist die beitragsfreie
Kinderbetreuung von der Krippe bis zum Hort für alle Kinder ab dem
Jahr 2020 finanziell abgesichert, und zwar für die Ganztagsbetreuung.
Damit schafft Mecklenburg-Vorpommern eine reale Einkommenserhöhung für
die Eltern und erhöht gleichzeitig die Chancengleichheit für Kinder in
unserem Land.

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Digitalisierung. Endlich können die
Mittel für den Breitbandausbau in Größenordnungen abfließen. Etwa die
Hälfte aller Breitbandprojekte ist in der Bauphase. Ein wichtiges
Signal an die Menschen im Land und insbesondere an die Wirtschaft.

Eine schnellere Umsetzung geplanter Bauvorhaben des Landes soll ab
2020 mit der Modernisierung des Staatshochbaus realisiert werden.
Insgesamt stehen im Doppelhaushalt knapp 300 Mio. Euro für den
Bauumsatz jährlich zur Verfügung. Dabei wird es Schwerpunkte im
Bereich der Polizei und bei den Hochschulen, einschließlich der
Hochschulmedizin des Landes geben. Ich freue mich, dass wir es in den
nächsten Jahren schaffen, den Sanierungs- und Neubaubedarf bei der
Landespolizei abzuarbeiten", so Gundlack.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3366: Fernradwege kommen mit Doppelhaushalt auf Touren (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 14. August 2019

Fernradwege kommen mit Doppelhaushalt auf Touren



Zu den Beratungen der SPD-Landtagsfraktion über den künftigen
Doppelhaushalt des Landes Mecklenburg-Vorpommern erklärt die
tourismuspolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion Susann
Wippermann:

"Der Entwurf des nächsten Doppelhaushaltes sieht für die Ertüchtigung
und Instandsetzung von kommunalen Fernradwegen für die Jahre 2020 und
2021 insgesamt vier Millionen Euro vor. Mit diesem Geld werden wir
modellhaft erste Abschnitte an wichtigen Fernradwegen angehen können,
diese modernisieren und Instand setzen. Für den Radtourismus im Land
ist dies ein wichtiges Signal."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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RHEINLAND-PFALZ/5206: Kita-Zukunftsgesetz wird modernstes Kita-Gesetz Deutschlands (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
13.08.2019

Kita-Zukunftsgesetz wird modernstes Kita-Gesetz Deutschlands

Gesetzentwurf soll kommende Woche im Plenum beschlossen werden



Der Bildungsausschuss des Landtags hat heute dem rheinland-pfälzischen
Landtag empfohlen, dem Kita-Zukunftsgesetz zuzustimmen. Es soll nun
kommende Woche im Plenum beschlossen werden. Hierzu erklärt die
bildungspolitische Sprecherin der SPD-Fraktion, Bettina Brück:

"Das rheinland-pfälzische Kita-Zukunftsgesetz wird das modernste
Kita-Gesetz Deutschlands. Es ist im Sinne der Familien, da der
Anspruch auf eine durchgehende, siebenstündige Betreuung
festgeschrieben werden soll. Es ist im Sinne der Kinder, da es in den
Kitas mehr Personal geben und überall in Rheinland-Pfalz vergleichbar
gute Personalstandards geben soll. Und es ist im Sinne der
Erzieherinnen und Erziehern, da unter anderem die Kita-Leiterinnen und
-Leiter entlastet werden und es erstmals ein Recht auf die
Praxisanleitung von Auszubildenden geben soll. Mit zusätzlichen
Investitionen in Höhe von 81 Millionen Euro für die frühkindliche
Bildung können landesweit bis zu 3.000 Stellen mitfinanziert werden.
Zudem sollen die Eltern und Kinder in den Kitas stärker beteiligt
werden. Die konstruktive und gründliche Auseinandersetzung des
Landtags mit dem Kita-Zukunftsgesetzes biegt nun auf die letzten Meter
der Zielgerade ein."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5205: Fotografieren unter den Rock strafbar machen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 15.08.2019

Fotografieren unter den Rock strafbar machen - Gesetzeslücke muss
dringend geschlossen werden



Eine Petition von zwei jungen Frauen hat in Deutschland endlich die
Debatte über die Strafbarkeit von sogenanntem "Upskirting"
losgetreten. Als Upskirting wird das unbefugte und gezielte Anfertigen
von Film- oder Bildaufnahmen intimer oder sexueller Bereiche einer
Person in der Öffentlichkeit bezeichnet. Das Problem: Im deutschen
Strafrecht erfüllt das Upskirting bisher keinen eigenen
Straftatbestand. Diese Gesetzeslücke haben wir im heutigen
Rechtsausschuss zum Thema gemacht. Dazu erklärt Pia Schellhammer,
rechtspolitische Sprecherin der GRÜNEN Landtagsfraktion:

"Es ist höchste Zeit, dass der Bundesgesetzgeber das Upskirting klar
und deutlich verbietet und das unbefugte Fotografieren unter den Rock
unter Strafe stellt. Im angelsächsischen Raum ist man hier bereits
weiter. Länder wie England, Schottland, Australien oder Neuseeland
schützen ihre Bürgerinnen schon vor dieser hinterhältigen Form der
Verletzung des Persönlichkeitsrechts.

Es darf nicht sein, dass Frauen und oft sogar minderjährige Mädchen
immer noch Opfer von diesen frauenverachtenden Taten werden, ohne sich
dagegen mit voller Rückendeckung des Gesetzes wehren zu können. Weil
das Upskirting bislang keinen eigenen Straftatbestand erfüllt, ist
eine Verfolgung der Täter praktisch unmöglich. Als Opfer muss man bei
dieser Rechtslage wohl verzweifeln.

Zum Schutz der Mädchen und Frauen müssen wir diese eklatante
Gesetzeslücke dringend schließen. Dazu brauchen wir nun rasch eine
Gesetzesinitiative auf Bundesebene."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5204: Ampel-Koalition will rechtliche Lücken beim "Upskirting" schließen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
15.08.2019

Ampel-Koalition will rechtliche Lücken beim "Upskirting"
schließen



Auf Antrag der Ampel-Koalition hat sich der Rechtsausschuss des
Landtags heute mit der rechtlichen Einordnung des Phänomens des
sogenannten "Upskirtings" beschäftigt. Der Begriff beschreibt
insbesondere ein Verhalten, bei dem im öffentlichen Raum heimlich
Fotos unter den Rock oder in den Ausschnitt von Frauen gemacht werden.
Heiko Sippel, rechtspolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion,
begrüßt die heute von Justizminister Herbert Mertin angekündigte
Initiative des Landes Rheinland-Pfalz:

"Justizminister Mertin hat heute umfassend aufgezeigt, dass dieses
frauenverachtende Verhalten in Deutschland heute tatsächlich in der
Regel nicht sanktioniert werden kann. Wir haben es mit einer echten
Gesetzeslücke zu tun, die dringend zu schließen ist. Kameras sind
heute klein und allgegenwärtig, der rechtliche Rahmen muss dringend an
diese Entwicklung angepasst werden."

Sippel weiter: "Wer als Frau von Upskirting betroffen ist, wird dies
zurecht als tiefen Eingriff in die Intimsphäre empfinden. Dass die
Opfer mit diesen Grenzüberschreitungen alleine gelassen werden, ist
ein Zustand, der so nicht akzeptiert werden darf. Es ist daher
ausdrücklich zu begrüßen, dass der Justizminister heute eine
entsprechende Initiative der Landesregierung angekündigt hat. Als
SPD-Fraktion stehen wir voll und ganz hinter diesem Vorhaben und
erwarten, dass der Bundesgesetzgeber hier umgehend handelt."

 * 
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SAARLAND/2640: Reform des Kurzarbeitergelds - Hubertus Heil macht die richtigen Vorschläge (SPD)


SPD-Fraktion im Landtag des Saarlandes - Pressemitteilung vom 14. August 2019

Reform des Kurzarbeitergelds - Eugen Roth: Arbeitsminister Hubertus Heil macht die richtigen Vorschläge um Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vor drohenden Arbeitsplatzverlusten zu schützen



Angesichts einer abflauenden Konjunktur hat Bundesarbeitsminister 
Hubertus Heil Vorschläge gemacht, wie Unternehmen das Kurzarbeitergeld 
künftig einfacher beantragen und stärker mit Qualifizierungsmaßnahmen für 
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer verbinden können. Der 
arbeitsmarktpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Eugen Roth sagt 
dazu:

"Der Handelskonflikt zwischen China und den USA sowie die Möglichkeit
eines ungeordneten Brexits verändern zunehmend die konjunkturelle
Großwetterlage. Deshalb ist es gut, dass Arbeitsminister Hubertus Heil
die notwendigen Vorkehrungen trifft, um einen drohenden
Arbeitsplatzverlust in der exportorientierten Industrie abzuwenden.
Dass künftig auch Weiterbildung innerhalb des Kurzarbeitergelds
vorgesehen ist, ermöglicht es Unternehmen und Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern, die Kurzarbeit zur Fortbildung und Qualifizierung zu
nutzen."

Es sei nun notwendig, dass die Vorschläge von Heil möglichst schnell
umgesetzt werden. Roth: "Der zunehmenden konjunkturellen Unsicherheit
kann der Staat durch eine aktivere Rolle als stabilisierender Akteur
im Wirtschaftsleben begegnen. Die positiven Reaktionen von
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberseite sprechen für sich und zeigen, dass
Heils Vorschläge in die richtige Richtung gehen. Jetzt ist es am
Deutschen Bundestag, der schnellen Verabschiedung des
Maßnahmenkatalogs keine Steine in den Weg zu legen."

 * 

Quelle:
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SAARLAND/2639: Angehörigen-Entlastungsgesetz - Eine notwendige finanzielle Entlastung für die Angehörigen (SPD)


SPD-Fraktion im Landtag des Saarlandes - Pressemitteilung vom 14. August 2019

Angehörigen-Entlastungsgesetz - Jung: "Eine notwendige finanzielle Entlastung für die Angehörigen pflegebedürftiger Menschen!"



Die Bundesregierung hat am Vormittag das Angehörigen-Entlastungsgesetz
auf den Weg gebracht. Der Gesetzesentwurf sieht vor, dass Angehörige
künftig erst ab einem Jahreseinkommen von 100.000 Euro
unterhaltspflichtig für ihre pflegebedürftigen Eltern werden. Dazu
erklärt der pflegepolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Dr.
Magnus Jung:

"Das Angehörigen-Entlastungsgesetz ist eine notwendige finanzielle
Entlastung für Menschen, die pflegebedürftige Angehörige haben. Damit
nimmt sich die SPD einem klassischen Alltagsproblem der Menschen und
einer echten Gerechtigkeitslücke in unserem Land an. Künftig soll
endlich Schluss sein mit der würdelosen Situation, in der
pflegebedürftige Angehörige den eigentlich nötigen Gang ins Pflegeheim
möglichst lange hinauszögern, um die eigenen Kinder nicht mit den
Kosten zu belasten. Es offenbart aber auch, dass sich die
Pflegeversicherung in ihrer Ausgestaltung als Teil-Kasko-Versicherung
nicht bewährt hat. Die SPD sieht weiterhin in der Einführung einer
Bürgerversicherung einen notwendigen Schritt um die Kosten von
Gesundheit und Pflege fairer zu verteilen.

Jung, der auch kommunalpolitischer Sprecher der Landtagsfraktion ist,
zeigt aber Verständnis für den Ruf der Kommunen nach finanzieller
Kompensation: "Dazu muss im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens eine
angemessene Lösung gefunden werden."

 * 
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SOZIALES/2778: Viele Verbesserungen für Menschen mit Behinderungen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. August 2019

Viele Verbesserungen für Menschen mit Behinderungen



Angelika Glöckner, Beauftragte für die Belange für Menschen mit
Behinderungen:

Das Bundeskabinett hat gestern den Gesetzentwurf zum
Angehörigen-Entlastungsgesetz beschlossen. Das bedeutet vor allem auch
wesentliche Verbesserungen für Menschen mit Behinderungen.

"Der Entwurf des Angehörigen-Entlastungsgesetzes, der gestern vom
Bundeskabinett beschlossen wurde, umfasst neben der finanziellen
Entlastung von Angehörigen vor allem auch wesentliche Verbesserungen
für Menschen mit Behinderungen. Sie sollen im Eingangsverfahren einer
Werkstatt künftig Anspruch auf Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung haben. Zuvor galt dies nur für Menschen im
Arbeitsbereich einer Werkstatt. Das Gesetz verankert damit auch eine
seit 2018 geltende Rechtsprechung der Sozialgerichte der Länder.

Zudem wird ein sogenanntes Budget für Ausbildung eingeführt. Damit
sollen Menschen gefördert werden, die in einer Werkstatt oder bei
einem anderen Leistungsanbieter eine anerkannte Berufsausbildung
absolvieren und einen staatlich anerkannten Abschluss erwerben
möchten. Das Budget für Ausbildung soll so vor allem zu mehr Inklusion
auf dem Arbeitsmarkt beitragen.

Schließlich werden Beratungsangebote für Menschen mit Behinderung, die
ihnen bundesweit unabhängig Orientierung und Hilfe anbieten, sowohl
finanziell aufgestockt - von bisher 58 Millionen auf nun 65 Millionen
Euro pro Jahr - als auch entfristet. Bisher war diese Teilhabeberatung
bis Ende 2022 befristet. Nun kann die Beratung auch ab 2023 Menschen
mit Behinderung in ihren individuellen Teilhabezielen wesentlich
unterstützen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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UMWELT/1182: Plastiktüten verbieten - Pfandsystem auf Kaffeebecher


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. August 2019

Arbeitsgruppe: Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

Plastiktüten verbieten - Pfandsystem auf Kaffeebecher



Michael Thews, zuständiger Berichterstatter:

Bundesumweltministerin Svenja Schulze will Plastiktüten künftig
verbieten. Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt den Vorstoß und schlägt
vor, auch die Flut von Einwegbechern einzudämmen.

"Ein Verbot von Plastiktüten ist grundsätzlich sinnvoll. Allerdings
müssen wir genau darauf achten, dass diese dann nicht durch
umweltschädliche Alternativen ersetzt werden. So ist es zum Beispiel
nicht sinnvoll, Plastiktüten durch Mikrofaser-Beutel oder so genanntes
Bioplastik zu ersetzen. Produkte aus sogenanntem 'Bioplastik' sind
häufig eine Mogelpackung. Sie verrotten weder in der Biotonne noch in
den Kompostieranlagen und schon gar nicht in der Umwelt. Ein Verbot
von Plastiktüten darf auch nicht zu mehr Plastikverpackungen im Regal
oder der Gemüsekiste führen.

Daneben belasten vor allem Kaffeeeinwegbecher die Umwelt. Die
Deutschen werfen pro Kopf im Jahr 34 Becher weg, das sind insgesamt
2,8 Milliarden. Wir schlagen vor, diese Becher durch Mehrwegbecher zu
ersetzen und ein bundesweit einheitliches Pfandsystem einzuführen.

Moderne Konsumgewohnheiten haben zu einem Mehr an neuen unnötigen
Verpackungen geführt. Mit dem Trend 'to-go' verschwenden wir wertvolle
Ressourcen und vermüllen unsere Umwelt. Die Folgekosten der Entsorgung
und der Schäden sind enorm.

Die SPD-Bundestagsfraktion hat immer betont: Der beste Abfall ist der,
der gar nicht erst entsteht. Deshalb fordern wir Mehrwegbecher und ein
funktionierendes Pfandsystem. Ein Kaffeebecher muss an allen Orten, an
denen er verkauft wird, zurückgegeben werden können. Je häufiger er
danach wieder genutzt wird, desto besser ist die Ökobilanz."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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VERKEHR/889: E-Scooter nachhaltig und umweltfreundlich betreiben


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. August 2019

Arbeitsgruppe: Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

E-Scooter nachhaltig und umweltfreundlich betreiben



Michael Thews, zuständiger Berichterstatter:

Elektromobilität leistet einen wichtigen Beitrag, um die
Umweltbelastungen des Verkehrs zu mindern. Auch die Mikromobilität
kann ein Schritt zu weniger CO2-und Luftschadstoffausstoß im Verkehr
sein. Voraussetzung ist aber, dass die Elektro-Tretroller eine
wirklich umweltfreundliche Verkehrsalternative werden.

"In E-Scootern sind Lithium-Ionen-Akkus verbaut, die in ihrer
Herstellung wichtige Ressourcen verbrauchen und in ihrem Gebrauch und
der Entsorgung zunehmend Probleme verursachen können. Die Akkus haben
oft nur eine kurze Lebensdauer, die bei einer festen Verbauung in den
Scootern zugleich den Lebenszyklus des Rollers bestimmen. Es darf
nicht dazu kommen, dass viele Roller bereits nach wenigen Monaten
defekt als Elektroschrott entsorgt werden müssen. Dies wäre ökologisch
katastrophal. Deshalb müssen sie grundsätzlich reparaturfähig sein.

Hinzu kommt, dass die Roller von den Verleihfirmen mittels Diesel-
oder Benzinfahrzeugen abends eingesammelt werden, um über Nacht die
Akkus aufzuladen. Am Morgen werden sie dann wieder an die Straßenecken
gestellt. Dieser zusätzliche Lieferverkehr mit Verbrennungsmotoren
muss zukünftig vermieden werden. Denkbar wären eine Auslieferung mit
umweltfreundlichen Elektrofahrzeugen oder feste Ladestationen.

Wenn E-Scooter tatsächlich die ökologisch bedenklichere Fahrt mit dem
Auto ersetzen, ist ihr Einsatz sinnvoll. Wenn sie aber zu einem Gag
für Touristen verkommen, steht zu befürchten, dass E-Roller nur ein
Konsumgut wären, das die Müllberge erhöhen und uns vor zusätzliche
Herausforderungen beim Klimaschutz stellen würde."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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USA/419: Weltmacht im Abseits - Politikwissenschaftler untersuchen Trumps US-Außen- und Sicherheitspolitik (idw)


Technische Universität Kaiserslautern - 14.08.2019

Weltmacht im Abseits. Politikwissenschaftler der TU Kaiserslautern
untersuchen Trumps US-Außen- und Sicherheitspolitik



Ob das Aufkündigen des Atomabkommens mit dem Iran, der Handelsstreit mit
China, der Rückzug aus dem Pariser Klimaschutzabkommen oder die Verlegung
der amerikanischen Botschaft in Israel nach Jerusalem: Mit der Wahl Donald
Trumps zum US-Präsidenten hat sich die US-Außen- und Sicherheitspolitik
radikal verschoben. Die Kaiserslauterer Politikwissenschaftler Lukas Herr,
Marcus Müller und Jürgen Wilzewski erforschen die Außenpolitik der USA und
haben nun zusammen mit Anja Opitz (Tutzing) und acht Expertinnen und
Experten aus dem In- und Ausland den Band "Weltmacht im Abseits.
Amerikanische Außenpolitik in der Ära Donald Trump" vorgelegt.

Schon bei seiner Amtseinführung im Januar 2017 machte Trump deutlich, dass
seine Maxime "America first" auch in der Außen- und Sicherheitspolitik
eine Rolle spielen wird. "Er stellt traditionelle Bündnissysteme in Frage,
ist skeptisch gegenüber multilateralen Abkommen und internationalen
Organisationen", sagt Lukas Herr vom Fachgebiet Politikwissenschaft II
(Internationale Beziehungen/Außenpolitik) an der Technischen Universität
Kaiserslautern (TUK). "Auch zeigt Trump eine geringe Bereitschaft,
demokratische Werte zu verteidigen und hegt offen Sympathien für
diktatorische Herrschaftssysteme", ergänzt sein Kollege Marcus Müller.

Trumps Präsidentschaft hat zu einem deutlichen Wandel in der
US-Außenpolitik geführt. Das reicht zum Beispiel von der Aufkündigung des
Pariser Klimaabkommens über die Ankündigung von Strafzöllen für
Stahlimporte bis hin zum Bau einer Mauer an der Grenze zwischen den USA
und Mexiko und ganz aktuell zur Aufkündigung des Vertrages über das Verbot
der Stationierung nuklearer Mittelstreckenraketen. In dem nun vorliegenden
Band haben sich die Forscher unter anderem damit befasst, welche
Konsequenzen sich für die internationale Politik und die transatlantische
Sicherheits- und Wertegemeinschaft ergeben.

Lukas Herr, M.A., beschäftigt sich im Rahmen seines Dissertationsprojekts
mit der politischen Kommunikation des amerikanischen Präsidenten. Sein
Kollege Marcus Müller, M.Ed., forscht in seiner Doktorarbeit über den
Krieg gegen den internationalen Terrorismus während der Präsidentschaft
von Barack Obama. Beide haben nicht nur durch ihre Forschungsarbeit,
sondern auch durch längere Forschungsaufenthalte in den USA, darunter
jüngst in Minneapolis und Washington. D.C., einen Einblick in das
politische System erhalten. Für Hintergrundgespräche und Interviews zu
Trumps Außenpolitik stehen sie gerne zur Verfügung.

Professor Wilzewski ist einer der führenden Kenner der Weltpolitik der USA
und deren gesellschaftlichen Bedingungen in Deutschland und hat
zwischenzeitlich den sechsten "Weltmacht-Band" als Mitherausgeber
vorgelegt. Der erste, "Weltmacht ohne Gegner", zusammen mit Peter Rudolf
von der Stiftung Wissenschaft und Politik, SWP, Berlin, herausgegeben,
erschien im Jahr 2000 im Nomos Verlag.

Der Band "Weltmacht im Abseits. Amerikanische Außenpolitik in der Ära
Donald Trump", den sie nun zusammen mit Dr. Anja Opitz von der Akademie
für politische Bildung, Tutzing, vorgelegt haben, ist ebenfalls im Nomos
Verlag, Baden-Baden erschienen; ISBN 978-3-8487-5945-3.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution124

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Kaiserslautern, 14.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. August 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





VERBAND/2361: Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft fordert richtige Anreize für Klima, Tierwohl und Umwelt (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung, Berlin / Hamm, 08.08.2019

AbL fordert richtige Anreize für Klima, Tierwohl und Umwelt

Gesamtgesellschaftliche Aufgaben können Bauern nicht alleine
meistern



"Wir Bauern und Bäuerinnen stehen vor riesigen Herausforderungen. Wir
stehen vor einem schwierigen Übergang von der bisherigen Ausrichtung auf
Billigproduktion hin zu einer umfassenden Qualitätsstrategie. Über
Jahrzehnte haben uns Politik, Agrarwirtschaft, Handel und Wissenschaft auf
weltweite Kostenführerschaft eingeschworen. Das hat Hunderttausende
bäuerliche Betriebe gekostet. Jetzt müssen wir uns innerhalb weniger Jahre
umstellen, um den heutigen gesellschaftlichen Anforderungen an Tierwohl,
Klimaschutz und Artenvielfalt in der Praxis gerecht zu werden. Das kostet
Milliarden Euro, und die können die bäuerlichen Betriebe niemals
aufbringen. Das müssen wir gesamtgesellschaftlich lösen", fordert Elisabeth
Fresen, Bundesvorsitzende der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft
(AbL).

Die AbL begrüßt daher ausdrücklich, dass eine Debatte darüber losgetreten
worden ist, wie der notwendige Umbau in der Landwirtschaft finanziert
werden kann.

"Es gibt nicht nur den einen Weg, sondern es muss einen Mix aus mehreren
Maßnahmen zur Finanzierung des Umbaus geben", ist der AbL-Vorsitzende
Martin Schulz überzeugt: "Erstens müssen die vorhandenen Fördermittel in
EU, Bund und Ländern neu ausgerichtet werden. Dazu muss die laufende Reform
der EU-Agrarpolitik in Brüssel und Berlin wesentlich ehrgeiziger angepackt
werden als bisher. Zweitens brauchen wir einen großen Schub in der
Marktdifferenzierung, damit viel mehr Qualitätsprodukte in der Laden- und
Metzgertheke zu fairen Preisen und mit einer aussagekräftigen Kennzeichnung
angeboten und gekauft werden. Beides reicht aber nicht, um die Mehrkosten
des Umbaus zu tragen. Deshalb geht an zusätzlichen Finanzierungsquellen
kein Weg vorbei. Die Angleichung der Mehrwertsteuer für Fleisch und Eier an
den allgemeinen Satz von 19 Prozent ist eine Option, es gibt aber auch
andere Wege, deren Vor- und Nachteile jetzt intensiv diskutiert werden
müssen, um dann bald politisch darüber zu entscheiden. Und viertens sind
auch Verbesserungen im Fachrecht notwendig, besonders im Düngerecht, im
Tierschutz, im Bau- und Genehmigungsrecht für tiergerechte Ställe sowie im
Pflanzenschutz. Insgesamt müssen wir erreichen, dass wir allen noch
bestehenden bäuerlichen Betrieben verlässliche und wirtschaftlich
tragfähige Perspektiven mit gesellschaftlicher Akzeptanz eröffnen."

Die AbL-Vorsitzenden rufen alle Ministerien, Parteien, Verbände sowie
Berufskolleginnen und Kollegen auf, sich diesen Herausforderungen
konstruktiv zu stellen. "Veränderungen immer nur abzuwehren bringt uns
ebenso wenig weiter wie die weit verbreitete Haltung, an Bäuerinnen und
Bauern immer mehr Forderungen zu stellen und sich dann bei der Finanzierung
der Kosten in die Büsche zu schlagen. Jetzt sind alle gefordert, einen
Beitrag zu leisten und sich konstruktiv einzubringen", so Fresen und Schulz
abschließend.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. August 2019
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ASYL/1405: »Hau-ab-Gesetz« ab 21. August 2019 in Kraft (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 20. August 2019

»Hau-ab-Gesetz« ab morgen in Kraft: unverhältnismäßige Abschiebungshaft,
fehlende Unterstützung und Beratung Schutzsuchender, neue prekäre Duldung




Das Zweite Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht tritt am
21. August in Kraft. PRO ASYL appelliert an die Länder, Spielräume zu
nutzen.

Trotz breiter Kritik aus der Zivilgesellschaft, verabschiedete der
Bundestag am 7. Juni das Zweite Hau-ab-Gesetz. Nun tritt es mehr als zwei
Monate später in Kraft. PRO ASYL befürchtet, dass dieses Gesetz zu noch
mehr überfallartigen Abschiebungen ohne sorgfältige Prüfung des Einzelfalls
führen wird.

Mit dem Hau-ab-Gesetz sollen Abschiebungen vereinfacht werden, indem die
Abschiebungshaft uferlos ausgeweitet wird: Die Voraussetzungen, um Menschen
in Haft zu nehmen, werden stark gesenkt und die betroffenen Personen - die
in der Regel keine verurteilten Straftäter sind - können zum Zweck der
Abschiebung in regulären Gefängnissen inhaftiert werden. Darüber hinaus
wird eine neue prekäre »Duldung light« für Personen eingeführt, die
angeblich nicht ausreichend daran mitwirken, ihren Pass zu besorgen. Dabei
ist schon jetzt aus der Praxis bekannt, dass Menschen dies oft zu Unrecht
vorgeworfen wird. Menschen mit einer »Duldung light« dürfen nicht arbeiten,
unterliegen einer Wohnsitzauflage und der Weg zum Bleiberecht wird ihnen
versperrt. Außerdem gibt es mit dem Hau-ab-Gesetz neue Leistungskürzungen
im Asylbewerberleistungsgesetz, darunter eine verfassungswidrige
Reduzierung auf null für in anderen EU-Staaten bereits anerkannte
Flüchtlinge, denen hier deswegen der Schutz verweigert wird. Dies gilt
schon dann, wenn ein Eilantrag auf aufschiebende Wirkung abgelehnt wurde,
obwohl die Entscheidung in der Hauptsache - also zur Frage ob die Person
tatsächlich in die Obdachlosigkeit und Armut nach, zum Beispiel, Italien
oder Griechenland abgeschoben werden darf - noch aussteht.

Gegen diese Inhumanität müssen die Bundesländer jetzt gegenhalten, wo immer
sie können. PRO ASYL fordert, dass dieses Gesetz wegen erheblicher
verfassungsrechtlicher und rechtsstaatlicher Bedenken dem
Bundesverfassungsgericht vorgelegt wird.

Auch bei der europarechtswidrigen Unterbringung von Menschen zur
Abschiebung in normalen Strafgefängnissen dürfen die Länder nicht dem Druck
der Bundesregierung nachgeben. Außerdem müssen sie dafür sorgen, dass alle
Asylsuchende nicht nur staatliche Beratung vom Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge bekommen, sondern Zugang zu tatsächlich unabhängiger
Asylverfahrensberatung haben.

Eine detaillierte Übersicht zu den Änderungen durch das Zweite Gesetz zur
besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht und zu weiteren Änderungen durch
das »Migrationspaket« finden Sie unter:

https://www.proasyl.de/gesetzinkraft

 * 

Quelle:
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ASYL/1404: Ein Jahr Seehofer-Deal, ein Jahr europa- und menschenrechtswidrige Maßnahmen (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 14. August 2019

Ein Jahr Seehofer-Deal, ein Jahr europa- und menschenrechtswidrige
Maßnahmen

VG-Beschluss: Nach Griechenland Abgeschobener muss umgehend zurückgeholt
werden



Das VG München hat in einem Eilverfahren nun erstmals klar entschieden: Ein
Afghane, der nach dem deutsch-griechischen Verwaltungsabkommen (sog.
»Seehofer-Deal«) von der deutsch-österreichischen Grenze direkt nach
Griechenland abgeschoben wurde, ist umgehend zurückzuholen. »Die
Entscheidung zeigt, dass geltendes Recht nicht durch abstruse
Wunschvorstellungen umgangen werden kann. Europarecht gilt auch an
deutschen Grenzen. Die für Asylverfahren nicht zuständige Bundespolizei
kann das nicht einfach ignorieren«, erklärt Bellinda Bartolucci, Leiterin
der Abteilung Rechtspolitik. »Wenn für die rechtswidrige Rückführung nach
Griechenland innerhalb weniger Stunden ein Flugticket gebucht werden
konnte, muss das jetzt erst Recht für die Rückholung gelten!« Der Beschluss
liegt seit Freitag vor, der Betroffene harrt aber weiterhin in Griechenland
in Abschiebungshaft aus.

VG bestätigt: Grundlegende Zweifel an Europarechtskonformität

Im nun entschiedenen Fall wurde ein afghanischer Schutzsuchender im Mai
nach Übertritt der deutsch-österreichischen Grenze von der Bundespolizei im
Zug aufgegriffen. Ohne jegliche Einschaltung des Bundesamtes für Migration
und Flüchtlinge (BAMF) entschied die Bundespolizei allein auf Grundlage
eines sog. EURODAC-1-Treffers, d.h. einer Registrierung und Antragstellung
in Griechenland, diese Person dorthin zu verbringen. Eine weitere Prüfung
erfolgte nicht. Zugang zu einem Rechtsanwalt gab es während dieses
Verfahrens faktisch nicht. Die Bundespolizei betonte, Rechtsgrundlage sei
allein das deutsch-griechische Abkommen gewesen. Keine 48 Stunden später
befindet sich der Betroffene in Griechenland - und ist dort mittlerweile
seit über zwei Monaten inhaftiert.

Das VG München hat nun erhebliche Zweifel an der Vorgehensweise der
Bundespolizei geäußert: Es sei keine europarechtliche Grundlage
ersichtlich, die diese Maßnahme rechtfertige. Auch sei die Bundespolizei
nicht die zuständige Behörde - sondern eben das BAMF, das für die Prüfung
von Asylanträgen und dem damit zusammenhängenden sog. Dublin-Verfahren
zuständig ist.

Rechtlich ist die Sache ohnehin klar - und wurde mehrfach von
RechtsexpertInnen wie Gutachterin Lübbe bestätigt: Die verbindliche
europäische Dublin-Verordnung legt das Verfahren und die Kriterien fest, ob
und wie ein Asylsuchender von einem Mitgliedstaat in einen anderen
Mitgliedstaat überstellt werden kann - nach ausreichender Prüfung und mit
effektivem Zugang zu Rechtsschutz. Diese elementaren Rechte hat auch der
EuGH mehrfach hervorgehoben. Der Seehofer-Deal ignoriert das und stellt
sich außerhalb des geltenden Rechts.

Die Missachtung der Regelungen führen sogar zu drohenden
Menschenrechtsverletzungen: Niemand darf in eine unmenschliche oder
erniedrigende Situation abgeschoben werden (Art. 3 der Europäischen
Menschenrechtskonvention). In Griechenland aber gibt es noch immer kein
funktionierendes Schutzsystem, de facto mangelt es Geflüchteten an
Unterkünften, Nahrungsmitteln und medizinischer Basisversorgung. Jahrelang
wurde wegen der dort herrschenden Bedingungen nicht dorthin abgeschoben.
Auch das VG München hat weiterhin erhebliche Zweifel bezüglich
menschenrechtskonformer Rückführungen nach Griechenland.

Ein Jahr Seehofer-Deal = Ein Jahr europa- und menschenrechtswidrige
Maßnahmen

Dem Abkommen zwischen Deutschland und Griechenland ging ein heftiger Streit
der Großen Koalition voraus. Schließlich einigte man sich auf einen
Kompromiss: rechtswidrige Zurückweisung an der Grenze. Bundesinnenminister
Seehofer schloss daraufhin (neben Spanien) ein Abkommen mit Griechenland,
wonach Betroffene, die in Deutschland ein Asylgesuch vorbringen und in
Griechenland registriert wurden, innerhalb von 48 Stunden abgeschoben
werden sollen. Das Abkommen wurde zunächst nicht einmal den
Bundestagsabgeordneten zugänglich gemacht. Erst dank unserer griechischen
Partner in Griechenland Refugee Support Aegean wurde es öffentlich.

Bisher sind 26 Zurückweisungen nach Griechenland und zwei nach Spanien
erfolgt (Stand Juli 2019). Die Bundespolizei versuchte sogar, drei
minderjährige Kinder mit zwei Erwachsenen ohne Verfahren nach Griechenland
abzuschieben - was nach Auskunft gegenüber PRO ASYL aber noch am Flughafen
abgebrochen wurde.

Fehlender Rechtszugang verhindert Entscheidungen vor Gericht

Möglich werden solche Zurückweisungen am Rechtsstaat vorbei vor allem durch
den fehlenden Zugang zu RechtsanwältInnen seitens der Betroffenen. Das
aktuelle deutsche Verfahren wird von PRO ASYL und Equal Rights Beyond
Borders unterstützt, nachdem erst im Nachgang über die griechische
Organisation AITIMA Zugang zum Betroffenen erlangt werden konnte.

Bei der nun vorliegenden Entscheidung handelt es sich zwar vorerst um ein
Eilverfahren - doch bereits die erste angeordnete Rückholung zeigt, welche
Bedeutung dieser Einzelfall hat. Bereits im Mai 2019 entschied eine Kammer
des VG München, dass der Betroffene zwar in diesem Einzelfall nicht
zurückgeholt werden müsse - aber der Argumentation der Bundespolizei gerade
nicht gefolgt werden könne, sondern die Dublin-Verordnung Anwendung finde.
Gerichtlich ist also klar: Das Europarecht darf hier nicht ignoriert
werden.

 * 
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STANDPUNKT/875: Nach Auflösung des INF-Vertrages - Wie weiter? (Kai Ehlers)


Nach Auflösung des INF-Vertrages

Wie weiter?

von Kai Ehlers, 3. August 2019



Was bleibt zu tun, nachdem der Schutzraum, den der INF-Vertrag für
Europa bildete, nunmehr weggefallen ist? Sich für die Erneuerung des
Vertrages einsetzen? Einen erneuerten Vertrag gleicher Art ausweiten
auf alle Länder, die landgestützte Potenziale unterhalten? Seine
ersatzlose Streichung ohne weitere Reaktion einfach hinnehmen?

Keine dieser Varianten hält einer Realitätsprobe stand:

Den Vertrag zu erneuern, so wie er als Abkommen zwischen den USA und
der Sowjetunion seinerzeit geschlossen wurde, käme der Erneuerung
einer geplatzten Illusion gleich. War doch der Vertrag ohnehin nur ein
vorübergehendes Entspannungsgeschenk zur Beruhigung Europas, das die
Trump-Regierung jetzt zurückgezogen hat, um Europa in ihre
Konfrontationspolitik gegenüber Russland neu einzubinden. Die
strategischen Dimensionen des atomaren Patts waren von diesem Vertrag
ohnehin nicht berührt. Er wurde zudem nicht mit Europa, sondern über
dessen Souveränität hinweg zwischen den Großmächten geschlossen. Diese
Situation würde sich nur wiederholen, wenn jetzt gegenseitige
Kontrollen zwischen den USA und Russland über die Einhaltung des
Vertrages vereinbart würden und selbst wenn die NATO eine Kontrolle
der in Rumänien und Polen stationierten Abschussrampen zugestände.
Europa, die EU wäre in dem Falle nicht Vertragspartner, d.h. Europa
bliebe, wie schon 1987 als Objekt außen vor.

Einen erneuerten Vertrag auf alle Länder ausweiten zu wollen, die
inzwischen über landgestützte Mittelstreckenstreckenraketen verfügen
oder zur Zeit danach streben, scheitert an den Staaten, deren
Potential wesentlich auf landgestützten Systemen beruht. China
beispielsweise wäre erst dann bereit, sich einem solchen Vertrag
anzuschließen, wenn zuvor die interkontinentalen Langstreckenpotenzen,
allen voran diejenigen der USA, aber auch Russlands abgebaut würden.
Das ist eine klare Logik, denn ein einseitiger Abbau von landstützten
Mittelstreckenraketen bei Beibehaltung der interkontinentalen
Suprematie der USA und Russlands käme einer nuklearen Entwaffnung und
Unterordnung Chinas gleich. Das ist von Peking nicht zu erwarten. Aus
Chinas Sicht müsste vor jeder Ausweitung nuklearer Kontrolle nach Art
des INF mit der Reduzierung der interkontinentalen Potenzen begonnen
werden. Ähnliches gilt notwendigerweise für die anderen kleineren
Atommächte.

Bleibt die ersatzlose Versenkung des Vertrages. Das wäre angesichts
der realen Bedeutungslosigkeit, was die waffentechnische Überholtheit
des Vertrages im strategischen Kräfteverhältnis betrifft, 'eigentlich'
kein Problem - wenn seine Abschaffung nicht zum Vorwand für eine neue
Runde, sagen wir, eines kleinen zusätzlichen Rüstungswettlaufs
genommen werden könnte, dessen einziger erkennbarer Zweck dann die
Vertiefung der Konfrontation zwischen EU und Russland wäre mit dem
Ziel, Russland so wie seinerzeit die Sowjetunion totzurüsten und
Europa in der Konfrontation mit Russland zu erschöpfen.

Aus dieser Situation kann nur eine Politik herausführen, die Abschied
nimmt von der Feinderklärung gegenüber Russland.

Zwei unterschiedliche, sich gegenseitig ergänzende Maßnahmen wären
notwendig:


	Die Aufnahme von Verhandlungen für die Ersetzung des bilateral zwischen den Großmächten Sowjetunion und USA seinerzeit geschlossenen INF-Vertrages durch einen Rüstungskontrollvertrag zwischen Russland und der Europäischen Union, statt nur zwischen Russland und den USA. Er hätte die Aufstellung von langgestützten Mittelstreckenraketen zwischen Russland und der Europäischen Union zu untersagen und unter ein klares Kontrollregime dieser beiden Seiten zu stellen.
 Seine Aufgabe bestünde darin - unabhängig von der strategischen globalen Situation -, der weiteren Entfremdung zwischen EU und Russland entgegenzuwirken, indem durch ihn endlich die Vorschläge eines einheitlichen Sicherheitsraumes von Lissabon bis Wladiwostok aufgegriffen würden.




	Initiativen der deutschen Bundesregierung in Brüssel und über Brüssel hinaus, die in die Vereinten Nationen zur Erneuerung der allgemeinen Rüstungsbeschränkungen eingebracht werden. Gelegenheit dazu gibt das START II-Abkommen zwischen den USA und Russland zur Begrenzung strategischer Interkontinentalraketen, das 2021 ausläuft. Es muss erneuert und um weitere Partner und um die Erfassung neuer Waffensysteme ergänzt werden. Das betrifft insbesondere die neuen Methoden der digitalen Kriegführung, die auf die Lähmung und Schädigung ziviler Infrastruktur zielt.



Die gegenwärtig zu beobachtende Aufweichung an der deutschen und
europäischen Sanktionsfront gegen Russland gibt Hoffnung, dass die
Notwendigkeit sich von der Kündigung nicht noch tiefer in eine
Feindschaft zu Russland treiben zu lassen, von weitsichtigeren
politischen Kräften erkannt wird. Letztlich ist aber klar, dass eine
solche Politik nur möglich ist, wenn sie von einer aktiven
Friedensbewegung aus der Mitte der Bevölkerung getragen wird.


Kai Ehlers ist Osteuropa-Experte, Autor und Journalist.

www.kai-ehlers.de
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MELDUNG/200: Angehörigen-Entlastungsgesetz - Deutliche Verbesserungen für Familien (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 14. August
2019

Angehörigen-Entlastungsgesetz: Deutliche Verbesserungen für Familien



Als sinnvolle und überfällige Maßnahme begrüßt der Paritätische
Gesamtverband das geplante Angehörigen-Entlastungsgesetz des
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales. Nach Plänen des Ministeriums
sollen ab 2020 Angehörige von Pflegebedürftigen und Menschen mit
Behinderungen, die Hilfe zur Pflege oder andere Leistungen der Sozialhilfe
beziehen, erst ab einem Jahreseinkommen von 100.000 Euro selber zahlen
müssen.

Damit wird eine alte Forderung des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes sowie
der Behindertenverbände umgesetzt. "Das ist nicht nur eine notwendige,
finanzielle Entlastung, sondern auch eine überfällige Wertschätzung von
Menschen, die pflegebedürftige Angehörige haben", erklärt Ulrich Schneider,
Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbandes. Menschen mit
geringem und mittlerem Einkommen profitieren unmittelbar. Nach Angaben des
Ministeriums würden die Angehörigen von rund 275.000
Leistungsbezieher*innen erreicht.

Darüber hinaus verschaffe die Regelung weitere Gerechtigkeit, denn die
Selbstbeteiligungsgrenze gilt bereits bei älteren und bei
erwerbsgeminderten Angehörigen. Schneider: "Dass hier gleichgezogen wird,
ist gerecht und nur konsequent."

Außerdem sieht der Gesetzentwurf Verbesserungen für Menschen mit
Behinderung vor, die in Werkstätten arbeiten, von denen nach Angabe des
Paritätischen Gesamtverbandes viele seiner Mitglieder mit
Behinderteneinrichtungen profitieren würden.

 * 

Quelle:
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GEWERKSCHAFT/1850: Teil der Friedensbewegung (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 32 vom 9. August 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Teil der Friedensbewegung

23 Anträge zu Frieden und Abrüstung zum Gewerkschaftstag der IG Metall

von Anne Rieger



Im Oktober tagt in Nürnberg der Gewerkschaftstag der IG Metall, das
höchste Beschlussgremium der Industriegewerkschaft. Unter den 793
Anträgen befinden sich 23 zu Frieden und Abrüstung, darunter 14, die
Rüstungskonversion und Diversifikation fordern. Das ist eine relativ
kleine Anzahl. Dem Thema kann jedoch durch gut vorbereitete
Diskussionsbeiträge und Flugblätter mehr Aufmerksamkeit verschafft
werden. Vor vier Jahren wurden auf dem letzten Gewerkschaftstag 1,5
Stunden über die Friedensanträge diskutiert. Mehr Zeit widmeten die
Kolleginnen und Kollegen damals nur der Diskussion über die Rente.
"Der Frieden ist nicht alles, aber alles ist ohne den Frieden nichts."
- Willy Brandts Spruch von 1981 passt gut zum Gewerkschaftstag.

Die meisten der 23 Anträge lesen sich wie das Programm der
Friedensbewegung: Wir brauchen zivile Strategien zur
Friedenssicherung, die an den Ursachen von Kriegen und Konflikten
ansetzen. Dazu gehören ein fairer Welthandel, eine gerechte Verteilung
des weltweiten Reichtums sowie soziale und ökologische Entwicklungs-
und Klimaschutzprojekte. Den Profiten und der Macht der einen steht
die Ausbeutung und Unterdrückung der anderen gegenüber.


Abrüsten statt Aufrüsten

Die Forderung "Abrüsten statt Aufrüsten" zieht sich durch beinahe alle
Anträge. Insbesondere das Ziel der Bundesregierung, zukünftig 2
Prozent des Bruttoinlandproduktes pro Jahr für den Militärhaushalt
verwenden zu wollen, wird überwiegend abgelehnt. Die Kürzung des Etats
wird gefordert, schon jetzt verschlinge der Rüstungsetat 11 Prozent
des Haushalts. Eine Erhöhung auf 2 Prozent entspreche einer Steigerung
von heute 37 Mrd. auf dann ca. 70 Mrd. Euro. Das Geld fehle im zivilen
Bereich für Bildung, sozialen Wohnungsbau, kommunale und digitale
Infrastruktur, ökologische und soziale Gestaltung der Verkehrs- und
Energiewende, Alterssicherung, soziale Sicherheit, Gesundheit,
ökologischen Umbau, Klimavorsorge, internationale Hilfe zur
Selbsthilfe und für den Frieden, so die Antragsteller. Statt das Geld
für Rüstung auszugeben, sei beispielsweise die Entwicklungshilfe zu
erhöhen.

Ein solcher Umbau und ein sofortiger Stopp beziehungsweise das Verbot
von Rüstungsexporten dürfe aber nicht zum Arbeitsplatzabbau führen. Es
gelte Alternativen aufzuzeigen, wie die Produktion militärischer Güter
sozialverträglich in die Produktion ziviler Güter umgewandelt werden
kann. Die Forderung "Schwerter zu Pflugscharen" soll wieder
aufgenommen werden.


Rüstungskonversion

Der IGM-Vorstand wird aufgefordert, verstärkt Projekte der
Rüstungskonversion zu unterstützen, das Projekt "Konversion in
wehrtechnischen Betrieben" weiterzuführen mit dem Ziel, die Anzahl der
beteiligten Betriebe zu erhöhen. Zur erfolgreichen Realisieru
ng dieser Projekte wird der IGM-Vorstand aufgefordert, gegenüber der
Bundesregierung auf die Erhöhung des Rüstungskonversionsfonds
hinzuwirken. Die Mitbestimmungsrechte der Betriebsräte bei
Konversionsprojekten sollen gestärkt werden, damit sie auf die
Produktion zur Umsetzung der Projekte gestaltend Einfluss nehmen
können. Darüber hinaus ist der bestehende Handlungsleitfaden des
Vorstands über Diversifizierung um den Bereich Konversion zu ergänzen.
Für Lizenzvergaben und die Verlagerung von Rüstungsfirmen ins Ausland
fordern die Antragsteller ein Verbot. Der IGM-Vorstand wird zudem
aufgefordert, eine Konferenz mit Rüstungskonversionsinitiativen,
Rüstungsexportkritikern, lokalen Friedensinitiativen und
Konfliktforschern durchzuführen.

In drei Anträgen wird darauf hingewiesen, dass die Wehrtechnik Teil
der IG Metall ist, die weltpolitische Lage sich leider zuspitze und
daher auf militärische Fähigkeiten nicht verzichtet werden könne. Die
wehrtechnische Industrie habe daher ihre Berechtigung, allerdings
dürfe der "Strukturwandel in der Sicherheits- und
Verteidigungsindustrie" nicht auf dem Rücken der Beschäftigten
ausgetragen werden. Dabei müsse gelten: Waffenexporte dürfen nicht vor
Menschenrechten gehen. Bei Zweifeln müssten Exporte auch abgesagt
werden. Einer Spaltung der Belegschaften in den verschiedenen Branchen
und Bereichen müsse weiter entgegenwirkt und ein
gesellschaftspolitischer Meinungsaustausch zwischen Parteien,
Verbänden und Gewerkschaften über die unterschiedlichen Branchen
hinweg organisiert werden.


Informieren und mobilisieren

Die Anträge sehen vor, dass der IGM-Vorstand die Mitglieder,
Funktionärinnen und Funktionäre umfassend über die Aufrüstung und die
Kriegsgefahren, über das Weißbuch der Bundeswehr und die Konzeption
"Zivile Verteidigung" aufklärt - auch in der Metall-Zeitung und
Schulungen der Vertrauensleute. Darüber hinaus wird gefordert, die
Mitglieder mit betrieblichen Aktivitäten zu mobilisieren, öffentliche
Veranstaltungen abzuhalten und zur Teilnahme an Protesten und
Demonstrationen der Friedensbewegung aufzurufen.


Atomwaffenverbot

Nach dem Willen der Antragsteller soll sich die IG Metall auf allen
Ebenen für die Unterzeichnung des Atomwaffenverbotsvertrags und damit
für den Abzug von Atomwaffen aus Deutschland einsetzen. Der
INF-Vertrag zwischen den USA und der Russischen Föderation zum Verbot
nuklear bestückbarer Mittelstreckenraketen müsse gerettet und um ein
erneuertes Inspektionsinstrument ergänzt werden, um Verdachtsfälle vor
Ort aufklären zu können. Die Bundesregierung soll einer Stationierung
von Mittelstreckenraketen auf deutschem Boden eine klare Absage
erteilen und sich zugleich gegen eine Stationierung dieser
Waffensysteme in Europa engagieren.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/873: Rezessionsrisiko für die deutsche Wirtschaft ein weiteres Mal gestiegen (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 14.08.2019

Neue Werte des IMK-Konjunkturindikators - Rezessionsrisiko für die
deutsche Wirtschaft ein weiteres Mal gestiegen



Die Wahrscheinlichkeit, dass Deutschland in den nächsten drei Monaten
eine Rezession erlebt, hat sich weiter erhöht. Das zeigen die neuesten
Werte, die der Konjunkturindikator des Instituts für Makroökonomie und
Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung liefert. Für den
Zeitraum von August bis Ende Oktober weist der Indikator, der die
aktuellsten verfügbaren Daten über die Wirtschaftslage bündelt, ein
Rezessionsrisiko von 43 Prozent auf. Im Juli waren es noch 36,6 Prozent.

Das nach dem Ampelsystem arbeitende Frühwarnsystem zeigt damit zwar noch
"gelb-rot" - eine Situation erhöhter konjunktureller Unsicherheit jenseits
von 30 Prozent Rezessionsrisiko. Berücksichtigt man aber zusätzlich die
prognostische Unsicherheit, die anhand der Streuung der für die
Gesamtprognose relevanten Einzelgleichungen derzeit in Höhe von knapp 22
Prozent gemessen wird, ist die Schwelle nicht mehr weit entfernt, ab der
die IMK Konjunkturampel auf Rot schaltet und damit das Signal für eine
Rezession gibt. Diese Schwelle liegt bei einer
Rezessionswahrscheinlichkeit von 70 Prozent.

Der erneute Anstieg lässt sich vor allem zurückführen auf ein
Zusammenspiel schlechterer Produktionszahlen für das Verarbeitende Gewerbe
und einer weiteren Eintrübung der Stimmung, gemessen am ifo
Geschäftsklimaindex. Die nach den jüngsten Zentralbankentscheidungen
mittelfristig günstigen Finanzierungsbedingungen sowie eine Zunahme der
Auftragseingänge für das Verarbeitende Gewerbe aus dem Ausland
stabilisieren hingegen die Konjunkturaussichten. Bei den Auftragseingängen
ist allerdings der aktuelle Wert für den Monat Juni durch Großaufträge aus
dem außereuropäischen Ausland positiv verzerrt. Der "Finanzmarktstress",
den das IMK mit einem zusätzlichen Indikator misst, bleibt nahezu
unverändert bei einem Wert von 20,9 Prozent nach 22,1 Prozent im Vormonat.

"Deutschlands Konjunktur steht auf der Kippe. Wir hatten - wie die anderen
führenden Wirtschaftsforschungsinstitute - bislang damit gerechnet, dass
es im zweiten Halbjahr zu einer raschen Erholung der Wirtschaft und
insbesondere der Industrie kommen würde. Die Chancen für ein solches
Positivszenario sind nun deutlich gesunken", sagt Prof. Dr. Sebastian
Dullien, wissenschaftlicher Direktor des IMK. "Die deutsche Industrie
schwächelt bereits seit einem Jahr, vor allem wegen globaler
Unsicherheiten. Bislang hat die Inlandskonjunktur - vor allem der starke
Konsum und die Baunachfrage - die deutsche Wirtschaft vor einer Rezession
bewahrt. Zuletzt aber war der Rückgang der Produktion im verarbeitenden
Gewerbe so stark, dass es immer fraglicher wird, ob eine Rezession noch
vermieden werden kann."

In den IMK-Konjunkturindikator fließen zahlreiche Daten aus der Real- und
der Finanzwirtschaft ein. Darüber hinaus berücksichtigt das Instrument
Stimmungsindikatoren. Das IMK nutzt die Industrieproduktion als
Referenzwert für eine Rezession, weil diese rascher auf einen
Nachfrageeinbruch reagiert als das Bruttoinlandsprodukt (BIP).

Der IMK-Konjunkturindikator wird monatlich aktualisiert.


Originalpublikation:

Zum IMK-Konjunkturindikator:

http://www.boeckler.de/imk_38710.htm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 14.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/872: Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im August 2019 (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 14. August 2019

Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im August 2019




	Die gesamtwirtschaftliche Wirtschaftsleistung hat sich im zweiten Quartal geringfügig abgeschwächt. Das globale wirtschaftliche Umfeld mit Handelskonflikten, Brexit und geopolitischen Krisen dämpft den Welthandel und die Weltkonjunktur. Dies trifft die deutsche Industrie. Die Binnenkonjunktur zeigt sich aber robust.

	Die Produktion im Produzierenden Gewerbe ist im Juni zurückgegangen. Im Quartalsvergleich ergeben sich für alle Bereiche Verluste. Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe sind trotz des Zuwachses im Juni im Quartalsvergleich nochmals leicht gesunken.

	Stützend wirken weiterhin die steigenden Einkommen der privaten Haushalte und die fiskalpolitischen Impulse.

	Am Arbeitsmarkt wird die schwächere Konjunktur sichtbarer. Der Beschäftigungsaufbau erfolgt in kleineren Schritten, die Arbeitslosigkeit stagniert auf niedrigem Niveau.



Die exportorientierte deutsche Wirtschaft agiert weiterhin in einem
schwierigen außenwirtschaftlichen Umfeld. Ihr Bruttoinlandsprodukt
(BIP) schwächte sich im zweiten Quartal preisbereinigt leicht um 0,1 %
ab. [1] [2] Nach dem soliden Wachstum im ersten Quartal erbrachte sie
dennoch die zweithöchste Wirtschaftsleistung in der Historie der
Bundesrepublik. Einem bei rückläufigen Exporten negativem
Wachstumsbeitrag des Außenhandels stand eine weiterhin robuste
binnenwirtschaftliche Nachfrage gegenüber. Unter der stotternden
globalen Wirtschaft leidet weiterhin vor allem das Verarbeitende
Gewerbe. Während die mehr binnenwirtschaftlich ausgerichteten
Dienstleistungsbereiche ihre Wertschöpfung weiter ausweiteten, zeigten
sich bei industrienahen Dienstleistungen erste Bremsspuren. Hinzu kam
nach dem milden Winterquartal eine schwache Frühjahrsbelebung beim
Bau. Die heimische Energieerzeugung wurde angesichts günstigerer
Energieimporte zurückgefahren.

Der Ausblick bleibt vorerst gedämpft. Die Handelskonflikte haben sich
zuletzt weiter verschärft und die Aussichten auf einen geordneten
Brexit nicht verbessert. Vor diesem Hintergrund haben sich die
Konjunkturindikatoren abgeschwächt. Der Absatz und die
Auftragseingänge in der Industrie sind merklich niedriger als vor
einem Jahr und das Geschäftsklima hat sich deutlich eingetrübt. Auf
der anderen Seite ist die Binnenkonjunkturweiterhin intakt.
Beschäftigung und Löhne steigen und die Geld- und Fiskalpolitik
liefern positive Impulse.

Die Weltkonjunktur bleibt angespannt und verhalten. Zwar nahmen im Mai
sowohl die globale Industrieproduktion als auch der Welthandel leicht
zu, gegenüber dem Vorjahr blieben die Wachstumsraten jedoch niedrig.
Das Geschäftsklima der globalen Industrie folgte auch im Juli seinem
seit Anfang 2018 abwärts gerichteten Trend. Dabei sank der IHS Markit
PMI noch tiefer unter seine Wachstumsschwelle. Das unterkühlte ifo
Weltwirtschaftsklima hat sich im dritten Quartal 2019 angesichts der
Ballung globaler Risiken weiter eingetrübt. Vor diesem Hintergrund
gehen die internationalen Organisationen von einer wenig dynamischen,
aber gleichwohl aufwärtsgerichteten weltwirtschaftlichen Entwicklung
aus.

Die Flaute des Welthandels schlägt sich auch in den deutschen
Ausfuhren nieder: Die Exporte von Waren und Dienstleistungen gingen im
Juni saisonbereinigt und in jeweiligen Preisen um 1,5 % zurück. Für
das zweite Quartal 2019 ergab sich ein deutliches Minus von 1,8 %. Die
Unternehmen gehen laut den ifo Exporterwartungen, die im Juli auf den
niedrigsten Stand seit der Finanzkrise gefallen sind, auch für die
kommenden Monate von keinem Exportzuwachs aus. Die Importe von Waren
und Dienstleistungen sanken im Juni saisonbereinigt und in jeweiligen
Preisen um 0,1 %. Im gesamten zweiten Quartal nahmen sie gegenüber dem
Vorquartal um 0,9 % ab. Auch preisbereinigt sind die Exporte im
dritten Quartal stärker als die Importe zurückgegangen und haben so
für einen negativen Wachstumsbeitrag des Außenhandels gesorgt.

Die Produktion im Produzierenden Gewerbe wurde im Juni nach einer
Verschnaufpause im Mai weiter zurückgenommen (-1,5 %). Gegenüber dem
Vorquartal ergab sich im zweiten Quartal damit ein Rückgang um
insgesamt 1,8 %. Sowohl das Baugewerbe (-1,1 %) als auch die Industrie
(-1,7 %) verzeichneten hierbei Einbußen. Innerhalb der Industrie waren
es der Maschinenbau, die Metallerzeugung und die Kfz-Produktion, die
im zweiten Quartal die gewichtigsten Rückgänge verbuchten. Die
schwache Frühjahrsbelebung beim Bau war wohl mehr dem hohen
Produktionsniveau im Winterquartal und weniger der Konjunktur
geschuldet. Zum Rückgang der Energieerzeugung trugen verstärkte
Nettoimporte bei. Die Entwicklung von Auftragseingangs- und
Stimmungsindikatoren sprechen gegenwärtig nicht für positive Impulse
seitens der Industrie in den kommenden Monaten. Auch wenn die
Auftragseingänge bei umfangreichen Großaufträgen im Juni um 2,5 %
gestiegen sind, ergab sich doch in der Quartalsbetrachtung ein
erneuter Rückgang. Dieser fiel allerdings mit -1,0 % merklich geringer
aus als noch im ersten Quartal mit -4,2 %. Das Geschäftsklima im
Verarbeitenden Gewerbe trübte sich allerdings im Juli nochmals etwas
weiter ein.

Die privaten Konsumausgaben sind daher eine noch wichtigere Stütze der
binnenwirtschaftlichen Entwicklung. Sie dürften im zweiten Quartal
allerdings etwas weniger dynamisch zugelegt habe, als im konsumstarken
ersten. So erhöhten sich die Umsätze im Einzelhandel ohne Kfz im
zweiten Quartal lediglich um 0,1 %, trotz eines starken Anstiegs im
Juni. Auch die Neuzulassungen von Pkw bei privaten Haltergruppen
fielen im zweiten Quartal nach den Nachholeffekten im ersten etwas
bescheidener aus. Das Geschäftsklima im Einzelhandel ist zwar per
Saldo positiv und noch deutlich günstiger als im langjährigen
Durchschnitt. Es hat sich aber seit Herbst vergangenen Jahres
kontinuierlich eingetrübt.

Der Beschäftigungsaufbau setzte sich im Juni mit gedrosselter Dynamik
fort. Der saisonbereinigte Zuwachs der Erwerbstätigkeit lag nur bei
8.000 Personen, einen geringeren Zuwachs gab es zuletzt vor drei
Jahren. Gegenüber dem Vorjahr bedeutet dies in Ursprungszahlen aber
immer noch einen Anstieg um 410.000 Personen. Auch der Anstieg bei der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung um saisonbereinigt 20.000
Personen hat sich im Mai merklich abgeschwächt. Die
Konjunkturabkühlung zeigt sich vor allem im Bereich der
Arbeitnehmerüberlassung, wo der Personalbestand von April auf Mai um
12.000 Mitarbeiter zurückging. Die Arbeitslosigkeit stagnierte im Juli
saisonbereinigt nahezu (+1.000 Personen) auf niedrigem Niveau, in
Ursprungszahlen nahm sie mit Beginn der Sommerferien um 59.000
Personen auf knapp 2,3 Mio. zu. Bei der Unterbeschäftigung zeigte sich
per Saldo ebenfalls kaum Bewegung. Die Frühindikatoren lassen
erwarten, dass sich der gemäßigte Beschäftigungsaufbau bei leicht
steigender Arbeitslosigkeit fortsetzt.

Hinweis:

Eine ausführliche Darstellung und Kommentierung der wirtschaftlichen
Lage und Entwicklung wird in der September-Ausgabe des Monatsberichts
"Schlaglichter der Wirtschaftspolitik" veröffentlicht. Diese Ausgabe
wird voraussichtlich am Ende der 36. Kalenderwoche 2019 auf der
Internetseite des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie zu
finden sein.

[1] Schnellmeldung des Statistischen Bundessamtes zum

Bruttoinlandsprodukt im zw eiten Quartal 2019.

[2] In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 14. August
2019 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um
Veränderungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis
preisbereinigter sowie kalender- und saisonbereinigter Daten.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 14. August 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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ARBEITSRECHT/272: Hygienegründe - Arbeitgeber können künstliche Fingernägel verbieten (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 7. August 2019

Rubrik: Beruf/Recht/Urteile

Hygienegründe: Arbeitgeber können künstliche Fingernägel verbieten



Aachen/Berlin (DAV). Eine Helferin des Sozialen Diensts im Altenheim
darf aus hygienischen Gründen keine künstlichen Fingernägel tragen.
Über diese Entscheidung des Arbeitsgerichts Aachen vom 21. Februar
2019 informiert die Arbeitsgemeinschaft Arbeitsrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) (AZ: 1 Ca 1909/18).

Die Helferin im Altenheim hatte geklagt, als ihr Arbeitgeber ihr mit
einer Dienstanweisung verbot, bei der Arbeit Gelnagel, künstliche
Nägel oder lackierte Nägel zu tragen.

Das Altenheim betonte, aus Gründen der Hygiene seien kurz geschnittene
und natürliche Fingernägel zwingend geboten, wenn Mitarbeiter die
Bewohner versorgten oder Speisen zubereiteten. Bei der Versorgung
kämen sie immer wieder in Kontakt mit Nahrungsmitteln, wie etwa beim
Obst schälen oder Getränke einschenken. Jede Ausnahme berge das Risiko
einer gesundheitlichen Beeinträchtigung der Bewohner.

Die Frau muss auf ihre Gelnägel verzichten. Die Anweisung, wie die
Mitarbeiterin ihre Fingernägel tragen müsse, gehöre zum Weisungsrecht
des Arbeitgebers, so das Gericht. Zwar schränke das Verbot das Recht
auf freie Entfaltung der Persönlichkeit ein, doch habe der Arbeitgeber
ein besonderes Interesse daran, die Gesundheit und das körperliche
Wohlbefinden der ihm anvertrauten Menschen optimal zu schützen.

Die geltenden Hygienestandards sollten verhindern, dass Bewohner
vermeidbaren Gesundheitsgefahren ausgesetzt würden. Das Altenheim habe
hier eine besondere Fürsorgepflicht. Es sei daher auch dafür
verantwortlich, dass von der Einrichtung und ihren Mitarbeitern keine
Gesundheitsgefahren für die dort lebenden Menschen ausgingen.

Informationen: www.dav-arbeitsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung ArbR 9/19 vom 7. August 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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MELDUNG/621: Rechtsbedarf-Studie des Justizministeriums benötigt weiteren Ansatz (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 6. August 2019

DAV: Rechtsbedarf-Studie des Justizministeriums benötigt weiteren Ansatz

Statement von Rechtsanwalt Philipp Wendt, Hauptgeschäftsführer des Deutschen Anwaltvereins (DAV):



Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz plant
derzeit ein Forschungsvorhaben zur Untersuchung der rücklaufenden
Eingangszahlen bei den Zivilgerichten - eine Ausschreibung wird
aktuell vorbereitet. Der Grundgedanke, den Zugang zum Recht empirisch
zu untersuchen, ist lobenswert; der Deutsche Anwaltverein spricht sich
bereits seit vielen Jahren dafür aus.

Eine aussagekräftige Studie zu unbefriedigtem Rechtsbedarf,
sogenannten Unmet Legal Needs, sollte aber weitaus mehr Varianten der
Rechtsverfolgung in den Fokus nehmen: Internationale Studien wählen
hier meist einen weiten Ansatz und nehmen alle Situationen in den
Blick, in denen es das Potenzial für eine rechtliche Lösung gibt,
wobei diese Lösung sowohl gerichtlich als auch außergerichtlich, mit
oder ohne Anwälte, persönlich oder technisch erfolgen könnte. Wichtig
zu klären ist doch die Frage, wie es in Deutschland mit dem Zugang zum
Recht und möglichen Defiziten insgesamt aussieht, um am Ende nicht nur
punktuell Symptome zu bekämpfen.

Der DAV steht selbstverständlich gern als Ansprechpartner für die
Konzeptionierung der Studie zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Statement vom 6. August 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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TERMINE/953: Raum Köln - Veranstaltungen mit Werner Heidenreich, September/Oktober 2019 (StadtRaum)


StadtRaum Newsletter vom 4. August 2019

Veranstaltungen mit Werner Heidenreich



Fortlaufende Gruppen im buddhistischen Zentrum
StadtRaum


Meditations- und Achtsamkeitskreise

Ort für alle Termine: Moltkestr. 79, 50674 Köln, 1. Etage im
Therapieraum, Klingel am Hauseingang neben dem Tor, 6 Euro pro
Abend

Di. 19.30 - 21.00 h Liebende Güte Meditation und Rezitation der 14
Achtsamkeitsübungen des Ordens "Intersein" (jeden letzten Dienstag im
Monat)

Mi. 20.00 - 21.30 h Spiritueller Gesprächskreis 

Fr. 18.30 - 20.00 h Meditation und Austausch 

So. 18.30 - 20.00 h Austausch über unsere Praxis, Fragen und
Erfahrungen (nur mit Anmeldung)

Anmeldung: werner.heidenreich@gmail.com


Rezitation der 14 Achtsamkeitsübungen

Jeden letzten Dienstag im Monat 19.30 - 21.00 h

Thich Nhat Hanh gründete 1966 in Vietnam einen Orden für Laien und
Ordinierte, die sich auf eine verbindliche und tiefgehende Weise dem
Kern der buddhistischen Praxis widmen wollten. Mittlerweile gibt es
Mitglieder des Ordens in der ganzen Welt. Alle haben als Grundlage
ihrer Praxis 14 "Trainings", nach denen sie sich orientieren. Diese
Übungen werden alle paar Jahre von den Ordensmitgliedern neu
formuliert ohne dabei aber ihr eigentliches Anliegen zu verändern.

Einmal im Monat kommen wir zusammen und rezitieren diese im Anschluss
an eine Metta-Meditation und tauschen uns mit Hilfe des achtsamen
Sprechens darüber aus. Einsteiger und Interessierte, die nicht im
Orden sind, sind herzlich willkommen und können die sich selbst
erklärenden Übungen sicherlich gut verstehen und auf sich und ihren
Lebenswandel beziehen. Anmeldung: werner .heidenreich@gmail.com


Spiritueller Gesprächskreis

Mittwochs, 20.00 - 21.30 Uhr

Im Kreis tauschen wir uns über unsere Alltagserfahrungen aus,
inspirieren uns gegenseitig und lesen gemeinsam Texte, die uns Hilfe
und Orientierung auf unserem Weg geben. Wir lesen derzeit aus dem sehr
inspirierenden Buch von Thich Nhat Hanh: "Leben ist, was jetzt
passiert". 

Für den Austausch steht die konkrete eigene Praxis im Vordergrund, auf
abstrakte Lehrinhalte und theoretische Erwägungen verzichten wir.
Einstieg jederzeit möglich, nur mit Anmeldung: 

werner.heidenreich@gmail.com


Meditations- und Achtsamkeitskreis

Freitags, 18.30 - 20.00 h, 

Es wird jeweils 2 Mal 25 Minuten meditiert, zwischen den beiden
Sitzperioden gibt es eine Gehmeditation. Nach dem Meditieren folgt ein
Austausch zu einem kurzem Text aus einem Buch, zur Zeit von Jack
Kornfield: "Das weise Herz - die universellen Prinzipien
buddhistischer Psychologie"

Anmeldung empfohlen: werner.heidenreich@gmail.com


Austausch über unsere Praxis, Fragen und Erfahrungen -
offener Kreis 

Jeden zweiten und vierten Sonntag im Monat. 18.30 - ca. 20.00 Uhr

Auf der Basis von achtsamer Kommunikation tauschen wir uns über das
Gelingen und die Schwierigkeiten in den Begegnungen mit unseren
Mitmenschen aus. Hierbei helfen wir uns gegenseitig mit unserer
Erfahrung und Weisheit.

Erstbesucher können in der Gruppe auch nur als Beobachter teilnehmen.
Sie entscheiden selbst, ob sie sich dem neuen Kreis gegenüber
einbringen wollen oder lieber erst Mal nur zuhören wollen. 

Bitte zum ersten Besuch anmelden: werner.heidenreich@gmail.com 

Infos auch unter wfak.de

Beratung und Begleitung zu den Themen: spirituelle Praxis,
Kommunikation und Achtsamkeit 

Termine und Anfragen: werner.heidenreich@gmail.com

Gespräche zwischen Buddhisten und Christen: Umgang mit Schwächen
bei sich und anderen

Dienstag, 03.09.2019, 17-18 Uhr, DomForum Köln, Tunisstr. 4, Köln,
Eintritt frei

Dr. Werner Höbsch, kath. Theologe und Werner Heidenreich,
Buddhist

Das DomForum hat zwischenzeitlich eine neue Unterkunft in der
Tunisstr. 4


ACHTSAMKEIT IN DER SCHULE

Kurs mit Werner Heidenreich und weiteren Mitgliedern von "TAB - Team
Achtsamkeit im Bildungswesen"

Fr.-So. 25. - 27.10.19; EIAB, Schaumburgweg 3, 51545 Waldbröl, Kurs: K
1918-4

Das Seminar bietet besonders für Lehrpersonen die Gelegenheit,
Praktiken der Achtsamkeit und deren Anwendung in der Schule
kennenzulernen. Im Mittelpunkt steht die persönliche Praxis und die
Frage, wie wir auch im stressigen Schulbetrieb Anker setzen können, um
stabil zu bleiben und inneren Frieden zu bewahren.

Wir werden Methoden für unsere persönliche Achtsamkeit erlernen und
dabei immer wieder Bezüge zu unserem Schulalltag herstellen.

Neben Personen aus Lehrberufen sind natürlich auch alle anderen an
Achtsamkeitspraxis Interessierte und Einsteiger herzlich willkommen.

 * 

Quelle:

StadtRaum Newsletter vom 4. August 2019

Herausgeber: StadtRaum Köln
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





MELDUNG/248: Für eine Welt ohne Nuklearwaffen - Appell an christliche Kirchen und Gemeinschaften (Church and Peace)


Church and Peace - Pressemitteilung vom 7. August 2019

Für eine Welt ohne Nuklearwaffen - Ein Appell zum 74. Gedenktag des
Atomwaffenabwurfs auf Hiroshima und Nagasaki am 6. und 9. August 1945

Church and Peace appelliert an die christlichen Kirchen und Gemeinschaften
in Europa



• Fordern Sie die Regierung Ihres Landes auf, dem völkerrechtlichen
Vertrag zum Verbot von Atomwaffen (TPNW) beizutreten.

• Stärken Sie die Menschen und Initiativen in Kirchen,
Zivilgesellschaft und Politik, die sich für Frieden und Abrüstung
einsetzen, durch Ihr Gebet, Ihr öffentliches Wort und Ihre Mitwirkung.

• Unterstützen Sie die Menschen guten Willens aus allen Religionen und
Denominationen, die sich aus humanitären Gründen für die weltweite
Abrüstung aller Atomwaffen einsetzen, z.B. die Internationale Kampagne zur
Abschaffung von Atomwaffen (ICAN), die 2017 mit dem Friedensnobelpreis
ausgezeichnet wurde, die Mayors for Peace (Bürgermeister für den Frieden),
die Ärzteorganisation IPPNW oder das Rote Kreuz.

• Helfen Sie den Opfern der Balkan-Kriege, die durch radioaktive 
Uran-Munition erkrankt sind und unterstützen Sie die Aufklärung darüber.

• Fordern Sie die Regierung Ihres Landes auf, sich (innerhalb der
Europäischen Union) für ein neues multilaterales Abkommen unter
Einbeziehung der USA und Russlands zum Verbot der Stationierung von Kurz-
und Mittelstreckenraketen in Europa einzusetzen.

Hintergrund:

Kurz nach dem Ende des 2. Weltkrieges hat sich 1949 das europäische
ökumenische friedenskirchliche Netzwerk "Church and Peace" gegründet. Seit
70 Jahren setzen sich die darin verbundenen Kirchen, Gemeinden,
Kommunitäten und Friedensdienste in der Nachfolge Jesu heraus für
Versöhnung und Frieden, Gewaltfreiheit und Gerechtigkeit ein.

Im Rahmen der internationalen Konferenz zum 70-jährigen Jubiläum von Church
and Peace haben sich die Delegierten mit den aktuellen Entwicklungen zur
weiteren Militarisierung Europas und mit der nuklearen Bedrohung
auseinandergesetzt. Einige Mitglieder sind besonders betroffen; als
Augenzeugen berichten sie von den bis heute erkennbaren Folgen der
Verwendung von radioaktiver Uranmunition in den Gebieten Ex-Jugoslawiens.
Andere Mitglieder von Church and Peace haben Kontakt zu Überlebenden der
Atombombenabwürfe auf Hiroshima und Nagasaki oder der Atomwaffentests der
vergangenen Jahrzehnte.

Wir sind alarmiert angesichts der aktuellen Gefahren durch Atomwaffen
und radioaktive Munition in Europa. Einige wenige Staaten der Welt haben
die Verfügungsgewalt über rund 15.000 Nuklearwaffen.

Jede für sich übertrifft die Sprengkraft der Atombomben, die im August 1945
über Hiroshima und Nagasaki gezündet wurden. Sie werden zurzeit technisch
modernisiert und die Sprengköpfe verkleinert, d.h. ihr Einsatz wird
wahrscheinlicher. Dies trifft auf eine weltpolitische Situation, die von
neuen Krisen und Spannungen auch unter den 9 Atomwaffenstaaten geprägt ist.

In mehrfacher Hinsicht sind die europäischen Länder und die hier lebenden
Menschen von den aktuellen Gefahren betroffen und in die Situation
mitverstrickt:

• Der für die Sicherheit in Europa bedeutsame INF-Vertrag, in dem die
USA und die ehemalige Sowjetunion das Verbot und die vollständige
Verschrottung ihrer atomar bestückbaren Kurz- und Mittelstreckenraketen
vereinbarten, wurde aufgrund gegenseitiger Vorwürfe der Vertragsverletzung
erst von den USA, dann von Russland aufgekündigt.

• Alle 9 Atomwaffenstaaten sind dabei, ihre nuklearen Waffenarsenale
und die Trägersysteme (z.B. Flugzeuge) technisch aufzurüsten. Durch die
höhere Zielgenauigkeit entsteht der fatale Eindruck, ein regional
begrenzter Einsatz von Atomwaffen sei möglich. Dies senkt die politische
Hemmschwelle für einen Nuklearkrieg.

• Die Standorte der Atomwaffen in Europa werden - wie im Kalten Krieg -
 zu Orten, die als potentielle Ziele in Kriegen und bei Terroranschlägen,
aber auch durch Unfälle besonders gefährdet sind.

• Menschen aus Bosnien, Serbien und dem Kosovo berichten von
zahlreichen Krankheitsfällen in der Bevölkerung, auch bei Kindern, aufgrund
der radioaktiven Uran-Munition, die von Nato-Einheiten in den Kriegen
eingesetzt wurde und in einigen Landesteilen noch immer aufzufinden ist.

• Kirchen in Afrika und in Süd- wie Nordamerika sind Zeuginnen dessen,
dass es bei vielen bewaffneten Konflikten um den Abbau von Uran und
Seltenen Erden geht, die für die Herstellung von nuklearer Technologie
benötigt werden.

• Europäische Banken sind an der Mitfinanzierung der Nuklearwaffen
beteiligt. Nur durch diese Investitionen ist die Produktion eines
erneuerten Atomwaffenarsenals möglich.

• Die Modernisierung der nuklearen Sprengköpfe wie der Trägersysteme
bindet enorme finanzielle Mittel der Atomwaffenstaaten und anderer Staaten,
die auch in Europa für von Armut, Hunger und Gewalt betroffene Menschen
sowie für Bildung und den Schutz des Klimas dringend gebraucht würden.

Wir sind alarmiert angesichts der unumkehrbaren Risiken eines
Nuklearkrieges

Forschungen zu den Folgen eines möglichen Krieges mit Einsatz von
Atomwaffen kommen zu dem Schluss, dass die Folgen für das menschliche
Leben, die Natur und das Klima Katastrophen von unbeherrschbarem Ausmaß
auslösen würden. Keine Hilfsorganisation wäre in der Lage, Menschenleben
vor der radioaktiven Strahlung und Fallout zu schützen. Die lebenden und
die folgenden Generationen wären durch schwere Krankheiten und Verseuchung
des Lebensraumes der Atmosphäre extrem belastet. Selbst bei einem durch die
Verkleinerung der nuklearen Sprengköpfe möglichen regional begrenzten
Atomkrieg wären die Opfer zahlen in der Zivilbevölkerung extrem hoch und
die klimatischen Folgen für die Nahrungsmittelproduktion würden den
Hungertod von Milliarden Menschen nach sich ziehen. [1]

Im Geist Jesu Christi sind wir zum Frieden gerufen - Kirchen gegen
Atomwaffen

Wir glauben, dass Jesus Christus uns zu Botschafterinnen und Botschaftern
der Versöhnung berufen hat (2. Kor 5,20). Auftrag der weltweit miteinander
vernetzten Kirchen ist es, sich für die Überwindung von Ungerechtigkeit,
Armut und Krieg zu engagieren und die friedliche Koexistenz und gemeinsame
Sicherheit aller Menschen zu fördern. Die Drohung mit der Vernichtung von
Hunderttausenden von Menschen und der radioaktiven Verstrahlung ganzer
Erdteile widerspricht allem, was uns als Menschen, die Jesus Christus
vertrauen, nach biblischem Zeugnis aufgetragen ist.

Bei der nuklearen Abschreckungsdoktrin geht es in keiner Weise um Formen
rechtsstaatlicher Gewalt oder Landesverteidigung, wie sie in den meisten
Kirchen als ethisch legitim anerkannt sind, sondern um eine extrem inhumane
und völkerrechtswidrige Drohung mit der Vernichtung von Hunderttausenden
und mehr Menschen.

In diesem Sinne haben Synoden und kirchenleitende Gremien vieler Kirchen in
den vergangenen Jahren erklärt, dass sie aus ihrem Glauben an Jesus
Christus heraus der ethischen Legitimation einer Drohung mit oder dem
Einsatz von Nuklearwaffen widersprechen, z.B. die United Church of Christ
(USA), die Kirchen von Schweden und Norwegen, die United Reformed Church of
South Africa, die Presbyterian Church, die United Methodist Church, der
National Council of Churches in Korea, der National Council of Churches in
Japan, das Moderamen des Reformierten Bundes in Deutschland und die
Deutsche Jahresversammlung der Religiösen Gesellschaft der Freunde
(Quäker).

Nach zehn Jahren kontinuierlichem Engagement der "International Campaign
for the Abolition of Nuclear Weapons" (ICAN), das von vielen
zivilgesellschaftlichen Organisationen wie dem Internationalen Roten Kreuz,
vom Ökumenischen Rat der Kirchen und vom Vatikan unterstützt wurde, wurde
am 7. Juli 2017 die Nuklearwaffenkonvention der Vereinten Nationen
beschlossen, der UN Atomwaffenverbotsvertrag (Treaty of the Prohibition of
Nuclear Weapons, TPNW). Dem Vertrag haben 122 der in den Vereinten Nationen
versammelten Staaten zugestimmt, 70 davon haben ihn inzwischen
unterschrieben. Das Abkommen schließt eine Lücke im Völkerrecht. Es
verbietet, Atomwaffen zu entwickeln, zu testen, zu produzieren, zu
transportieren, zu lagern einzusetzen oder damit zu drohen. Damit werden
die Staaten, die noch Atomwaffen haben, von der Mehrheit der Staaten
ethisch delegitimiert.

Dieser historische Vertrag braucht die weitere und entschiedene
öffentliche Unterstützung der weltweiten Ökumene und möglichst vieler
Kirchen und Denominationen. Darum wendet Church and Peace sich an die
Synoden und kirchenleitenden Gremien in Europa und bittet sie, sich an die
jeweils eigene Regierung zu wenden und entschieden für den
Atomwaffenverbotsvertrag einzutreten.

Einige Beispiele für die Unterstützung der christlichen Kirchen für den
Atomwaffenverbotsvertrag:

Schon seit der Gründung des Ökumenischen Rates der Kirchen (ÖRK) wird auf
allen Versammlungen eine Abrüstung aller atomaren, biologischen und
chemischen Waffensysteme gefordert. Der ÖRK unterstützte maßgeblich die
verschiedenen abrüstungspolitischen Initiativen von zivilgesellschaftlichen
und internationalen Organisationen und Expertengruppen, die zu den
internationalen Verbotsverträgen für Biologischen Waffen (1972),
Chemiewaffen (1993), Landminen (1997) und 2017 zum UN-Vertrag über das
Verbot von Nuklearwaffen führten. Bei seiner letzten Vollversammlung 2013
bestätigten die Vertreter*innen des ÖRK die in mehreren früheren
Versammlungen formulierte Forderung, Herstellung, Besitz und Einsatz von
Atomwaffen aus ethischen und theologischen Gründen als ein "Verbrechen
gegen die Menschheit" zu ächten.

Papst Franziskus unterstützte mehrfach das Zustandekommen des 
UN-Atomwaffenverbotsvertrag (TPNW). Der Vatikan gehörte zu den ersten
Unterzeichnern. Im November 2017 sprach sich der Papst für die Überwindung
der nuklearen Abschreckungsdoktrin aus: "Denken wir an die katastrophalen
humanitären Folgen und die Konsequenzen für die Umwelt, die jeder Einsatz
von Kernwaffen mit sich bringt, dann können wir nicht anders, als große
Sorge zu empfinden. Daher ist auch unter Berücksichtigung der Gefahr einer
unbeabsichtigten Explosion solcher Waffen - aus welchem Irrtum dies auch
immer geschehen mag - die Androhung ihres Einsatzes sowie ihr Besitz
entschieden zu verurteilen, gerade weil deren Besitz in der Funktion einer
Logik der Angst steht, die nicht nur die Konfliktparteien betrifft, sondern
das gesamte Menschengeschlecht."

Die Vollversammlung der Konferenz Europäischer Kirchen (KEK) 2018 in Novi
Sad forderte dazu auf, "die Stimme (zu) erheben gegen jedwede Forschung und
Produktion von atomaren Waffen."

Die Generalsynode der Kirche von England hat am 13. Juli 2018 in einer
Stellungnahme (Nuclear Ban Motion) den UN-Atomwaffenverbotsvertrag und die
Forderung nach einer Abrüstung aller Atomwaffen ausdrücklich unterstützt
und an die eigene Regierung appelliert.

Die Evangelische Kirche im Rheinland, Deutschland, verabschiedete das
"Friedenswort 2018". Zu Atomwaffen heißt es darin: "Wir bekennen, dass die
Drohung mit atomaren, aber auch chemischen und biologischen
Massenvernichtungswaffen nicht mehr als Mittel legitimer Selbstverteidigung
angesehen werden kann. Im Vertrauen auf Gottes Frieden wollen wir uns nicht
länger von solchen Waffen umgeben, schützen und gefährden lassen."
Gefordert werden der Abzug der Atomwaffen in Büchel in der Eifel,
Deutschland, und aller Atomwaffen in Europa. Die Bundesregierung wird
aufgefordert, den Atomwaffenverbotsvertrag zu unterzeichnen.


Anmerkung:

[1] Entsprechende Studien sind genannt bei: Peter Rudolf, Aporien atomarer
Abschreckung, Zur US-Nukleardoktrin und ihren Problemen, Stiftung
Wissenschaft und Politik, SWP Studie 15, Berlin, Juli 2018; Internationale
Kampagne zur Abschaffung der Atomwaffen, Deutscher Zweig:
www.icanw.de/fakten; Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die
Verhütung des Atomkriegs/ Ärzte in sozialer Verantwortung www.ippnw.de.

 * 
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07003: Wer hat den schnelleren Degen? (SB)


Es steht um beide Könige nicht gut. Dem weißen Monarchen droht ein
empfindliches Abzugsschach. Fliehen kann er über f2 nicht, weil er
dann dem schwarzen Turm vor die Kanone kommt. Zudem kleben die weißen
Figuren einander. Einer deckt den anderen und keiner kann ausscheren,
um dem Heerführer zu Hilfe zu eilen. Wie gut, daß der schwarze König
im heutigen Rätsel der Sphinx mit weitaus größeren Problemen zu
kämpfen hat, und da es sich um eine Fernpartie handelte, konnte Weiß
in tödlicher Ruhe seinen Gewinnweg auskundschaften. Nun, Wanderer, ein
Abzugsschach ist eine hübsche Klinge, aber auch Weiß besaß einen
solchen Degen. Nun kam es nur noch darauf an, Finten und Paraden so
aufeinander abzustimmen, daß der Weg für den entscheidenden Stoß frei
wurde!






[image: SCHACH-SPHINX/07003: Wer hat den schnelleren Degen? (SB)]



Scalisi - de Sortis

Fernpartie 1969


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ja, nach 1...Tf6xf1+!! konnte Weiß in der Tat die Waffen strecken,
denn 2.De2xf1 Dg5xe3+ kommt gar nicht erst in Frage, und 2.Ke1xf1 Th8-
h1+ 3.Kf1-f2 Dg5-f6+ kostet auch zuviel Material.



Erstveröffentlichung am 31. Juli 2006

20. August 2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/571: Schwedens Grundschulen - Mehr Unterricht hilft (idw)


Universität Duisburg-Essen - 13.08.2019

Schwedens Grundschulen: Mehr Unterricht hilft



Wer ab der ersten Klasse länger die Schulbank drückt, verdient später
mehr Geld. Das haben die Ökonomen Prof. Dr. Martin Karlsson und Nina Schwarz
für Schweden herausgefunden. Sie haben mit schwedischen Kollegen zwei
historische Schulreformen in dem skandinavischen Land analysiert. Ihre
Ergebnisse, die auch interessant für Deutschland sein dürften, erscheinen
demnächst im Journal of the European Economic Association.

Ziel der beiden Reformen im frühen 20. Jahrhundert war, die Bildung an
Schwedens Grundschulen zu verbessern, indem man die Pflicht-Schulzeit
verlängerte - und das gleich zwei Mal: Zunächst wurde der Unterricht von
34,5 auf 39 Wochen pro Schuljahr ausgeweitet, später mussten die Kinder
dann sieben statt sechs Klassen absolvieren. Da die Lehrpläne unverändert
blieben, wurde der Unterricht deutlich entzerrt.

"Strukturell können die damaligen Grundschulreformen als historischer
Gegensatz zum heutigen G8 in Deutschland gesehen werden, wo der
Unterrichtsstoff in den Gymnasien ja gekürzt wurde", sagt Professor
Karlsson.

Wie wirkten sich die Reformen in Schweden aus? Die Autoren kamen zu
erstaunlichen Ergebnissen: Mehr Unterrichtswochen ab der ersten Klasse
erhöhen das spätere Einkommen um fünf Prozent. Ein zusätzliches Schuljahr
am Ende der Grundschulzeit bringt hingegen nur zwei Prozent.

Insbesondere Frauen profitierten durch den frühzeitig ausgeweiteten
Unterricht. Sie entschieden sich öfter für gut bezahlte Berufe, in denen
auch theoretische Fähigkeiten benötigt werden. "Das kann damit
zusammenhängen, dass sie durch die frühe Förderung in der Schule
abstraktes Denken eher und besser gelernt haben", erklärt Nina Schwarz.
Deshalb könne es in Hinblick auf das spätere Arbeitsleben sehr
wirkungsvoll sein, Kindern in den ersten Schuljahren mehr Zeit zum Lernen
einzuräumen.

Für die Untersuchung analysierten die Forscher u.a. die individuellen
Einkommens- und Beschäftigungsdaten von Personen, die in den 1930er Jahren
geboren wurden. Die ermittelten Ergebnisse beziehen sich damit auf einen
Zeitraum von siebzig bis achtzig Jahren.


Weitere Informationen unter:

http://www.rwi-essen.de/publikationen/ruhr-economic-papers/906/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, 13.08.2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MEDIEN/076: Geblendet vom eigenen sozialen Netzwerk (idw)


GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften - 13.08.2019

Geblendet vom eigenen sozialen Netzwerk



Obwohl wir einen fast unbegrenzten Zugang zu Informationen haben, werden
wir immer wieder davon überrascht, wie sehr wir unsere soziale und
gesellschaftliche Umgebung falsch einschätzen. In einem gerade
erschienenen Aufsatz in Nature Human Behaviour hat eine Forschergruppe die
persönlichen Netzwerke, in denen wir uns befinden, als Haupteinfluss auf
unsere Einschätzung ausfindig gemacht. Denn diese verstellen uns den Blick
auf die tatsächliche Verteilung von gesellschaftlichen Ansichten und
Verhalten.

Sei es der Ausgang von Wahlen, sei es die Einschätzung von Einstellungen
gegenüber gesellschaftlichen Bereichen wie Gesundheit, Umwelt oder auch
das Recht auf Asyl, unsere Wahrnehmungsverzerrung zeigt sich besonders bei
gesellschaftlich strittigen Themen. Es gibt zwar in der Psychologie eine
lange Reihe von Ansätzen, die diese Prozesse hinsichtlich verzerrter
sozialer Wahrnehmung erklären, wie beispielsweise "Wishful thinking" oder
"soziale Projektion", aber es gibt eine wesentlich einfachere Erklärung.

Wenn Personen ihre Wahrnehmungen ausformen, haben sie selten eine
repräsentative Wahrnehmung, sondern sind von den lokalen Strukturen ihrer
persönlichen Netzwerke begrenzt. Diese verzerren die Wahrnehmung der
Häufigkeit verschiedener Attribute in der gesamten Bevölkerung.

Das Forscherteam um Eun Lee und Fariba Karimi von GESIS - Leibniz-Institut
für Sozialwissenschaften wendet ein gesellschaftliches Netzwerkmodell an,
das sich auf die Eigenschaften von Mehrheits- und Minderheitengruppen
konzentriert. Dafür können alle gegensätzlichen Eigenschaften wie z.B.
Rauchen oder Nichtrauchen, für oder gegen die Anwendung des Asylrechts,
männlich oder weiblich, herangezogen werden. Die Wahrnehmungen des
Einzelnen sind geprägt von seiner Umgebung. Je nachdem, wie groß die
Mehrheiten und Minderheiten in einer Gruppe verteilt sind und wie stark
der Einzelne mit anderen ähnlichen oder unähnlichen Netzwerken verbunden
ist, umso stärker sind die unterschiedlichen Wahrnehmungsverzerrungen.

Das Team stellte fest, dass die Wahrnehmungsverzerrungen am stärksten
auftreten, wenn Mehrheits- oder Minderheitsgruppen unverhältnismäßig groß
sind. Auch Mitglieder, die eng mit nur einer Gruppe verbunden sind und
wenig Kontakt zu den anderen Gruppen haben (homophiles Netzwerk), neigen
verstärkt zu falschen Einschätzungen. Dabei überschätzt der Einzelne seine
eigene Gruppe und unterschätzt die andere. Zum Beispiel Rauchende, deren
soziale Umgebung hauptsächlich aus Rauchenden besteht, bewerten den Anteil
an Rauchenden in der Bevölkerung höher, als er tatsächlich ist.

Eine andere Wahrnehmungsverzerrung entsteht, wenn die beiden Gruppen
innerhalb des Netzwerks gleichmäßiger verteilt sind (heterophiles
Netzwerk). Hier ist die Tendenz, dass die Mehrheitsgruppe das
Vorhandensein einer Minderheitsgruppe höher als in der Realität
einschätzt. Um beim Raucher-Beispiel zu bleiben: Setzt sich ein
persönliches Netzwerk aus 40 Prozent Rauchenden und 60 Prozent
Nichtrauchenden zusammen, überschätzen die Nichtrauchenden den Anteil der
Rauchenden in der Bevölkerung, weil sie ihre Einschätzung aufgrund der
Verteilung in ihrem Netzwerk treffen.

So lassen sich auch die unterschiedlichen Wahrnehmungen in unserer
Gesellschaft, was beispielsweise die Wahrscheinlichkeit, in eine
kriminelle Situation zu geraten oder die Einschätzung des Anteils der
nicht-deutschen Bevölkerung in Deutschland angeht, ebenfalls erklären.

Und wie kann lässt sich persönlich der eigenen Wahrnehmungsverzerrung
entgegenwirken? Wir empfehlen, sich um den Kontakt mit Menschen aus
verschiedenen Gruppen zu bemühen, um so das breite gesellschaftliche
Netzwerk besser kennenzulernen. So überraschen uns auch nicht die
Ergebnisse der nächsten Wahl.


Originalpublikation:

Eun Lee, Fariba Karimi, Claudia Wagner, Hang-Hyun Jo, Markus Strohmaier &
Mirta Galesic (2019):

Homophily and minority-group size explain perception biases in social
networks.

In: Nature Human Behaviour (2019),

DOI: https://doi.org/10.1038/s41562-019-0677-4

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution479

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften, 13.08.2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/545: Weniger Bedenken mit Helm (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 14.08.2019

Weniger Bedenken mit Helm



Ein Fahrradhelm suggeriert sogar dann Sicherheit, wenn der Träger gar
nicht auf einem Rad sitzt und der Helm seiner Funktion nicht gerecht
werden kann. Das haben jetzt Psychologinnen und Psychologen der
Friedrich-Schiller-Universität Jena in Kooperation mit der kanadischen
University of Victoria herausgefunden, deren Ergebnisse heute im Fachmagazin
"Psychophysiology" veröffentlicht wurden.

Die Bedeutung mancher Gegenstände hat sich für uns inzwischen so
verselbstständigt, dass wir uns sogar auf sie verlassen, wenn sie
eigentlich gar nicht gebraucht werden. So wie beim Fahrradhelm. Bereits
Kinder lernen, dass sie mit einem Helm auf dem Kopf geschützter im
Straßenverkehr unterwegs sind. Die harte, stabile Kopfbedeckung suggeriert
Sicherheit - sogar dann, wenn der Träger gar nicht auf einem Rad sitzt und
der Helm seiner Funktion nicht gerecht werden kann. Das haben jetzt
Psychologinnen und Psychologen der Friedrich-Schiller-Universität Jena in
Kooperation mit der kanadischen University of Victoria herausgefunden,
deren Ergebnisse heute im Fachmagazin "Psychophysiology" veröffentlicht
wurden.

Kartenspiel mit Helm

Während eines Experimentes ließ das Forschungsteam 40 Personen am Computer
ein Kartenglücksspiel spielen, bei dem man sich zwischen einer
risikoreichen und einer risikoärmeren Variante entscheiden muss. Die
Hälfte der Probanden trug dabei einen Fahrradhelm unter dem Vorwand, dass
der darauf montierte Eyetracker ihre Augenbewegungen misst. Während des
Spiels beobachteten die Jenaer Wissenschaftlerinnen mittels EEG, was im
Gehirn der Versuchsteilnehmer passiert und machten eine spannende
Entdeckung: Die sogenannte "Frontal Midline Theta Power" - also die
Hirnaktivität, die das Abwägen während Entscheidungsprozessen kennzeichnet
- war bei den Helmträgern weitaus weniger ausgeprägt als bei den Probanden
ohne Helm. "Das bedeutet, dass der Helm die Entscheidungsfindung im
Risikospiel eindeutig beeinflusst. Offensichtlich assoziieren die
Probanden mit dem Tragen des Fahrradhelms ein Gefühl der Sicherheit",
erklärt Dr. Barbara Schmidt, die Leiterin der Studie. Die kognitive
Kontrolle, so nennen Psychologen den Mechanismus während des Abwägens, sei
mit Helm weniger ausgeprägt. "Möglicherweise liegt hier eine Art Priming
vor", sagt Schmidt. "Das heißt, dass der Bedeutungsinhalt, den jeder mit
einem Helm verbindet, automatisch Auswirkungen auf die Kognition im Gehirn
hat."

Beeinflussung des Risikoverhaltens

Die Probandengruppen waren in ihrer Ängstlichkeit vergleichbar, weshalb
der gefundene Effekt nicht auf einen generellen Gruppenunterschied
zurückzuführen ist.

Damit führt Barbara Schmidt ihre Forschung zu psychologischen
Einflussfaktoren auf das Risikoverhalten weiter. In einer früheren Studie
hatte sie bereits die "Frontal Midline Theta Power" als Indikator für den
Abwägungsprozess im Gehirn eindeutig identifiziert und somit die Basis für
die aktuelle Arbeit gelegt. "Durch die Untersuchung solcher neuronalen
Parameter erfahren wir mehr darüber, warum wir so handeln, wie wir es tun
- und wie sich das beeinflussen lässt", sagt die Jenaer Expertin. "In der
vorliegenden Studie verwendeten wir eine sehr subtile Manipulation, das
Tragen eines Fahrradhelms. Sicherheit kann aber noch viel deutlicher
suggeriert werden, zum Beispiel unter Hypnose."

Hier ergibt sich die Verbindung zu einem weiteren zentralen Arbeitsfeld
der Jenaer Psychologin. Schmidt erforscht auch die Wirkung von Hypnose.
"Für uns ist es sehr interessant zu beobachten, wie stark Suggestionen die
Hirnaktivität beeinflussen können", sagt sie. "Im hypnotischen Zustand
sind Probanden sehr offen für angebotene Vorstellungen, zum Beispiel für
die Vorstellung eines sicheren Ortes, an dem sie sich geborgen fühlen. Das
Tragen eines Fahrradhelms kann auch als eine Suggestion verstanden werden,
die unbewusst wirkt. Die aktuelle Studie zeigt, dass selbst solch eine
subtile Maßnahme Entscheidungsprozesse signifikant beeinflusst.
Experimente wie dieses helfen dabei, die Mechanismen, die hinter der
Wirkung von Suggestionen auf Entscheidungsprozesse stehen, genauer zu
verstehen."


Originalpublikation:

Barbara Schmidt et. al. (2019):

Wearing a bike helmet leads to less cognitive control, revealed by lower
frontal midline theta power and risk indifference,

Psychophysiology,

doi: https://doi.org/10.1111/psyp.13458

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 14.08.2019

WWW: http://idw-online.de
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MELDUNG/2349: Schwergewicht - Faxen ohne Ende ... (SB)




Revanche zwischen Wilder und Fury Ende Februar 2019

Deontay Wilder und Tyson Fury tragen ihre Revanche am 22. Februar 2019
in Las Vegas aus. Um diesem Spektakel keine unverhofften Steine in den
Weg zu legen, müssen beide zuvor ihren nächsten Auftritt erfolgreich
über die Bühne bringen. Dabei dürfte der 31jährige Brite
vergleichsweise leichtes Spiel haben, da er am 14. September in der
T-Mobile Arena in Las Vegas auf Otto Wallin trifft. Fury, für den 28
Siege und ein Unentschieden zu Buche stehen, gilt als haushoher
Favorit im Kampf gegen den in 20 Auftritten ungeschlagenen Schweden,
der an Nummer vier der WBA-Rangliste geführt wird, aber bislang keine
namhaften Gegner vor den Fäusten gehabt hat. Eine wesentlich härtere
Nuß muß der WBC-Weltmeister aus Tuscaloosa in Alabama knacken, wenn er
am 23. November ein zweites Mal auf den gefährlichen Kubaner Luis
Ortiz trifft. Wilder hat 41 Kämpfe gewonnen, dabei 40 Gegner vorzeitig
besiegt und einmal unentschieden gegen Fury gekämpft. Ortiz, der mit
31 Siegen und einer Niederlage aufwarten kann, verlangte ihm bei ihrem
ersten Aufeinandertreffen im März 2018 alles ab.

Bei ihrem damaligen Gefecht im Barclays Center in Brooklyn wogte das
Geschehen lange hin her, da beide schwere Treffer landen konnten. Der
Kubaner kam in der siebten Runde mit einer wuchtigen Linken durch, die
den Champion an den Rand eines Niederschlags brachte. Als der
Herausforderer schließlich in der neunten Runde Konditionsprobleme
bekam, mußte er eine gewaltige Rechte Wilders einstecken, der ihn dann
im folgenden Durchgang zweimal zu Boden schickte und den Kampf
vorzeitig gewann. Daß der US-Amerikaner abermals mit diesem
hochklassigen Kontrahenten in den Ring steigt, zeugt von seiner
Entschlossenheit, sich mit den besten Rivalen in der Königsklasse zu
messen und nicht etwa auf Schleichwegen an der Spitze zu behaupten.

Als Wilder und Fury im letzten Dezember ihren ersten Kampf in Los
Angeles gegeneinander austrugen, endete dieser mit einem Unentschieden
(115:111, 112:114, 113:113). Wenngleich der Brite eine sehr viel
bessere Figur als erwartet machte und mit seinen harmlosen, aber
zahlreicheren Schlägen punkten konnte, brachte der Weltmeister
durchweg die härteren Treffer ins Ziel und schickte den Gegner in der
neunten und zwölften Runde auf die Bretter. Als der Brite im letzten
Durchgang bewußtlos am Boden lag, hätte der erfahrene Ringrichter Jack
Reiss den Kampf durchaus abbrechen können. Er zählte den
Herausforderer jedoch an, bis dieser gegen alle Erwartung wieder
aufstand. Daraufhin prüfte der Referee zunächst, ob Fury tatsächlich
kampfbereit sei, und verschaffte ihm dadurch eine zusätzliche
Erholungspause, worauf es dann bis zum Schlußgong weiterging. Während
das Lager des Briten hinterher behauptete, Fury sei der wahre Sieger
gewesen, verhielt es sich doch eher umgekehrt, da er letzten Endes nur
mit sehr viel Glück, wenngleich auch überraschenden Nehmerqualitäten,
ungeschoren davongekommen war.

Das Unentschieden schrie jedenfalls nach einer Revanche, die zunächst
für Mai angepeilt wurde. Dann grätschte jedoch Bob Arum dazwischen,
der Fury als Co-Promoter einen Vertrag bei Top Rank verschaffte und
die Regie seiner Kämpfe übernahm. Die neue Strategie sah vor, den
Rückkampf gegen Wilder noch einige Zeit reifen zu lassen und den
Briten mit zwischenzeitlichen Auftritten beim US-Publikum bekannter zu
machen. Um kein Risiko einzugehen, wurde der Deutsche Tom Schwarz als
Gegner verpflichtet, dem Fury im Juni bereits in der zweiten Runde das
Nachsehen gab. Auch der 28 Jahre alte Otto Wallin wird auf diesem
recht niedrigen Niveau angesiedelt, so daß auf der Hand liegt, mit
welcher Vorgehensweise Bob Arum beabsichtigt, Tyson Fury bis zum
einträglichen Showdown mit Wilder im Geschäft zu halten. Daß er sich
mit Siegen über weithin unbekannte Gegner einen Namen in den USA
macht, ist zwar eher nicht anzunehmen, doch eröffnet sich ihm dadurch
reichlich Gelegenheit, mit regelmäßigen Stellungnahmen in den sozialen
Medien wie auch in Interviews Werbung in eigener Sache zu machen. [1]

Der Sender ESPN, mit dem Top Rank zusammenarbeitet, bietet dem Briten
eine Plattform, seine Sichtweise der Dinge beständig unters Volk zu
bringen. Der versteift sich inzwischen auf die recht abwegige These,
man habe ihn im letzten Dezember um den verdienten Sieg betrogen, weil
der US-Amerikaner vor heimischem Publikum und ihm gewogenen
Punktrichtern bevorteilt worden sei. Deshalb bleibe ihm als Gast
nichts anderes übrig, als bei der Revanche mit einem Niederschlag für
klare Verhältnisse zu sorgen. Zwar habe Deontay Wilder im Laufe seiner
Karriere mit außergewöhnlichen Leistungen überzeugt, doch wenn es der
Amerikaner nicht einmal schaffe, einen Gegner zu besiegen, der drei
Jahre lang Mißbrauch mit seinem Körper getrieben habe, werde ihm das
um so weniger gelingen, sofern sich dieser Kontrahent in noch bessere
Verfassung als bei ihrer ersten Begegnung gebracht hat. Noch habe
niemand den besten Tyson Fury erlebt, rühmt sich der Brite seiner
Fähigkeit, Wiederauferstehung zu feiern.

Tatsächlich hätte wohl niemand für möglich gehalten, daß der von
psychischen Problemen gequälte, Suchtmittel konsumierende und
zwischenzeitlich auf 180 Kilo geschätzte Riese jemals wieder auf
höchstem Niveau in den Ring zurückkehren würde. Auch einige
erfolgreiche Vorbereitungskämpfe gegen ausgesucht schwache Gegner
brachten die Zweifel nicht zum Verstummen, da man Fury im Kampf gegen
Wilder ein Debakel prophezeite. Daß dann ein Unentschieden dabei
heraussprang, grenzte durchaus an ein Wunder, das man als nicht für
möglich gehaltene Großtat des Briten würdigen muß. Andererseits darf
man auch nicht unterschlagen, daß Fury mit seiner Größe von 2,06 m und
seinem ständigen weiten Auspendeln ein unangenehmer Gegner ist, an den
man nur sehr schwer herankommt. Das bekam seinerzeit Wladimir
Klitschko zu spüren, der wie paralysiert abwartete und nicht wußte,
wie er Fury treffen könnte, der völlig unorthodox herumfuhrwerkte.

Bekannt ist auch, daß der Brite für seine Größte nur über geringe
Schlagwirkung verfügt, die zwar für einen schwachen und statisch
agierenden Gegner, nicht aber für Deontay Wilder reicht. Wenngleich
ein Glückstreffer natürlich nie auszuschließen ist, dürfte es für Fury
so gut wie unmöglich sein, den WBC-Weltmeister vorzeitig zu besiegen.
Deshalb bleibt ihm auch bei der Revanche nichts anderes übrig, als
sich ständig umherzubewegen, auszupendeln und dennoch möglichst viele
Schläge ins Ziel zu bringen, die Eingang in die Punktwertung finden,
auch wenn sie Wilder nicht beeindrucken. Da der US-Amerikaner mit 2,01
m aber nicht viel kleiner ist, läuft Fury große Gefahr, von der
gefürchteten Rechten des WBC-Champions getroffen zu werden.

Wilder brachte früher vor seinen Kämpfen stets unter 100 kg auf die
Waage, da er für einen Schwergewichtsboxer seiner Größe von
ausgesprochen schlanker und athletischer Gestalt ist. Dennoch schlug
er so gewaltig zu, daß er sich mehrfach die Hand am Schädel eines
Gegners brach, sofern dieser wie etwa Bermane Stiverne in ihrem ersten
Kampf von außergewöhnlicher Standfestigkeit war. Zuletzt hat Wilder
etwas Gewicht zugelegt, was Dominic Breazeale zu spüren bekam, da der
WBC-Champion offenbar noch wirkungsvoller als zuvor schlagen kann.

Daß es um seine Chancen folglich nicht zum besten bestellt ist, will
Tyson Fury dennoch nicht gelten lassen. Wohl könne im Schwergewicht
ein einziger Schlag über Sieg oder Niederlage entscheiden, doch werde
ihn Wilder nicht noch einmal so erwischen wie im letzten Dezember,
verkündet der Brite. Gelinge es ihm, einen solchen Zufallstreffer zu
vermeiden, werde er den Amerikaner spielend leicht besiegen. Da er
nicht von einem fairem Spielfeld ausgehen und in den USA kaum nach
Punkten gewinnen könne, wolle er Wilder geschlagen auf die Bretter
schicken. Zu diesem Zweck modifiziere er seine Kampfesweise und werde
den WBC-Champion genauso schnell abfertigen wie zuletzt Tom Schwarz.
Vor diesem Kampf habe ihm sein Trainer Ben Davison geraten, es ruhig
angehen zu lassen und Ringpraxis zu sammeln. Das wäre jedoch auf eine
langweilige Darbietung hinausgelaufen, da er ständig getroffen, sein
Gegner hingegen nur Löcher in die Luft geschlagen hätte. Also habe er
beschlossen, dem Publikum in Las Vegas etwas zu bieten und kurzen
Prozeß zu machen, behauptet Fury.

Mit dieser Version unterschlägt der Brite jedoch, daß ihn der als
krasser Außenseiter gehandelte Tom Schwarz in der ersten Runde beherzt
angriff und mehrfach traf. Hätte Fury nicht zurückgeschlagen, wäre er
in Bedrängnis geraten und mit seinem auf ständige Fluchtmanöver
ausgelegten Stil womöglich gegen die Wand gefahren. Das dürfte der
entscheidende Grund gewesen sein, warum er gleich in der zweiten Runde
auf den Deutschen losging und ihn niederwalzte, was angesichts eines
ausgesprochen unbeweglichen Ziels denn doch leicht möglich war. Ginge
der Brite gegen Wilder genauso vor, läge er höchstwahrscheinlich sehr
viel früher auf der Matte als im letzten Dezember.

Um das Offensichtliche in einem Nebel hochtrabender Worte zu
verschleiern, erinnert der Brite an Wladimir Klitschko, der immer nur
seinen Jab geschlagen habe und damit quälend langweilig, aber
jahrelang erfolgreich gewesen sei. Auch er selber sei unbesiegbar,
wenn er seinen Stil durchziehe, doch um die Sache spannender zu
machen, gehe er jetzt zu einer durchmischteren Vorgehensweise über.
Renommierte Trainer wie Emanuel Steward hätten ihm versichert, daß
kaum jemand derart hart zuschlage wie er. Da könne man jeden fragen,
bei dem er zum Sparring ausgeholfen habe. Er ziehe es jedoch vor,
nicht mit voller Wucht, sondern lieber schnell und präzise zu
schlagen. Ändere er jedoch seine Taktik, schlage er so wirkungsvoll,
wenn nicht noch härter als jeder andere Schwergewichtlicher der Welt,
redet sich Fury in Rage. [2]

Man könnte nun aufzählen, daß Tyson Fury keinesfalls so hart wie
Deontay Wilder, Luis Ortiz, Anthony Joshua, Joseph Parker, Dillian
Whyte, Daniel Dubois oder zwischen 15 und 20 weitere
Schwergewichtsboxer schlägt. Es macht also überhaupt keinen Sinn,
seine Worte auf die Goldwaage zu legen, als ginge es ausschließlich
oder auch nur vordringlich darum, sie zu verifizieren oder als
unzutreffend zu verwerfen. Der Brite macht mit seinem losen Mundwerk
in erster Linie Werbung für sich selbst, aber zugleich auch für seinen
künftigen Kampf mit Wilder, und ist dabei für einen raschen Wechsel
zwischen plausibel anmutenden Einschätzungen und aberwitzigen Thesen
jederzeit zu haben. Dabei ist Fury kein Showtalent und mit allen
Wassern gewaschener Geschäftsmann vom Schlage eines Floyd Mayweather,
sondern eher von oszillierendem Naturell, das mit vollmundigen
Sprüchen, Provokationen und kindischen Einlagen hervorbricht, dann
wieder mit einsichtigen Erklärungen, selbstkritischen Äußerungen und
fast zugewandten Annäherungsweisen verblüfft. Daher dürfte die Frage,
was Tyson Fury von all seinen Einlassungen tatsächlich selber glaubt,
von vornherein falsch gestellt sein, zumal er sie vermutlich gar nicht
beantworten könnte. Das macht ihn immer wieder für eine Überraschung
gut. Man erinnere sich daran, wie der auf Vernunft und Ordnung
gebügelte Wladimir Klitschko zuletzt so verunsichert von den
irrlichternden Einlagen Furys zu sein schien, daß er nur noch
konsterniert herumstand, als Fury seine Faxen schließlich im Ring
boxend fortsetzte.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2019/08/tyson-fury-confirms-deontay-wilder-rematch-for-feb-22-in-las-vegas-nv/

[2] www.boxingnews24.com/2019/08/fury-predicting-he-kos-deontay-wilder-in-rematch/
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TANZSPORT/539: Rhein-Sieg-Kreis - 8. "Dance-Contest 2019" am 30. November 2019


Rhein-Sieg-Kreis

"Dance-Contest 2019": Tanzbegeisterte können sich jetzt
anmelden!



Rhein-Sieg-Kreis (we) - Am Samstag, 30. November 2019, findet in
Meckenheim bereits zum 8. Mal der Dance-Contest im linksrheinischen
Rhein-Sieg-Kreis statt. In der Zeit von 15:00 Uhr bis 21:00 Uhr können
junge Talente ihr Können unter Beweis stellen. Der Wettbewerb wird vom
Jugendamt des Rhein-Sieg-Kreises gemeinsam mit dem Jugendamt der Stadt
Meckenheim organisiert.

Ob Showtanz, Hip-Hop, Cheerleading oder Breakdance: In der
Jungholzhalle in Meckenheim können Kinder und Jugendliche zwischen 8
und 20 Jahren in 3 Altersgruppen zeigen, was sie "drauf" haben. Die
Teilnahme ist kostenlos und der Eintritt frei. Zuschauer sind herzlich
willkommen, ihre Favoriten anzufeuern.

Eine fachkundige Jury bewertet die Leistungen. Die Jury bekommt in
diesem Jahr prominente Unterstützung: neben Paul Lorenz (Profitänzer,
Tanzlehrer und Teilnehmer an der Weltmeisterschaft Kür Standard 2015)
wird auch Hanno Liesner (Choreograph und Tanztrainer von Europas
größtem inklusiven Tanzensemble Funky e.V.) die jungen Talente
beurteilen. Darüber hinaus können sich die Gruppen auch gegenseitig
beurteilen. Alle Bewertungen zusammen bestimmen das Endergebnis!

Noch bis zum 16. November 2019 können sich Einzeltänzerinnen,
Einzeltänzer und Tanzgruppen für den diesjährigen Dance-Contest
anmelden! Dabei spielt es keine Rolle, ob sie als Vereinsmitglied, in
einer Tanzschule oder einfach nur privat tanzen.

Alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer erhalten eine Urkunde, alle
Gruppen eine Medaille. Zudem gibt es neben einem Pokal ein
Probetraining beim Danceteam der Telekom Baskets Bonn und ein
Fotoshooting zu gewinnen.

Alle weiteren Informationen gibt es unter
www.rhein-sieg-kreis.de/dancecontest oder unter www.meckenheim.de mit
dem Stichwort "Dance-Contest 2019" im Suchfenster.

Die Veranstaltung wird unterstützt von SKYLAB media Event- und
Medientechnik aus Wachtberg (www.skylabmedia.de), dem Offenen Treff
Swisttal der KJA Bonn gGmbH, dem Mosaik-Kulturhaus Meckenheim, dem
Abiturjahrgang K.A. des Meckenheimer Gymnasiums, dem Meckikids e.V.,
der NABU Kreisgruppe Meckenheim/Bonn, dem Kinder- und Jugendcafé Kick,
dem Kinder- und Jugendtreff JumP Alfter und der Tanzschule Max 7 Bonn.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 18. Juli 2019

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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TANZ - PERFORMANCE/229: Hamburg - Falling Matters von Victoria Hauke und Andi Otto, 29./30./31.08.2019, 22./23.10.2019


Falling Matters

Gravity Listening Sessions

Victoria Hauke (Künstlerische Leitung, Choreographie)

Andi Otto (Komposition, Sounddesign)

Premiere: 29.08.2019

Weitere Vorstellungen: 30./31.08.2019, 22./23.10.2019

Resonanzraum, Bunker an der Feldsttraße, Hamburg St. Pauli



Falling Matters ist das Ergebnis eines ausgiebigen Forschungsprozesses
zwischen der Choreographin Victoria Hauke und dem Komponisten Andi
Otto. Ihre gut zehnjährige, internationale Zusammenarbeit kreiste
immer wieder um die Frage: Folgt der Tanz der Musik oder begleitet
Musik den Tanz?

Mit speziellen Boden-Instrumenten, die das Bühnenbild von Falling
Matters bestimmen, löst sich diese künstlerische Frage nach der Henne
und dem Ei in einem tanzend bespielten, elektronisch resonierenden
Zwischenraum auf. Alle Klänge, welche die Körper auf dem Holzboden der
präparierten Bühnen erzeugen, transformieren sich zu Tönen. Die live
gestaltete Komposition dieser Töne wird dabei erst hörbar, sobald ein
Körper sich bewegt. Was genau erklingt, lässt sich weder vom
Komponisten noch vom Tanz vollständig kontrollieren. Es entsteht ein
sinnlich erfahrbarer Raum voller Aufmerksamkeit für den gegenwärtigen
Moment. Obwohl zusätzlich ein Schlagzeuger im Raum agiert, geht es vor
allem um die leisen Momente, um Lageenergie, um die Ruhe vor dem Fall,
um spitze Ohren und die Poesie, wenn Körper und Klang zusammen "Jetzt"
sagen.

Mit einem Team aus Tänzer*innen, Komponisten und einem Perkussionisten
ist Falling Matters als gemeinsame Stückentwicklung angelegt. In
zyklisch strukturierten Gravity Listening Sessions führt das Team das
minimale Bewegungs- und Klangmaterial in immer wieder neue Formen.
Zwischen Tanz, Perkussion und Live-Klangregie spannt sich ein
lebendiges, wandlungsfähiges Dreieck auf. In diesem Zwischenraum
entsteht die Musik, die algorithmisch erzeugt wird, mit Software, die
eigens für diesen Zweck programmiert wurde. Es ist eine Musik, die
abstrakt und rational klingen könnte, würde sie nicht von den
tanzenden Körpern erzeugt. Der Titel Falling Matters bezeichnet die
performenden Körper als fallende Materie, we are falling matters,
wobei diese Materie besondere Formen von Wissen, von Lernen und
Erinnerung besitzt. Das Wissen steckt in allen Zellen, und eben nicht
nur im Gehirn. Der elektronische Sound des Stückes wird von diesem
Körperwissen produziert, was ihn - so glauben die Künstler -
spannender, berührender und organischer macht als manch eine
elektronische Komposition aus dem Tonstudio.

Gleichzeitig geht es in Falling Matters darum, das Fallen als
formgebendes Moment einer Bewegung zu sehen, das keineswegs trivial
ist. Wer etwa eine Kampfsportart erlernt, muss sich intensiv mit der
Kunst des Fallens auseinandersetzen. Man kann Fallen sogar als
produktive Grundlage eines Lebensentwurfs oder einer Gesellschaft
denken: Falling is something that matters. Anstatt Fortschritt einfach
linear zu konzipieren, als größer-weiter-besser-schneller, geht es bei
der Idee des Fallens auch um zyklische Regeneration. Das Zurücknehmen
von Energie in der Bewegung wird zur Hingabe an die Schwerkraft, die
neues Potenzial mitbringt. Fallen dient als Neubeginn eines Zyklus,
hilft beim Ausatmen und Schwungholen.

Falling Matters bearbeitet die paradoxe Idee eines immer neuen Loops:
Wiederholung ist Veränderung? wie ein Groove, der zwar ein Pattern
stoisch wiederholt, aber dennoch immer anders klingt. In den besten
Momenten atmet die Idee des Zyklisch-Neuen durch die individuellen
Bewegungen und Klänge ebenso hindurch wie durch die Struktur des
ganzen Abends, der gleichzeitig Musiktheater, Séance, Konzert und
Tanzperformance ist.

www.victoriahauke.de

www.andiotto.com

https://www.youtube.com/watch?v=8Vvf3owhcPM

Victoria Hauke (Künstlerische Leitung, Choreographie)

Andi Otto (Komposition, Sounddesign)

Ümit Yesilmen (Tanz)

Lotta Timm (Tanz)

Robin Rohrmann (Tanz)

Manuel Chittka (Perkussion, Elektronik)

Kostüm: Johanna v. Renner // Licht: Henning Eggers // Ko-Komposition:
Leo Hofmann // Dokumentation: Florian Schmuck // Bühne: Uwe Sinkemat
// Outside Eyes: Jascha Viehstädt, Konstantin Bessonov // Assistenz
Sounddesign: Luzius Bauer // Grafik: Total Eclipse Of The Heart //
Öffentlichkeitsarbeit: Ulrike Steffel

Gefördert durch die Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Kultur
und Medien; Gefördert durch die Hamburgische Kulturstiftung;

Kooperationspartner: resonanzraum

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16. August 2019
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JUGEND/090: Jugendstudie - Engagement für den Klimaschutz geht weiter (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 16. August 2019

Jugendstudie: Engagement für den Klimaschutz geht weiter

Bühnentalk mit der Bundesumweltministerin zu ersten Ergebnissen einer
Jugendstudie des BMU und des UBA



Jugendliche zeigen eine hohe Bereitschaft, sich auch künftig für den
Klimaschutz einzusetzen. Das ist eines der ersten Ergebnisse der
Jugendstudie des Bundesumweltministeriums und des Umweltbundesamtes,
für die mehr als 1000 junge Menschen zwischen 14 und 22 Jahren befragt
wurden. Anlässlich des Tags der offenen Tür der Bundesregierung werden
dieses und weitere Ergebnisse bei einem Bühnentalk am Samstag von
jungen Menschen gemeinsam mit Bundesumweltministerin Svenja Schulze
vorgestellt. Die Ergebnisse zeigen auch, dass Umwelt- und Klimaschutz
bei den 14- bis 22-Jährigen das wichtigste gesellschaftlichen Thema
ist. Die Gesamtergebnisse der Studie werden Anfang 2020 bei einer
Jugendkonferenz vorgestellt.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Die ersten Ergebnisse unserer
Jugendstudie bestätigen das, was wir seit vielen Wochen erleben:
Umwelt- und Klimaschutz liegt jungen Menschen sehr am Herzen. Das
Engagement der Jugend geht weitter. Das macht Mut für die großen
Aufgaben, die vor uns liegen. Es liegt in unserer Verantwortung, dass
auch die kommenden Generationen eine lebenswerte Erde vorfinden. Noch
haben wir die Möglichkeit, den Schalter umzulegen. Jetzt gilt es,
gemeinsam und entschlossen die Klimaschutzziele in Angriff zu nehmen.
Das ist die klare Erwartungshaltung der Jugendlichen, aber auch vieler
Erwachsener."

Gefragt nach der Bedeutung ausgewählter Probleme, stuften 45 Prozent
der 14- bis 22-Jährigen "Umwelt- und Klimaschutz" als "sehr wichtig"
ein, gefolgt vom Zustand des Bildungswesens und Fragen sozialer
Gerechtigkeit (jeweils 39 Prozent).

Als die mit Abstand wichtigsten Akteure im Umwelt- und Klimaschutz
werden "Jede und jeder Einzelne" (61 Prozent), die Industrie (50
Prozent) und die Bundesregierung (48 Prozent) angesehen. Anhand einer
Liste war nach den drei wichtigsten Akteuren gefragt worden, die etwas
für Umwelt- und Klimaschutz leisten können.

Die Zufriedenheit mit den Leistungen der aus Sicht der Befragten
wichtigsten Akteure ist jedoch gering. Nur 21 Prozent finden, dass
"Jede und jeder Einzelne" "genug" oder "eher genug" für den Umwelt-
und Klimaschutz tut. Die Industrie kommt sogar nur auf 15 Prozent. 22
Prozent der Befragten finden, dass die Bundesregierung "genug" oder
"eher genug" für den Umwelt- und den Klimaschutz leistet. Am höchsten
ist die Zufriedenheit mit der Leistung der Umweltverbände, bei denen
70 Prozent der Meinung sind, dass diese "genug" oder "eher genug" für
den Umweltschutz tun. Allerdings haben die Verbände dem Eindruck der
Befragten nach vergleichsweise wenig Einflussmöglichkeiten, denn nur
17 Prozent nannten Umweltverbände als einen der drei wichtigsten
Akteure, die etwas für den Umwelt- und Klimaschutz leisten können.

Zu der Bewegung "Fridays for Future" gaben 80 Prozent der Befragten
an, von dieser schon einmal gehört zu haben. Rund ein Viertel hat
bereits mitgemacht und die Bereitschaft, sich weiter zu beteiligen,
ist hoch (90 Prozent). Fast 50 Prozent derer, die sich noch nicht
beteiligt haben, können sich ein künftiges Engagement vorstellen. Die
wichtigsten Gründe für eine Beteiligung sind die Bedeutsamkeit des
Themas für die Zukunft (67 Prozent) und der Wunsch, etwas zu bewegen
(57 Prozent). Der Wunsch, "schulfrei" zu haben, spielt so gut wie
keine Rolle (lediglich 6 Prozent der Befragten gaben dies an).

Die aktuellen Ergebnisse basieren auf einer Repräsentativbefragung von
über 1.000 jungen Menschen zwischen 14 und 22 Jahren. Durchgeführt
wurden die Befragungen im April und Mai 2019. Die Gesamtergebnisse der
Befragungen werden im Oktober diskutiert und Anfang 2020 im Rahmen
einer Jugendkonferenz veröffentlicht werden. Gegenstand der Studie ist
die Erforschung wichtiger gesellschaftlicher und aktueller
umweltpolitischer Themen aus Sicht junger Menschen. Die Studie wurde
wurde vom Bundesumweltministerium und vom Umweltbundesamt in Auftrag
geben. Forschungsdesign und Forschungsfragen wurden zusammen mit
jungen Menschen entwickelt, darüber hinaus wurde für die Studie ein
eigener Jugendbeirat eingerichtet. Es handelt sich bereits um die
zweite Jugendstudie, die erste Studie wurde im Jahr 2018
veröffentlich.

Die Vorabergebnisse der Studie können abgerufen werden unter 

www.bmu.de/DL2327.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 137/19, 16.08.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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VERBAND/636: NABU Jahresbericht - Sorge um Arten- und Klimakrise treibt die Menschen um (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 15. August
2019

NABU: Sorge um Arten- und Klimakrise treibt die Menschen um

Tschimpke: Mehr Mitglieder - Naturschädliche Landwirtschaftspolitik
bremst Arten- und Klimaschutz aus



Berlin - Der Arten- und Klimaschutz spielt für immer mehr Menschen
eine wichtige Rolle. Das zeigt sich in der
Fridays-for-Future-Bewegung, dem erfolgreichen Volksbegehren
Artenschutz in Bayern, den grünen Gewinnern bei der Europawahl und im
steigenden Interesse an Themen wie Insektenschutz, naturnahem
Gärtnern, Plastikfasten und gesunder Ernährung. Auch der NABU konnte
im vergangenen Jahr mehr Unterstützer für den Naturschutz gewinnen.
Die Zahl der Mitglieder ist 2018 um 42.000 gewachsen. 664.000
Mitglieder, 47.000 Förderer und 2.000 Orts-, Kreis- und Fachgruppen
zählten der NABU und sein bayerischer Partner, der Landesbund für
Vogelschutz (LBV), zum 31. Dezember 2018.

"Der extreme Hitzesommer 2018 hat den Menschen vor Augen geführt, was
im Zuge der Erderwärmung droht. Die Auseinandersetzungen um den
Hambacher Wald und den Kohleausstieg trugen dazu bei, dass der
Naturschutz mehr Aufmerksamkeit erhielt", sagt NABU-Präsident Olaf
Tschimpke bei der Vorstellung des NABU-Jahresberichtes in Berlin.
Viele Bürgerinnen und Bürger seien bereit, selbst etwas für den Umwelt-
 und Naturschutz zu tun. Um die Energiewende naturverträglich
voranzubringen, müssten Klima- und Naturschützer an einem Strang
ziehen.

"Wir wissen heute, dass der Ausbau der erneuerbaren Energien zu einem
steigenden Druck auf Flächen und geschützte Arten führt. So können
schlecht geplante und platzierte Windenergieanlagen gravierende Folgen
für Fledermäuse und Vögel haben, gleichzeitig ist der Klimawandel für
viele Arten eine Bedrohung." Einige wenige Projekte würden eine ganze
Branche in Misskredit bringen. Daher sei es dringend notwendig,
gemeinsam Lösungen voranzutreiben, die den Klimaschutz ermöglichen
ohne dabei das zu zerstören, was gerettet werden soll. Klimaschutz und
Artenschutz gehörten unteilbar zusammen.

"Es kann nicht sein, dass Naturschutzbelange immer erst auf Druck von
außen oder durch die Androhung der EU von hohen Strafzahlungen
berücksichtigt werden", so Tschimpke. Die Bundesregierung hingegen
habe sich zwar verpflichtet, die UN-Nachhaltigkeitsziele bis 2030 zu
erreichen, dafür passiere aber viel zu wenig. Das
Nachhaltigkeitsprinzip müsse nicht nur im Grundgesetz verankert
werden, sondern Richtschnur des Regierungshandelns sein -
ressortübergreifend.

Mit Blick auf den Waldschutz kritisiert der NABU, dass erst knapp zwei
Prozent der Wälder aus der Nutzung genommen wurden. Die
Bundesregierung will bis 2020 erreichen, dass fünf Prozent des Waldes
sich natürlich entwickeln können. "Wenn Ministerin Klöckner im
September zum Waldgipfel lädt, müssen wir darüber sprechen, wie der
Waldumbau schneller vorankommt. Das aktuelle Waldsterben ist vor allem
ein Fichtensterben, da auf schnell wachsende Hölzer gesetzt wurde, die
viel anfälliger für Extremwetter und den Borkenkäfer sind", so der
NABU-Präsident. Ziel müsse sein, mehr Mischwälder und den Verbleib
von Totholz im Wald zu fördern. Die Verbrennung von Holz müsse unter
50 Prozent der Holzernte sinken. Der NABU zeige mit verschieden
Projekten, dass mehr Klimaschutz im Wald möglich ist.

Am 20. September will das Klimakabinett einen Entwurf für das
Klimaschutzgesetz vorstellen. Die Bundesregierung hat sich vom
verbindlichen CO2-Reduktionsziel von minus 40 Prozent gegenüber 1990
verabschiedet. Dies soll jetzt nur noch "so schnell wie möglich"
erreicht werden. Positiv ist, dass mit dem Klimaschutzgesetz die Ziele
für jeden Sektor bis 2030 festgelegt werden sollen, aber auch hier
fehlen immer noch konkrete Maßnahmen, wie Ziele erreicht werden
können. Die Vorschläge von Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner
reichen beispielsweise noch lange nicht aus, um die Klimagase aus der
Landwirtschaft wirksam zu reduzieren. "Wir brauchen eine
flächengebundene Tierhaltung, die Wiedervernässung von Mooren oder
zumindest die Nutzung als Grünland, sowie den Erhalt von artenreichem
Dauergrünland und mehr Maßnahmen zum Schutz von Ackerböden, zum
Beispiel durch Anreicherung von Humus - das hilft dem Klima, unseren
Feldvögeln und Insekten", so Tschimpke.

Der NABU fordert ein Umsteuern in der EU-Agrarpolitik und engagiert
sich dafür in einer europaweiten Kampagne. Die zentrale Forderung: Das
pauschale Verteilen von Steuer-Milliarden pro Fläche muss ein Ende
haben und 15 Milliarden Euro jährlich sollten an Landwirte ausgezahlt
werden, die Maßnahmen für die Artenvielfalt durchführen. Von einem
"Aktionsprogramm Insektenschutz", das die Bundesregierung noch im
August verabschieden will, erwartet der NABU konkrete Maßnahmen für
deutlich weniger Einsatz von Pestiziden und für strukturreichere
Lebensräume in der Agrarlandschaft.

Die Einnahmen des NABU aus Mitgliedsbeiträgen stiegen im abgelaufenen
Geschäftsjahr um rund 2,2 Millionen Euro auf 24,3 Millionen Euro
(Vorjahr: 22 Millionen Euro). Die Spenden erhöhten sich 2018 gegenüber
2017 um rund 1,1, Millionen Euro auf insgesamt 7,5 Millionen Euro
(Vorjahr: 6,4 Millionen Euro). Die Gesamterträge stiegen um 1,4
Millionen auf rund 46 Millionen Euro. Der positive Trend hält an: Mit
aktuell über 730.000 Mitgliedern und Förderern (Stand: 31. Juli 2019)
ist der NABU der mitgliederstärkste Umweltverband in Deutschland mit
einer breiten ehrenamtlichen Basis. Die 40.000 aktiven Mitglieder im
NABU initiieren Artenschutzprojekte, engagieren sich in
Beteiligungsverfahren bei Infrastrukturplanungen und pflegen
artenreiche Lebensräume.

Tschimpke: "Es braucht nicht nur gute Ideen, sondern auch Mut und
Entschlossenheit, um vor Ort für seine Ziele einzutreten. Das sind
Eigenschaften, die unsere Naturschutzmacherinnen und Naturschutzmacher
bei ihrem nimmermüden Engagement täglich beweisen. Sie sind, was sie
tun. Dafür bedanke ich mich herzlich, auch für die lange gemeinsame
erfolgreiche Zeit im NABU."

Denn Olaf Tschimpke kündigte an, nach 16 Jahren an der Verbandsspitze
nicht erneut für das Amt als Präsident zu kandidieren. Die nächsten
Präsidiumswahlen finden im Rahmen der NABU-Bundesvertreterversammlung
im November in Berlin statt.

NABU-Jahresbericht zum Download:

www.NABU.de/jahresbericht

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 83/19, 15.08.2019
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Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)
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MASSNAHMEN/071: Klimakrise - Was jetzt getan werden muss (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Campact, Deutsche
Umwelthilfe, Germanwatch, Greenpeace, Naturschutzbund Deutschland
(NABU), NaturFreunde Deutschlands, Umweltinstitut München, WWF
Deutschland und dem Umweltdachverband Deutscher Naturschutzring (DNR)

Gemeinsame Pressemitteilung - 16. August 2019

Klimakrise: Was jetzt getan werden muss

Umweltverbände veröffentlichen Handlungsprogramm für effektiven
Klimaschutz



Berlin, 16.08.2019 - Mit eindringlicher Kritik an der Bundesregierung
haben heute Natur- und Umweltschutzverbände ein Handlungsprogramm zur
wirksamen Eindämmung der Klimakrise veröffentlicht. Die Verbände
fordern die Bundesregierung auf, endlich zu handeln und effektive
Maßnahmen zum Schutz des Klimas und der Einhaltung des 1.5 Grad
Erhitzungs-Limits von Paris zu ergreifen. "Wir befinden uns am Anfang
einer gefährlichen Klimakrise. Dürresommer und Hitzewellen,
Überflutungen und Sturmschäden werden uns mit Regelmäßigkeit treffen.
Wir brauchen wirksame Maßnahmen und zwar sofort. Für Symbolpolitik ist
die Zeit abgelaufen", so die Verbände. Mit dem Handlungsprogramm liegt
der Bundesregierung jetzt ein Paket vor, das einen wirksamen Einstieg
zum Erreichen und Nachbessern des 2030-Klimaziels sicherstellt und den
Stillstand der vergangenen Jahre beendet.

Wie von der Wissenschaft gefordert, bedarf es eines grundlegenden
Wandels vieler Bereiche von Wirtschaft und Gesellschaft. Ziel der
Regierung ist es, den Kohlendioxid-Ausstoß in Deutschland
schnellstmöglich um 40 Prozent im Vergleich zum Jahr 1990 zu senken.
Gleichzeitig muss die Landnutzung klima- und naturverträglich werden.
Der Kohleausstieg muss sofort beginnen, der Weg zu 100% Erneuerbaren
Energien auf naturverträgliche Weise massiv beschleunigt werden, der
Umbau des Verkehrssystems mit klaren Rahmensetzungen vorangebracht und
die Europäische Agrarpolitik reformiert werden. Klimaschutzgesetz,
CO2-Preis und Instrumentenpaket müssen den Weg in deutliche jährliche
CO2-Reduktionen bahnen.

Die Bundesregierung will bei der letzten Sitzung ihres Klimakabinetts
am 20. September einen Maßnahmenkatalog beschließen. Schon jetzt zeigt
sich aber, dass die dort vorgeschlagene Kombination aus reinen
Anreizprogrammen und einem Einstieg in eine CO2-Bepreisung noch nicht
einmal für diese Ziele ausreichen wird. Nötig sind stattdessen klare
und messbare gesetzliche Maßnahmen, die jederzeit nachgeschärft werden
können. Hierfür muss die Bundesregierung verbindliche Sofortmaßnahmen
im Rahmen des anstehenden Klimaschutzgesetzes umsetzen. Die
Umweltverbände fordern unter anderem:


	Ein wirksames Klimaschutzgesetz

	Einstieg in die Kohlendioxid-Bepreisung noch in dieser Legislaturperiode

	Klimaschutz-Fonds weiterentwickeln

	Umgehender Start des Kohleausstiegs: Abschaltung der dreckigsten Braunkohlekraftwerke

	Naturverträglicher Ausbau der Erneuerbaren Energien

	365-Euro-Jahresticket im ÖPNV

	Moratorium für den Aus- und Neubau neuer Fernstraßen und Flughäfen bis 2029

	Bahnpreise auf innerdeutschen Strecken günstiger als Flugpreise machen

	Grundlegende Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU, damit in Klima- und Naturschutz investiert werden kann - statt Intensivierung anzuheizen

	Reduktion der Nutztierbestände, gebunden an die zur Verfügung stehende Fläche

	Verschärfung des Düngerechts und Einführung einer Stickstoff- Überschussabgabe

	Verpflichtung von Bund, Ländern und Kommunen, klimafreundliche Produkte bei öffentlichen Aufträgen zu standardisieren

	Abbau umweltschädlicher Subventionen



Das Handlungsprogramm erläutert detailliert für die unterschiedlichen
Sektoren, welche Maßnahmen schnell umsetzbar sind, um eine große
Wirkung zu erreichen.




Das komplette Handlungsprogramm finden Sie hier:

www.bund.net/klimakrise

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 16.08.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin
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OFFENER BRIEF/044: Waldkrise - Umweltministerium muss sich einschalten! (DUS)


Deutsche Umweltstiftung - Pressemeldung, 15. August 2019

"Es droht eine ökologische Katastrophe"

Waldexperten fordern Umweltministerin Schulze auf, sich in die Debatte
zur Waldkrise einzuschalten



Berlin (15.08.2019). Eine Gruppe kritischer Waldexperten und
Forstpraktiker fordert Bundesumweltministerin Svenja Schulze auf, in der
Debatte zur aktuellen Waldkrise in Deutschland das Wort zu ergreifen
und ihrer Zuständigkeit für das Ökosystem Wald gerecht zu werden. Als
Ministerin für Umwelt trage sie die Verantwortung dafür, dass ein
aktionistisches Degradieren von großen Waldökosystemen verhindert
werde. Es gelte, Sorge zu tragen, die Einhaltung des
Bundesnaturschutzgesetzes zu gewährleisten und die Leistungs- und
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts dauerhaft zu sichern.

László Maraz, Koordinator der AG Wald des Forum Umwelt und
Entwicklung: "Es käme einer ökologischen Katastrophe gleich, wenn
demnächst auf Tausenden von Quadratkilometern großen Flächen
kahlschlagsartige Sanitär- und Räumungshiebe durchgeführt würden.
Damit ginge ein erhebliches Potenzial für die ökosystembasierte
Klimawandelanpassung verloren, und es wird zur Beeinträchtigung
sensibler Arten und Habitate kommen".

Der Naturschutzwissenschaftler von der Hochschule für nachhaltige
Entwicklung Eberswalde und Vorstandsmitglied der Deutschen
Umweltstiftung Prof. Pierre Ibisch betont: "Ein angemessenes
Waldökosystemmanagement kann nicht allein aus der Perspektive der
Holzwirtschaft und unter alleiniger Federführung des
Landwirtschaftsministeriums erfolgen. Es braucht eine ganzheitliche
Ökosystempolitik für die gesamte Landschaft integriert werden. Es ist
Zeit, in Deutschland endlich das Leitbild einer ganzheitlichen
ökosystembasierten nachhaltigen Entwicklung zu verfolgen ".

Die Autoren des Schreibens an Ministerin Schulze - darunter der
ehemalige Leiter der saarländischen Landesforstverwaltung, der Ökologe
Prof. Pierre Ibisch und der Vorstandsvorsitzende der Deutschen
Umweltstiftung - beziehen sich auf einen bislang unbeantworteten Brief
an die Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner, in dem sie angesichts
der Wald- und Forstkrise zu einer Waldwende aufgefordert wird. Der
Brief wurde von Waldexperten, Chefs von Umweltverbänden wie etwa
Deutscher Naturschutzring, Greenpeace, NABU, Naturfreunde, und
Deutsche Umweltstiftung sowie Waldbesitzern, diversen
zivilgesellschaftlichen Vertretern und namhaften Autoren wie Franz Alt
und Peter Wohlleben unterzeichnet. Dabei geht es um eine Abkehr von
der konventionellen Forstwirtschaft sowie eine radikale Hinwendung zu
einem Management, das den Wald als Ökosystem und nicht mehr länger als
Holzfabrik behandelt. Kritisiert wird zudem der Plan, die aktuellen
Waldschäden aktionistisch durch rasche Beräumung geschädigter Bäume
und Aufforstung anzugehen.

Ende DUS-Pressemeldung, 15.08.2019


 * 



Deutsche Umweltstiftung - Pressemeldung, 10. August 2019

Waldexperten kritisieren Bundesregierung

Waldexperten warnen vor Aktionismus in der Waldkrise und fordern Ende
von 'Holzfabriken'

Berlin (10.08.2019). Angesichts der aktuellen Waldkrise fordert eine
Gruppe von Waldexperten, Forstpraktikern, Waldbesitzern und
Verbändevertretern in einem offenen Brief an Bundesministerin Klöckner
eine Abkehr von der konventionellen Forstwirtschaft. Es heißt: "Wir
fordern die staatliche Forstwirtschaft auf, anstelle teurem
Aktionismus endlich eine sachkundige Fehleranalyse des eigenen Wirkens
vorzunehmen und dabei alle Akteure mit einzubeziehen. Gefordert werden
eine konsequente Abkehr von der Plantagenwirtschaft und eine radikale
Hinwendung zu einem Management, das den Wald als Ökosystem und nicht
mehr länger als Holzfabrik behandelt".

Mitunterzeichner Wilhelm Bode, ehemaliger Leiter der saarländischen
Forstverwaltung und Autor des Buchs "Waldwende" betont: "Wir brauchen
endlich eine Waldwende, die die natürlichen Produktionskräfte des
Waldes stärkt und nicht weiter schwächt. Darum ist zunächst ist die
Forstwirtschaft selbst gefragt, betriebliche Stressoren zurückzunehmen
und bei der Wiederbewaldung auf die Natur zu setzen."

Der Waldökologe und Naturschutzwissenschaftler Prof. Pierre Ibisch
sagt: "Die derzeitige Waldkrise in Deutschland ist nicht allein eine
Folge des Klimawandels - auch die Art der Waldbewirtschaftung trägt
eine erhebliche Mitverantwortung. Es gibt zu viele struktur- und
artenarme Wälder, die durch zu viele Wege zerschnitten wurden.
Waldböden werden zu intensiv befahren, und vielerorts ist das
Waldinnenklima durch Auflichtung und zu starke Holzentnahme
geschädigt". Kritisiert wird zudem der Plan, die aktuellen Waldschäden
aktionistisch durch rasche Beräumung geschädigter Bäume und
Aufforstung anzugehen.

Mit-Initiator und Waldschützer Norbert Panek betont: "Wir brauchen
endlich Ruhepausen für den Wald in Deutschland, der jahrhundertelang
ausgebeutet wurde. Wir brauchen ein neues, ökologisch orientiertes
Konzept für den zukünftigen Wald, - keinen hektischen "Waldumbau",
sondern schlicht Waldentwicklung - hin zu mehr Naturnähe, die dem Wald
als Ökosystem den notwendigen Spielraum belässt, selbstregulierend auf
die sich abzeichnenden Umweltveränderungen reagieren zu können."

Die von allen Bürgerinnen und Bürgern über ihre Steuern zu bezahlenden
Hilfen für die Waldbesitzenden seien gerechtfertigt - aber nur, wenn
sie genutzt würden, einen zukunftsfähigen Wald aufzubauen. Definitiv
sei geboten Fehler der Vergangenheit aufzuarbeiten und zu vermeiden.
László Maraz, Koordinator der AG Wald des Forum Umwelt und
Entwicklung: "Es wäre Steuergeldverschwendung, jetzt Millionen von
Bäumen zu pflanzen, wenn diese vom Wild gefressen werden wie bisher.
Eine waldverträgliche Verringerung des Wildbestandes ist dringender
als je zuvor".

Zu den Unterzeichnern des Briefes gehören neben Wissenschaftlern
Forstexperten mit jahrzehntelanger Erfahrung, Chefs von
Umweltverbänden wie etwa Deutscher Naturschutzring, Greenpeace, NABU,
Naturfreunde und die Deutsche Umweltstiftung, Vertreter von
Bürgerinitiativen und namhafte Autoren wie Franz Alt oder Peter
Wohlleben.

Link zum Offenen Brief an BM Klöckner (*)

Ende DUS-Pressemeldung, 10.08.2019
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Offener Brief von Waldexperten an BM Svenja Schulze

Bundesministerium für

Umwelt, Naturschutz und

nukleare Sicherheit (BMU)

Ministerin Svenja Schulze

10117 Berlin

15. August 2019

Experten, Waldbesitzer und Verbändevertreter fordern eine
ganzheitliche ð das Waldökosystemmanagement umfassende -
Ökosystempolitik

Sehr geehrte Frau Ministerin Schulze,

das derzeitig zu beobachtende Absterben von Bäumen, von ganzen
Nadelbaum-Forsten, aber auch von aktuell oder in der Vergangenheit
bewirtschafteten Laubmischwäldern ist besorgniserregend. Es führt uns
nicht nur vor Augen, dass die klimawandelgetriebenen Extremwetterlagen
immer mehr Arten und Ökosysteme über Kippunkte treiben, sondern auch,
dass konventionelle Modelle der Ökosystembewirtschaftung auf den
Prüfstand müssen. Wir haben als große Gruppe von Vertretern aus
Wissenschaft und Forstpraxis, von Umweltverbänden und waldbezogenen
Bürgerinitiativen sowie Autoren und Waldexperten Frau Bundesministerin
Klöckner am 10. August 2019 in einem Brief aufgefordert, von der
allein auf Holzproduktion fokussierende Forstwirtschaft Abstand zu
nehmen und dem Wald in Deutschland endlich ein angemessenes
Ökosystemmanagement angedeihen zu lassen. Wir haben angemahnt, die
Fehler der Vergangenheit anzuerkennen und aufzuarbeiten. Zudem haben
wir vor den Risiken gewarnt, die sich aus einer
interventionistisch-mechanistischen Herangehensweise an das 'Aufräumen
und Aufforsten' der geschädigten Wälder ergeben.

Die vom BMEL und von Forstministerien einiger Bundesländer gemeinsam
herausgegebene Moritzburger Erklärung offenbart
konzeptionell-fachliche Schwächen, etwa wenn von einem
'klimatoleranten' Wald gesprochen wird, aber auch wenn zum einen der
Wald als überaus bedroht dargestellt wird und zum anderen die
Holzverwendung im Rahmen der Charta für Holz 2.0 gesteigert werden
soll. Es käme einer ökologischen Katastrophe gleich, wenn demnächst
ggf. auf Tausenden von Quadratkilometern großen Flächen
kahlschlagsartige Sanitär- und Räumungshiebe durchgeführt würden.
Böden würden langfristig durch Befahrung und mikroklimatische
Veränderungen nachhaltig geschädigt, und die Neubildung von humus- und
totholzreichen sowie Wasser speichernden Böden würde unterbunden.
Damit ginge erhebliches Potenzial für die ökosystembasierte
Klimawandelanpassung verloren, und es würde zur Beeinträchtigung
sensibler Arten und Habitate kommen.

Mit dem Aufforstungs-Aktionismus auf großen Flächen droht die Gefahr,
dass neue, im Extremfall invasive "Wunderbaumarten" mit neuen Risiken
und von anderen Kontinenten den Wald der Zukunft formen sollen. Auch
dies sollte verhindert werden. Grundsätzlich droht im Rahmen der groß
angelegten Wiederaufforstung eine substanzielle Verschwendung von
Steuergeldern, während gleichzeitig die Möglichkeiten einer
dynamischen Anpassung der Waldökosysteme im Rahmen von ökologischen
und evolutiven Prozessen von vornherein ignoriert, ausgeschlossen bzw.
unterbunden werden.

Als Ministerin für Umwelt tragen Sie die Verantwortung dafür, dass ein
aktionistisches Degradieren von großen Waldökosystemen verhindert
wird. Es gilt, Sorge zu tragen, die Einhaltung des
Bundesnaturschutzgesetzes zu gewährleisten. Gemäß §1 des Gesetzes
sind bekanntlich u.a. die biologische Vielfalt, die Leistungs- und
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich der
Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der
Naturgüter auf Dauer zu sichern. Zur dauerhaften Sicherung der
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sind insbesondere
die räumlich abgrenzbaren Teile seines Wirkungsgefüges im Hinblick auf
die prägenden biologischen Funktionen, Stoff- und Energieflüsse sowie
landschaftlichen Strukturen zu schützen und v.a. auch die Böden so zu
erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können. Die
großmaßstäbige Beräumung und Wiederaufforstung von geschädigten
Waldflächen würden Waldböden nachhaltig schädigen und drohen auch die
nationale Biodiversitätsstrategie sowie internationale Verpflichtungen
Deutschlands zu konterkarieren.

Wir fordern Sie deshalb auf, sich dezidiert und öffentlich zur
aktuellen Waldkrise zu äußern und für ein modernes und ganzheitliches
Ökosystemmanagement einzutreten, wie es seit vielen Jahren im Sinne
des Ökosystemansatzes des Übereinkommens über die biologische Vielfalt
auch in Deutschland angewendet werden soll. Dies bedeutet, dass das
Waldökosystemmanagement nicht allein aus der Perspektive der
Holzwirtschaft und unter alleiniger Federführung des BMEL erfolgen
kann. Zudem muss das Waldökosystemmanagement mit einem angemessenen
Management der Gesamtlandschaft einschließlich der Wasserressourcen
integriert werden und sektorale Beschränkungen hinter sich lassen. Es
ist Zeit, in Deutschland das Leitbild einer ganzheitlichen
ökosystembasierten nachhaltigen Entwicklung zu verfolgen. Die
haushaltenden natürlichen Ökosysteme sind unsere Lebensgrundlage und
durch die Bereitstellung einer Vielzahl von Ökosystemleistungen
Garanten von Lebensqualität für die Bevölkerung in Deutschland und im
Angesicht des Klimawandels ein zentraler Pfeiler nationaler
Sicherheit. Abgesehen von der Einführung einer ganzheitlichen
Ökosystempolitik fordern wir die Unterstützung der minimalen
Forderungen, die sich auf Grundlage moderner Erkenntnisse zum
Waldökosystemmanagement ergeben. Diese wurden bereits Ministerin Julia
Klöckner unterbreitet:

1. Auf Kalamitätsflächen (schwerpunktmäßig im öffentlichen Wald!) ist
die Wiederbegründung
durch natürliche Waldentwicklung (Sukzession) u.a. mit
Pionierbaumarten zu bewirken. Im
Privatwald sind Sukzessionen zur Wiederbegründung gezielt zu fördern.
Größere Kahlflächen
sollten mit maximal 400 bis 600 Großpflanzen heimischer Arten pro
Hektar bepflanzt
werden, um gleichzeitig Sukzession zuzulassen.

2. Auch zur Förderung von Sukzession sollten die Flächen nicht mehr
vollständig und nicht
maschinell geräumt werden; es ist so viel Holz wie möglich im Bestand
zu belassen (zur
Förderung einer optimalen Boden- und Keimbettbildung, des
Bodenfeuchte-Speichers sowie
eines natürlichen Verbiss-Schutzes). Im Privatwald sollte der
Nutzungsverzicht auf den
Kalamitätsflächen gezielt gefördert werden, nicht zuletzt aus
ökologischen Gründen und um
den Holzmarkt zu entlasten.

3. Bei der Förderung von Wiederbegründungs-Pflanzungen im Privatwald:
Vorrang von
standortheimischen Baumarten (aus regionalen Herkünften); weite
Pflanzabstände wählen,
um der Entwicklung von Pionierarten ausreichend Raum zu lassen.

4. Für die Zukunftswälder: Durchforstungen minimieren
(low-input-Prinzip), Vorräte durch gezielte Entwicklung hin zu alten
dicken Bäumen aufbauen, Waldinnenklima schützen/Selbstkühlungsfunktion
fördern (- sollte höchste Priorität haben wegen des rasch
fortschreitenden Klimawandels!), Schwersttechnik verbieten, weiteren
Wegebau und -ausbau unterlassen, natürliche selbstregulatorische
Entwicklungsprozesse im
bewirtschafteten Wald sowie auf (größeren) separaten Flächen im Sinne
eines
Verbundsystems zulassen und fördern; Schalenwilddichten drastisch
reduzieren (Reform der
Jagdgesetze).

5. Wie im Bereich des seit den 80er Jahren etablierten Ökolandbaus
sollte die Krise unserer
Wälder heute Anlass sein, mindestens zwei bestehende forstlich
arbeitende Hochschulen in
Hochschulen für interdisziplinäres Waldökosystemmanagement
umzuwandeln, ein Beitrag
nicht nur zur Fortentwicklung der Forstwissenschaft und
Forstwirtschaft in Deutschland,
sondern auch von globaler Bedeutung! Das Ziel muss es sein, die
Holzerzeugung durch
weitgehend natürliche Waldproduktion zu leisten und hier in
Deutschland, dem Geburtsland
der Forstwissenschaft, den Anfang damit zu machen.

Besonderer Handlungsbedarf ergibt sich auch im Kontext einer zusehends
verwirrten
Klimaschutzargumentation im Zusammenhang mit dem Wald in Deutschland.
Es bedarf einer
grundlegenden Studie, die die ehrlichen Kohlenstoffbilanzen und
sämtliche Unsicherheiten bei der
Modellierung von Kohlenstoffspeicherszenarien offenlegt. Die Debatte
basiert momentan v.a. auf
Modellierungsergebnissen, welche keine Klimawandelwirkungen auf den
Wald einbeziehen und
zukünftiges Baumwachstum aus Befunden in der Vergangenheit ableiten;
zudem werden
Kohlenstoffspeicherung und verringerte Klimawandelsensitivität in
alten Wäldern unterschätzt. Das
BMU sollte sich vehement für die Ausweisung von Klimaschutzwäldern
ohne jede forstliche Eingriffe
in ausreichender Größe (> 10 km²) zur Erforschung von Stabilität
der Waldgesellschaften,
Standortanpassungen und Artenverschiebungen im Klimawandel bei
gleichzeitiger Erfüllung der
Wald-Ziele der Nationalen Biodiversitätsstrategie (Wildnis auf 2% der
Landesfläche, Naturwälder auf
5% der Waldfläche bis 2020) einsetzen.

Leitmotto: SYSTEMISCHES WALDÖKOSYSTEM-MANAGEMENT STATT HOLZFABRIKEN

Die Unterzeichner

Wilhelm Bode (Autor und vormals Leiter der Saarländischen
Forstverwaltung; Leit.Min.Rat a.D.) - Dr. Lutz
Fähser (Forstamtsleiter i.R., Lübeck) - Prof. Dr. Pierre Ibisch
(Direktor Centre for Econics and Ecosystem
Management an der Hochschule für nachhaltige Entwicklung, Vorstand
Deutsche Umweltstiftung, Vorstand
European Beech Forest Network) - Dr. Siegfried Klaus (AG
Waldnaturschutz im NABU Thüringen) - Prof. Dr.
Hans D. Knapp (DirProf.a.D., Succow Stiftung, Vorstand European Beech
Forest Network, EuroNatur) - László
Maraz (Koordinator Dialogplattform Wald/ AG Wälder, Forum Umwelt &
Entwicklung) - Jörg Sommer
(Vorstandsvorsitzer Deutsche Umweltstiftung) - Knut Sturm
(Forstamtsleiter, Stadtwald Lübeck ) ð Dr. Torsten
Welle (Naturwald Akademie)

Ende Offener Brief von Waldexperten an BM Svenja Schulze

(*)

https://www.deutscheumweltstiftung.de/download/22/dokumente-zur-umweltpolitischen-diskussion/20206/offener-brief-zur-waldkrise.pdf

 * 

Quelle:

DUD-Pressemeldungen vom 10. und 15. August 2019

inkl. Offener Brief an Bundesumweltministerin Schulze

Deutsche Umweltstiftung

Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin

Tel. 030 202384-280, Fax 030 202384-289

E-Mail: presse@deutscheumweltstiftung.de
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STANDPUNKT/1121: Trickserei um Klimaschutz im Luftverkehr (IK)


Initiativkreis Klima- und Fluglärmschutz im Luftverkehr

für Hamburg und Schleswig-Holstein - 6. August 2019

Trickserei um Klimaschutz im Luftverkehr

Luftfahrtbranche präsentiert nur Scheinlösungen



Die Luftfahrtbranche steht unter enormen Handlungsdruck. Die
anhaltenden Forderungen der Fridays-for-Future-Bewegung nach klaren
Beschränkungen des Luftverkehrs beginnen auch im politischen Raum
Wirkung zu zeigen. Das sogenannte "Klimakabinett" der Bundesregierung
bereitet Maßnahmen zur Eindämmung der luftverkehrsbedingten
Klimaschadstoffe vor. Die Befürchtungen der Luftfahrtbranche, dass
hierbei ein Teil ihrer Privilegien aufgehoben werden, sind
nachvollziehbar. Zur Diskussion stehen Zuschläge für die Verursachung
von CO2-Emissionen, eine Erhöhung der Luftverkehrsabgabe
("Ticketsteuer") und selbst die Beendigung der Steuerfreiheit von
Kerosin scheint realistisch. Zu Recht, denn mit seinen Emissionen
leistet der Luftverkehr einen wesentlichen Beitrag zur Verschärfung
der Klimakrise: Der weltweite Verbrauch des gesundheitsschädlichen und
umweltgefährdenden Flugzeugtreibstoffs betrug im vergangenen Jahr 356
Milliarden Liter. Bei dessen Verbrennung wurden knapp eine Milliarde
Tonnen klimarelevantes CO2 ausgestoßen.

Im Angesicht der sich abzeichnenden Reglementierungen, hat der
Lobbyverband der Deutschen Luftfahrt (BDL) vergangene Woche eine
Selbstverpflichtung für einen CO2-neutralen Flugverkehr abgegeben. Die
Mitglieder im BDL sind sich der Umweltschädlichkeit des Fliegens
bewusst. Der Verband gibt vor, dass das angestrebte Ziel der
CO2-Neutralität nur erreichbar sei, wenn das auf fossiler Basis
hergestellte Kerosin durch regenerativ erzeugtes Kerosin ersetzt wird.
Die nach Ansicht des BDL derzeit beste Lösung sei ein Kraftstoff, der
im sogenannten "Power-to-Liquid (PTL)"-Verfahren gewonnen wird.

Martin Mosel, Luftfahrtexperte und Sprecher des Initiativkreises für
Klima- und Fluglärmschutz in Hamburg und Schleswig-Holstein (IK)
stellt hierzu fest: "Das PTL-Verfahren ist nicht neu. Es hat sich
schon in den vergangenen 100 Jahren nicht durchsetzen können. Aufgrund
seiner Ineffizienz stellt es eine Verschwendung von regenerativer
Energie dar. Die zur Kraftstoffherstellung erforderliche Energiemenge
steht weder in Deutschland noch in Europa zur Verfügung. Plakativ
ausgedrückt: Damit der Luftverkehr sich zukünftig ein "grünes
Klimagewissen" machen kann, indem er zu 100 Prozent mit PTL-Kerosin
fliegt, müssten bei der Hälfte aller Haushalte sowie dem Gewerbe und
der Industrie in der Europäischen Union nicht nur die Lichter
ausgehen, sondern die gesamte Stromversorgung gekappt werden. So groß
ist der Strombedarf zur Herstellung des PTL-Kerosins".

Für Mosel ist klar, dass die Luftfahrtindustrie mit ihren Vorschlägen
zum Klimaschutz lediglich lästige Auflagen und zusätzliche Kosten
abwenden will. "Bisher hat es die Luftfahrtbranche immer hinbekommen,
dass die Politik einen Schutzschirm über den Luftfahrtsektor gespannt
hat. Das Ergebnis ist ein beispielloses Belastungswachstum mit
katastrophalen Auswirkungen auf Mensch, Umwelt und Klima. Zusammen mit
der Ablasshandelsplattform CORSIA stellt PTL-Kerosin nur eine weitere
Scheinlösung dar, um echten Klimaschutz im Luftverkehr zu verhindern.
Jedoch erwarte ich nun mit den anstehenden politischen Entscheidungen
in Berlin einen Paradigmenwechsel mit der Einbeziehung des
Luftverkehrs beim Klimaschutz", betont Mosel den bestehenden
gravierenden Missstand und den sich abzeichnenden Weg aus der
Umsetzungskrise.

Hintergrund: 

Nach Ermittlungen der Europäischen Kommission würde die Besteuerung
des Luftverkehrs in Europa zu einer Emissionsentlastung um 11 Prozent
führen ohne dass branchenbezogene Arbeitsplätze gefährdet werden
würden. Eine Kerosinsteuer von 33 Cent pro Liter würde die
durchschnittlichen Ticketpreise lediglich um 10 Prozent verteuern. Die
effektivste Klimaschutzmaßnahme im Luftverkehr ist und bleibt aber
schlicht "Am-Boden-Bleiben".

Weitergehende Informationen auch im BLOG

http://www.noflyham.de/2019/08/04/ptl-nein-danke/



Der Initiativkreis Klima- und Fluglärmschutz im Luftverkehr ist ein
Zusammenschluss von Bürgerinitiativen und Vereinen aus Hamburg und
Schleswig-Holstein, die dem Fluglärm - verursacht durch den Betrieb
des innerstädtisch gelegenen Hamburger Verkehrsflughafens - den Kampf
angesagt haben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 06.08.2019

IK Klima- und Fluglärmschutz

E-Mail: info@ik-fluglaerm.de

Internet: www.ik-fluglaerm.de
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AKTION/262: 23. Batnight in Mayen - Fledermausfest am 24. August (NABU RP)


NABU Landesverband Rheinland-Pfalz - 8. August 2019

Die 23. Batnight in Mayen steht bevor

NABU Rheinland-Pfalz läd zum Fledermausfest am 24. August



Mainz/Mayen - Die ersten dieser kleinen damals noch überwiegend
baumbewohnenden Säugetiere lebten schon zu Zeiten der Saurier, vor
etwa 100 Millionen Jahren. Fledermäuse sind nicht nur deswegen
faszinierende Tiere. Als einzige Säugetiere können Sie fliegen und das
mit den Händen. Mit bis zu 1100 Herzschlägen pro Minute rauschen sie
dann durch die Dunkelheit.

Zu Ehren dieser besonderen Tiere veranstaltet der NABU Rheinland-Pfalz
gemeinsam mit dem NABU Mayen und den Erlebniswelten Grubenfeld bereits
zum 23. Mal die größte Landesveranstaltung im Rahmen der
internationalen Batnight (EUROBATS). In dem ehemaligen Bergbaugebiet
leben 14 von 25 in Deutschland heimischen Arten, insgesamt über 50.000
Fledermäuse. Dieses einzigartige Habitat ist das größte
Fledermaus-Winterquartier Deutschlands. Mit der Aktion soll auf die
heikle Situation von Fledermäusen aufmerksam gemacht werden. In
Deutschland sind viele Arten bereits gefährdet und einige sogar vom
Aussterben bedroht.

"Fledermäuse sind dringend auf die Akzeptanz und den Schutz der
Menschen angewiesen, denn sie gehören zu den am stärksten bedrohten
Tierarten in Deutschland. Gleichzeitig haben viele Menschen Vorbehalte
gegenüber den nachtaktiven Insektenfressern", so Cosima Lindemann,
Vorsitzende des NABU Rheinland-Pfalz. Neben dem Rückgang ihrer
Nahrung, nachtaktiver Fluginsekten, mache besonders der
Lebensraumverlust unseren heimischen Fledermäusen zu schaffen. Ihre
natürlichen Unterkünfte in Höhlen und Ritzen in alten Baumbeständen
werden immer seltener. "Einige unserer Fledermausarten leben auch
meist unbemerkt in Spalten an Gebäuden. Diese Quartiere fallen oft,
meist aus Unwissenheit, Sanierungsarbeiten zum Opfer."

Die Batnight lädt daher Jung und Alt dazu ein, mehr über diese
bewundernswerten Geschöpfe zu erfahren.

Bereits ab 16 Uhr wird ein umfangreiches Rahmenprogramm geboten:
Führungen, Kinderschminken, Basteltische, Bogenschießen und vieles
mehr unterhalten und fordern die Besucherinnen und Besucher.

Um 19 Uhr gibt es einen spannenden und kindgerechten Vortrag von
Volker Hartmann und Ann-Sybil Kuckuk. Parallel berichtet Dr. Andreas
Kiefer in einem Fachvortrag für Erwachsene über die faszinierende Welt
der Fledermäuse.

Ab 20 Uhr findet eine geführte Wanderung zum sogenannten "Bierkeller"
statt. Dort können Fledermausfans die Tiere hautnah vor der Kamera
erleben und sie live beim Schwärmen beobachten.

Der Eintritt zur Batnight beträgt für Erwachsene fünf und für Kinder
drei Euro (inklusive der Ausstellung "SteinZeiten"). Auf festes
Schuhwerk und dem Wetter angepasste Kleidung ist zu achten. Vor dem
Bierkeller ist es immer kühl (8°C), also sollte in jedem Fall auch
warme Kleidung mitgebracht und natürlich die Taschenlampen nicht
vergessen werden.

Ort: Erlebniswelten Grubenfeld, An den Mühlsteinen 7, Mayen




Weitere Informationen:

https://rlp.nabu.de/tiere-und-pflanzen/saeugetiere/fledermaeuse/batnight/index.html

https://www.nabu.de/modules/termindb/detail.php?id=690082

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 18/19, 08.08.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Rheinland-Pfalz e.V.

Frauenlobstr. 15-19, 55118 Mainz

Tel. 06131/140 39-24, Fax: 06131/140 39-28

Internet: www.NABU-RLP.de
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AKTIONSTAGE/1019: Interreligiöse Naturschutzwoche in Köln und Umgebung, 8.-15.9.2019 (StadtRaum)


StadtRaum Newsletter vom 4. August 2019

Interreligiöse Naturschutzwoche in Köln und Umgebung

Sonntag, 08. bis Sonntag, 15.09.2019



Vom 8. bis 15. September 2019 findet die zweite Interreligiöse
Naturschutzwoche in Köln und Umgebung statt. Die Woche gehört zu dem
Projekt "Religionen für biologische Vielfalt", das vom Bundesamt für
Naturschutz (BfN) mit Mitteln des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) sowie des Zentrums
Gesellschaftliche Verantwortung der Evangelischen Kirche in Hessen und
Nassau (ZGV) gefördert wird. Ziel der bundesweiten Religiösen
Naturschutzwoche ist es, Religionsgemeinden und Engagierte im
Naturschutz an der Basis zu vernetzen. Religionsgemeinden sollen dazu
animiert werden, den Themenbereich Naturschutz und biologische
Vielfalt aufzugreifen. Dadurch können Bewusstseinsbildung und die
Sensibilisierung für den Naturschutz geschärft werden.

So. 08.09.19, 12.00-19.00
Uhr Eröffnungstag, Quäker Nachbarschaftsheim, Kreutzer Str. 5-9, 50672
Köln

Mo. 09.09.19, 18.30-20.00 Uhr Spiritueller Abendspaziergang durch die
Natur, Parkplatz der Grillhütte am Hardtweiher, Hardtweiherstr. 23,
53229 Bonn

Mo. 09.09.19, 19.00-20.30 Uhr, Offener Gesprächskreis: Wann fangen wir
an ökologisch nachhaltig zu handeln? Christuskirche,
Dorothee-Sölle-Platz

Di. 10.09.19, 17.30-19.00 Uhr Ehrfurcht vor dem Leben - mit allen
Sinnen durch die Rheinauen spazieren, Haltestelle Linie 66, "Rheinaue"
unter der Brücke

Di. 10.09.19, 19.00 - 21.00 Uhr,
Grüne Reformation, Melanchthon-Akademie, Kartäuserwall 24b, 50678 Köln

Mi. 11.09.19, 9.00-13.00 Uhr, Jubeln sollen alle Bäume des Waldes -
Exkursion in die Natur, Eingang zum Klostergelände der Chorruine
Heisterbach, 53639 Königswinter

Mi. 11.09.19, 17.00 Uhr, Führung über den jüdischen Friedhof, In Köln
Deutz, Friedhofstor, Judenkirchhofsweg, 51105 Köln

Do. 12.09.19, 10-17.00 Uhr, Zwischen Weltuntergang und globaler
Umkehr: Die religiösen Aspekte von Gewalt und Frieden in der Erhaltung
der Natur, Melanchthon-Akademie, Kartäuserwall 24b, 50678 Köln

Do. 12.09.19, 17.30-19 .00 Uhr, Biologische Vielfalt schützen und
fördern - Abendspaziergang, Haltestelle der 62/66
"Bonn-Oberkassel-Nord"

Do. 12.09.19, 19.30-21.00 Uhr, Grüne Wunder erleben - Lesung,
Gespräch, Musik und Feuer, Melanchthon-Akademie, Kartäuserwall 24b,
50678 Köln

Do. 12.09.19, 20.00 Uhr, Fledermausexkursion auf dem Melatenfriedhof,
Haupteingang Melatenfreidhof Aachener Str., gegenüber Haus Nr. 249

Fr. 13.09.19, 14.00 Uhr, Zentralmoschee und Naturschutz in Köln,
Venloer Str. 160, 50823 Köln

Fr. 13.09.19, 15.00-16.30 Uhr, Gehmeditation auf dem Melatenfriedhof,
Haupteingang neben der großen Kapelle

Fr. 13.09.19, 18.00 Uhr, Picknick im Kartäusergarten, Kartäusergasse
7, 50678 Köln

Fr. 13.09.19, 20.00 Uhr, Aus der Tiefe des Herzens - Verbundenheit im
Singen, Joymotion Yoga-Studio, Heinrich-Brünung-Straße 8, 50696 Köln

Sa. 14.09.19, 10.00-14.00 Uhr, Buddha und die Bäume, Ort noch nicht
festgelegt

Sa. 14.09.19, 11.00 Uhr, Die alten Mönchsorden und ihr Umgang mit der
Natur, Bahnhof Königswinter, Niederdollendorf

Sa. 14.09.19, 15.00 Uhr, Stadtrundgang zu naturnah gestalteten Beeten
an Kirchen, Marzellenstr. 26, 50668 Köln

Sa. 14.09.19, 15.00 Uhr, Müllsammelaktion auf dem Kinderspielplatz in
Köln Finkenberg, Konrad-Adenauer-Str. 40/42 (Köln Finkenberg)

Sa. 14.09.19. 18.00 Uhr, Universeller Gottesdienst für die Erde, Fritz
Encke Volkspark Köln-Raderthal (Wegbeschreibung ab dem 01.09.19 auf
der Homepage)

So. 15.09.19, 15.00 Uhr, Interreligiöses Gebet für die Schöpfung, Am
Hambacher Wald, auf der Elsdorfer Str, L257, gegenüber der Mahnwache

Di. 17.09.19, 19.00 Uhr, Dialog Forum: Was hat Religion mit
Naturschutz zu tun? Forum Tunisstr. 4, 50667 Köln

 * 

Quelle:

StadtRaum Newsletter vom 4. August 2019

Herausgeber: StadtRaum Köln

Moltkestr. 79, 50674 Köln

Telefon: 0221/56 25 805

Internet: www.stadtraum.de
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MELDUNG/174: Flussgebietsgemeinschaft Weser - Salzabwasserentsorgung weiter unsicher (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 16. August 2019

Salzabwasserentsorgung weiter unsicher 

BUND bleibt nach Entscheidung der "Flussgebietsgemeinschaft Weser"
skeptisch



Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) sieht in der
gestrigen Entscheidung der "Flussgebietsgemeinschaft Weser" (FGG
Weser) noch keine generelle Lösung der Entsorgungsprobleme des
Unternehmens K+S. Der Verband begrüßt, dass die in der FGG Weser
zusammengeschlossenen Umweltminister*innen die Forderung von K+S nach
einer Aufweichung der Grenzwerte nicht nachkommen wollen und der
Oberweser-Pipeline eine Absage erteilt haben. Zugleich erneuert er
seine Forderung, die Abfälle aus dem Kalibergbau als Feststoffe in die
Bergwerke zurückzubringen. Werra und Weser dürfen nicht für
Jahrhunderte durch salzhaltige Abwässer belastet bleiben.

Jörg Nitsch, Vorsitzender des BUND Hessen: "Auch nach der gestrigen
Entscheidung gibt es keine umweltverträgliche Entsorgung der
salzhaltigen Abwässer und das Haldenwachstum soll unverändert
weitergehen."

Ron Hoffmann, Vorsitzender des BUND Thüringen: "Für uns ist noch nicht
erkennbar, wie das Risikomanagement für die Einstapelung der
salzhaltigen Betriebsabwässer konzipiert wird, um die Bergsicherheit
zu gewährleisten." Die lange Diskussionszeit über die
Alternativlösungen "Werra-Pipeline oder Einstapelung in aufgegebene
Kalibergwerke" und die gestrige Pressemitteilung von Thüringens
Umweltministerin Anja Siegesmund zeigen, wie schwierig die
Entscheidung zur Einstapelung ist.

Heiner Baumgarten, Vorsitzender des BUND Niedersachsen: "Unser
Widerstand hat sich gelohnt. Bau und Betrieb der Oberweser-Pipeline
wären ökologisch nicht vertretbar gewesen. Die Ablehnung der
Oberweser-Pipeline ist ein Signal der Hoffnung für die Weser."

Hintergrund:

Die "Flussgebietsgemeinschaft Weser" (FGG Weser) ist ein
Zusammenschluss der Bundesländer im Einzugsgebiet der Weser. Zu ihr
gehören Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt,
Hessen, Thüringen und Bayern. Aufgabe der FGG Weser ist die
Koordination aller wasserwirtschaftlichen Fragestellungen in der
Flussgebietseinheit Weser und insbesondere die Erstellung des von der
EU-Wasserrahmenrichtlinie geforderten Bewirtschaftungsplans.

Im Bewirtschaftungsplan 2015 bis 2021 wird die Oberweser-Pipeline als
eine mögliche Alternative zur Einstapelung salzhaltiger Abwässer in
ehemalige Kaligruben genannt. Die Entscheidung über die
Oberweser-Pipeline sollte laut Plan bereits im November 2018 fallen,
wurde aber auf den 15.08.2019 verschoben, weil die
sicherheitstechnischen Fragen einer Einstapelung damals noch nicht
beurteilt werden konnten.

Die Oberweser-Pipeline, die im Bewirtschaftungsplan als "Werra-Bypass"
bezeichnet wird, hätte über eine Länge von 135 Kilometern vom Werk
Werra im Kreis Hersfeld-Rotenburg bis in die Nordspitze des Kreises
Kassel geführt und dort an der Oberweser geendet. Das Vorhaben wurde
außer dem BUND auch von verschiedene Bürgerinitiativen sowie Kommunen,
Landkreisen und dem Land Niedersachsen strikt abgelehnt. K+S hatte
immer wieder betont, dass man auf die Pipeline schon auf Grund der
hohen Baukosten gern verzichten würde.

Die als Alternative schon im Bewirtschaftungsplan diskutierte
Einstapelung ist nur genehmigungsfähig, wenn die sog. Bergsicherheit
der stillgelegten Bergwerke gewährleistet bleibt. K+S beschreibt die
Problematik mit den Worten: "Werden die Sicherheitspfeiler angegriffen
und könnte es oberirdisch Setzungen geben?" (Thüringer Allgemeine
Zeitung vom 13.08.2019). Die Folge wären sog. "Gebirgsschläge", die im
ungünstigen Fall auch die Sicherheit der Sondermülldeponie
Herfa-Neurode beeinträchtigen könnten. Wegen der nie ausschließbaren
Risiken, kann eine Genehmigung zur Einstapelung nur erfolgen, wenn ein
Risikomanagement vorgesehen wird, bei dem auf nicht vorhergesehene
Eingriffe mit ausreichenden Schutzmaßnahmen reagiert werden kann.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16.08.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Niedersachsen

Goebenstr. 3a, 30161 Hannover

Tel.: 0511/965 69-0, Fax: 0511/662 536

E-Mail: presse.nds@bund.net

Internet: www.bund-niedersachsen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. August 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / PERRY-RHODAN





TRANSMITTER/317: Perry Rhodan-Infotransmitter vom 16.08.2019 (Pabel-Moewig)




Liebe Leserinnen und Leser,

kurz vor dem Wochenende versorge ich euch noch mit den neuesten
Informationen rund um PERRY RHODAN.

PERRY RHODAN-Serie

Seit heute ist "Atlan und die Kristallsklaven" von Michael Marcus
Thurner erhältlich. Der Entstehungsprozess des Romans ist durchaus
ungewöhnlich. Der Autor musste den Band 3026 recht kurzfristig
übernehmen, wodurch er in Terminprobleme geriet. Die Lösung war
externe Hilfe - darüber schrieb Michael Marcus Thurner in einem
Beitrag/Interview.

Der Roman selbst spielt im ... nun, wie sollen wir es sagen, ohne zu
viel zu verrraten? Er spielt im Umfeld des Kugelsternhaufens M 13 -
Atlan will endlich nach Arkon reisen, in seine ehemalige Heimat. Und
sowohl für unseren unsterblichen Arkoniden als auch für die Leser
gibt's auf dieser Reise einige handfeste Überraschungen. In den
vergangenen Jahrhunderten hat sich in dieser Region der Milchstraße
schließlich einiges verändert ...

PERRY RHODAN NEO

Bei PERRY RHODAN NEO kümmern wir uns im Marketing momentan um die
kommende Staffel "Das Compariat". Mit "Rettet Rhodan!" von Oliver
Plaschka startet die Staffel am 4. Oktober 2019. In der neuen Staffel
kommt mit der FANTASY ein brandneues Raumschiff mit einer
revolutionären Technik zum Einsatz ...

Derzeit läuft ja noch die Handlungsstaffel "Die Solare Union", in der
es unter anderem um die neuen Kolonien der Menschheit sowie um die
aktuellen Bedrohungen durch das Dunkelleben geht. Die Exposéautoren
bauen auf vielen Ideen der klassischen Serie auf, erzählen die
Geschichte aber zeitgemäßer - unter anderem zeigen sie, wie Menschen
an fremde Planeten "angepasst" werden, nach aktuellen
wissenschaftlichen Gesichtspunkten. Wir finden das sehr spannend!

PERRY RHODAN-Mission SOL

Bei unserer Miniserie PERRY RHODAN-Mission SOL erreichen wir in der
kommenden Woche mit Band sechs schon die Halbzeit. "Das Orakel von
Takess" stammt von Hermann Ritter.

Im Verlauf der Jahre schrieb er ein halbes Dutzend Romane für unsere
Serien. Darüber hinaus war er lange für die PERRY
RHODAN-Clubnachrichten zuständig und stand bei vielen
Veranstaltungen, in denen es um die größte Science-Fiction-Serie
ging, auf der Bühne. In den vergangenen Jahren hatte sich der Autor
auf andere Projekte konzentriert - doch jetzt feiert er bei PERRY
RHODAN-Mission SOL sein Comeback.

Auch der Folgeband stammt von einem alten Bekannten. Marc A. Herren
zählte einige Jahre lang zum PERRY RHODAN-Team, schrieb auch für die
Minsierien und für ATLAN, steuerte die Miniserie PERRY RHODAN-Arkon
und zog sich zuletzt aus familiären Gründen von der aktiven
Autorentätigkeit zurück.

Von ihm stammt der siebte Band , der am 6. September 2019
veröffentlicht wird. "Eine kosmische Bestimmung" ordnet die Serie in
das "Große und Ganze" des PERRY RHODAN-Universums ein ... Urlaubszeit
ist Lesezeit!

Im Urlaub hat man Zeit, um zum Beispiel am Strand gemütlich ein Buch
zu lesen. Solltet ihr mit eurer PERRY RHODAN-Lektüre schon durch
sein, findet ihr auf unserer Website Empfehlungen für euren
Lesenachschub.

Dabei stellt unser Chefredakteur Klaus N. Frick Romane, Comics, aber
auch Hörspiele vor - und das quer durch verschiedene Genres. Da
sollte für jeden etwas dabei sein. Die aktuellste Empfehlung ist
"Sinclair - Dead Zone" von Dennis Ehrhardt - ein astreiner
Horror-Thriller.

Veranstaltungstipps

4. September 2019: PERRY RHODAN im Planetarium Münster

8. September 2019: PERRY RHODAN im Planetarium Bochum

14. September 2019: 3. BrühlCon

28. bis 29. September 2019: Gut-Con 2019 in Westfalen

28. bis 29. September 2019: 12. Science-Fiction-Treffen im Technik Museum Speyer

19. Oktober 2019: BuchmesseCon in Dreieich-Sprendlingen

Ich wünsche euch ein schönes Wochenende!

Ad Astra!

Eure Katrin Weil

PERRY RHODAN-Redaktion



Quelle: Der PERRY RHODAN-Infotransmitter ist eine kostenlose
E-Mail- und Internet-Publikation der Pabel-Moewig Verlag KG, Rastatt

Verantwortlich für den Inhalt: Pabel-Moewig Verlag KG Karlsruher
Straße 31, D-76437 Rastatt Amtsgericht Mannheim, HRA 705634 USt. Id.
Nr. DE265893557

Verantwortlicher im Sinne des Rundfunkstaatsvertrags: Klaus N. Frick

Wir haben keinen Einfluss auf die Gestaltung und die Inhalte fremder
Seiten. Gemäß eines Urteils des Landgerichts Hamburg vom 12. Mai 1998
distanzieren wir uns von Aussagen und Inhalten gelinkter Seiten.
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KURSUS/1277: Unna - Neue Zeichenkurse bei der VHS ab 2. September 2019


Stadt Unna

Neue Zeichenkurse bei der VHS ab September



Kreisstadt Unna. Auch im 2. Semester 2019 verwandelt sich die
Volkshochschule Unna Fröndenberg Holzwickede wieder zur
Kreativ-Werkstatt für alle, in denen (noch) ungeahnte Talente
schlummern. Der Studienbereich Kulturelle Bildung hat für die Herbst-
und Wintermonate ein Programm zusammengestellt, das zum Ausprobieren,
Mitmachen und Kennenlernen einlädt und sich an Anfänger*innen ebenso
wie an Fortgeschrittene richtet.

Aus insgesamt 77 Kursen und Workshops können Interessierte wählen.
Stark nachgefragt ist aktuell der Bereich Zeichnen.
Studienbereichsleiterin Nicola Biege hat daher das Angebot für alle,
die gerne mit Bleistift, Kreiden, Kohle oder Tusche arbeiten,
ausgebaut. Zwischen September und Januar finden acht Zeichenkurse
statt.

Neu ist der Kurs "Atelier am Abend - Zeichnen lernen heißt sehen
lernen" (Kursnr. 192-7010) mit der Dozentin Annette Wewers. Er findet
ab dem 24. September immer dienstags von 18.45 bis 21 Uhr im zib
statt. Die Gebühr für sieben Termine beträgt 68 Euro.

Ebenfalls dienstags im zib trifft sich der "Vormittagskurs Zeichnen"
(Kursnr.192-7009). Dieses Angebot wird von Brigitte Löhnert geleitet
und startet ebenfalls am 24. September. Der Kurs umfasst neun Termine
und kostet 72 Euro.

Für Kreative, die schon Vorerfahrungen haben, empfiehlt die VHS den
Kurs "Aquarellieren und Zeichnen" (Kursnr. 192-7019). Der Kurs startet
am Donnerstag, 12. September, um 16.30 Uhr und umfasst acht Termine.
Die Kursleiterin Ilka Breker setzt den Fokus in diesem Kurs auf
Techniken des Aquarellierens ebenso wie auf dem Sehen und Besprechen
der Bilder.

Weiterhin bietet die VHS zwei Zeichenkurse in Kooperation mit dem
Künstlerhaus an. Ab dem 12. bzw. 13. September beginnt dort das
Zeichnen (Kursnr. 192-7027) bzw. das Porträtzeichnen (Kursnr. 
192-7021) in Kleingruppen mit der Dozentin Franka Burde. Die Kurse im
Künstlerhaus umfassen jeweils 7 Termine am Nachmittag und die Gebühr
beträgt 72 Euro.

Anmeldungen nimmt die VHS unter der Telefonnummer 02303/103-713/-714
oder online unter www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. August 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TOUR/7485: Mönchengladbach - Rundfahrt "Die Stadt mit dem Bus entdecken" am 31. August 2019


Stadt Mönchengladbach

Stadtrundfahrt - Mönchengladbach mit dem Bus entdecken



Für Samstag, den 31. August 2019 bietet die MGMG wieder eine große
Stadtrundfahrt an. Die informative und spannende Tour durch mehr als
1.000 Jahre Stadtgeschichte führt im modernen Reisebus zu den
zahlreichen Sehenswürdigkeiten Mönchengladbachs. Gestartet wird um 15
Uhr am Parkplatz Geroweiher/Schild "Treffpunkt Stadt-Touren".

Unter anderem führt die Tour am Wasserturm, am Minto, an der
Hochschule, am "Blauhaus" und dem Rheydter Marktplatz vorbei. Nach
einem Ausstieg am Wickrather Schloss geht es weiter zum Nordpark, der
exemplarisch für den wirtschaftlichen Wandel in Mönchengladbach steht,
und durch den Stadtteil Speick zurück zum Geroweiher.

Die etwa 2,5-stündige Fahrt kostet für Erwachsene 12,50 Euro (für
Kinder 7,- Euro), zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro
Buchung.

Karten sind erhältlich beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80),
beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-93 09
20) sowie online unter www.stadttouren-mg.de

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. August 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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